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EDITORIAL/115: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)





Wochendruckausgabe 115 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
08.12.2018
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Liebe Leserin, lieber Leser,

mit der 115. Ausgabe vom 08.12.2018 werden wir das regelmäßige
Erscheinen unserer Schattenblick-Wochendruckausgabe als Printprodukt
anläßlich der Fest- und Brückentage und, davon nicht zu trennen, der
Urlaubszeiten für genau fünf Wochen unterbrechen.

Am Samstag, den 19.01.2019, können Sie wieder die fortlaufende
Zusendung der Wochendruckausgabe des Schattenblicks wie gewohnt
erwarten. Selbstverständlich werden in der Zwischenzeit dennoch alle
damit verbundenen Beiträge auf dem Portal der Online-Tageszeitung
Schattenblick ohne jede Unterbrechung im vertraut täglichen Rhythmus
zu finden sein.

Bleibt noch, Ihnen und uns eine erholsame Zeit, ganz besonders in
diesen Tagen der Feste und Resturlaube, zu wünschen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


7. Dezember 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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ATOM/193: Halbwertzeit - ausgewähltes Publikum ... (BUND BW)


BUND Landesverband Baden-Württemberg - 16. Januar 2019

Atommüll: Informationsveranstaltung des BfE

- Keine Atom-Endlagersuche ohne Transparenz

- BUND-Aktive fordern bei Protestaktion Transparenz und Dialog mit der
Öffentlichkeit



Ulm/Stuttgart. Eine Million Jahre - rund dreimal so lange wie die
Menschheit existiert. So lange muss ein Endlager dicht halten, in dem
hochradioaktiver Atommüll verwahrt wird. Die Suche nach einem deutschen
Standort läuft auf Hochtouren. Doch statt die Öffentlichkeit zu
informieren, findet die Suche weitgehend im Verborgenen statt. Am Mittwoch
(16.1.2019) hatte das Bundesamt für kerntechnische Entsorgung (BfE) nur
Vertreter*innen der Städte, Landkreise und Gemeinden in die Messe Ulm
eingeladen, um über die Atommüll-Endlagersuche zu informieren. Die
Bürger*innen und zivilgesellschaftliche Organisationen mussten jedoch
draußen bleiben. BUND-Aktive protestieren mit Schildern und Sprechchören
vor der Messe Ulm.

"Die Suche nach einem Atommüll-Endlager ist ein extrem heikles Thema. Der
BUND fordert deshalb maximale Transparenz und Beteiligung der
Öffentlichkeit. Die Bundesregierung muss die Öffentlichkeit kontinuierlich
informieren und das von Anfang an", erklärt Brigitte Dahlbender,
Landesvorsitzende des BUND Baden-Württemberg. "Bisher weigert sich das
Bundesamt für kerntechnische Entsorgung, Zwischenergebnisse zu
veröffentlichen und plant, bis 2020 keine Ergebnisse preiszugeben. So wird
es der Generationenaufgabe einer Endlagersuche nicht gerecht und ignoriert
die Sorgen der Bürger*innen in den eventuell betroffenen Gebieten. Wenn die
Bürger*innen bei so einer wichtigen Infoveranstaltung draußen bleiben
müssen, dann ist das kein guter Start für die Endlagersuche in unserer
Region."

BUND-Aktive protestieren mit Schildern und Sprechchören

Draußen vor der Messe haben 40 BUND-Aktive in einer Aktion heute Morgen mit
Schildern und Sprechchören protestiert. Sie riefen und hielten Schilder in
die Luft mit: "Genug gemauschelt - volle Transparenz bei der Endlagersuche"
und "Keine Endlagersuche in Hinterzimmern".

Gerlinde Gröschel-Jungwirth, 56, aus Blaustein: "Ich wohne zwischen Ulm und
Beuren. Unsere Region könnte von einem Atommüll-Endlager betroffen sein.
Ich möchte Sicherheit und von Anfang an wissen, was da auf uns zukommt."

Endlagersuche: Sicherheit muss absolute Priorität haben

Der BUND fordert von der Bundesregierung und ihren Einrichtungen, in den
potentiell betroffenen Regionen alle interessierten Bürger*innen und
zivilgesellschaftliche Organisationen, wie der BUND eine ist, einzuladen.
Bislang sind nur ausgewählte Teilnehmer aus den Landkreis und Kommunen
geladen. Zudem muss die Atommüll-Lagersuche auf wissenschaftsbasierten
Kriterien erfolgen. "Sicherheit muss absolute Priorität haben. Am Ende muss
das am wenigsten gefährliche Atommüll-Endlager in Deutschland ausgewählt
werden", so die BUND-Landeschefin.

Hintergrund: Veranstaltungsreihe

Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgung (BfE) hat für Januar 2019
Vertreter*innen der Städte, Landkreise und Gemeinden zu vier
Dialogveranstaltungen eingeladen. Unter Ausschluss der Öffentlichkeit will
die Behörde über die Suche nach einem Endlager für hochradioaktive Abfälle
informieren und die kommunale Ebene einbinden. Neben Ulm finden und fanden
Veranstaltungen in Leipzig, Hamburg und Frankfurt am Main statt.

Hintergrund: Atommüll und Endlagerung

Mehr als 17.000 Tonnen hochradioaktive Abfälle haben Deutschlands
Atomkraftwerke bislang produziert. Für deren sichere Atommüll-Endlagerung
ist die Bundesrepublik Deutschland verantwortlich. Um das bestmögliche und
für eine Million Jahre sichere Endlager zu finden, hat die Bundesregierung
ein Gesetz erlassen und eine Experten-Kommission eingesetzt. Diese soll bis
2031 in einem wissenschaftsbasierten und transparenten Verfahren einen
passenden Standort auswählen. Nach heutigem Wissensstand kommen in der
Bundesrepublik Salzstöcke, Tonformationen und Granitvorkommen für ein
Endlager infrage. Zudem ist es wichtig, dass die Gesteine den Atommüll
dauerhaft gegen Grundwasser abschirmen und die Restwärme dauerhaft
abführen. Ausgeschlossen sind Gebiete, die erdbebengefährdet sind oder in
denen es Vulkane gab. Eine eventuell geeignete Gesteinsschicht ist
Opalinuston, die sich von Zürich über Ulm in Richtung Nördlingen in 
Baden-Württemberg zieht.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 16.01.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)
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Marienstraße 28, 70178 Stuttgart

Tel.: 0711 620306-17, Fax: 0711 620306-77
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Internet: www.bund.net/bawue
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ATOM/192: Halbwertzeit - die Fragen sind gestellt ... (BBU)


Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Elternverein Restrisiko Emsland

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz

Pressemitteilung - Schüttorf/Lingen/Bonn/Münster, 15. Januar 2019

Atomkraftgegner schreiben an Umweltminister Lies:
- Fragenkatalog zum Brand in Brennelementefabrik Lingen
- Einladung an den Minister / Samstag Demo in Lingen



Der Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf hat jetzt einen ausführlichen
Fragenkatalog zum Brand in der Brennelementefabrik Lingen an den
niedersächsischen Umweltminister Olaf Lies (SPD) geschickt. Anfang Dezember
hatte dort ein uranhaltiger Verdampfer einen Brand ausgelöst, viele Fragen
zu dem gravierenden Vorfall sind noch immer ungeklärt. Der AKU Schüttorf
hat Umweltminister Lies zudem zu einem Gespräch nach Lingen eingeladen. Der
Fragenkatalog findet sich im Anhang dieser Pressemitteilung.

In dem Schreiben bitten die Atomkraftgegner Umweltminister Lies zunächst um
Auskunft zum jetzigen Stand der Ermittlungsarbeiten. Außerdem wollen sie
Aufklärung darüber, ob es bislang irgendwelche Anzeichen für ein
fahrlässiges oder gar bewusstes Verschulden als Ursache für den Brand gibt.
Sie wollen zudem wissen, warum in dem Labor überhaupt brennbare Materialien
wie eine Tischplatte aus Kunststoff vorhanden waren und wie es zu dem
Überhitzen der Heizkassetten kam. Auch die Frage, warum das Überhitzen der
Heizkassetten nicht rechtzeitig bemerkt wurde und warum es keine
automatische Warnmeldung an die Einsatzstelle des Kreises Emsland gibt,
wurde bislang nicht beantwortet. Desweiteren erkundigt sich der AKU
Schüttorf nach dem genauen Verbleib und der genauen Menge des Urans in dem
betroffenen Verdampfer. Und: Wieviel Radioaktivität wurde auf den Anzügen
der Feuerwehrleute gemessen? Auch wird gefragt, welche Konsequenzen das
Umweltministerium bislang aus dem Brand gezogen hat. Außerdem soll
beantwortet werden, wie sich das Ministerium zu den laufenden Gesprächen
auf Bundesebene zu einem möglichen Brennelemente-Exportstopp und einer
damit womöglich verbundenen Stilllegung der Lingener Brennelementefabrik
stellt.

"Bis Weihnachten gab es alle paar Tage neue Versionen zum Ablauf des
Störfalls, seither herrscht Schweigen. Wir wenden uns deshalb direkt an den
Landes-Umweltminister, um mehr Licht in die Angelegenheit zu bringen. Ein
Brand im nuklearen Bereich einer Atomanlage ist sehr besorgniserregend - so
etwas dürfte eigentlich überhaupt nicht vorkommen. Da helfen auch keine
Beschwichtigungen weiter. Zum jetzigen Zeitpunkt deutet vieles auf ein
nachlässiges Verhalten hin und die Verantwortlichkeiten müssen geklärt
werden. Noch immer gibt es mehr Fragen als Antworten," erklärte Christina
Burchert vom Arbeitskreis Umwelt Schüttorf.

19. Januar, 13 Uhr: Anti-Atom-Demo ab Bahnhof Lingen

Am jetzigen Samstag, 19. Januar, findet aus Anlass des Brandes sowie des
40. Jahrestages der Inbetriebnahme der Brennelementefabrik Lingen
(19.1.1979) in Lingen eine Demonstration statt. Auftakt ist um 13 Uhr am
Bahnhof Lingen. Motto der Demonstration ist "40 Jahre sind genug -
Brennelementefabrik jetzt stilllegen". Veranstalter der Demonstration sind
der Elternverein Restrisiko Emsland, das Aktionsbündnis Münsterland gegen
Atomanlagen und der AKU Schüttorf. Rund 20 weitere Initiativen und Verbände
rufen zur Teilnahme an der Demonstration auf, darunter auch der
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU).


Demonstrationsaufruf: 

http://urantransport.de/wp-content/uploads/2019/01/lingen-flyer-druckvorlage.pdf

Weitere Informationen:

www.bbu-online.de, www.sofa-ms.de, www.urantransport.de

https://www.facebook.com/AKU.Schuettorf

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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KOHLEALARM/539: Klimakampf und Kohlefront - Instanzenwege ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 14. Januar 2019

Steigen Frankfurter Trinkwasserpreise wegen dem Braunkohlenabbau?

Braunkohlenausschuss muss im März Berliner und Frankfurter Wasserbetriebe
anhören



Cottbus, 14.01.2019. Auf Antrag mehrerer Mitglieder wird der
Braunkohlenausschuss des Landes Brandenburg am 7. März die Wasserbetriebe
Frankfurt(Oder) und Berlin anhören. Geklärt werden soll dabei, ob
Wasserkunden auf den Kosten sitzenbleiben, die durch die Sulfatbelastung
der Spree aus den Braunkohletagebauen der LEAG verursacht werden.

"Der Bergbaubetreiber muss für die Folgekosten seiner Tagebaue aufkommen,
nicht der Trinkwasserkunde. Wir wollen wissen, ob es stimmt, dass die LEAG
ihre gegebene Finanzierungszusage für die Maßnahmen in Frankfurt wieder
zurückgezogen hat. Dazu sollte sich der Ausschuss aus erster Hand
informieren." fragt René Schuster von der GRÜNEN LIGA, Mitglied des
Ausschusses und einer der Antragsteller.

Die Stadt Frankfurt (Oder) gewinnt ihr Trinkwasser im Wasserwerk Briesen
aus Uferfiltrat der Spree. In den letzten Jahren ist der Sulfatgehalt der
Spree so stark angestiegen, dass der Trinkwassergrenzwert nur noch mit
millionenschwere Investitionen sicher eingehalten werden kann. Der
überwiegende Anteil der Sulfatbelastung der Spree stammt aus den aktiven
Braunkohletagebauen der LEAG. Kommt der Bergbaubetrieb nicht für die Kosten
auf, droht eine deutliche Steigerung des Wasserpreises in Frankfurt (Oder).

Der Braunkohlenausschuss muss laut seiner Geschäftsordnung
Tagesordnungspunkte behandeln, die von mindestens einem Fünftel der
stimmberechtigten Mitglieder fristgerecht verlangt wurden. Ein solcher
Antrag wurde am Freitag von den Ausschussmitgliedern Sahra Damus , Winfried
Böhmer, Thomas Burchardt, Sascha Fussan, Lothar Treder-Schmidt und René
Schuster eingereicht.

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/538: Klimakampf und Kohlefront - zu Lasten der Allgemeinheit ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zur Forderung der NRW Landesregierung nach
Entschädigungszahlungen an RWE aus den Strukturwandelgeldern

Keine Zweckentfremdung von Strukturwandelgeldern

Ewigkeitslastenfonds statt Entschädigungszahlungen für RWE auf Kosten der
Steuerzahler



Buir, 13.01.2019. Wenn sich Industrieverbände für die Konzerninteressen
einsetzen und Entschädigungszahlungen fordern, dann ist das ja noch
nachvollziehbar, aber ich wundere mich doch sehr, dass die Landesregierung
sich zum Bittsteller des Kohlekonzerns RWE macht und
Entschädigungszahlungen als selbstverständlich einstuft. Zumal zunächst
erst einmal rechtlich überprüft werden muss, ob RWE überhaupt einen
Anspruch auf Entschädigungen haben wird.

Nach wie vor fehlt ein Ewigkeitslastenfonds für die Langzeitfolgen des
Braunkohlebergbaus. Es wäre daher angebracht, dass die Landesregierung sich
hinsichtlich der Ewigkeitskosten dafür einsetzt, dass eine
verursachergerechte Lösung gesetzlich verankert und umgesetzt wird. Auch
diese Kosten werden dem Steuerzahler aufgebürdet, wenn die Landesregierung
keine Vorsorge betreibt und in dieser Hinsicht nicht aktiv wird.

Weiterhin werden auch die Menschen im Rheinischen Revier gezwungen große
Opfer für die Braunkohleförderung zu bringen. Immobilienbesitzer in
Grubenrandgemeinden erhalten keine Entschädigung für die zum Teil bis zu
weit über 50%igen Wertverluste, die zu dem Verlust an Lebensqualität
dazukommen. Auch die Kosten für die Bergschäden müssen die Hausbesitzer
meist selbst tragen. Jährlich entstehen in NRW allein durch Bergschäden an
privatem und öffentlichem Eigentum Schäden, die sich auf ca. 150 Mio. Euro
belaufen. "Als Bürgerin würde ich es begrüßen, wenn die Landesregierung
sich zunächst um ihre Versprechen aus dem Koalitionsvertrag kümmert. Dort
[1] kündigte sie vor anderthalb Jahren an: "Wir wollen die Rechte der
Bergbaubetroffenen stärken". Das ist bisher ein leeres Versprechen
geblieben."

"Die Landesregierung täte gut daran Schaden vom Land und den Bürgern
abzuwenden, in dem sie den Konzern für die Ewigkeitskosten zur Kasse
bittet, statt mitzuhelfen RWE den Braunkohle-Ausstieg zu vergolden."




Anmerkung:

[1] Seite 39, Energiemix erhalten, Absatz 5

https://www.cdu-nrw.de/sites/default/files/media/docs/nrwkoalition_koalitionsvertrag_fuer_nordrhein-westfalen_2017_-_2022.pdf

 * 

Quelle:

Antje Grothus

Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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KOHLEALARM/537: Klimakampf und Kohlefront - Wandel durch Handel ... (Koordinierungskreis Strukturwandel)


Koordinierungskreis Strukturwandel - Pressemitteilung vom 12. Januar 2019

Strukturwandel braucht echte Bürgerbeteiligung

Auftaktveranstaltung zu "Zukunftsperspektiven Rheinisches Revier" im EkoZet
in Kerpen-Horrem



Der Koordinierungskreis Strukturwandel, ein Zusammenschluss von bislang an
die 30 zivilgesellschaftlichen Organisationen und darüber hinaus vielen
engagierten Einzelpersonen, hat bereits im Oktober 2018 ein vorläufiges
Konzept zum Strukturwandel im Rheinischen Revier vorgelegt. Allen
Beteiligten war es von Anfang an wichtig, dass dieser Prozess demokratisch,
transparent und unter Einbeziehung möglichst vieler der in der Region
verfügbaren Expertisen gestaltet wird. Aus diesem Grund plant der
Koordinierungskreis, dessen Arbeit durch die Stiftung Umwelt und
Entwicklung Nordrhein-Westfalen gefördert wird, für die
nächsten Monate eine Reihe von Veranstaltungen, um die öffentliche
Diskussion anzuregen und den Strukturwandelprozess voranzubringen.

Den Auftakt bildete ein Debattentag zum Thema "Energiewirtschaft" am 12.
Januar 2019 im Energie-Kompetenz-Zentrum des Rhein-Erft-Kreises in Kerpen
Horrem, an dem insgesamt etwa 70 Vertreter*innen aus Politik, Verwaltung
und verschiedenen Organisationen sowie Einzelpersonen teilnahmen.

Um den Kontext und die Intention der Veranstaltung bzw. der geplanten
Veranstaltungsreihe zu erläutern, schilderte Antje Grothus, Vertreterin der
Tagebaubetroffenen in der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung" und Mitglied im Koordinierungskreis Strukturwandel, den
Entwicklungsprozess und die Besonderheiten des vorliegenden Konzepts und
ging dabei auch auf zentrale Begriffe wie "Gutes Leben" und "Gute Arbeit"
ein. Neben acht miteinander vernetzten Leitlinien wurden auch Leitideen
entwickelt, an Hand derer sich Strukturwandelprojekte auf ihre
Nachhaltigkeit und Zukunftstauglichkeit überprüfen lassen.

Den aktuellen Stand des Konzepts präsentierten Andreas Büttgen und Jutta
Schnütgen-Weber, die darauf hinwies, dass Suffizienz, nicht Effizienz der
wichtigste Aspekt von Nachhaltigkeit ist. "Suffizienz bedeutet nicht
notwendigerweise Verzicht, sondern Mäßigung."

Zum Schwerpunktthema gab es vier Beiträge: Zunächst stellten Sönke
Tangermann und Michael Friedrich von Greenpeace Energy EG das Konzept
"ReinRevierWende" von. Die Genossenschaft schlägt vor, die Braunkohle-Tagebaue 
und -Kraftwerke des RWE-Konzerns im Rheinischen Revier ab 2020
nach und nach für 384 Mill. Euro zu übernehmen und durch Windkraft- bzw.
Photovoltaikanlagen zu ersetzen. Dabei sollen keine Arbeitsplätze verloren
gehen. Durch die Vorstellung des Konzepts werden Kommunikationsanlässe
geschaffen, um Visionen für die Region zu entwickeln und zu diskutieren.
Damit liegt die Messlatte recht hoch. Aber, so Michael Friedrich: "Jeder
Vorschlag, der schlechter ist als unserer, ist eigentlich peinlich."

Dr. Eva Stegen und Tanja Gaudian, EWS Schönau, zeigten anhand ihres
Unternehmens, wie Energie aus Bürgerhand gelingen kann. Dabei setzen sie
auf den sog. "Sonnencent". Die Energiegewinner eG aus Köln lassen aus ihren
Genossenschaftsmitgliedern bereits mit dem Besitz von nur einem einem
installierten Solarmodul zum "Prosumer" werden. Im letzten Vortrag
beschrieb Joachim Schwister, Technischer Beigeordneter der Stadt Kerpen,
die kommunale Projektidee eines Mobilitätshafens. Die Energie dafür soll
aus Erneuerbaren Kraftwerken in den mehrere hundert Meter tiefen
Braunkohle-Gruben, die er in "Täler" umfirmierte, geliefert werden.

Antje Grothus zog am Ende der Veranstaltung ein positives Resumee: "Die
Ideen, die in den Diskussionen zwischen den Vorträgen, aber auch am Rande
der Tagung eingebracht wurden, zeigten das hohe Maß an Kreativität und
Engagement, das in der Region vorhanden ist. Wichtig ist dabei, dass alle
Akteur*innen die Gelegenheit bekommen, sich konstruktiv in den Prozess des
Strukturwandels einzubringen. Mit mehr Bürgerbeteiligung und Partizipation
kann die Transformation des Rheinischen Reviers in eine zukunftsträchtige
und -fähige Region gelingen."




Weitere Informationen unter:

http://www.revierperspektiven-rheinland.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Januar 2019

Koordinierungskreis Strukturwandel
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LESUNG/4220: Berlin - POLYFON. Rumänische Live Poesie, Lesung & Performance, 22.02.2019


Haus für Poesie, Programmvorschau für Februar 2019

Fr., 22.2.19, 19.30 Uhr

POLYFON. Rumänische Live Poesie

Lesung & Performance



Mit Michael Astner, Dichter, Sibiu/Iasi | Andrei Dósa, Dichter,
Brasov/Bukarest | Robert Gabriel Elekes, Dichter, Brasov | Matei Hutopila,
Dichter, Iasi | Henriette Kemenes, Dichterin, Oradea | Mihók Tamás,
Dichter, Oradea | Aleksandar Stoicovici, Dichter, Toimisoara/Regensburg |
Livia Stefan, Dichterin, Bukarest | Victor Tvetov, Dichter, Chisiinau |
Animationen: Raluca Popa | Moderation: Claudiu Komartin, Dichter, Bukarest

Polyfon für Poesie, Film und Musik bringt junge zeitgenössische
LyrikerInnen ungarischer, deutscher und rumänischer Abstammung und Sprache
zusammen. Sie kommen aus den historischen Landesteilen Transsilvanien,
Bukowina, Banat und Bessarabien. Miteinander treten sie in ein polyfones
Gespräch, das sich der Reflexion der verschiedenen Sensibilitäten der
AutorInnen, die jeweils verschiedenen nationalen Minderheiten angehören,
widmet. Gleichzeitig wird die Vielschichtigkeit der Ideen reflektiert, die
durch das gegenseitige Wahrnehmen, die Zusammenarbeit und den Dialog
entstehen. Alle teilnehmenden DichterInnen lesen ihre Gedichte jeweils auf
Ungarisch, Deutsch und Rumänisch. Parallel dazu entsteht ein neuer Text,
den sie gemeinsam verfassen und vorstellen: Polyfon.

Alle Texte werden ins Deutsche übersetzt und fließen in Animationsfilme
ein, die jedes Gedicht schöpferisch illustrieren. Die einzelnen Lesungen
stehen im Wechselspiel mit kurzen musikalischen Momenten aus den
Kompositionen Ligetis. Der ungarisch-österreichische, aus dem rumänischen
Transsilvanien stammende György Ligeti gilt als einer der
einflussreichsten Komponisten der Avantgarde des 20. Jahrhunderts sowie
als Neuerer im Bereich der Polyfonie.

Das Wanderprojekt Polyfon hat den Festakt der rumänischen Hundertjahrfeier
2018 mit einer Reihe von Veranstaltungen begleitet. Inspiriert waren diese
vom Geist, den Energien und Werten des Jahres 1918 - Solidarität, Einheit,
Modernisierung und Multikulturalität. Der Schwerpunkt lag auf dem Rumänien
der Minderheiten und dem inklusiven bürgerlichen Selbstverständnis im
europäischen Sinne.

Eine Veranstaltung des Rumänischen Kulturinstituts in Kooperation mit dem
Haus für Poesie

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Februar 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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LESUNG/4219: Berlin - Geistige Abenteuer. Rózycki und Quinkenstein in Lesung und Gespräch, 14.02.2019


Haus für Poesie, Programmvorschau für Februar 2019

Do., 14.2.19, 19.30 Uhr

Geistige Abenteuer. Rózycki und Quinkenstein

Lesung & Gespräch



Mit Tomasz Rózycki, Autor, Opole | Lothar Quinkenstein, Autor, Berlin |
Moderation Karolina Golimowska, Literaturwissenschaftlerin und
Übersetzerin, Berlin

Mit Der Kerl, der sich die Welt gekauft hat (edition.fotoTapeta 2018,
übersetzt von Bernhard Hartmann) liegt eine großzügige Auswahl seines
lyrischen Schaffens vor. Tomasz Rózycki (geboren 1970 in Opole) ist
Dichter, Prosaautor und Übersetzer. Er selbst bezeichnet sein Schreiben
als ein geistiges Abenteuer, "ein Spiel, in dem der Einsatz viel höher
ist, als es scheint". Sein formal reiches Werk - es finden sich Sonette,
Stanzen oder der klassische dreizehnsilbige Vers - bewegt sich
selbstbewusst in der Tradition der Dichter Juliusz Slowacki oder Adam
Mickiewicz. Seine Lyrik gründet auf einer intensiven Auseinandersetzung
mit der polnischen Geschichte des 20. Jahrhunderts. "Der Matsch ist mein
Vaterland", heißt es in einem seiner Gedichte. In einem anderen wird kühl
resümiert, was am Ende bleibe, sei "Gravitation, Regen, Literatur".
Rózycki, der 2018 Stipendiat des Berliner Künstlerprogramms des DAAD war,
hat sich für diesen Abend seinen Freund Lothar Quinkenstein (geboren 1967
in Bayreuth) als Gesprächspartner gewünscht. Quinkenstein ist Dichter und
Übersetzer aus dem Polnischen. Zuletzt erschienen von ihm der Kurzroman
Die Deckelmacher. Ein Bilderbogen und der Gedichtband mitteleuropäische
zeit. 2017 wurde er mit dem Jablonowski-Preis ausgezeichnet, der an
Persönlichkeiten verliehen wird, die sich um den deutsch-polnischen
Kulturaustausch verdient gemacht haben.

Die Veranstaltung wird deutsch-polnisch gedolmetscht.

Mit freundlicher Unterstützung von Echoo Konferenzdolmetschen

Eintritt: 6/4 EUR, Karten an der Abendkasse

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Februar 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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LESUNG/4218: Berlin - Gedicht und Körper, Wie kommt der Sex ins Gedicht? Lesung & Gespräch, 06.02.2019


Haus für Poesie, Programmvorschau für Februar 2019

Mi., 6.2.19, 19.30 Uhr

Gedicht und Körper

Wie kommt der Sex ins Gedicht?

Lesung & Gespräch



Mit Odile Kennel, Autorin, Berlin | Karla Reimert, Autorin, Berlin |
Richard Scott, Autor, London | Moderation: Alexander Gumz, Autor,
Berlin

Wie kommt der Sex ins Gedicht? Seit Ovid in seiner Ars amandi die Freuden
eines gemeinsamen Orgasmus pries, seit Catull in seinen Versen Knaben und
Hetären anschmachtete, seit Goethe in der fünften Römischen Elegie seiner
Geliebten mit der fingernden Hand "des Hexameters Maß" auf den Rücken
zählte, stellt sich diese immergleiche Frage. Der vierte Abend in der
Gedicht-und-Körper-Reihe präsentiert drei DichterInnen und drei mögliche
Antworten.

schreib doch mal was mit Erotik, heißt eines der Gedichte von Odile Kennel
(geboren 1967 in Bühl), ein anderes und kannst du auch was mit
pornographie? Hier mischen sich "text und sex tastatur und tasten", und es
geht darum, wie die Wörter einer Sprache, die über keine brauchbaren
Bezeichnungen für Geschlechtsorgane verfügt, "über die lippen in den mund
in die möse kommen".

Der Dichter Richard Scott (geboren 1981 in London) präsentiert in seinem
Debüt Soho (Faber & Faber 2018) Gedichte über Silikon-Butt-Plugs, über
Cruising auf Tinder und über Hotrod, einen Coverboy des Schwulen-magazins
"Latin Inches". Er kommentiert die Heteronormativität von Disney-Filmen
und beschreibt den berüchtigten Warren-Cup, einen angeblich antiken Kelch
mit homosexuellen Darstellungen: "Warren's cup is no wedding cup but a
how-to-fuck cup."

Die Dichterin Karla Reimert (geboren 1972 in Berlin) betrachtet in ihren
Texten die Sexualität von ihrer spirituellen Seite. Es geht um
transformatives Sehen und eine mystisch-ekstatische Gottesschau in
religiös ausgenüchterten Zeiten, außerdem um den Entwurf
politisch-sexueller Utopien und deren Scheitern. Odile Kennel, Richard
Scott und Karla Reimert sprechen mit Alexander Gumz über das schönste
Thema der Welt.

Die Veranstaltung wird deutsch-englisch gedolmetscht.

Mit freundlicher Unterstützung von British Council und Echoo
Konferenzdolmetschen

Eintritt: 6/4 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Februar 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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TREFF/1322: Hamburg - Countryzeit, Schlagerzeit mit C. Brosda, R. Moritz, 12.02.19


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2019

Dienstag, 12.2.2019, 19.30 Uhr

»Alkohol und andere Laster« - Countryzeit, Schlagerzeit

Carsten Brosda und Rainer Moritz legen erneut auf und erklären ihren
Musikgeschmack



Das stieß auf Interesse, damals im Februar 2018, als zwei als seriös
geltende Männer des Hamburger Kulturbetriebs die Schwanenwik-Bühne
betraten und über zwei Stunden lang ihre musikalischen Präferenzen
erläuterten, unvergessliche Songs einspielten und diese in launiger
Wechselrede erörterten. Die Akteure waren Carsten Brosda, Senator für
Kultur und Medien der Freien und Hansestadt Hamburg, und Rainer
Moritz, Leiter des Hamburger Literaturhauses - zwei Männer, die nicht
zuerst »Beethoven!« oder »Free Jazz!« rufen, wenn sie Zeugnis von
ihrem Musikgeschmack ablegen wollen. Nein, der Senator bekennt sich
zur Countrymusik, wohingegen der Literaturhaus-Leiter mit seiner
Schlagersympathie nicht hinterm Berg hält.

Nun also Folge 2 des ohrenbetäubenden Formats. Es geht natürlich
wieder um Country und um Schlager - diesmal thematisch fokussiert auf
alles, was diese beiden Genres an Lasterhaftem und an Exzessen zu
bieten haben. Whiskey, Bier, unehelicher Beischlaf, Schokoladensucht -
ganz nach Kris Kristoffersons Motto »And the beer I had for breakfast
wasn't bad, so I had one more for dessert«. Auch der Teufel, der
angeblich den Schnaps gemacht hat, wird vermutlich nicht unerwähnt
bleiben. Und am Ende dieses Abends bewahrheitet sich vielleicht, was
der »Guardian« vor kurzem schrieb: »Schlager is country music's
spiritual twin«.

Kulturpartner NDR Kultur

Eintritt: EUR 16,-/12,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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VERLAG/163: Wiley und Projekt DEAL unterzeichnen Einigung (idw)


Hochschulrektorenkonferenz (HRK) - 15.01.2019

Wiley und Projekt DEAL unterzeichnen Einigung

Kooperation beider Parteien soll Zukunft von Forschung und
wissenschaftlichem Verlagswesen verbessern




	Wiley und Projekt DEAL schließen zukunftsorientierte Partnerschaft für Deutschland zur Erprobung neuer Publikationsmodelle

	Forscher sollen bessere Möglichkeiten haben, Forschungsergebnisse über die Zeitschriften von Wiley zu verbreiten

	Teilnehmenden deutschen Institutionen wird weiterhin Zugang zu Wileys Portfolio an wissenschaftlichen Journals ermöglicht



John Wiley & Sons, Inc., ein weltweit führendes Unternehmen in Forschung
und Lehre, gab heute eine bundesweite Partnerschaftsvereinbarung mit dem
Projekt DEAL bekannt, das fast 700 akademische Einrichtungen in
Deutschland als Konsortium repräsentiert. Gegen eine jährliche Gebühr
ermöglicht diese richtungsweisende geschlossene Dreijahresvereinbarung
allen Projekt DEAL-Institutionen den Zugang zu den wissenschaftlichen
Journals von Wiley zurück bis ins Jahr 1997. Forscher an Projekt
DEAL-Institutionen können Artikel als "Open Access" in Wiley Zeitschriften
veröffentlichen. Die Partnerschaft wird Institutionen und Forschern
helfen, Open Science zu fördern, Entdeckungen zu machen sowie Wissen zu
entwickeln und zu verbreiten.

Um die allgemeine Förderung der wissenschaftlichen Forschung zu
unterstützen, starten Wiley und Projekt DEAL im Rahmen der Partnerschaft
gemeinsam drei wichtige neue Initiativen. Erstens ein neues Flaggschiff
unter den Open-Access-Journals: Eine interdisziplinäre Zeitschrift wird
führende Wissenschaftserkenntnisse aus der globalen Forschungsgemeinschaft
veröffentlichen und als einzigartiges Forum für die Entwicklung neuer
Open-Access-Publikationsmodelle dienen. Zweitens werden Wiley und Projekt
DEAL eine Gruppe zu Open-Science and Author Service Development
einrichten, die sich auf die Innovation und Beschleunigung neuer
Publikationskonzepte konzentriert. Drittens werden die Partner ein neues
jährliches Symposium für deutsche Nachwuchswissenschaftler ins Leben
rufen, das zukunftsweisende Ideen für die Forschungskommunikation
erarbeiten soll.

"Wiley freut sich, diese wichtige Partnerschaft mit Projekt DEAL
einzugehen. Unsere Partnerschaft und gemeinsamen Projekte spiegeln Wileys
Engagement für die Forschungsgemeinschaft wider, mit der wir die
Überzeugung teilen, dass die Förderung der wissenschaftlichen Forschung
und die Beschleunigung der Wissensbildung einen tiefgreifenden und
nachhaltigen positiven Einfluss auf die Gesellschaft hat", sagt Executive
Vice President of Research bei Wiley, Judy Verses. "Wiley und Projekt DEAL
glauben daran, zusammen die Art und Weise, wie Wissen geschaffen und
weitergegeben wird, verbessern und vorantreiben zu können."

"Mit der jetzt getroffenen Vereinbarung ist ein wichtiger Meilenstein
erreicht", erklärt Professor Dr. Horst Hippler, ehemaliger Präsident der
Hochschulrektorenkonferenz, Sprecher des Lenkungsausschusses und Leiter
des Projekts DEAL. "Wir haben ein Kernziel erreicht: ein faires
Preismodell, das es uns ermöglicht, Forschung bezahlbar und nachhaltig
zugänglich zu machen. Es ist revolutionär, dass wir diesen Weg zu einer
Open-Access-Publikationspraxis gemeinsam mit Wiley gehen. Ich möchte der
Max-Planck-Gesellschaft für ihre Unterstützung bei der endgültigen
Vertragsunterzeichnung danken."

Um die Unterzeichnung des Projekt DEAL-Vertrags mit Wiley zu ermöglichen,
gründete die Max-Planck-Gesellschaft als Mitglied der Allianz der
deutschen Wissenschaftsorganisationen hinter dem Projekt DEAL-Konsortium
die Max Planck Digital Library Services GmbH. "Auf Wunsch der Allianz der
Forschungseinrichtungen in Deutschland haben wir diesen nationalen Vertrag
mit Wiley gerne organisiert und umgesetzt. Dies steht im Einklang mit
Bemühungen wie der OA2020, die die Max-Planck-Gesellschaft seit vielen
Jahren unterstützt, um den freien Zugang zu wissenschaftlichen
Publikationen zu fördern, in moderne wissenschaftliche
Publikationsmethoden zu investieren, und sicherzustellen, dass die
Urheberrechte an wissenschaftlichen Artikeln dort bleiben, wo sie
hingehören - bei unseren Wissenschaftlern", sagt Max-Planck-Präsident
Martin Stratmann.

Über Projekt DEAL

Das Projekt DEAL wurde von der Allianz der deutschen
Wissenschaftsorganisationen ins Leben gerufen, die die überwiegende
Mehrheit der wichtigsten Wissenschafts- und Forschungsorganisationen in
Deutschland repräsentiert. Das Konsortium umfasst fast 700 überwiegend
öffentlich finanzierte, akademische Einrichtungen in Deutschland, wie
Universitäten, Fachhochschulen, Forschungseinrichtungen sowie Staats- und
Regionalbibliotheken. Im Rahmen des Projekts sollen nationale
Lizenzvereinbarungen für das gesamte Portfolio an elektronischen
Zeitschriften großer akademischer Verlage umgesetzt werden. Weitere
Informationen unter www.projekt-deal.de

Über Wiley

Wiley ist ein weltweit führender Anbieter in Forschung und Lehre. Unsere
wissenschaftlichen, technischen, medizinischen und wissenschaftlichen
Online-Zeitschriften sowie unsere digitalen Lern-, Bewertungs-,
Zertifizierungs- und Lebenszyklus-Services und -Lösungen helfen
Universitäten, akademischen Gesellschaften, Unternehmen, Regierungen und
Einzelpersonen, ihre akademischen und beruflichen Ziele zu erreichen. Seit
mehr als 200 Jahren liefern wir unseren Stakeholdern eine konstante
Leistung. Die Website des Unternehmens ist unter www.wiley.com zugänglich.

Über die Max-Planck-Gesellschaft

Die Max-Planck-Gesellschaft betreibt Grundlagenforschung in den Natur-,
Lebens- und Geisteswissenschaften. Seit der Gründung im Jahr 1948 sind
achtzehn Nobelpreisträger aus ihren Reihen hervorgegangen. Die 
Max-Planck-Gesellschaft mit ihren 84 Max-Planck-Instituten und 
-Einrichtungen ist das internationale Flaggschiff der deutschen 
Wissenschaft: Neben fünf ausländischen Institutionen betreibt sie weitere 
17 Max-Planck-Zentren mit Forschungseinrichtungen wie der Princeton 
University in den USA, der Paris University Science Po in Frankreich, dem 
University College London in Großbritannien und der University of Tokyo 
in Japan. Die Max-Planck-Gesellschaft, die zu gleichen Teilen von Bund 
und Ländern finanziert wird, verfügte 2018 über ein Jahresbudget von 1,8
Milliarden Euro. Weitere Informationen finden Sie unter www.mpg.de

Die Max Planck Digital Library (MPDL) ist eine zentrale wissenschaftliche
Serviceeinheit der Max-Planck-Gesellschaft mit Verantwortung für die
strategische Planung, die Entwicklung und den Betrieb der elektronischen
Infrastrukturen zur Versorgung der Max-Planck-Institute mit
wissenschaftlicher Information und zur Unterstützung von webbasierter,
wissenschaftlicher Kommunikation.




Weitere Informationen unter:

http://www.projekt-deal.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution313

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschulrektorenkonferenz (HRK), 15.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/309: Feo Aladag und Pegah Ferydoni sind in der Amnesty-Jury bei der Berlinale 2019


Ammesty International - Pressemitteilung vom 16. Januar 209

Feo Aladag und Pegah Ferydoni sind in der Amnesty-Jury bei der Berlinale
2019



BERLIN, 16.01.2019 - Die Jury für den Amnesty-Filmpreis der Berlinale 2019
ist komplett: Regisseurin und Filmproduzentin Feo Aladag ("Zwischen
Welten", "Die Fremde") und Schauspielerin Pegah Ferydoni ("Türkisch für
Anfänger", "Women without men") sowie Markus N. Beeko, Generalsekretär von
Amnesty International in Deutschland, wählen den Gewinner des
Amnesty-Filmpreises 2019 aus. Die Amnesty-Jury sichtet eine Auswahl von
Filmen der Berlinale-Sektionen "Wettbewerb", "Panorama", "Forum" und
"Generation", die sich auf besondere Weise mit Menschenrechten und deren
Schutz auseinandersetzen.

"Meine erste Arbeit als Regisseurin und Produzentin war für Amnesty: Spots
für die internationale Amnesty-Kampagne 'Stop violence against women'",
sagt Feo Aladag. "Das war mein Auslöser, filmisch erzählen zu wollen. Für
all das eine Form zu finden, was diese so beglückende wie aufwühlende wie
wahnsinnige Arbeit des Filmemachens wertvoll macht. Und das hat zuerst und
zuletzt mit Menschlichkeit zu tun. Teil der diesjährigen Berlinale-Jury für
den Amnesty-Filmpreis zu sein, ist eine Ehre, über die und auf die ich mich
sehr freue - auch weil die Arbeit von Amnesty niemals zuvor wichtiger war
als genau: JETZT."

"Es kann nicht genug über die drängenden Probleme dieser Welt nachgedacht
werden. 70 Jahre nach der Erklärung der Allgemeinen Menschenrechte gibt es
immer noch viel zu tun, um diese Rechte auch durchzusetzen", so Pegah
Ferydoni. "Lange als selbstverständlich erachtete Freiheiten sind, aktuell
auch in den vermeintlich demokratisch geprägten Ländern, massiv in Gefahr.
Künstler, Journalisten, Anwälte und Filmschaffende leisten hier eine
wichtige Arbeit, auf Verletzungen und Verwerfungen in der Gesellschaft
hinzuweisen. Amnesty International ist deren größter Heimathafen. Und wo
käme dies besser zur Beachtung, als auf einem großen Publikumsfestival wie
der Berlinale?"

"Mit der Filmkunst können uns Autoren, Regisseure, Produzenten und
Schauspieler selbst kaum vorstellbare Menschenrechtsverletzungen wie
Folter, Verfolgung oder auch psychologische Unterdrückung fast hautnah
erleben lassen - und sie können auch Geschichten von Hoffnung, Mut und
Entschlossenheit erzählen", sagt Markus N. Beeko. "Dies ist wichtig in
Zeiten, in denen das Grundprinzip 'Gleiche Rechte für alle Menschen'
angegriffen wird, in denen Menschenrechtler weltweit bedroht, verfolgt und
getötet werden. Sie brauchen unsere Unterstützung und Solidarität - Filme
haben die Macht, uns daran zu erinnern."

Der Gewinner des Amnesty International Filmpreises wird am 16. Februar 2019
(Samstag) zum 15. Mal auf der Preisverleihung der unabhängigen Jurys der
Berlinale gekürt. Der mit 5.000 Euro dotierte Preis soll Filmschaffende
ermutigen, ihre Arbeit den Menschenrechten zu widmen.

Anlässlich des 70. Jahrestags der Verabschiedung der Allgemeinen Erklärung
der Menschenrechte am 10. Dezember 1948 präsentieren Berlinale-Direktor
Dieter Kosslick und Amnesty-Generalsekretär Markus N. Beeko den Film, der
auf der diesjährigen Berlinale mit dem Amnesty-Filmpreis ausgezeichnet
wird, am 17. Februar bei einer Matinée im Haus der Berliner Festspiele.

Weitere Infos finden Sie auf:

amnesty.de/berlinale-2019

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Januar 2019

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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MELDUNG/050: Die Bundeswehr setzt weiter auf Minderjährige


Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen
(DFG-VK)

Pressemitteilung - Stuttgart, den 16. Januar 2019

Die Bundeswehr setzt weiter auf Minderjährige



Seit 2011 hat die deutsche Armee über 11.500 Minderjährige an Waffen
ausgebildet. Nach Kritik von Friedens- und Kinderrechtsorganisationen ist
die Zahl der 17-Jährigen in der Bundeswehr 2018 erstmals seit fünf Jahren
gesunken.

1.679 Soldatinnen und Soldaten waren bei der Bundeswehr 2018 noch nicht
volljährig, als sie ihren Dienst antraten. Gegenüber dem Vorjahr ist die
Zahl um 449 Soldatinnen und Soldaten gesunken - ein Minus von 20 Prozent.
Auch der prozentuale Anteil der Minderjährigen an den insgesamt 20.012 im
vergangenen Jahr neu eingestellten Soldatinnen und Soldaten ging von 9,1
auf 8,4 Prozent zurück. Alle Zahlen beruhen auf einer aktuellen Antwort des
Verteidigungsministeriums auf eine Anfrage des Bundestagsabgeordneten
Norbert Müller von der Linksfraktion.

Trotz des erstmaligen Rückgangs nach fünf Jahren, bleiben die Zahlen weiter
auf einem skandalös hohen Niveau, kritisiert die Deutsche
Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK). Laut
der Friedensorganisation spricht die Bundeswehr mit ihrer aggressiven
Rekruten-Werbung in Schulen, bei Ausstellungen und Messen, Vorträgen in
Jobcentern sowie im Internet gezielt Minderjährige an. Über Soziale Medien
wie Facebook, Snapchat und Instagram wirbt die Bundeswehr ebenso wie auf
YouTube, wo sie Millionen-Euro teure Werbeserien veröffentlicht. Damit
werden die Jugendlichen hinters Licht geführt, so die DFG-VK in einer
Pressemitteilung. Denn den jungen Menschen werde eine Bild von der
Bundeswehr gezeigt, dass nicht der Realität entspricht. Zudem könne die
Armee die in ihrer Werbung gemachten Versprechen nicht halten - statt
Aufstiegschancen gebe es aktuell beispielsweise einen Offiziersstau.
Dass die Bundeswehr die Jugendlichen mit falschen Versprechungen in die
Kasernen lockt, zeigt auch die verhältnismäßig hohe Abbrecherquote. Mehr
als 200 Minderjährige - rund zehn Prozent der eingestellten 17-Jährigen -
haben innerhalb der Probezeit von sechs Monaten die Bundeswehr wieder
verlassen.

Seit Jahren fordert die DFG-VK gemeinsam mit anderen Friedens- und
Menschenrechtsgruppen ein Ende der Ausbildung Minderjähriger an Waffen bei
der Bundeswehr. 2017 hatte man dazu bereits über 30.000 
Protest-Unterschriften an Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen übergeben.
Die sinkende Zahl der 17-Jährigen neuen Soldatinnen und Soldaten ist eine
erste Reaktion darauf - reicht aber nicht aus. Bereits 2014 hat der
UN-Ausschuss für die Rechte des Kindes an Deutschland die Forderung
gestellt, das Rekrutierungsalter anzuheben und Militärwerbung, die auf
Kinder und Jugendliche abzielt, zu verbieten. Die Kinderkommission des
Bundestags unterstützte diese Forderung 2016 und übte Druck auf die
Bundesregierung aus, endlich gesetzliche Änderungen herbeizuführen -
geschehen ist aber nichts.

Die aktuelle Politik der Bundesregierung wirft ein trübes Licht auf ihre
Bemühungen gegen den Einsatz von Minderjährigen in Armeen. Wer vorgibt sich
für die internationale Ächtung des Einsatzes von Kindersoldaten
einzusetzen, kann nicht gleichzeitig 17-Jährige in die Bundeswehr
einziehen. Die Bundesregierung hat in diesem Punkt ihre Glaubwürdigkeit
verloren.

Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen,
Stuttgart 16. Januar 2019

 * 

Quelle:

Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK)

Bundesgeschäftsstelle: Werastraße 10, 70182 Stuttgart

Telefon: 0711 - 5189 2626

E-Mail: office@dfg-vk.de

Internet: www.dfg-vk.de
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ATTAC/1967: "Wir haben es satt!" - Attac ruft auf zu Bündnis-Demonstration


Attac Deutschland - Presseankündigung

Berlin/Frankfurt am Main, 16. Januar 2019

"Wir haben es satt!": Attac ruft auf zu Bündnis-Demonstration

Samstag, 19. Januar, 12 Uhr, Brandenburger Tor, Berlin

Eigener Demoblock "Diese Wirtschaft kostet Leben. Menschenrechte
durchsetzbar machen!"



Mit einem eigenen Block unter dem Motto "Diese Wirtschaft kostet Leben.
Menschenrechte durchsetzbar machen!" beteiligt sich das
globalisierungskritische Netzwerk Attac am Samstag in Berlin an der
Demonstration "Wir haben es satt!". Aktive im Attac-Block werden das
Motto auch bildlich umsetzen.

Mit der Demo fordert ein breites gesellschaftliches Bündnis aus mehr als
50 Organisationen, zu dessen Trägern Attac gehört, "der Agrarindustrie
den Geldhahn abzudrehen". Erwartet werden tausende Teilnehmerinnen und
Teilnehmer.

"Weltweit wächst die Macht von Agrar- und Lebensmittelkonzernen. In
ihren globalisierten Produktions- und Lieferketten verletzen sie
wissentlich Menschenrechte, um Profite zu maximieren. Gleichzeitig geben
ihnen Handels- und Investitionsschutzabkommen wie CETA Sonderrechte und
Zugang zu einer Paralleljustiz, um ihr angebliches Recht auf Profit
durchzusetzen. Menschen, die dadurch in ihren grundlegenden Rechten auf
Nahrung, Gesundheit oder würdige Arbeit verletzt werden, bleiben jedoch
schutzlos", kritisiert Hanni Gramann vom bundesweiten Attac-Rat.

Menschenrechte müssen Vorrang vor Wirtschaftsinteressen haben

Arno Behlau von der Attac-Kampagne "Menschenrechte vor Profit" ergänzt:
"Gerechter Welthandel geht anders. Menschenrechte müssen durchsetzbar
werden und Vorrang vor Wirtschaftsinteressen haben. Konzerne dürfen sich
nicht länger ihrer Verantwortung entziehen und müssen sich für
Menschenrechtsverstöße verantworten, auch wenn es sich um Zulieferfirmen
handelt."

Mit der Kampagne und Unterschriftenaktion "Menschenrechte vor Profit -
weltweit" engagiert sich Attac gemeinsam mit Medico International für
ein starkes UN-Abkommen, das Unternehmen zur Einhaltung der
Menschenrechte verpflichtet (Binding Treaty), und fordert die
Bundesregierung auf, die Verhandlungen dafür nicht weiter zu blockieren.
Notwendig ist laut Attac zudem ein Gesetz in Deutschland, das
Menschenrechtsverletzungen von Konzernen im In- und im Ausland unter
Strafe stellt.

Die Demonstration startet am Samstag um 12 Uhr am Brandenburger Tor in
Berlin mit einer Auftaktkundgebung; die Demoroute führt über die
Behrensstraße in Hörweite zum Außenministerium, dem Tagungsort der
Agrarminister. Nach einem Kochtopfkonzert zieht die Demo weiter über die
Straße Unter den Linden zum Brandenburger Tor, wo die
Abschlusskundgebung stattfindet.




Weitere Informationen:

Kampagne "Menschenrechte vor Profit" für ein verbindliches UN-Abkommen
(Binding Treaty): 

www.attac.de/binding-treaty

Demonstration "Wir haben es satt!":

www.wir-haben-es-satt.de

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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LESUNG/6306: Hamburg - Abbas Khider, »Deutsch für alle«, 20.02.2019


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2019

Mittwoch, 20.2.2019, 19.30 Uhr

Abbas Khider

liest aus seinem neuen Buch »Deutsch für alle«

Moderation: Thomas Andre



Hitler, Scheiße und Lufthansa sind die drei deutschen Wörter, die
Abbas Khider kennt, als er 1996 aus dem Irak flieht. Nach Stationen in
verschiedenen Ländern lebt er seit 2000 in Deutschland. Seitdem hat er
Literatur und Philosophie studiert, mit seinem Roman »Der falsche
Inder« debütiert und ist zum erfolgreichen Autor avanciert (zuletzt
2016 mit seinem Roman »Ohrfeige«). 2017 erhielt er den
Adelbert-von-Chamisso-Preis für sein bisheriges Werk.

Mit »Deutsch für alle« (Hanser) legt Abbas Khider das »endgültige
Lehrbuch« vor, dessen Ziel nicht weniger als die Erneuerung der
deutschen Sprache ist. Hier finden alle Deutschlernenden und deren
Angehörige, Expats, Einwanderer und auch Menschen in mehrsprachigen
Beziehungen einen Trost. Und nicht nur die. Auch wer denkt, die
deutsche Sprache schon in all ihrer Weite und Komplexität zu kennen
und begriffen zu haben, wird auf überraschende Weise unterhalten. Mit
seiner provokanten Erzählweise gelingt Khider in seinem neuen Werk
auch ein satirischer Blick auf die deutsche Gesellschaft.

Kulturpartner NDR Kultur

Eintritt: EUR 12,-/8,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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LESUNG/6305: Hamburg - Gerd Haffmans zum 75. Geburtstag, 28.02.2019


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2019

Donnerstag, 28.2.2019, 19.30 Uhr

»Lesen ist schrecklich«

Gerd Haffmans zum 75. Geburtstag



Gerd Haffmans wird von der deutschsprachigen Buchwelt verehrt als
einer der klügsten und treffsichersten Anreger, Planer und Verleger
des 20. Jahrhunderts. Etliche seiner Editionen haben Verlagsgeschichte
geschrieben, und allenthalben gerühmt wurde sein Gespür für
literarische Qualität, die hohe Unterhaltsamkeit nicht ausschloss. Und
nicht zuletzt: Als großer Vorleser mit Witz und Esprit ist er auf
vielen Bühnen zu Gast. Ihm zuzuhören ist ein Genuss.

Genau am Tag seines 75. Geburtstags lesen mit ihm und für ihn: Susanne
Fischer, Friedrich Forssman, Nikolaus Gelpke, Joachim Kersten, Jan
Philipp Reemtsma und Ann Kathrin Scheerer - aus Werken von Peter
Rühmkorf, Kurt Kusenberg, Susanne Fischer, Fanny Müller, Laurence
Sterne, Robert Gernhardt und Arno Schmidt.

Hören Sie zu. Feiern Sie mit.

Medienpartner NDR Info

Eintritt: EUR 12,-/8,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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LESUNG/6304: Hamburg - Kulturcafé Komm du | SuedLese 2019 ... Susanne Groth: "Schattenseiten in den Städten - Leben im Abseits", 21.3.2019 


Literaturtage SuedLese 2019 im Kulturcafé Komm du

"Schattenseiten in den Städten - Leben im Abseits" | Autorenlesung mit Susanne Groth

Lesung zur gleichnamigen Fotoausstellung im Kulturcafé Komm du am Donnerstag, den 21. März 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr






[image: Plakat 'Schattenseiten in den Städten - Leben im Abseits' - Autorenlesung zur gleichnamigen Fotoausstellung mit Susanne Groth am Donnerstag, den 21.3.2019 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg-Harburg mit einem Portrait der Redakteurin Susanne Groth und einem Exponat der Ausstellung - Autorinnenportrait: © by Wolf Danehl, Exponat der Ausstellung: © by Leben im Abseits e. V.]





Das Komm du lädt ein zu einer Autorenlesung 

am Donnerstag, den 21.03.2019, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Susanne Groth: "In den Dialog gehen mit der Obdachlosigkeit"

"Abseits - Vom Leben am Rande der Gesellschaft in Hamburgs Mitte"

In berührenden Porträts und Interviews dokumentieren die
Journalistin Susanne Groth und der Fotograf Markus
Connemann Leben und Träume obdachloser und sozial schwacher
Menschen in Hamburg St. Pauli.

"Diese emotionalen Interviews geben einen individuellen
 Einblick in das Leben dieser Menschen in Hamburg St. Pauli. Dieses
 Buch erzählt anhand hautnaher Gespräche mit obdachlosen Menschen,
 wie schnell ein jeder in die Spirale geraten kann. Sie zeigen aber
 auch, mit wieviel Leben, Stärke und Kreativität sowohl die
 Betroffenen als auch deren Helfer ihrem Alltag begegnen", so
 Susanne Groth.



Nach den bisherigen Lesungen und Fotoausstellungen konzentriert sich
die Lesung am 21. März 2019 im "Komm du" nicht nur auf den Bildband
ABSEITS, sondern auch auf Erzählungen und Berichte, die "Leben im
Abseits" auf ihrer Fototour durch Deutschland im vergangenen Jahr
gemacht hat.

Ca. 860.000 Menschen sind in Deutschland ohne Wohnung. Die Tendenz
ist steigend...

Die Metropolen Hamburg, Berlin, Frankfurt und Köln sind laut
Aussagen von wohnungslosen Menschen die Städte, die einen annähernd
humanen Umgang mit Obdachlosen pflegen. "Leben im Abseits" hat sich
in diesen und anderen Städten in Deutschland umgesehen und starke
Unterschiede feststellen können. Wir haben aber in jeder von uns
besuchten Stadt in Deutschland Schattenseiten gefunden und gesehen,
dass überall in unserem reichen Land Menschen im 21. Jahrhundert ein
würdeloses Dasein auf der Straße fristen.


Die Lesung mit Musik im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende


Die zughörige Ausstellung "Schattenseiten in den Städten - Leben im Abseits" im Kulturcafé Komm du

zeigt die Schlafplätze von Menschen, die in Deutschland auf der
Straße leben. Die Vernissage findet am Samstag, den 9.2.2019 von
15:00 bis 17:00 Uhr statt. Die Ausstellung läuft bis zum 5. April
2019.

Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 bis 17.00 Uhr, Samstag 9.00 bis 17.00 Uhr

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/kunst/veransta/vaus9621.html
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Die Kersten Miles Brücke, Schlafplatz von Obdachlosen in Hamburg

Foto: © by Leben im Abseits e. V., kleines Foto der Journalistin Susanne Groth: © by Wolf Danehl





Der Bildband "ABSEITS - Vom Leben am Rande der Gesellschaft in Hamburgs Mitte"

von Susanne Groth und Markus Connemann        

Das Buch beschreibt die Gäste, die in Hamburgs "sozialem Hafen auf
St. Pauli", dem CaFée mit Herz, versorgt werden. Berührende,
emotionale Interviews mit Porträtfotos und schonungslos ehrlichen
Bekenntnissen geben einen Einblick in das Leben obdachloser und
sozial schwacher Menschen. Hautnahe Gespräche zeigen, wie schnell
ein jeder in diese Spirale geraten kann. Sie zeigen aber auch, mit
wie viel Leben, Stärke und Kreativität die Betroffenen und Helfer
ihrem Alltag begegnen. 

Das CaFée mit Herz hat seinen Platz im Untergeschoss des
ehemaligen Hafenkrankenhauses im Stadtteil St. Pauli gefunden. Hier
können Bedürftige, Obdachlose, Senioren und Hartz-IV-Empfänger
kostenlos frühstücken und zu Mittag essen. Sie können duschen und
aus der Kleiderkammer Kleidung bekommen. Durch einen ehrenamtlich
tätigen Arzt, der einmal pro Woche dort seine Sprechstunde abhält,
werden sie ärztlich versorgt. Medikamente werden verordnet und
ebenfalls, bei Bedürftigkeit, vom CaFée mit Herz bezahlt.
Täglich kommen ca. 400 Gäste ins CaFée - Tendenz steigend!

Mit ihren Texten und Bildern möchten die Journalistin Susanne
Groth und der Fotograf Markus Connemann zeigen, dass
diese Menschen trotz aller Widrigkeiten sehr viel Lebensbejahung und
Energie in sich tragen. Das Buch "ABSEITS" wurde ohne jegliches
Honorar von den Autoren erstellt. Die Erlöse aus dem Verkauf des
Buches gehen komplett an das CaFée mit Herz, damit diese
wirklich einmalig agierende Institution Unterstützung erhält. Das
Buch ist sowohl im Handel als auch über Amazon erhältlich (ISBN
978-3-00-053904-6).


Über die Autoren

Susanne Groth, geboren 1963 in Wedel, arbeitet seit 1998 als
freie Journalistin und schreibt Reportagen, Hintergrundberichte und
Interviews für Menschenrechtsorganisationen mit dem Schwerpunkt auf
den Nahen und Mittleren Osten.

Homepage: https://www.susannegroth.de

Der Fotograf Markus Connemann lebt und arbeitet in Düsseldorf.

Homepage: http://www.markusconnemann.de


Weitere Informationen:

Verein "Leben im Abseits" zur Unterstützung von Menschen, die am Rande der Gesellschaft leben

http://www.leben-im-abseits.de

https://www.facebook.com/LebenimAbseits/

https://vimeo.com/237445146 

Im Porträt: Menschen am Rande der Gesellschaft, Hamburg Journal vom 13.01.2018

https://www.ndr.de/fernsehen/sendungen/hamburg_journal/Im-Portraet-Menschen-am-Rande-der-Gesellschaft,hamj63422.html
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2018 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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TREFF/1165: Hamburg - März & Moritz & 1 Gast (Folge 31) mit Sebastian Hammelehle, 27.02.19


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2019

Mittwoch, 27.2.2019, 19.30 Uhr

März & Moritz & 1 Gast (Folge 31)

Das literarische Trio in Aktion: Ursula März, Rainer Moritz und
Sebastian Hammelehle debattieren über Neuerscheinungen



Viermal im Jahr laden sich die Kritikerin Ursula März und Rainer
Moritz, Leiter des Literaturhauses Hamburg, einen Gast ein, mit dem
sie als literarisches Trio lustvoll über fünf belletristische
Neuerscheinungen der Saison debattieren wollen.

Offenherzig, süffisant, jubilierend, polemisch, ungerecht, feinfühlig
und eventuell sogar brillant - so darf und soll es in dieser Runde
zugehen, deren Akteure kein Blatt vor den Mund nehmen und sich mit
Verve für die Sache der Literatur einsetzen werden. Dass sich über
Geschmack und Literatur trefflich streiten lässt, ist bekannt und ist
an diesem Abend live zu erleben.

Der Gast des einunddreißigsten Abends ist der Journalist Sebastian
Hammelehle. Nach Stationen unter anderem bei der »Woche« und der »Welt
am Sonntag« ist er seit 2012 fester Redakteur beim »Spiegel«. Dessen
Kulturressort leitet er seit Juni 2018.

Die fünf besprochenen Titel werden spätestens eine Woche vor der
Veranstaltung auf der Website des Literaturhauses bekanntgegeben.

Eintritt: EUR 12,-/8,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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TREFF/1164: Hamburg - Die LiteRaten präsentieren das »Neunte Hamburger Literaturquiz«, 21.02.19


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2019

Donnerstag, 21.2.2019, 19.30 Uhr

Salon des Questions

Die LiteRaten präsentieren das »Neunte Hamburger Literaturquiz«

Moderation: Eva Jakobeit und Ronja Lange



Was hatte Schiller zum Schnüffeln immer in der Schreibtischschublade?
An welchem Datum beginnt Isabel Allende jeden ihrer Romane? Was war
das erste veröffentlichte Buch, das auf einer Schreibmaschine
geschrieben wurde? Wofür verleiht der »Deutschlandfunk« den »Mops des
Monats«? Warum aß Mary Shelley keinen Zucker? Was ist ein Palindrom?
Und was ein Enjambement? Wann ist der Welttag des Buches? Können Sie
Autorinnen an ihren Stimmen erkennen? Buchtitel anhand von Emojis?
Romane an Literaturkritiken?

Acht höchst vergnügliche, gefühlsgeladene und bis zum letzten Moment
spannende Auflagen des Literaturquiz sowie eine Junioredition, das
»Quizmagische Turnier«, haben bereits stattgefunden. Kürzlich haben
die LiteRaten aus Hamburg, Berlin und München mit dem »Ersten
Harburger Literaturquiz« sogar den Sprung über die Elbe geschafft. Nun
sind sie erneut in die Tiefen der Literaturgeschichte abgetaucht,
haben die Untiefen der Belletristik durchstöbert und auch im Trüben
der Gegenwartsromane gefischt. Das Team verspricht eine unbestechliche
Jury, hochprofessionelle Veranstaltungstechnik, vielfältige
Fragenkategorien und Russisch Brot für alle! Sie werden staunen, was
Sie alles wissen was nicht. Raten Sie. Gewinnen Sie tolle Preise. Und
vor allem: Haben Sie Spaß!

Eintritt: EUR 10,-/8,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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AUSSICHTEN/8521: Und morgen, den 17. Januar 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 17.01.2019 bis zum 18.01.2019 +++






[image: Jean-Luc 8521 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Wolkenwechsel dünn und dicht,

Graupelschauer, Donner, Blitz,

doch das stört Jeans Traumwelt nicht,

bestenfalls als seichter Witz.
















Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth
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AGRAR/1725: EU-Agrarförderung nach 2020 (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 16. Januar 2019

GAP braucht Balance zwischen Umweltanforderungen und

Wirtschaftlichkeit

Gemeinsames Forum von DBV und MTK zur EU-Agrarförderung nach
2020

Gemeinsame Pressemitteilung von DBV und MTK



500 Millionen Europäer brauchen eine entscheidungs- und
handlungsfähige EU. Das ist wichtig für die Stabilität und die
Zukunftsfähigkeit Europas insgesamt. Dies ist die Botschaft des
gemeinsam vom Deutschen Bauernverband (DBV) und der Central Union of
Agricultural Producers and Forest Owners (MTK) aus Finnland
veranstalteten Forums "Landwirtschaft vor neuen Herausforderungen:
Welche GAP braucht Europa?", das im Vorfeld der Internationalen Grünen
Woche in Berlin stattfand. "Eine Entscheidung zum künftigen EU-Budget
muss zügig fallen. Die ambitionierten Ziele der Gemeinsamen
Agrarpolitik (GAP) müssen mit einem stabilen Budget für beide Säulen
der GAP untersetzt werden, um auch in Zukunft einen funktionierenden
und wettbewerbsfähigen Agrarsektor in Europa sicherzustellen", betonte
der Präsident des Deutschen Bauernverbandes, Joachim Rukwied. Die
Gemeinsame Agrarpolitik der EU habe das über Jahrzehnte geleistet.
"Auch nach 2020 müssen Landwirte in Deutschland, Finnland und der
gesamten EU dabei unterstützt werden, sichere und qualitativ
hochwertige Lebensmittel bereitzustellen, natürliche Ressourcen
nachhaltig zu nutzen sowie zusätzlich dazu gesellschaftlich gewünschte
Leistungen zu liefern", sagte Juha Marttila, Präsident der Central
Union of Agricultural Producers and Forest Owners (MTK) in Finnland.

Die Bauernpräsidenten aus Deutschland und Finnland bekräftigten
weiter, die finanzielle Zukunftsfähigkeit der Bauernhöfe dürfe nicht
gefährdet werden. Für viele Betriebe seien die Direktzahlungen
lebenswichtig. Ebenso sei eine stark finanzierte 2. Säule für die
Landwirte unerlässlich, die das Rückgrat für den ländlichen Raum in
der EU darstellen."

Rund 150 Teilnehmer diskutierten im Fachforum unter anderem mit
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner sowie dem finnischen
Agrarminister Jari Leppä insbesondere darüber, wie die Ziele der GAP -
wettbewerbsfähige Landwirtschaft, Umwelt- und Klimaorientierung,
Qualität der Erzeugung und Vereinfachung für die Landwirte -
praxistauglich in der künftigen Gemeinsamen Agrarpolitik kombiniert
werden können. Die von der EU-Kommission im Sommer 2018 präsentierten
Vorschläge für eine stärkere Ergebnisorientierung der GAP durch ein
"neues Umsetzungsmodell" und "einen strategischen Plan je
Mitgliedstaat" bieten dafür Chancen und Risiken gleichermaßen, so
unter anderem ein wesentliches Fazit des Forums.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Januar 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407

Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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MELDUNG/054: Wie haben sich Geistes- & Sozialwissenschaften unter den Bedingungen der Globalisierung verändert? (idw)


Max Weber Stiftung - Deutsche Geisteswissenschaftliche Institute im
Ausland - 15.01.2019

Wie haben sich Geistes- & Sozialwissenschaften unter den Bedingungen der
Globalisierung verändert?



Mit "Reimers Konferenzen Revisited. Zum Verhältnis von Disziplinen und
Regionalstudien" ist der dritte Band der Reihe "Areas and Disciplines"
erschienen. FachvertreterInnen geben Auskunft zur transregionalen
Forschung in den Feldern der Sinologie, der Nahoststudien, der
Kunstgeschichte, der Musikethnologie und der Rechtswissenschaft. Die
Schriftenreihe wird gemeinsam vom Forum Transregionale Studien in Berlin
und der Max Weber Stiftung - Deutsche Geisteswissenschaftliche Institute
im Ausland herausgegeben und ist als Open-Access-Publikation sowie in
gedruckter Form verfügbar.

Von 1996 bis 2001 kam eine Gruppe von Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern aus unterschiedlichen Disziplinen und Generationen zu den
"Werner Reimers Konferenzen" in der Bad Homburger Werner Reimers Stiftung
zusammen. Im Auftrag der großen wissenschaftsfördernden Institutionen der
Bundesrepublik sollten sie nach "innovativen Fragestellungen in der
Wissenschaft" im angehenden 21. Jahrhundert suchen.

Die beiden Schriften "Der Cultural Turn in den Humanwissenschaften. Area
Studies im Auf- oder Abwind des Kulturalismus" (1999) und "Recht, Kultur
und Gesellschaft im Prozeß der Globalisierung" (2001), die aus diesem
Diskussionsprozess hervorgegangen sind, haben die deutsche Debatte um die
Entwicklung der Geistes- und Sozialwissenschaften in den letzten 20 Jahren
maßgeblich geprägt. Ihre wissenschaftspolitischen Empfehlungen gingen in
Stellungnahmen des Wissenschaftsrates zur Entwicklung der
Geisteswissenschaften (2006), der Regionalstudien (2006) sowie der
Rechtswissenschaft (2012) ein.

Beim Workshop "Reimers Konferenzen Revisited" (7. und 8. Juni 2015, Bad
Homburg) haben Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die vor etwa 20
Jahren an den "Suchprozessen für innovative Fragestellungen" mitgewirkt
haben mit jüngeren Forschenden diskutiert, inwieweit sich die
Forschungsfelder in den Geistes- und Sozialwissenschaften sowie das
Verhältnis zwischen Regionalstudien und Disziplinen in den vergangenen 20
Jahren verändert haben.

Die von Andreas Eckert (Forum Transregionale Studien), Martin Baumeister
(Deutsches Historisches Institut Rom) und Klaus Günther (Forschungskolleg
Humanwissenschaften der Goethe-Universität in Bad Homburg) herausgegebene
Textsammlung vereint Beiträge dieser Bilanz, die für den
wissenschaftlichen Blog TRAFO - Blog for transregional research
(https://trafo.hypotheses.org/) verfasst wurden. Die Texte wurden von
den Autorinnen und Autoren für diese Publikation erneut überarbeitet und
teilweise aktualisiert. Zusammen bieten sie einen Überblick zur
gegenwärtigen Debatte um die Rolle von Regionalstudien und transregionaler
Forschung in der deutschen Wissenschaftslandschaft.

Der Band ist Open Access bei perspectivia.net
(https://www.perspectivia.net/content/index.xml) erschienen und kann
gedruckt kostenlos beim Forum Transregionale Studien und der Max Weber
Stiftung angefragt werden.



Martin Baumeister, Andreas Eckert, Klaus Günther (Hrsg.): Reimers
Konferenzen Revisited. Zum Verhältnis von Disziplinen und Regionalstudien
(Areas and Disciplines, 3), Forum Transregionale Studien, Max Weber
Stiftung, Bonn 2018.

DOI: https://doi.org/10.25360/03-2018-00001

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution787

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max Weber Stiftung - Deutsche Geisteswissenschaftliche Institute im Ausland, 15.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / GESCHICHTE





FORSCHUNG/199: Was geschah vor 4000 Jahren am Ural? (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 15.01.2019

Was geschah vor 4000 Jahren am Ural?



Archäologen der Universitäten Frankfurt und Mainz erforschen gemeinsam
mit russischen Wissenschaftlern bronzezeitliche Prozesse in der Steppe
zwischen Europa und Asien. Die DFG stellt hierfür 600.000 Euro an
Fördermitteln für zunächst zwei Jahre zur Verfügung.




[image: Foto: © Ural-Projekt, GU]

Trans-Ural. Bronzezeitliche Reihenhaussiedlung Konopljanka-2 mit einem
verfüllten Brunnenschacht im Vordergrund. Grabung 2018



FRANKFURT. Archäologen der Goethe-Universität um Prof. Rüdiger Krause
werden wieder im Ural forschen. Gemeinsam mit Wissenschaftlern der
Johannes-Gutenberg-Universität Mainz und russischen Kollegen wollen sie
herausfinden, was im 2. Jahrtausend vor Christus zu großen Veränderungen
in der Lebensweise geführt haben könnte. Das Projekt wird von der
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) zunächst bis Ende 2020 mit 600.000
Euro gefördert. Die Forschungen knüpfen an ein früheres Projekt an, das
von 2009 bis 2014 stattfand.

Ziel ist es, demographische Prozesse und Siedlungsstrukturen der
Übergangszeit von der Bronze- zur Eisenzeit rekonstruieren zu können, die
so genannte Post-Sintaschta-Petrovka-Periode. Bisherige Funde haben
gezeigt, dass der südliche Trans-Ural an der Trennlinie zwischen Europa
und Asien am nördlichen Rand der Eurasischen Steppe eine einzigartige
Kulturlandschaft darstellt. Herausragende Denkmäler der Bronze- und
Eisenzeit wie Grabhügel ("Kurgane") und Siedlungen zeigen, dass sich hier
ein Zentrum wirtschaftlicher Entwicklung und soziokultureller Prozesse
befand, die bereits im dritten Jahrtausend vor Christus einsetzten. Nach
dem Niedergang der befestigten Siedlungen veränderte sich die
Wohnstruktur, es entstanden "offene" Siedlungen mit Reihenhausbauten ohne
Befestigungsanlagen. Russische Forschungen datieren diese Siedlungen in
die Mitte des 2. Jahrtausends v. Chr., also in die späte Bronzezeit.

In der von 2009 bis 2014 andauernden Forschungsphase hat sich Professor
Rüdiger Krause vor allem den befestigten Siedlungen der
Sintaschta-Petrovka-Phase gewidmet. Diese Kultur zeichnete sich durch frühe
Streitwagen aus, durch intensiven Kupferbergbau und eine hoch entwickelte
Bronzeherstellung. Nun rücken verschiedene andere archäologische Stätten
der Bronze- und Eisenzeit in der Mikroregion des Flusses Yandyrka-Akmulla
und am oberen Karagaily-Ayat in den Fokus. Wie haben sich die
Siedlungsstrukturen verändert? Wie wurde die Landschaft als ökonomische
Basis für Tierhaltung genutzt? Und wie haben sich die Bestattungsformen
gewandelt? Die demographischen Prozesse, die alldem zugrunde liegen,
sollen im Lauf des interdisziplinären Projekts erforscht werden. Dabei
kommen Methoden der Palaeogenetik zum Tragen, aber auch archäologische
Ausgrabungen, geophysikalische Prospektionen und die Interpretation der
materiellen Kultur und die Archäobotanik.

Wer waren die Menschen, die den damaligen Wandel von einer sesshaften
Lebensform zum Nomadismus vollzogen haben? Woher stammten sie und wie sind
sie in den Ural gekommen? Auf der Suche nach Antworten werden Archäologie
und Palaeogenetik eng zusammenarbeiten. Ein Ziel der Kollaboration ist es,
mit modernsten Genomanalysen populationsgenetische Analysen durchzuführen.




[image: Foto: © Ural-Projekt, GU]

Trans-Ural, Neplujevka. Bestattung eines jugendlichen Individuums in dem
großen Kurgan. Späte Bronzezeit, Grabung 2016.
Foto: © Ural-Projekt, GU



Das Team von Professor Joachim Burger an der Universität Mainz ist auf die
Analyse von Genomen aus archäologischen Skeletten spezialisiert. In diesem
Projekt werden die Mainzer Palaeogenetiker der Frage nachgehen, inwiefern
genetische Einflüsse aus Europa oder der zentralasiatischen Steppe
einhergehen mit dem kulturellen Wandel, der im Transural zu beobachten
ist. Waren es Fremde, die den Wandel einleiteten? Oder haben hier
regionale kulturelle Entwicklungen stattgefunden? Wie hat sich die
Bevölkerungsstruktur und Demographie über die Jahrtausende verändert? Um
Antworten zu finden, werden die Mainzer Forscher die Genome aus den
archäologischen Fundstellen des Projekts hochauflösend sequenzieren und
sie mit eigens entwickelten statistischen Methoden analysieren, um
möglichst viele Details über die Menschen der Bronze- und Eisenzeit
herauszufinden.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, 15.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/723: Greifswald - Gedenktag für die Opfer des Nationalsozialismus am 27.01.2019


idw - Pressemitteilung: Universität Greifswald

Gedenktag für die Opfer des Nationalsozialismus



Die Universität Greifswald und die Universitäts- und Hansestadt
Greifswald in Kooperation mit dem Pommerschen Landesmuseum laden ein
zum Gedenktag für die Opfer des Nationalsozialismus. Die diesjährige
Veranstaltung am Sonntag, 27. Januar 2019, im Landesmuseum gedenkt der
Unterdrückung der Sozialdemokratie während der NS-Zeit.

Trotz vorheriger Einschüchterungen und Verhaftungen war die SPD im
März 1933 die einzige Partei im Reichstag, die das Ermächtigungsgesetz
als wesentliche Grundlage zur Errichtung der nationalsozialistischen
Diktatur ablehnte. Darauf folgte ein Verbot der SPD. Zahlreiche
Mitglieder gingen ins Exil; andere, die im Land geblieben waren,
wurden zeitweilig inhaftiert oder langjährig in Konzentrationslagern
festgehalten und ermordet.

Bernward Dörner (Berlin) skizziert zunächst die reichsweite Dimension
dieser Verfolgung, bevor Detlev Brunner (Leipzig) stellvertretend das
Schicksal des Stettiner Sozialdemokraten Fritz Lamm (1911-1977)
schildern wird. Mitglieder der Greifswalder Musikschule gestalten ein
musikalisches Rahmenprogramm.

Die Referenten

Prof. Dr. Bernward Dörner ist seit 2013 apl. Professor für Neuere
Geschichte unter besonderer Berücksichtigung der Zeitgeschichte am
Zentrum für Antisemitismusforschung der Technischen Universität
Berlin. Er wurde zur Entstehung, Auslegung und Verfolgungswirkung des
"Heimtücke-Gesetzes" vom 20. Dezember 1934 promoviert und habilitierte
sich mit einer Arbeit über Wissen und Haltung der deutschen
Bevölkerung zum Mord an den europäischen Juden. Die Studie erschien
2007 unter dem Titel "Die Deutschen und der Holocaust. Was niemand
wissen wollte, aber jeder wissen konnte" (Berlin, Propyläen).

PD Dr. Detlev Brunner ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl
für Deutsche und Europäische Geschichte des 19. bis 21. Jahrhunderts
der Universität Leipzig. Er wurde mit einer Untersuchung zur
Bürokratie und Politik des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes
1918/19 bis 1933 an der Technischen Universität Berlin promoviert und
habilitierte sich an der Universität Rostock mit dem Thema "Der Schein
der Souveränität. Landesregierung und Besatzungspolitik in
Mecklenburg-Vorpommern 1945-1949".

Sonntag, 27. Januar 2019, 19:00 Uhr

Pommersches Landesmuseum

Rakower Straße 9, 17489 Greifswald

Weitere Informationen

Gedenktag für die Opfer des Nationalsozialismus

http://www.uni-greifswald.de/ns-gedenktag

Folgende Veranstaltungen in der Universitäts- und Hansestadt
Greifswald umrahmen den Gedenktag: 

Filmclub Casablanca e.V. zeigt im Theater Vorpommern (Foyer), Robert-Blum-Straße

Montag, 21. Januar, 20.30 Uhr, Eintritt 4 Euro

"The Cakemaker"

ISR/D 2017, Regie: Ofir Raul Graizer, 104 min., Blu-ray, OmU

"The Cakemaker" ist ein stiller, sensibler Film über eine
deutsch-israelische Liebe jenseits der Geschlechtergrenzen.

Film im Koeppenhaus, Bahnhofstraße 4

Freitag, 25. Januar, 20.00 Uhr, Eintritt 4 Euro

"DIE GUTEN FEINDE - Mein Vater, die Rote Kapelle und ich"

D 2017, Dokumentarfilm von Christian Weisenborn, 90 Min.

Der Filmemacher Christian Weisenborn erzählt in "DIE GUTEN FEINDE" das
dramatische Leben seines Vaters. Die Geschichte eines jungen
Intellektuellen, der Ende der 1920er Jahre aus der rheinischen Provinz
nach Berlin kommt, um hier Schriftsteller zu werden, und das Leben in
der Bohème in vollen Zügen genießt, bis die Machtergreifung der Nazis
alle Illusionen zerstört.

Nordoststreifen im Pommerschen Landesmuseum, Rakower Straße 9

Donnerstag, den 31.Januar, 19:00, Eintritt: 3,50 Euro

"Nachlass",

D 2018, Dokumentarfilm von Christoph Hübner, 112 Minuten

"Nachlass" lädt zur tiefgreifenden Reflexion über unsere
Erinnerungskultur und ihre Unerlässlichkeit ein - auch nach dem
Ableben der letzten Zeitzeugen der Shoah. Ein Angebot der
Kulturreferentin für Pommern und Ostbrandenburg.

Film im Koeppenhaus, Bahnhofstraße 4

Freitag, 1. Februar, 20.00 Uhr, Eintritt 4 Euro

L'CHAIM - Auf das Leben!

D 2014, Regie: Elkan Spiller, 92 min, DVD, OmdU

Vom Hippie zum erfolgreichen Geschäftsmann in New York - Chaim
Lubelski hatte bereits ein ziemlich wildes Leben geführt. Als seine
Mutter krank wird, entscheidet sich der 63-Jährige in Antwerpen mit
ihr zusammen zu ziehen. Ein bewegender Dokumentarfilm über eine
faszinierende, charismatische Persönlichkeit, deren Name auch einen
Wunsch beinhaltet: L'Chaim! Ein Film als ein Hoch auf das Leben.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution65

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Greifswald, 15.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STIFTUNG ETHECON/074: "Volkswagen stoppen!" - Autokonzern erhält Negativpreis (poonal)


poonal

Brasilien

"Volkswagen stoppen!": Autokonzern erhält Negativpreis für seine Kooperation mit der brasilianischen Militärdiktatur

Von Jessica Zeller






[image: Foto: © Stiftung Ethik & Ökonomie]

Symbolische Schmähpreisüberreichung: in Stellvertretung der abwesenden
"Preisträger" nimmt Barbara Happe (Vorstand Dachverband Kritische
Aktionärinnen und Aktionäre) den Negativpreis Black Planet Award entgegen,
überreicht von Axel Köhler-Schnura. 

Foto: © Stiftung Ethik & Ökonomie



(Berlin, 9. Januar 2019, npl) - Mit der unrühmlichen Auszeichnung
"Black Planet Award" werden jedes Jahr Personen innerhalb eines
Unternehmens geehrt, die von Krieg, Ausbeutung,
Menschenrechtsverletzungen, Zerstörung der Natur und sozialem Elend
profitieren. Im vergangenen Jahr ging dieser Negativpreis an führende
Vertreter des Volkswagen-Konzerns. Ein Grund: die mangelhafte
Entschädigung der Opfer und Hinterbliebenen der Militärdiktatur in
Brasilien, mit der VW kooperierte.


"Mit Vorsatz und Kalkül"

Mitte November 2018 findet im Berliner Veranstaltungsraum
"Pfefferberg" eine Preisverleihung der etwas anderen Art statt: Mit
dem Internationalen ethecon "Black Planet Award" werden in diesem Jahr
der VW-Vorstandsvorsitzende Herbert Diess, der
VW-Aufsichtsratsvorsitzende Hans Dieter Pötsch sowie die Großaktionäre
Wolfgang Porsche (Porsche Holding SE) und Stephan Weil
(Ministerpräsident Niedersachsen/SPD) als führende Vertreter des
weltgrößten Automobilkonzerns für ihre mangelhaften Leistungen in
Sachen Unternehmensverantwortung "geehrt". Das Motto der Auszeichnung
lautet: Volkswagen stoppen!

Die vier Gewinner sind, wohl kaum überraschend, nicht anwesend, um
ihre Trophäe in Empfang zu nehmen - einen Globus, der mit klebrig
anmutender schwarzer Farbe von oben übergossen wurde. Auch die an sie
gerichtete Schmährede hören die Spitzenfunktionäre nicht. Christian
Russau, Brasilienexperte und Vorstandsmitglied des Dachverbands der
Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre, prangert darin den "Vorsatz
und Kalkül" des Unternehmens an. Und meint damit nicht nur die
Vertuschungen in der Dieselaffäre oder die zweifelhafte
Mobilitätspolitik des weltweit größten Autokonzerns, sondern auch die
aktive Zusammenarbeit des brasilianischen Tochterunternehmens VW do
Brasil mit der letzten Militärdiktatur (1964 bis 1985) in dem
südamerikanischen Land: "Vor allem zwischen Ende 1968 und Mitte 1974,
als die Repression in Brasilien am heftigsten wütete, als verhaftet
wurde, wer der Opposition verdächtigt wurde, als gefoltert wurde, wer
Gewerkschafter war, als ermordet wurde, wer als Kommunist galt -
wurden die VW-Mitarbeiter von Volkswagen bespitzelt, Informationen
über diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an die Repressionsorgane
der Militärdiktatur gezielt weitergegeben und daraufhin mehrere
VW-Mitarbeiter verhaftet und in den Gefängnissen schwer gefoltert.
Teilweise monatelang."


Das Schicksal von Lúcio Bellentani

Eines der Opfer, welches die damaligen Repressionen überlebte, ist der
Gewerkschafter und Kommunist Lúcio Bellentani. Von 1964 bis 1972
arbeitete er als Werkzeugmacher bei VW do Brasil. Am 29. Juli 1972
wurde er an seinem Arbeitsplatz im VW-Werk in São Bernardo do
Campo [1] in der Nähe von São Paulo verhaftet. Anschließend
wurde er in ein Folterzentrum der brasilianischen Militärdiktatur
gebracht und dort schwer misshandelt.

Bellentani ist Hauptbelastungszeuge in den Bemühungen, den Konzern zu
einer aktiven und selbstkritischen Vergangenheitsaufarbeitung zu
bringen und in Brasilien juristisch zur Verantwortung zu ziehen. Bei
einer Veranstaltung Ende 2017 in Berlin klagt er an: "Nicht nur ich,
sondern auch viele meiner Kollegen und Mitstreiter wurden während der
Militärdiktatur in Brasilien verfolgt und gefoltert. Einfach nur, weil
wir an die Freiheit glaubten, an die Würde des Menschen. Und dafür
gekämpft haben. Volkswagen hat mit den staatlichen Repressionsorganen
zusammenarbeitet und Arbeiter denunziert."

Die Vorwürfe an VW do Brasil sind schwerwiegend: Informationen zu
gewerkschaftlich und politisch aktiven Beschäftigten seien in einer
eigenen Abteilung des Betriebs erstellt - und an die Geheimpolizei
weitergereicht worden. Festnahmen wie die von Lúcio Bellentani seien
direkt auf dem Werksgelände erfolgt.


Untersuchungen aus Deutschland und aus Brasilien

Seit Ende 2017 gibt es zwei Berichte, die sich mit der Frage der
Kollaboration zwischen Volkswagen do Brasil und den Repressionsorganen
der Militärdiktatur auseinandersetzen. Einer wurde vom Bielefelder
Historiker Christopher Kopper im Auftrag der deutschen
VW-Firmenzentrale verfasst. Die andere Untersuchung ist vom ehemaligen
Polizeikommissar Guaracy Mingardi erstellt worden, der als offizieller
Gutachter von der brasilianischen Bundesstaatsanwaltschaft bestellt
wurde, die seit September 2015 in dem Fall ermittelt.

Mingardis Bericht bestätigt grundsätzlich die Vorwürfe der
Kollaboration VWs mit der Militärdiktatur: "nicht nur die
Kollaboration durch den Informationsaustausch [mit den
Repressionsorganen], sondern auch die aktive Repression der eigenen
Mitarbeiter". Auch der von Wolfsburg bestellte Historiker Christopher
Kopper sieht eine Verantwortung des Unternehmens. So heißt es in
seinem Bericht, dass etwa der Werkschutzchef Adhemar Rudge "auf eigene
Initiative, aber mit dem stillschweigenden Wissen des Vorstands"
gehandelt habe - also von dem konkreten Fall der Datenübermittlung an
die Geheimorgane des Regimes wusste. Kopper schreibt in seinem Bericht
auch, dass der Werkschutz die oppositionellen Aktivitäten seiner
Beschäftigten überwacht und durch sein Verhalten die Verhaftung von
mindestens sieben Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern erleichtert habe.
"Dies geschah zu einem Zeitpunkt, als der Einsatz von Folter durch die
Politische Polizei bereits in der brasilianischen und in der deutschen
Öffentlichkeit bekannt war."

Und doch versuchte die VW-Führung in Wolfsburg die Vorwürfe des
Historikers, den sie selbst beauftragt haben, herunterzuspielen. So
heißt es in einer offiziellen Presseerklärung nach der
Veröffentlichung des Kopper-Berichts, dass "keine klaren Beweise
gefunden werden (konnten), dass die Zusammenarbeit auf einem
institutionellen Handeln seitens des Unternehmens basiert." Mit
anderen Worten: Werkschutzchef Adhemar Rudge sei ein Einzeltäter
gewesen, der allein auf eigene Faust gehandelt habe. Keiner habe davon
gewusst.

Trotzdem herrscht mindestens auf der deutschen Seite weitestgehend
Einigkeit darüber, dass Geld nach Südamerika fließen soll. Volkswagen
wollte dafür einen neuen Opferfonds auflegen, aus dem die
Entschädigungszahlungen gespeist würden. Der VW-Konzern hat
Erfahrungen damit - auch ehemalige Zwangsarbeiter*innen, die während
des Nationalsozialismus in den Fabriken des Konzerns eingesetzt worden
waren, bekommen Entschädigungen aus einem solchen Fonds. Doch die Idee
aus Deutschland stößt bislang auf wenig Gegenliebe bei den
südamerikanischen Volkswagen-Kollegen. Sie warnten eindringlich davor,
auch in Brasilien Entschädigungen zu zahlen. "Das wird uferlos,
Volkswagen macht damit ein großes Fass auf", ließ das brasilianische
Management die Zentrale in Wolfsburg wissen. Bis heute gibt es
innerhalb des Autokonzerns keine Entscheidung darüber, ob die
ehemaligen brasilianischen VW-Mitarbeiter nicht auch entschädigt
werden müssten.


Mögliches Strafverfahren in Brasilien

Bleibt noch der Weg der juristischen Aufarbeitung: Laut dem ehemaligen
Gewerkschaftsaktivisten Lúcio Bellentani hat die brasilianische
Bundesstaatsanwaltschaft die Voruntersuchungen weitestgehend beendet
und muss jetzt entscheiden, ob Anklage gegen VW do Brasil erhoben
wird. Informell heißt es, dass die Chancen dafür zwar ganz gut stehen,
man sich aber erst dann auf ein im Zweifel recht langwieriges
Gerichtsverfahren einlassen will, wenn die Möglichkeit einer
außergerichtlichen Einigung in Form eines Entschädigungsfonds völlig
vom Tisch sei.

Doch die Strategie auf Zeit zu spielen ist riskant. Viele der Opfer
und Zeug*innen von damals sind heute hochbetagt, einige bereits
verstorben. Und der ehemalige brasilianische Gewerkschaftsaktivist
Lúcio Bellentati ist nicht der einzige, der bis heute an den Folgen
der Misshandlungen leidet: "Das Problem der Folter ist ja nicht nur
ein körperliches. Hinzu kommt die seelische Misshandlung. So sehr man
sich auch wünscht, danach wieder zur Normalität zurückzukehren, ist es
doch fast unmöglich." Die Tatsache, dass er und viele andere
Betroffene bis dato keine Entschuldigung des Autokonzerns - geschweige
denn eine materielle Wiedergutmachung - für das erlittene Leid
erhalten haben, rechtfertigt jede Negativauszeichnung für den
Autokonzern.


Weitere Informationen:

VW-Dossier der ethecon Stiftung Ethik & Ökonomie:

https://www.ethecon.org/download/Dossier%20VOLKSWAGEN%202018%20de.pdf

Den Bericht des Historikers Christopher Kopper kann man lesen und herunterladen unter:

https://www.volkswagenag.com/de/group/history.html

Der Radiobeitrag zu diesem Artikel ist zu finden unter:

https://www.npla.de/podcast/komplizen-der-militaerdiktatur-die-rolle-von-vw-do-brasil-und-mercedes-benz-argentina/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/volkswagen-stoppen-autokonzern-erhaelt-negativpreis-fuer-seine-kooperation-mit-der-brasilianischen-militaerdiktatur/


Der Text ist lizenziert unter Creative Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0 international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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SPORT UND SPIEL/244: Bielefeld - Gaming in der Stadtbibliothek, nächster Termin am 24. Januar 2019


Stadt Bielefeld

Gaming in der Stadtbibliothek



Bielefeld (bi). Jeden Dienstag von 15 bis 17.45 Uhr können Kinder und
Jugendliche von sechs bis 15 Jahren die Gaming-Welt der
Stadtbibliothek am Neumarkt ausprobieren. Gespielt wird an den
Konsolen der Wii U, der PlayStation oder der Nintendo Switch. Kinder
und Jugendliche ab zwölf Jahre können zusätzlich jeden vierten
Donnerstag im Monat von 16 bis 17.45 Uhr im Gamerspace die PlayStation
4 mit VR-Brille testen. Nächster Termin ist Donnerstag, 24. Januar.
Für Fragen rund um das Thema Gaming stehen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der Stadtbibliothek während der Spielenachmittage zur
Verfügung.

Anmeldungen sind nicht erforderlich, der Eintritt ist jeweils frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 09.01.2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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MELDUNG/383: 100 Jahre Bauhaus startet in Berlin (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 5. Januar 2018

100 Jahre Bauhaus startet in Berlin 

Grütters: Schule der Moderne für eine weltoffene Gesellschaft



Das Bauhaus gilt als eine der weltweit einflussreichsten Schulen für
Architektur, Kunst und Design im 20. Jahrhundert. Das Jubiläumsjahr zu
seinem 100-jährigen Bestehen wird am 16. Januar in Berlin durch
Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier offiziell eröffnet. Den Auftakt
macht ein internationales Eröffnungsfestival. Es lädt dazu ein, das vor 100
Jahren in Weimar gegründete Bauhaus neu zu entdecken und
seinen vielfältigen Spuren und Impulsen zu folgen. Künstlerinnen und
Künstler aus aller Welt lassen in der Akademie der Künste neun Tage lang
den Geist des Bauhauses wieder aufleben und interpretieren ihn neu.

"Während der Zeit seines Bestehens zwischen 1919 und 1933 war das Bauhaus
ein Ort für Experimente, für neue Ideen, Formen und Materialien", so
Kulturstaatsministerin Monika Grütters. "Es ging den Künstlerinnen,
Künstlern und Kreativen nicht nur um eine neue Philosophie der Gestaltung.
Das Bauhaus folgte dem Anspruch, kurz nach Ende des Ersten Weltkriegs
gesellschaftlich einen Aufbruch zu wagen. So war das Bauhaus eine
politisch wirkmächtige Schule der Moderne, die Künstlergenerationen bis
heute inspiriert."

Zum 100. Geburtstag des Bauhauses haben sich der Bund, vertreten durch die
Kulturstaatsministerin, die Kulturstiftung des Bundes, sowie die Länder
zusammen mit den Bauhaus-Einrichtungen in Berlin, Dessau und
Weimar, zum Bauhaus-Verbund 2019 zusammengeschlossen. Das Jubiläumsprogramm
mit über 700 Veranstaltungen, Ausstellungen und Projekten steht unter dem
Motto "Die Welt neu denken". Die Staatsministerin für Kultur und
Medien stellt für das Veranstaltungsprogramm mit der Kulturstiftung des
Bundes rund 21 Millionen Euro zur Verfügung.

Kulturstaatsministerin Grütters: "Das Jubiläumsfestival bildet den Auftakt
zum Bauhaus-Jahr 2019, das wir mit einem facettenreichen Programm überall
in Deutschland begehen. Es bietet die große Chance, viele Menschen
für die Ideen des Bauhauses zu begeistern und zu zeigen, welche Relevanz
die Ideen der 'Bauhäusler' für eine weltoffene und freiheitliche
Gesellschaft bis heute haben."

Ein Höhepunkt des Bauhaus-Jahres ist die "Grand Tour der Moderne" unter der
Schirmherrschaft der Kulturstaatsministerin, die zu 100 Bauten der Moderne
in Berlin, Dresden und Stuttgart, aber auch in Löbau, Krefeld und Bernau
führt. Weit über Deutschland hinaus weist das internationale Projekt
"bauhaus imaginista", das sich mit Ausstellungen in Japan, China, Russland
und Brasilien der weltweiten Wirkungs- und Rezeptionsgeschichte des
Bauhauses widmet. Eine Gesamtschau dieses Projekts wird im Frühjahr 2019 im
Haus der Kulturen der Welt in Berlin zu sehen sein.

Im Fokus der Feierlichkeiten stehen die zentralen Wirkungsstätten des
Bauhauses in Weimar, Dessau und Berlin. In allen drei Städten werden
Bauhaus-Museen als nachhaltiger Beitrag zum Jubiläum neu errichtet oder
umgebaut. Gemeinsam mit den jeweiligen Ländern finanziert die
Kulturstaatsministerin diese Baumaßnahmen mit rund 52 Millionen Euro mit.

Weitere Informationen unter:

www.bauhaus100.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Januar 2019

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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GEGENWIND/789: Ein bedingungsloses Grundeinkommen - Ein Vorhaben, für das Linke sich einsetzen sollten?


Gegenwind Nr. 364 - Januar 2019

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Ein bedingungsloses Grundeinkommen

Ein Vorhaben, für das Linke sich einsetzen sollten?

Von Ursula G. T. Müller



Die Frage scheint berechtigt, heißt es doch, das bedingungslose
Grundeinkommen (BGE) sprenge den herkömmlichen Rechts-Links-Rahmen der
politischen Verortung. Auch die Kampagne eines Teils der Linkspartei,
"Mit Links zum Grundeinkommen", zeigt, dass sich beim BGE die Geister
nicht einfach in rechts und links scheiden, da die Partei gespalten
ist. Uneindeutig ist es auch bei den anderen Parteien: Die SPD ist
dagegen, CDU und AfD ebenfalls. Die Frage ist also nicht schnell zu
beantworten.


Einleitung

Das bedingungslose Grundeinkommen, eine alte Idee

Dass die Idee eines bedingungslosen Grundeinkommens schon ziemlich alt
sei, wird gerne betont. So zum Beispiel von Götz Werner und Adrienne
Goehler. Diesen - so mein Eindruck - dienen sehr kurze historische
Hinweise nur dazu, ihrem Text mehr Autrorität zu verleihen. Dennoch
möchte ich hier auf zwei frühe Schriften hinweisen, weil sich an ihnen
Grundsätzliches zum Thema zeigt. Da ist einmal die Schrift Utopia von
Thomas More (latinisiert Morus) hingewiesen. Dieser machte darin 1516
den "Vorschlag einer Einkommensgarantie". Damit wollte er den Armen
Land zur Verfügung stellen, mit dem diese ihren Unterhalt erarbeiten
sollten. Daher wird er als ein Vorläufer eines BGEs angesehen. Ebenso
das Modell, das ein Mitkämpfer von ihm, Juan Luis Vives, 1525
entwickelte, in dem es ebenfalls um Zuwendung für Arme, "Subventione
Pauperam", geht. Es sieht die Vergabe von öffentlichen Almosen vor,
knüpft die Subvention aber an den Beweis des Arbeitswillens der
EmpfängerInnen. Dennoch kommt dies heutigen Vorstellungen näher als
das Konzept von Morus insofern, als es eine finanzielle Zuwendung
darstellt und damit denjenigen, die es erhalten, eine gewisse
Entscheidungssouveränität zugesteht. (Anders als bei heute immer mal
wieder zu hörenden Forderungen nach Sachleistungen für Bedürftige,
denen kein Geld in die Hand gegeben werden soll.)

Beiden gemeinsam ist, dass sie eine festgelegte Zielgruppe erreichen
wollten, die Armen. Auch heute spielt das Argument der
Armutsbekämpfung eine sehr wichtige Rolle bei der Begründung für ein
BGE. Darauf komme ich noch zurück, hier soll der Hinweis auf zwei
"Ahnväter" genügen.


Ausgangslage für die Forderung nach einem BGE heute

Die Begründung für ein BGE

Als Grund, warum ein BGE nötig sei, wird die prognostizierte
Entwicklung des Arbeitsmarkts genannt. Es scheint, als seien die
Begriffe bedingungsloses Grundeinkommen und Digitalisierung geradezu
siamesische Zwillinge. Meist tauchen sie untrennbar voneinander auf.
Durch die Digitalisierung gingen künftig massenhaft Arbeitsplätze
verloren, dem müsse entgegen gewirkt werden, indem den Menschen ein
Auskommen ohne Lohnarbeit zugesichert werde. Gewerkschaften ziehen
eine solche Vorhersage in Zweifel und verweisen darauf, dass
technische Neuerungen in der Vergangenheit noch nie dazu geführt
hätten, dass der Gesellschaft die Arbeit ausgegangen wäre. Hier ist es
schwer Position zu beziehen, geht es doch um Einschätzungen. Wie die
Entwicklung verlaufen wird, muss die Zukunft zeigen. Heute lässt sich
höchstens die Plausibilität beurteilten und die können beide Seiten
für sich verbuchen.

Die vier Kriterien für ein bedingungsloses Grundeinkommen

Nach heutigem Verständnis soll ein bedingungsloses Grundeinkommen vier
Kriterien erfüllen:


	Die Höhe der Leistung muss existenzsichernd sein und Teilhabe am sozialen Leben ermöglichen.

	Es besteht ein individueller Rechtsanspruch darauf.

	Es erfolgt keine Überprüfung der Bedürftigkeit.

	Es besteht kein Zwang zur Arbeit.




Einige Modelle eines BGEs

Daniel Häni (Schweiz): Es geht nicht um Geld, sondern um Macht.


Das Konzept des Schweizer Unternehmers Daniel Häni weicht deutlich von
dem ab, was derzeit landläufig darunter verstanden wird, nämlich eine
monatliche Zahlung - meist wird dabei der Betrag von 1000 Euro genannt
- an jedeN. Häni stellt klar, dass das bedingungslose Grundeinkommen
kein zusätzliches Einkommen wäre, sondern ein grundsätzliches.

"Das Geld ist nur das Mittel. Der Zweck des Grundeinkommens sind die
Selbstbestimmung und die Emanzipation der Menschen." "Das
Grundeinkommen wäre keine Geldverteilung, sondern ein Befreien der
existenzsichernden Einkommen von ihren Bedingungen. Die Folge wäre,
wie gewünscht, mehr Freiheit und Verantwortung beim Einzelnen. Eine
Machtumverteilung."

Zur Verdeutlichung von Hänis Konzept hier sein Rechenbeispiel: Wenn
jemand ein Erwerbseinkommen von 3000 Euro und das BGE 1000 Euro
beträgt, so erhält der/die Betreffende nicht 4000 Euro, denn ihm/ihr
werden die 1000 Euro BGE als Steuern vom Erwerbseinkommen abgezogen.
Die verbleibenden 3000 Euro, setzen sich jedoch anders zusammen als
die ursprünglich Summe, denn 1000 Euro davon zahlt jetzt der Staat als
BGE. Dieser Betrag ist dann kein Lohn, er wird nicht versteuert und -
was noch wichtiger ist - muss nicht vom Arbeitgeber gezahlt werden,
der dabei das große Geschäft macht, da er jetzt nur noch 2000 Euro
Lohn zahlen muss. Daher spricht man auch von einem Kombilohnmodell,
denn der Lohn setzt sich aus einem Arbeitgeber- und einem Staatsanteil
zusammen. Der Vorteil besteht darin, dass etwa für den Fall, dass
der/die Beschäftigte den Arbeitsplatz verlieren sollte, ihm/ihr die
1000 Euro BGE erhalten bleiben. So wie dieser Betrag auch allen
Menschen gezahlt wird, die keiner Erwerbsarbeit nachgehen.

Wichtig ist zudem, dass das BGE die staatlichen Sozialleistungen
ersetzen soll, sodass diese künftig aus dem BGE zu bezahlen wären.
Wenn Sozialleistungen derart privatisiert werden, sieht man schon die
"Versicherungsindustrie" auftreten, um Kundschaft für ihre Angebote zu
werben.

Was Häni als Machtzuwachs bezeichnet, ist die Entscheidungsfreiheit
selbst darüber bestimmen zu können, was getan und was gelassen wird.
Durch die existenzielle Absicherung würden die Menschen weniger
manipulierbar. Sie hätten durch das BGE zwar nicht mehr Geld, wohl
aber die Macht, nein zu sagen etwa zu niedrig bezahlten,
ausbeuterischen Jobs. Man müsse weniger, könne und wolle aber mehr.

Götz Werner (Deutschland): Es geht nicht um Geld, sondern um
Güter.

Götz Werner, Geschäftsführer der Drogeriemarktkette dm, beschreibt ein
ähnliches Modell. Werner, der in keinem Film über ein BGE fehlt, ist
sozusagen zum Gesicht des BGEs in Deutschland avanciert.

Werner möchte ein monatliches BGE in Höhe von 1000 EUR, manchmal heißt
es auch 1500 EUR, verteilen, das ausdrücklich auf den Bruttolohn von
Beschäftigten angerechnet, also vom Lohn abgezogen würde. Finanziert
werden soll Werners BGE ausschließlich aus der Mehrwertsteuer, die er
auf 50 % erhöht sehen möchte, während alle anderen Steuern abgeschafft
würden. Ein Finanzierungsproblem stelle sich nicht. Die Gesellschaft
sei sehr wohl in der Lage, so viele Güter und Dienstleistungen
zustande zu bringen, um das Modell zu finanzieren. Auch die Nachfrage
sei kein Problem, denn: "Wir alle leben nicht vom Geld, sondern von
Gütern." sagt Werner.

Auch hier ein Beispiel, indem von 1500 Euro BGE im Monat ausgegangen
wird.

Für einen Beschäftigten (die männliche Form habe ich bewusst gewählt,
weil das Folgende ein eher männertypisches Beschäftigungsverhältnis
ist), der in Vollzeit durchschnittlich 3000 Euro im Monat verdient,
heißt das: Ihm würden von seinem Lohn 1500 Euro abgezogen und durch
das BGE ersetzt. Wie bei Häni liegt auch bei Werner der Vorteil ganz
auf der Seite des Arbeitgebers, der 1500 Euro pro
Beschäftigtem/Beschäftigter einspart. Für die Arbeitgeber wäre die
hohen Mehrwertsteuer verkraftbar, da ihr Konsum im Vergleich zu dem
des/der Beschäftigten einen prozentual geringeren Teil ihres
Einkommens ausmacht. Zudem würde sich ihr Einkommen ja sprunghaft
erhöhen, weil die von ihnen zu zahlenden Bruttolöhne um den Betrag des
BGEs gesenkt wurden, und sie keine direkten Steuern mehr zahlen
müssten. Was die Kaufkraft angeht, so bliebe diese laut Werner gleich,
denn durch die Anrechnung des BGEs auf das Erwerbseinkommen sinken für
den Arbeitgeber wie gesagt die Löhne und folglich auch die Stückkosten
bei der Herstellung von Gütern. Außerdem würden alle zusätzlichen
heutzutage im Bruttopreis enthaltenen steuerlichen Belastungen
entfallen.

Was jedoch zum Problem wird, wenn die Konsumsteuer nur der
Finanzierung des BGEs dient, ist die Tatsache, dass keine weiteren
Staatsausgaben getätigt werden können, alle heutigen staatlichen
Ausgaben (für Schulen, Straßennetz, innere Sicherheit usw.) müssten
privatisiert werden ebenso wie die soziale Absicherung, die heute aus
Beiträgen von ArbeitgeberInnen und -nehmerInnen finanziert wird. Ein
Kritiker hat daher das Modell "ein trojanisches Pferd des
Neoliberalismus" genannt, weil der Sozialstaat abgebaut und
Sozialleistungen verstärkt privatisiert würden.


Thomas Straubhaar (Deutschland): Es geht um radikale Gerechtigkeit.


In der Liste der Modelle darf das von Thomas Straubhaar nicht fehlen.
Er ist Professor für Volkswirtschaft an der Universität Hamburg und
Direktor des Europa-Kollegs Hamburg und war Präsident des
Hamburgischen Welt-Wirtschafts-Archivs, danach Leiter des
Hamburgischen Welt-Wirtschaftsforums.

Straubhaar verweist eingangs in seinem Buch mit dem Titel "RADIKAL
G€RECHT" auf gesellschaftliche Veränderungen, die neue Konzepte
erforderlich machten: die demographische Veränderung durch eine andere
Altersstruktur, die veränderte und sich ändernde Arbeitswelt
(Stichwort Digitalisierung) und die zunehmende Individualisierung, die
mit einer Vielfalt der Lebensphasen und Lebensformen einher geht. Über
30 Seiten verwendet er, um die deutlich größere Mannigfaltigkeit und
Differenziertheit der Gesellschaft zu beschreiben und schlussfolgert:
"Das bedingungslose Grundeinkommen trägt dem gesellschaftlichen Wandel
Rechnung. Es ist ein zutiefst individuelles Konzept. Es behandelt alle
gleich". Nun ist es aber eine Binsenweisheit, dass Ungleiches durch
gleiche Behandlung nicht zu mehr Gleichheit oder Gerechtigkeit führt,
die Ungleichheit wird lediglich fortgeschrieben.

Aber jede Kritik, die nicht nur Straubhaar, sondern auch den beiden
anderen oben genannten Personen und ihren Modellen vorhält, diese
würden gesellschaftliche Ungleichheit vertiefen, läuft ins Leere, denn
der Anspruch wird von den Betreffenden gar nicht erhoben. Dennoch geht
es Straubhaar um Gerechtigkeit, darunter versteht er die egalitäre
Behandlung aller, unabhängig von Alter, Geschlecht, Familienstand,
Beruf, Qualifikation, Kenntnissen oder Wohnort. Menschen der älteren
Generation werden sich vielleicht bei diesem Gerechtigkeits- und
Gleichheitsverständnis an das am 20. Juni 1948 allen Westdeutschen
gezahlte Kopfgeld in Höhe von 40 neuen Deutschen Mark erinnern. Damals
wurde auch häufig argumentiert, alle hätten die gleichen Chancen
gehabt. Dass dabei einige auf zum Teil erheblichen Besitz
zurückgreifen konnten, wurde gerne herunter gespielt. Genauso ungleich
sind auch die Ausgangsbedingungen der Menschen bei Straubhaars BGE.

Auch bei Straubhaar sollen wie bei Häni und Werner alle steuer- und
abgabefinanzierten Sozialleistungen durch das Grundeinkommen ersetzt
werden. Es soll keine auf Löhne erhobenen Abgaben an die
Sozialversicherungssysteme mehr geben, diese - also Renten-, Kranken-,
Pflege- und Arbeitslosenversicherungsbeiträge - würden abgeschafft.
Eine Ausnahme sieht Straubhaar lediglich für die Kranken- und
Unfallversicherung vor. (Hierfür könne es eine
Grundversicherungspflicht geben oder staatliche
Versicherungsgutscheine für alle oder eine Ergänzung des
Grundeinkommens durch ein staatliches Gesundheitswesen, das eine
medizinische Grundversorgung für alle kostenlos anbieten würde.)

Über die Höhe der auf die Einzelnen zukommenden Versicherungskosten
und darüber, wie stark das BGE dadurch schrumpfen würde, macht
Straubhaar keine Aussagen. Die stellvertretende
schleswig-holsteinische CDU-Vorsitzende und Landtagsabgeordnete Katja
Rathje-Hoffmann dagegen schon. Sie hat errechnet, was nach Abzug aller
Fixkosten von einem BGE in Höhe von 1000 Euro bliebe und stellt fest,
dass es weniger als der derzeitige Sozialhilfesatz wäre. Dieser
Kernpunkt in Straubhaars Modell hat ihm den Ruf eingebracht, ein
neoliberales Konzept zu vertreten, bei dem der Staat zurückgedrängt
und die Individuen stärker gefordert sind. Zu recht. "Er missbraucht
die Idee des bedingungslosen Grundeinkommens für ein neoliberales
Machwerk," meint auch Häni. Straubhaar soll übrigens die Regierung in
Kiel beraten, deren Jamaika-Koalition ja einen Modellversuch eines BGE
starten möchte).

Kurze Zwischenbilanz zu den drei Modellen

Die vier oben genannten Kriterien für ein BGE sind keine Definition,
die diejenigen, die sich BGE nennen, auch erfüllen. Existenzsichernd
ist keines der drei genannten Modelle, da gleichzeitig andere Kosten
auf die BGE-EmpfängerInnen, also auf alle, zukommen. Zudem profitieren
Arbeitgeber, wenn ein Teil des Lohns und der Lohnnebenkosten durch das
BGE ersetzt werden soll, weil sie von einem solchen Kombilohnmodell
Lohnkosten sparen. Auch wenn Sozialleistungen aus dem BGE zu zahlen
sind, dann bedeutet das eine Privatisierung und Individualisierung
sozialer Leistungen und ein Abschmelzen eines BGE zum Beispiel
schlimmstenfalls von 1000 Euro auf nicht mehr existenzsicherndes
Sozialhilfeniveau. Das können Linke nicht unterstützen.

Die Partei DIE LINKE (Deutschland): Es geht um Emanzipation vom
Arbeitsmarkt.

Nach drei schlechten Beispielen für ein BGE stellt sich die Frage, ob
es nicht auch ein positives Modell gibt. Da gibt der Titel
"emanzipatorisches BGE" Anlass zur Hoffnung. Das Konzept hat die
Arbeitsgruppe Grundeinkommen der Partei Die Linke vor fünf Jahren
entworfen, Stefan Wolf hat es zusammengestellt. Es sieht für ein
bedingungsloses Grundeinkommen zwei Varianten vor, eines als
Sozialdividende und eines als negative Einkommensteuer. Da die Gruppe
ersteres Modell favorisiert, gehe ich hier nur darauf ein.

Das emanzipatorische Grundeinkommen soll soziale Sicherheit vom
Arbeitsmarkt entkoppeln und für Menschen, die ihre Arbeitskraft
anbieten, die Abhängigkeit vom Arbeitsmarkt reduzieren.
Berechnungsgrundlage sind 50% des Volkseinkommens. (Volkseinkommen ist
die Summe aller von Inländern im In- und Ausland bezogenen Erwerbs-
und Vermögenseinkommen) Für jede Person über 16 Jahren mit
Erstwohnsitz in Deutschland hat Stefan Wolf 2011 einen Betrag von 1076
Euro, für Jüngere die Hälfte errechnet. Es soll zu anderen Einkünften
addiert werden. Da keine Bedürftigkeitsprüfung vorgenommen wird,
entfallen Ursachen für versteckte Armut. Es besteht weiterhin Anspruch
auf Wohngeld und gegebenenfalls auch Mehrbedarf für bestimmte
Lebenslagen, wobei diese natürlich nachgewiesen werden müssen.

Wolf errechnet dafür einen Nettofinanzbedarf von etwas unter 800 Mrd.
Euro pro Jahr, wobei er steuerfinanzierte Leistungen und
Steuererleichterungen von der Bruttosumme abgezogen hat ebenso wie
Zuschüsse zur Rentenversicherung aus dem Bundeshaushalt, da diese
überflüssig würden. Dieser Nettobetrag soll aus einer BGE-Abgabe auf
alle Bruttoeinkommen (wie Löhne, Gehälter, Dividenden, Mieteinnahmen,
Gewinne und Ähnliches) in Höhe von 33,5 %, einer Sachkapitalsabgabe
von 1,5 % (auf Anlagevermögen und Immobilien, Betriebskapital von
Maschinen u.ä. Sachkapital). Gestrichen würden steuerliche Freibeträge
und Absetzungsmöglichkeiten inklusive Ehegattensplitting und
Kinderfreibeträge. Staatliche und kommunale Sozialtransfers sowie
Sozialversicherungsleistungen (Erwerbslosengeld und Renten etc.)
bleiben ebenso steuer- und abgabenfrei wie das Grundeinkommen selbst.
Außerdem möchte Wolf eine progressive Einkommensbesteuerung in drei
Steuersätzen einführen. Diese würde Menschen mit niedrigem und
mittlerem Einkommen besser stellen, Menschen mit höherem Einkommen
hätten dagegen mehr zu einrichten als derzeit. Durch diese Staffelung
wird der Vorwurf entkräftet, dass Ungleiches gleich behandelt würde.
Zudem soll es eine gesetzliche solidarische BürgerInnenversicherung
geben, zu der die Kranken- und Pflegeversicherung umgebaut werden
soll. Dass dieses Konzept Nachweise erforderlich macht und folglich
ebenfalls von den vier Kriterien eines BGE abweicht, ist
offensichtlich. Grundgedanke ist jedoch, dass eine Umverteilung von
oben nach unten angestrebt wird.

Ganz sicher würde sich ein emanzipatorisches Grundeinkommen auf das
Verhältnis von ArbeitgeberInnen und ArbeitnehmerInnen und mögliche
Kämpfe auswirken. Die Bereitschaft der ersteren Lohnerhöhungen
zuzustimmen würde mit hoher Wahrscheinlichkeit sinken, vielleicht auch
die Bereitschaft letzterer dafür zu streiten und zu streiken.

Diese Bedenken sind nicht unerheblich, wodurch sich keine ungeteilte
Zustimmung zu einem emanzipatorischen Grundeinkommen ergibt.


Das BGE als Mittel der Armutsbekämpfung?

Wie oben in der Begründung, warum das Konzept eines BGE gerade jetzt
so intensiv diskutiert wird, war schon von der durch die
technologische Entwicklung befürchtete Massenarbeitslosigkeit die
Rede. Tatsächlich gilt das BGE als Lösung des Armutsproblems, ja als
die Lösung. Die Professorin für Arbeitswissenschaft und Gender Studies
an der TU Hamburg-Harburg, Gabriele Winker, betont den deutlichen
Fortschritt im Vergleich zu Hartz IV und Sozialhilfe. Sie ist nicht
die einzige, die die demütigende Situation als BittstellerIn und die
bürokratischen Schikanen auf den Ämtern anspricht. Auch die
Existenzsicherung ist ihr ein wichtiges Anliegen. Darüber hinaus
betont sie auch die besondere Situation von Frauen, für die es ein
großer Fortschritt wäre, wenn "das BGE nicht an Familien bzw.
Bedarfsgemeinschaften, sondern an Individuen gezahlt würde. Damit
entfällt die finanzielle Abhängigkeit von anderen Mitgliedern einer
Bedarfsgemeinschaft. Frauen würden deutlich eigenständiger (...). Die
Folge wäre mehr Selbstbestimmung und weniger Entmächtigung." Das ist
ein wichtiger Gesichtspunkt, aber ist ein BGE deshalb zwingend
notwendig? Gäbe es vielleicht auch andere Lösungen? Alban Werner
meint, das Grundeinkommen spräche richtigerweise Probleme der
Gegenwart an, gebe aber keinen akzeptablen Lösungsvorschlag sondern
die falsche Antwort auf die richtige Frage. Und was wäre dann die
richtige Antwort?

Um Armut zu bekämpfen sprechen sich die AutorInnen Heiner Flassbeck,
Friedrich Spiecker, Volker Meinhardt und Dietrich Vesper in ihrem Buch
"Irrweg Grundeinkommen" für die Anwendung von "Bordmitteln" aus. Dazu
zählen sie die Möglichkeiten auf, die im Prinzip schon heute bestehen:
am Existenzminimum orientierte Hartz-IV-Sätze, ein vom Existenzminimum
hinreichend entfernter, branchenunabhängiger Mindestlohn,
flächendeckende Tarifverträge, einer stärkeren Progression des
Einkommenstarifs und einer breiteren Bemessensgrundlage, die etwa
Kapitaleinkommen stärker einbezieht. Sie wundern sich auch, warum sich
"die Advokaten des Grundeinkommens, denen das Wohlergehen der Menschen
in den unteren Einkommensschichten tatsächlich oder vielleicht auch
nur scheinbar am Herzen liegt, nicht hinter Maßnahmen [stellen], die
die Situation dieser Menschen unmittelbar verbessern würden, ohne dass
sich alle auf einen Strukturwandel einlassen müssen mit zumindest
schwer abschätzbaren (...) Folgen". Die aufgeworfene Frage, warum
BGE-BefürworterInnen solche Forderungen nicht unterstützen,
beantworten die AutorInnen - mit Anspielung auf reiche Unternehmer wie
Götz Werner, die ein BGE mit Leidenschaft befürworten - damit, dass
die genannten "Bordmittel" eine offensichtliche Umverteilungswirkung
von oben nach unten haben, was auf das BGE nicht zutrifft. Das würde
auch erklären, warum die "Bordmittel" genannten Reformen, die nicht
kurzfristig umgesetzt werden können, gegenüber dem nicht minder
langwieri-gen Projekt eines BGE den Kürzeren ziehen. Das ist ein
außerordentlich wichtiger Aspekt, der Linke weg vom BGE und hin zu
"Bordmitteln" führen muss.


Der Hype um das BGE

Es kann meiner Meinung nach nicht allein an Unkenntnis darüber liegen,
wem das BGE nutzt, dass es so ein positives Image genießt. Es ist
sozusagen "sexy". Was macht aber nun seine Sexyness aus? Mehrere
Faktoren kommen zusammen.

Ein eingängiges Motto

Da ist zunächst mal der einprägsame, griffige "Slogan": "1000 Euro für
jeden" (so auch der Titel des Buchs von Götz Werner und Adrienne
Goehler, aber auch die - zwar mit einem Fragezeichen versehene
Kontroverse zwischen Daniel Häni und Ulrike Herrmann und ein weiterer
über das Vorhaben in Schleswig-Holstein mit dem Titel: "Und jetzt
tausend Euro für alle". Dieser Satz ist geradezu zur Devise geworden:
er ist leicht verständlich, bildhaft und erklärt scheinbar, was
gemeint ist, auch wenn er auf die Realität der drei oben ausführlicher
dargestellten Modelle überhaupt nicht zutrifft. Wenn er mit den
notwendigen Einschränkungen wie "Es gibt nicht mehr Geld." oder "Von
dem Geld sind Sozialbeiträge und -leistungen zu zahlen." usw. versehen
würde, würde der Lack schnell abblättern und manch eineR würde rufen:
"Das habe ich ja gar nicht gewusst!" Wer auf die Pferdefüße hinweist,
wird schnell als SpielverderberIn wahrgenommen. Sei's drum, dann mache
ich jetzt weiter die Spielverderberin.

Die Individualisierung des Themas

Dazu kommt, dass in der öffentlichen Diskussion nach meiner
Wahrnehmung der individuelle Aspekt überwiegt. So sollte ich kürzlich
an einer Internetumfrage teilnehmen: "Was würdest du tun, wenn du
monatlich 1000 Euro bekämst?" Diese Herangehensweise suggeriert, dass
alles so bleibt, wie es ist, man/frau aber obendrein 1000 Euro
bekommt, ohne etwas dafür tun zu müssen. Da möchte ich diejenigen
sehen, die sagen: Das lehne ich ab. Ganz anders wären sicher die
Reaktionen, wenn die Menschen erführen, dass es den Initiatoren gar
nicht um mehr Geld geht, sondern um eine drastische Umstrukturierung
des Sozialstaats.

Und dann die Zukunftsvisionen für das Individuum. Hier läuft Götz
Werner zum Teil zusammen mit Adrienne Goehler zu großen Formen auf.
Die Beiden sprechen dabei gerne von "Wir" und vermitteln damit Nähe zu
den Angesprochenen. Das liest sich dann so: "wir" können endlich das
arbeiten, was wir wollen und können. Dadurch entsteht der Eindruck,
alle Menschen warteten nur darauf, etwas machen zu können, was sie
schon lange gerne machen wollten, etwas, für das sie brennen, wo sie
ihre Qualifikationen sehen. Aber haben Menschen wirklich klare
Vorstellungen von einer alternativen Beschäftigung? Meist entdeckt
man/frau im Rahmen formaler oder informeller Bildung, wo eigene
Neigungen und Fähigkeiten liegen. Diese Möglichkeit sich selbst
außerhalb des Alltags zu erleben, kann zum Beispiel ein Bildungsurlaub
bieten; vom Himmel fallen alternative Arbeitswünsche jedenfalls in
aller Regel nicht.

Was das "Wollen" und "Können" angeht, so ist es damit auch nicht
getan. Wenn jemand mehr als ein Hobby betreiben möchte, müssen für das
Produkt oder die Dienstleistung InteressentInnen, AbnehmerInnen,
KäuferInnen gefunden werden. Wenn das nicht gelingt und es beim Hobby
bleibt, kann eine Gesellschaft eine größere Zahl von solchen
Hobbyisten gar nicht verkraften. Gleichzeitig betonen die
BefürworterInnen eines BGE immer wieder und belegen es zum Teil auch
aus Umfragen, dass die Menschen zum überwiegenden Teil weiterarbeiten
würden wie bisher. Auch Werner und Goehler stellen die Frage "Was
würden Sie tun, wenn Sie ein Grundeinkommen hätten?" und zitieren dann
das Ergebnis einer Umfrage der Zeitschrift brand eins, nach der 90%
sagen, sie würden weiterarbeiten, aber glauben, 80% würden aufhören zu
arbeiten.

Indem der Wille der Mehrheit zur Weiterarbeit wie bisher als Zeichen
für das Gelingen eines BGE betont wird, ergibt sich ein Widerspruch,
ist das BGE doch angetreten, nicht nur den Zwang zur Lohnarbeit
abzuschaffen, sondern die Freiheit einer kreativen Alternativen dazu
zu nutzen. Und nun freut man sich, dass alles weitgehend so
weiterlaufen wird wie bisher?

Vorn habe ich schon auf Häni verwiesen, der den Vorteil eines BGE im
Machtgewinn des Einzelnen sieht, "nein" zu einer unbefriedigenden
Arbeit sagen zu können. Er/sie sei nicht länger erpressbar, könne aber
bessere Arbeitsbedingungen für sich aushandeln. Das ist genau das, was
einem BGE ein attraktives Ansehen verleiht. Aber dem/der Vorgesetzten
allein gegenüber zu stehen und bessere Arbeitsbedingungen durchsetzen
zu wollen, braucht Verhandlungsgeschick. Das war für die meisten
Beschäftigten bis dahin noch nie erforderlich. Woher soll es nun
plötzlich kommen? Da sind die Vorgesetzten allemal in der besseren
Position. Von einem Aushandlungsprozess auf Augenhöhe kann daher nicht
die Rede sein. Auch der Druck, den Gewerkschaften bei Verhandlungen
mit der Arbeitgeberseite einsetzen können, indem sie beispielsweise
mit Streik drohen, ist einem Einzelnen nicht möglich. EinE
ArbeitnehmerIn kann nur drohen "Dann suche ich mir eine andere
Arbeit". Damit dieser Satz als Drohung wirken kann, muss die
Arbeitsmarktlage gründlich recherchiert werden. So flott wie er bei
Häni und anderen daher kommt, kann er auch ins Auge gehen, wenn die
Antwort lautet: "Bitte sehr, tun Sie das!"

Visionen und Ziele einer Gesellschaftsveränderung

Aber die Befürworter eines BGE gehen noch weiter, sie gehen über das
individuell Vorteilhafte hinaus, sie richten den Blick auf die
Gesellschaft als Ganzes. Und da fallen dann die ganz großen Begriffe:
Es gehe darum, Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit zu realisieren,
die Menschen freier zu machen, ihnen mehr Macht zu verleihen, mehr
Demokratie und ein Recht auf Leben für alle sollen verwirklicht
werden, Ungerechtigkeiten von Grund auf verändert, die Annäherung an
einen Menschheitstraum. Vom BGE wird gesagt, es könne demokratische
Potenzen entfalten, es werde Energien freisetzen, um die Gesellschaft
zu verändern. Dies vermöge das BGE dadurch, dass sich die Individuen
verändern. Durch veränderte Subjekte würden bestehende
Herrschaftsverhältnisse gebrochen werden. Ein Dreh- und Angelpunkt ist
dabei, dass eine andere Gesellschaft weg vom Zwang zur Arbeit
kollektiv gestaltet werden soll. Ausdrücklich wird bei manchen
Beiträgen unter anderen Herrschaftsverhältnissen eine Welt jenseits
des Kapitalismus verstanden, die zu entwerfen sei.

In solchen Worten spürt man/frau schon beim Lesen, die Euphorie und
die Sehnsucht nach einer anderen Gesellschaft. Das ist sehr bewegend.
Sicher ist es auch ansteckend wie der sprichwörtliche Funke, der
überspringt. Dass in einem solchen Klima kritische Gedanken wie die
von ewigen Bedenkenträgern erscheinen müssen, ist nachvollziehbar,
ändert aber nichts an der Notwendigkeit, diese auszusprechen. Und von
Veränderungen der Individuen zu erwarten, dass der Privatbesitz von
Produktionsmitteln abgeschafft und diese verstaatlicht würden, ist
nicht mehr nachvollziehbar und wirkt wie ein Wunschtraum, der dem
geliebten bedingungslosen Grundeinkommen angedichtet wird.

Gewerkschaftskritik

Tatsächlich sind insbesondere Gewerkschaften Zielscheibe solcher
negativer Einstellungen. Da heißt es, es sei "richtig schlimm", wenn
man höre "mit welcher Verve (...) die Gewerkschaften nun die Idee
eines bedingungslosen Grundeinkommen verteufeln. Das grenzt schon an
Denkfaulheit. Rückwärts immer, vorwärts nimmer." Das ist keine
Ausnahme, sondern der allgemeine Tenor gegen diejenigen, die nicht in
den Chor der BGE-Befürworter einstimmen: Das seien die Ewiggestrigen.
Da wird nur so mit Schlagworten losgeballert. Vom "Arbeitsfetisch bei
Linken" und vom "Arbeitszwang, in Ewigkeit, Amen" ist die Rede. Gegen
"Prediger für Arbeitsverpflichtung" wird angeschrieben. Lohnarbeit
werde idealisiert. Worum es in einer neuen Zukunft gehen soll, ist
schon in den Titel einiger Artikeln zu lesen: "Wir müssen weg vom
Zwang zur Arbeit" und "Arbeiten ist nichts Erstrebenswertes", so
werden Aussagen von Nick Srnicek und Alex Williams zitiert.

Bei diesen kritischen Bemerkungen wird ganz bewusst ausschließlich auf
den Arbeitszwang bzw. auf Lohnarbeit abgehoben und so entsteht ein
einseitiges Bild. Es wird polarisiert. Da sind auf der einen Seite
die, die sich gegen den Arbeitszwang aussprechen und auf der anderen
Seite wird von der Gegnerschaft gesagt, sie seien für
Arbeitsverpflichtung, um ja recht deutlich zu machen, dass es sich um
diametral entgegengesetzte Positionen handelt. Davon dass eine Reihe
von BGE-Modellen den Profit von Arbeitgebern erhöhen und zu
Lohndumping führen können, wird anscheinend absichtlich geschwiegen.
Das ist Polemik aber nicht Kritik. So wird der Gegner als dumm und
rückständig dargestellt, damit die eigene Position um so strahlender
dastehen kann: Man selbst ist auf eine Zukunft ausgerichtet, also
fortschrittlich.

Fällt denn gar nicht auf, dass es sich bei denen, die lautstark für
ein BGE eintreten, häufig um Unternehmer handelt? Zu den hier bereits
ausführlich porträtierten wie Daniel Häni, Götz Werner ist noch
Timotheus Höttges zu nennen, der Vorstandsvorsitzende der Deutschen
Telecom AG. Selbst wenn man keine Einzelheiten über deren
Vorstellungen eines BGE kennt, sollte es doch zu denken geben, dass
ausgerechnet Unternehmer die Fahne hochhalten. Dem muss doch
nachgegangen werden. Und wenn man dann noch mitbekommt, dass
Gewerkschaften dagegen sind, muss das doch stutzig machen. Zumindest
zwischen einzelnen Unternehmern und den Gewerkschaften sind die Pro-
und Kontrapositionen zum BGE klar. Zwar listen Rätz und Krampertz
unter den GegnerInnen eines BGE auch Wirtschaftskreise auf, die das
durch ein BGE steigende Selbstbewusstsein von Beschäftigten bis hin zu
revolutionären Umtrieben fürchten und deren Bindung an den
Arbeitsplatz beeinträchtigt sehen, da sie jedoch keine Quellen für
ihre Einschätzung nennen, bin ich skeptisch. Dass Reiche fürchten
dafür zahlen zu müssen, halte ich dagegen für durchaus plausibel. Da
sich Reiche aber bisher erfolgreich gegen die Vermögenssteuer und eine
Erhöhung der Erbschaftssteuer gewehrt haben, werden sie sicher auch
mit Erfolg gegen ein BGE opponieren, bei dem sie zur Kasse gebeten
würden. Aber davon ist selten die Rede.

Um zu meiner Titelfrage zurück zu kommen, möchte ich sie nicht nur
verneinen, sondern die Nachteile eines BGE, die vielen aufgezeigt
haben, weiter verbreitet sehen.


Schlusswort

Ich würde mir wünschen, dass meine Argumente überzeugend waren oder
doch zumindest Nachdenklichkeit haben auslösen können. Denn das Thema
BGE ist doch so wichtig, dass man/frau gut informiert in eine
Diskussion gehen sollte. Wenn dieser Text einen Beitrag dazu hat
liefern können, würde mich das freuen.


Dieser Text enthält keine Quellenangaben und keine
Literaturliste. Der vollständige Text kann auf der Homepage der
Autorin eingesehen werden 

www.ursula-gt-mueller.de
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Security-Warnstreiks an acht Flughäfen

Von Marianne Arens

16. Januar 2019



Am gestrigen Dienstag setzten die Flughafenkontrolleure ihre Warnstreiks
fort. An den acht Verkehrsflughäfen Frankfurt am Main, München, Hamburg,
Bremen, Hannover, Leipzig/Halle, Dresden und Erfurt sorgten die ganztägigen
Streiks für den Ausfall von fast 1200 Flügen. Schon vergangene Woche hatte
das Sicherheitspersonal in Berlin Tegel [1] und Schönefeld, sowie
Düsseldorf, Köln/Bonn und Stuttgart [2] die Arbeit niedergelegt.

Streikende am Tor 3, Rhein-Main Airport Frankfurt
Am größten Luftfahrt-Drehkreuz, dem Rhein-Main-Airport in Frankfurt,
beteiligten sich rund tausend Streikende am Ausstand, der von 2 Uhr früh
bis in die Abendstunden dauerte. Von geplanten 1200 Flügen wurden hier 610,
also über die Hälfte, gestrichen. An allen acht Flughäfen waren nach
Angaben des Flughafenverbandes ADV bis zu 220.000 Passagiere betroffen.

In der Bevölkerung stieß der Streik auf große Sympathie. Die meisten
Passagiere, die von Pressejournalisten befragt wurden, unterstützten die
Streikenden, obwohl der Ausstand ihnen persönlich Schwierigkeiten
bereitete. "Der Streik ist an sich nicht das Problem", sagte ein in
Frankfurt gestrandetes Paar. "Von der Fluggesellschaft fühlen wir uns
allein gelassen, aber der Streik ist offensichtlich berechtigt." Eine junge
Frau sagte: "Man möchte ja selbst auch nicht unterbezahlt sein."

Als Verdi die Streikenden an der Autobahn entlang demonstrieren ließ,
hupten viele LKW-und andere Fahrer zur Unterstützung. Bestimmt erinnerte
das Bild der gelben Streikwesten manchen an die Gelbwesten-Bewegung in
Frankreich, und viele sagten sich wohl: "Wir sollten alle auf die Straße
gehen."

Unternehmerverbände und manche Medien kritisierten dagegen den Streik
heftig. "Verdi greift zur ganz großen Keule", schrieb der Tagesspiegel am
Dienstag. "Völlig überzogen" sei der Streik, ließ der Bundesverband der
Luftsicherheitsunternehmen (BDLS) wissen. Die Löhne der Beschäftigten in
der Luftsicherheit seien schon heute höher als diejenigen im normalen Wach-
und Sicherheitsgewerbe.

Das seien "keine Warnstreiks mehr, sondern regelmäßige Erzwingungsstreiks",
behauptete Dirk Pollert, Geschäftsführer der Vereinigung hessischer
Unternehmerverbände (VhU). Er forderte, man müsse sie verbieten: "Jede Form
von Streikaktionen muss gesetzlich solange verboten werden, bis die
Verhandlungen der Tarifvertragsparteien endgültig gescheitert sind," so
Pollert.

Lautstark beschwerten sich die betroffenen Flughäfen. "Einmal mehr werden
die Flughäfen als Schauplatz in einem Arbeitskampf missbraucht, bei dem sie
noch nicht einmal Tarifpartei sind," schimpfte der Hauptgeschäftsführer des
Flughafenverbands ADV, Unternehmensberater Ralph Beisel. Sein Argument ist
absurd: Es sind die Flughafengesellschaften wie Fraport selbst, die seit
Jahrzehnten immer neue Bereiche ausgegliedert und die Subunternehmen
angeheuert haben. Während beispielsweise in München die
Passagierkontrolleure noch immer nach dem Tarif des Öffentlichen Diensts
bezahlt werden, hat Fraport diese Kontrollen längst in das eigens
geschaffene Subunternehmen Frasec und andere Unternehmen ausgegliedert.

Interessant ist die Kritik aus Kreisen der DGB-Gewerkschaften selbst. Der
Tagesspiegel zitierte den Politikwissenschaftler Wolfgang Schröder (Uni
Kassel), der 15 Jahre lang IG-Metall-Referent war. Schröder warnte Verdi,
die Gewerkschaften müssten "berechenbar, verlässlich und regelkonform
agieren, um die Sozialpartnerschaft nicht zu gefährden ... Es darf nicht zu
einer überzogenen Demonstration von Mächtigkeit einer Gruppe kommen, die
über eine spezielle Macht verfügt."

Allerdings hält die Dienstleistungsgewerkschaft Verdi es gerade jetzt für
notwendig, ein Ventil für die enorme Unzufriedenheit und hohe
Kampfbereitschaft an den Flughäfen zu schaffen.

Die Warnstreiks sind Teil der Tarifverhandlungen mit dem Bundesverband der
Luftsicherheitsunternehmen (BVLS), der in bisher vier Verhandlungsrunden
nur eine Lohnerhöhung von jährlich 2 Prozent im Westen und bis zu 6 Prozent
im Osten angeboten hat. Eine Angleichung von Ost und West wollen die
Unternehmer erst bis 2024 vornehmen. Verdi fordert offiziell einen
bundesweit einheitlichen Stundenlohn von 20 Euro bei einer Laufzeit von
zwei Jahren, während die jetzigen Löhne zwischen 11,30 (in Thüringen) und
17,16 Euro (Maximum im Westen) schwanken.

Die Verhandlungen betreffen 23.000 Beschäftigte privater
Sicherheitsunternehmen, die im Auftrag der Bundespolizei an den Flughäfen
Kontrollen der Passagiere, des Personals und der Warenzugänge durchführen.
Diese Bereiche wurden von den Flughafengesellschaften vor zwanzig Jahren
mit Hilfe der Gewerkschaften bewusst aus den Tarifverträgen des
öffentlichen Dienstes herausgelöst, um Kosten zu sparen.

Natürlich weiß Verdi genau, dass sich bis zu den nächsten Verhandlungen,
die seit langem für den 23. Januar festgelegt sind, nichts Wesentliches an
den Löhnen mehr ändern wird. Allerdings hat die Gewerkschaft schon im
Oktober zugesagt, mit dem neuen Tarif auch die Grundstruktur der
Tätigkeiten zu verändern. In einem Gespräch auf dem Luftfahrtgipfel mit
Verkehrsminister Andreas Scheuer (CSU) im Oktober wurde beschlossen, dass
die Regierung und die Bundespolizei künftig den Beruf der 
Flughafen-Kontrolleure flexibler gestalten werden.

Bisher dürfen die Kontrolleure für Fracht und Personal nach dem
Luftsicherheitsgesetz keine Passagiere kontrollieren. Das darf nur das
Personal, das von der Bundespolizei besonders trainiert und geprüft ist.
Künftig soll es aber nur noch einen Beruf vom Rang einer IHK-geprüften
Fachkraft geben, damit sämtliches Personal bei Passagierkontrollen
einspringen darf. Das Ziel ist eine erhebliche Steigerung der pro Stunde
kontrollierten Passagiere.

Für die Beschäftigten wird das mit noch größerem Druck, mehr Flexibilität
und dem Springen zwischen unterschiedlichen Bereichen verbunden sein. Diese
Neuerung hat die ausdrückliche Unterstützung von Verdi. Das steckt hinter
ihrer aktuell plakativen Forderung von 20 Euro, und auch aus diesem Grund
versucht Verdi mit den Warnstreiks, an den Flughäfen Präsenz zu zeigen und
die Kontrolle nicht zu verlieren. Erst in letzter Minute hat die
Gewerkschaft die Warnstreiks vom Dienstag, die ursprünglich nur für
Frankfurt und einen weiteren Flughafen angekündigt waren, auf insgesamt
acht Flughäfen ausgedehnt.

Die große Unzufriedenheit zeigte sich in allen Gesprächen am Tor 3, wo sich
die Frankfurter Streikenden versammelten.

"Dass wir streiken, das war schon längst überfällig", sagte Jorge aus
Spanien. (Jorge heißt in Wirklichkeit anders, aber viele hatten Bedenken,
ihre richtigen Namen publiziert zu sehen. Nicht nur weil sie für die
Bundespolizei arbeiten müssen. Auch Verdi hatte sie schriftlich davor
gewarnt, mit Pressevertretern zu sprechen.) "Die Arbeit ist auf Dauer
schwer erträglich", so Jorge weiter.

"Wir sollten hier gegen die ganzen Arbeitsbedingungen streiken", ergänzte
Manuela, die nicht ganztags arbeitet, weil sie noch ein kleines Kind hat.
"Wir haben zu wenige Pausen. Man steht manchmal sechs Stunden am Gerät,
ohne rauszukommen. Früher war Pflicht, dass wir nach drei Stunden Pause
hatten."

Als ein Verdi-Vertreter großspurig vom Podium herab verkündete: "Was ihr
hier macht, ist großartig. Ihr setzt ein Zeichen. Gemeinsam müssen wir den
Arbeitgebern die Stirn bieten", rief ein Arbeiter laut dazwischen: "Apropos
Bedingungen: Wir fordern mehr Pausen!"

Arbeiter berichteten, dass sie in einer Zehnstundenschicht gerade mal 45
Minuten Pause bekommen. "Und bei acht Stunden haben wir nur eine halbe
Stunde Mittagspause", sagte Manuela. "Hinzu kommt, dass wir in der Pause
schon wieder schauen müssen, wo wir als nächstes hindürfen. Und Wegezeit
wird nicht bezahlt."

"Versuche mal, die Familie unter einen Hut zu bringen, wenn du zehn Stunden
arbeitest", fuhr sie fort. "Die Anreise ist da nicht mitgerechnet. Viele
kommen von weit her, weil in Frankfurt ja keine Wohnung zu finden ist.
Jetzt überleg mal: wenn du um zwei Uhr anfangen musst, geht's um
Mitternacht los."

Tatsächlich berichteten uns Arbeiter, dass sei aus Hanau, Flörsheim,
Wiesbaden oder sogar Bonn zur Arbeit anreisen müssen.

Eine weitere Security-Mitarbeiterin sagte: "Wir sind definitiv zu wenig
Frauen. Wir dürfen ja nur gleichgeschlechtlich kontrollieren, d. h. Männer
kontrollieren die Männer, und Frauen die Frauen. In den Gruppen, die im
Minimum aus fünf Personen bestehen, ist fast immer nur eine Frau. Das heißt
für uns permanent Stress."

Jannis aus Griechenland sagte: "Unsere Schichten wechseln ständig. Eine
Schicht geht um 1:15 Uhr nachts los. Dann gibt es stündliche Rotation bis
um 19 Uhr, dann ist Feierabend, denn um 23 Uhr ist ja hier Flugverbot."
Dann setzte er hinzu: "Meine Ehe hat das nicht ausgehalten. An meinen
Arbeitsbedingungen ist meine Ehe kaputtgegangen."

Ein Kollege berichtete: "Wir arbeiten immer fünf Tage und haben dann zwei
Tage frei, aber manchmal ist es auch nur ein Tag. Die Schicht wechselt ja
permanent, es ist immer anders." Und Manuela bestätigte, dass tatsächlich
auch der Lohn dringend angehoben werden müsse: "Für das Geld bekommst du
keine Wohnung in Frankfurt. Und allein der Parkplatz kostet für uns hier am
Flughafen zwischen 160 und 210 Euro im Monat!"

Zwei junge Sicherheitsarbeiterinnen bestätigten, dass ihnen vor allem der
permanente Druck zu schaffen mache: "Wir arbeiten zehn Stunden mit nur
einer Pause. Es stimmt, dass wir gut 17 Euro bekommen, aber wir arbeiten
sehr hart dafür. Das ist eine Arbeit, die dich körperlich und seelisch
belastet. Nicht nur stehst du die ganze Zeit, du bist auch ständig mit
immer neuen Menschen konfrontiert."

Eine Kollegin ergänzte: "Wir müssen hier auch die eigenen Kollegen
kontrollieren. Piloten, Flugbegleiter, Lotsen, alle Warenzugänge, auch die
eigenen Leute. Das schafft manchmal Stress und auch Misstrauen. Viele
rempeln uns an."

Alle, die wir fragten, hatten große Zweifel, ob Verdi die versprochenen 20
Euro Stundenlohn wirklich durchsetzen werde. "Zwanzig Euro - das glaube ich
keine Sekunde", sagte einer. "Vielleicht erhöhen sie uns auf 17,50, wenn es
hoch kommt und sie Ruhe haben wollen."

Vertreter der WSWS und der Sozialistischen Gleichheitspartei (SGP)
erklärten, dass die Arbeiter unabhängige Aktionskomitees bilden müssten, um
den Streik unabhängig von den Gewerkschaften selbst zu organisieren und
sofort Kontakt zu Beschäftigten an anderen Standorten und in anderen
Ländern aufzunehmen. Die Flughafenbeschäftigten müssten ihre eigene
Situation in Zusammenhang mit dem wachsenden Klassenkampf überall auf der
Welt sehen und sich einer sozialistischen Perspektive zuwenden.

Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2019/01/08/sich-j08.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2019/01/11/secu-j11.html
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graswurzelrevolution Nr. 435, Januar 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Bewegungsgedächtnis

Das afas braucht unsere Solidarität



Liebe Leserinnen und Leser,

die vielen Publikationen, die der Graswurzelrevolution (GWR) seit
ihrer Gründung 1972 aus aller Welt geschickt werden, waren der
Grundstock, aus dem 1987 im Umfeld der damals in Hamburg sitzenden
GWR-Redaktion das noch heute bestehende Hamburger ArchivAktiv
aufgebaut wurde(1).

Nachdem Anfang 1999 das GWR-Redaktionsbüro in Münster angemietet und
eingerichtet wurde, haben wir die hier täglich eintrudelnden Periodika
im 1980 gegründeten Umweltzentrum-Archiv archiviert, in dem ich - mit
Unterbrechungen - seit 1988 ehrenamtlich aktiv war. Im Laufe der Jahre
wurde dieses Archiv der Sozialen Bewegungen zu einem der größten
seiner Art. Anfang 2011 hat unser Umweltzentrum-Archiv-Verein das
UWZ-Archiv dem befreundeten Archiv für alternatives Schrifttum (afas)
in Duisburg angegliedert.(2) Seitdem landen die Kisten voller
Austauschzeitungen aus dem GWR-Büro regelmäßig im afas, das heute das
größte freie Alternativarchiv in der Bundesrepublik ist.

Am 24. Februar 2018 wurde die Eröffnung der neuen afas-Räumlichkeiten
gefeiert. Neben dem Vizepräsidenten des NRW-Landtags und weiteren
Redner*innen aus Politik und Kultur hatte ich die Freude, im Namen von
GWR und UWZ-Archiv eine Rede halten zu dürfen. Abgerundet wurde die
Veranstaltung durch Beiträge des Liedermachers Frank Baier. Die
Zukunft des afas schien gesichert. Aber erstens kommt es anders,
zweitens als man denkt. Die CDU/FDP-Landesregierung von NRW wollte dem
afas die finanziellen Mittel für 2019 streichen. In einem Brief an die
Unterstützer*innen des afas schreiben die afas-Archivar*innen Anne
Niezgodka, Jürgen Bacia und Claudia Spahn am 13. Dezember dazu: "In
den letzten drei Wochen gab es ein ständiges Auf und Ab: mal
erreichten uns niederschmetternde, mal hoffnungsvolle Informationen
aus dem Landtag und dem Kulturministerium. Was uns (...) sprachlos
gemacht hat, war Eure (...) Solidarität! Wir möchten uns herzlich bei
Euch allen bedanken für die aufmunternden und auch wütenden Worte, für
die Pressearbeit, die Verbreitung in den sozialen Medien und die
Protest-Schreiben an die Landtagsfraktionen. Hierdurch und durch den
Offenen Brief, den der Verband deutscher Archivarinnen und Archivare
am 5.12. veröffentlicht und an die Landtagsabgeordneten versandt hat,
zeichnete sich ein Richtungswechsel bei CDU und FDP ab. Sie zeigten
sich beeindruckt von der breiten Unterstützungswelle und haben die
Kunde verbreitet, dass sie bereit seien, unseren Posten wieder in den
Haushalt 2019 aufzunehmen."

Tatsächlich wurde in der Haushaltssitzung des NRW-Landtags am 12.
Dezember 2018 zugestimmt, dass das afas auch 2019 die Landesförderung
erhält. Allerdings sieht der Antrag von CDU und FDP vor, das afas 2019
"letztmalig" zu fördern. Das bedeutet, dass Teile der Landesregierung
dieses einzigartige Bewegungsarchiv am liebsten abwickeln möchten. Das
wäre eine Katastrophe für die unabhängige Geschichtsschreibung von
unten, für Soziale Bewegungen und Alternativmedien, deren Gedächtnis
auch das afas ist!(3) Die GWR solidarisiert sich mit dem afas und wird
in der Nr. 436 ein Interview mit den Archivar*innen veröffentlichen.

Wir solidarisieren uns auch mit den linken Wohnprojekten und Autonomen
Zentren, die im Raum Frankfurt in den letzten Wochen Opfer von
(wahrscheinlich) faschistischen Brandanschlägen geworden sind,
darunter das "Assenland", die "Schwarze 7", die "Au" und das "Exzess".
Zum Thema findet Ihr auf unserer grunderneuerten, täglich um neue
Texte erweiterten Homepage graswurzel.net ein Interview mit Anna Fuchs
vom Wohnprojekt "Knotenpunkt", das ebenfalls Ziel eines rechten
Brandanschlages wurde. Lesenswert!

Empfehlen möchte ich Euch auch einen Besuch der Wanderausstellung
"Demos, Discos, Denkanstöße - Die 70er in Westfalen", die bis zum 7.
April 2019 im Rock'n'Popmuseum Gronau zu sehen ist und auch alte
Ausgaben der GWR zeigt.(4)

Ich wünsche Euch ein schönes und widerständiges Jahr 2019, Anarchie
und Glück,

Bernd Drücke (GWR-Koordinationsredakteur)


Anmerkungen:

(1) vgl. "Ich brauche den Zweifel" Ein Gespräch von Bernd Drücke mit
Holger Isabelle Jänicke vom ArchivAktiv, in GWR 432, Oktober
2018,

https://www.graswurzel.net/gwr/2018/09/ich-brauche-den-zweifel/

(2) vgl. GWR 356 und

http://www.uwz-archiv.de/Umweltzentrum-Archiv.7.0.html

(3) Weitere Infos: www.afas-archiv.de

(4) Siehe: https://www.lwl-museumsamt.de/de/serviceleistungen/ausstellungen/demos-discos-denkanstosse-die-70er-westfalen/

 * 

Quelle:

graswurzelrevolution, 48. Jahrgang, Nr. 435, Januar 2019, S. 2

Herausgeber: Verlag Graswurzelrevolution e.V.

Koordinationsredaktion Graswurzelrevolution:

Breul 43, D-48143 Münster

Telefon: 0251/482 90-57, Fax: 0251/482 90-32

E-Mail: redaktion@graswurzel.net

Internet: www.graswurzel.net

 

Die "graswurzelrevolution" erscheint monatlich mit

einer Sommerpause im Juli/August.

Der Preis für eine GWR-Einzelausgabe beträgt 3,80 Euro.

Ein GWR-Jahresabo kostet 38 Euro.
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IMI/921: Schneehelden im Schneechaos


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2019/01 vom 15. Januar 2019

Schneehelden im Schneechaos

Die Inszenierung der Bundeswehr und die Unterhöhlung des zivilen
Katastrophenschutzes

von Martin Kirsch



Am Sonntag, 13. Januar 2019 besuchte die Oberbefehlshaberin von der Leyen
die Gebirgsjägertruppe bei ihrem Schnee-Einsatz in Südbayern.[1] Ein
vorläufiger Höhepunkt in der propagandistischen Darstellung der Aktivitäten
der Bundeswehr in der Alpenregion. Während Focus Online bereits zwei Tage
zuvor vom "Mini-Panzer der Schnee-Helden" berichtet hatte - alle
technischen Details des Kriegsgeräts inklusive - war sich die Lokalzeitung
Berchtesgardener Anzeiger nicht zu schade, die Pressemitteilung der
Bundeswehr zum Besuch der Ministerin vor ihrer Haustür eins zu eins
wiederzugeben.[2] Neben der miserablen journalistischen Arbeit und der
Verherrlichung der Armee durch die jeweiligen Medien handelt es sich dabei
allerdings auch um einen Effekt der massiven Pressearbeit der Bundeswehr,
die ihren Einsatz zur medialen Charmeoffensive zu nutzen weiß. Während die
Verantwortlichen in einigen Gemeinden in Österreich, wie z.B. in Lech am
Arlberg noch am Wochenende feststellen,[3] dass es sich trotz
Lawinenabgängen mit Todesfolge um keine ungewöhnliche Lage handele,
herrschte in den deutschen Medien bereits Katastrophenstimmung.

Katastrophenfall als Mittel zur Mobilisierung der Bundeswehr

Die Berichterstattung des Bayerischen Rundfunks legt nah, dass der
Katastrophenfall in Teilen des Berchtesgadener Landes von Landrat Georg
Grabner am 10.01. u.a. deshalb ausgerufen wurde, um den großflächigen
Einsatz der Bundeswehr zu ermöglichen.[4] Einen ersten Einsatz für die
Bundeswehr gab es bereits am 08. Januar bei Berchtesgaden, als drei
Kettenfahrzeuge der Gebirgsjäger der lokalen Feuerwehr zu Hilfe kamen, um
eine wegen Lawinengefahr eingeschlossene Schulklasse zu evakuieren.[5] Bis
zum Wochenende stieg die Zahl der eingesetzten Soldat*innen dann
kontinuierlich an. Koordiniert werden diese Bundeswehraktivitäten aus dem
Lagenzentrum des Kommando Territoriale Aufgaben in Berlin, das für alle
Inlandseinsätze zuständig ist. Vor Ort kommen Soldat*innen und
Reservist*innen vom Landeskommando aus München und den lokalen
Verbindungskommandos hinzu. Ist dieser Apparat erst einmal angelaufen
sitzen Bundeswehrangehörige in den lokalen Katastrophenstäben um die
zivilen Hilfsorganisationen zu beraten - so der offizielle Auftrag.

Die Praxis der letzten Jahre zeigt allerdings, dass dort die Fähigkeiten
der Bundeswehr für den Katastrophenschutz aktiv angepriesen werden.
Dementsprechend wurde am 11. Januar der sogenannte "militärische
Katastrophenalarm" ausgerufen, den die Bundeswehr zur inneren Mobilisierung
nutzt. Zu Spitzenzeiten waren am folgenden Sonntag bis zu 1.200
Bundeswehrangehörige im Einsatz und weitere in Bereitschaft. Ihre
Hauptaufgabe war es - neben vereinzelten Evakuierungseinsätzen und der
Räumung von eingeschneiten Straßen und Lawinensprengungen mittels
Hubschrauber - vor allem, Schnee mit Schaufeln von Dächern zu räumen.

Die offene Frage bleibt allerdings, warum die zivilen
Katastrophenschutzbehörden des Freistaats z.T erst Tage später in Bewegung
gesetzt wurden. Die Mobilisierung von 500 bayerischen
Bereitschaftspolizisten erfolgte am selben Tag wie das Anlaufen des
militärischen Großeinsatzes. Die (Freiwilligen-)Feuerwehren und das THW aus
der Region um Nürnberg machten sich hingegen erst am 13. Januar in die
Schneegebiete auf den Weg[6] - zwei Tage nachdem der "militärische
Katastrophenalarm" bereits ausgelöst worden war. In diesem Vorgehen zeigt
sich deutlich, dass der Mythos der Bundeswehr als letzte Hilfsinstanz für
den absoluten Ausnahmefall längst der Vergangenheit angehört.

Konsequenzen für den zivilen Katastrophenschutz

Während es den Bewohner*innen der betroffenen Regionen egal sein dürfte,
wer ihr Dach vom Schnee befreit oder Zugangsstraßen räumt und sich einige
Angehörige der lokalen Hilfsorganisationen sicher über die konkrete
Unterstützung der Bundeswehr freuen, wird oftmals vergessen, dass auch
staatliche Behörden in einem Konkurrenzverhältnis stehen. Wenn es sich
nicht um politische Hardliner handelt, die ohnehin das Militär für die
Lösung aller Probleme halten, scheint einigen Landräten nicht bewusst zu
sein, dass sie sich mit der frühen Mobilisierung der Bundeswehr über die
Zeit selbst schaden. So ist davon auszugehen, dass die Ausfinanzierung der
Hilfsorganisationen auf lokaler Ebene immer schwerer durchzusetzen sein
wird, wenn die Bundeswehr entsprechende Kapazitäten vorhält, die vermehrt
zum Einsatz kommen. Zu ernsthaften Problemen kommt es allerdings dann, wenn
der Katastrophenschutz sich auf die Armee verlässt. Sollten die
Bundeswehrstrukturen im jeweiligen Bundesland, in diesem Fall v.a. die
Gebirgsjäger, zum Zeitpunkt eines Extremwettereignisses oder Großunfalls
etwa im Auslandseinsatz, in der entsprechenden Vorbereitung oder in
Abrufbereitschaft für die NATO-Ostflanke befinden, stehen die Strukturen
der Armee schnell nicht mehr zur Verfügung und die betroffenen Kommunen
bleiben sich selbst überlas
sen.

Die Effekte der wachsenden Nähe zeigen sich allerdings nicht nur im
Katastrophenfall, sondern auch dann, wenn die Bundeswehr für repressive
Inlandseinsätze unter dem Stichwort "Terrorabwehr" mobilisiert werden soll.
Beispiele hierfür sind die Bereitschaft der Feldjägertruppe während eines
Amoklaufs in München 2016[7] und die GETEX-Übung von Bundeswehr, Polizei
und Katastrophenschutz 2017.[8] Während es im unmittelbaren Interesse der
Bundeswehr liegt, zivile Organisationen an sich zu binden und sich in immer
weiteren Bereichen der Gesellschaft unverzichtbar zu machen, kann es nur
verwundern, dass sich aus den Hilfsorganisationen und Kommunalverwaltungen
kein Widerstand gegen die Militarisierung des Katastrophenschutzes regt.


Anmerkungen:

[1] Pressestelle Gebirgsjägerbrigade 23, Die Bundesministerin der
Verteidigung, Ursula von der Leyen, besucht Gebirgssoldaten auf der
Buchenhöhe, 13.01.19, streitkräftebasis.de

[2] Berchtesgardener Anzeiger, Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen
besucht Soldaten auf der Buchenhöhe, 13.01.2019, bertesgardener-anzeiger.de


https://www.berchtesgadener-anzeiger.de/region-und-lokal/lokales-berchtesgadener-land_artikel,-verteidigungsministerin-ursula-von-der-leyen-besucht-soldaten-auf-der-buchenhoehe-_arid,463235.html

[3] Tagesschau (20 Uhr) vom 13.01.2019, tagesschau.de

https://www.tagesschau.de/multimedia/sendung/ts-29407.html

[4] BR 24, Katastrophenalarm in Bayern - Söder besucht verschneite
Regionen, 11.01.2019, br.de

https://www.br.de/nachrichten/bayern/katastrophenalarm-in-bayern-soeder-besucht-verschneite-regionen,REqyZN1

[5] Streitkräftebasis, Eckhard Michel, Schneechaos: "Struber Jager" bringen
Schüler in Sicherheit, 10.01.2019,streitkräftebasis.de

[6] Nordbayern, Hier schickt die Nürnberger Feuerwehr Hilfe nach Südbayern,
13.01.2019, nordbayern.de

http://www.nordbayern.de/region/hier-schickt-die-nurnberger-feuerwehr-hilfe-nach-sudbayern-1.8493362

[7] IMI-Analyse 2016/33b, Martin Kirsch, Bundeswehr in den Straßen? -
Einschätzungen zur aktuellen Debatte um Bundeswehreinsätze zur Terrorabwehr
in Deutschland, imi-online.de

https://www.imi-online.de/2016/10/17/bundeswehr-in-den-strassen-2/

[8] IMI-Analyse 2017/10 , Martin Kirsch, GETEX - Polizei und Bundeswehr
üben Anti-Terror-Einsatz im Inland, imi-online.de

https://www.imi-online.de/2017/04/12/getex/

 * 
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HÖRSPIEL/1880: Deutschlandfunk Kultur - "Art's Birthday 1" Klangkunst , 18.1.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Art's Birthday 1

Klangkunst von verschiedenen Autorinnen und Autoren

EURORADIO Ars Acustica Group 2019/ca. 54'30

(Ursendung)

Klangkunst

Freitag, 18. Januar 2019, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die Kunst hat Geburtstag und das verdankt sie dem Fluxuskünstler
Robert Filliou. Er erfand im Jahr 1963 den "Art's Birthday" und legte
zugleich ihr Alter fest: eine Million Jahre. Seither feiern am 17.
Januar Menschen und Institutionen weltweit diesen großen Tag. Die
EURORADIO Ars Acustica Gruppe vernetzt aus diesem Anlass Konzerte und
Performances in über 20 Städten weltweit. Wir senden einen
Querschnitt. Deutschlandfunk Kultur beteiligt sich mit einer
Veranstaltung rund um den Kultfilm "Step Across the Border" von
Nicolas Humbert und Werner Penzel im Berliner Kino Babylon.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 8. Januar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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HÖRSPIEL/1879: WDR 3/WDR 5 - Dem Bösen auf der Spur. Sechs neue Fälle für den "ARD Radio Tatort", 18.1.-15.6.2019


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 16. Januar
2019

Dem Bösen auf der Spur

Sechs neue Fälle für den "ARD Radio Tatort"

ARD Radio Tatort: Cascabel

von Dirk Schmidt

18.01.2019, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3

19.01.2019, 17.04 - 18.00 Uhr | WDR 5



Mord mit dem Gift einer äußerst seltenen, südamerikanischen Schlange -
und das im westfälischen Hamm. Ein Toter mit 3 Promille Alkohol im
Blut, der keinen Tropfen Alkohol getrunken hat. Eine junge Frau, die
beim Brand eines Einfamilienhauses zu Tode kommt, doch die
Gerichtsmedizin findet 13 Messerstiche. Ob in Hamm, Stuttgart,
Saarlouis, Magdeburg, in Bruck am Inn oder im hessischen Großauheim:
Die Kommissarinnen und Kommissare des "ARD Radio Tatort" haben es von
Januar bis Juni in sechs neuen Fällen mit vertrackten Morden zu tun.
Jeden Monat gibt es einen neuen Hörspiel-Krimi. Sie sind bundesweit in
den ARD-Radioprogrammen zu hören.

Der WDR sendet den "ARD Radio Tatort" einmal im Monat - jeweils auf
WDR 3 und WDR 5. Zudem ist jeder Fall mindestens ein Jahr lang in der
ARD-Audiothek und im WDR Hörspielspeicher online abrufbar sowie als
Podcast verfügbar.

Im Dezember 2019 wird der Kreis der Ermittler des "ARD Radio Tatorts"
durch ein neues Team bereichert: Das Schweizer Radio SRF wird ab dann
in jedem Jahr einen neuen Fall beisteuern und ausgewählte Hörspiele
auch in seinem Programm senden.

Die Beliebtheit des "ARD Radio Tatorts", der im vergangenen Jahr sein
zehnjähriges Bestehen feierte, ist ungebrochen - mit mehr als einer
halben Million Radiohörerinnen und Radiohörern und rund 600.000
Onlineabrufen pro Folge.


WDR 3 Hörspiel

ARD Radio Tatort: Cascabel

von Dirk Schmidt

Mit Matthias Leja, Sönke Möhring, Uwe Ochsenknecht, Hans Peter
Hallwachs u.v.a.

Komposition: Rainer Quade

Technische Realisation: Gertrudt Glosemeyer und Steffen Jahn

Regie: Claudia Johanna Leist

Produktion: WDR 2019

WDR 3 Hörspiel | 18.01.2019, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3

Krimi am Samstag | 19. Januar 2019, 17.04 - 18.00 Uhr | WDR 5



Diesmal wird's giftig in Hamm. Der Mann, der mit dem Gift einer extrem
seltenen Giftschlange ins Jenseits befördert wurde, hat zu Lebzeiten
beim illegalen Handel mit exotischen Tieren mitgemischt.

In Hamm nichts Neues, denn die Stadt ist bekannt als Drehkreuz im
internationalen Exotenschmuggel. Oder, um es mit Vorderbäumen zu
sagen: "Alles was kreucht und fleucht und selten ist, kommt hier
durch."

Obwohl der erste Hauptverdächtige schnell aufgetan ist, haben Scholz &
Co im Verlauf des Falls eine harte Nuss zu knacken. Denn der seltsame
Adelige mit krimineller Vergangenheit erweist sich als schlangenglatt
und schwer zu fassen. Aber die Jungs aus Hamm wären nicht da, wo sie
sind, wenn sie vor unkonventionellen Ermittlungsmethoden
zurückschrecken würden.

Dirk Schmidt, ist Jahrgang 1964, Werber, Schriftsteller und
Hörspielautor, lebt im Ruhrgebiet, arbeitet im Rheinland und legt mit
Cascabel seinen 13. ARD Radio Tatort rund um die Task Force Hamm vor.

Redaktion: Thomas Leutzbach

Das Hörspiel steht ab 16. Januar 2019 befristet zum Download zur
Verfügung.


"ARD Radio Tatort" - die Folgen von Februar bis Juni
2019

"Plastik im Apfelgarten" von Martin Mosebach

Mit Felix von Manteuffel, Susanne Schäfer u. a.

Produktion: HR

Sendetermine WDR:

WDR 3 Hörspiel, 15. Februar 2019, 19.04 - 20.00 Uhr

WDR 5 Krimi am Samstag, 16. Februar 2019, 17.04 - 18.00 Uhr

Die Großauheimer Apfelblüte war einst in der ganzen Region bekannt und
der aus den Früchten gekelterte Apfelwein hochgerühmt. Inzwischen sind
die blühenden Streuobstwiesen den Parkflächen großer
Gebrauchtwagenhändler gewichen. Als der Autohändler Bulke tot mit
einer Plastiktüte über dem Kopf aufgefunden wird, soll alles wie ein
Suizid aussehen. Doch Kommissar Haas ist nicht so leicht hinters Licht
zu führen.



Der Schatz in der Taverne" von Robert Hültner

Mit Brigitte Hobmeier, Florian Karlheim u. a.

Produktion: BR

Sendetermine WDR:

WDR 3 Hörspiel, 15. März 2019, 19.04 - 20.00 Uhr

WDR 5 Krimi am Samstag, 16. März 2019, 17.04 - 18.00 Uhr

Im Brucker Rathaus beschwert sich Investor Strasser darüber, dass
seine Umbaupläne für ein altes Palais in der Altstadt noch immer nicht
genehmigt worden sind. Nicht nur die Stadt und das Denkmalschutzamt
stemmen sich gegen Strassers rücksichtsloses Vorhaben, sondern auch
eine täglich anwachsende Gruppe empörter Brucker Bürger. Als der
Investor kurz darauf im Obergeschoss des geschichtsträchtigen Hauses
tot aufgefunden wird, gibt es viele Tatverdächtige.



"Schwestern" von Hugo Rendler

Mit Ueli Jäggi, Karoline Eichhorn, Matti Krause u. a.

Produktion: SWR

Sendetermine WDR:

WDR 3 Hörspiel, 12. April 2019, 19.04 - 20.00 Uhr

WDR 5 Krimi am Samstag, 13. April 2019, 17.04 - 18.00 Uhr

Die Psychotherapeutin Dr. Anneliese Schnell, spezialisiert auf Trauma-
und Mobbingbewältigung, wird im Kellerverschlag eines Stuttgarter
Mietshauses tot aufgefunden. Das Mietshaus gehört zwei älteren Damen:
Schwestern, die als geizig und gierig gelten. Was hatte Frau Dr.
Schnell mit dem Mietshaus zu tun? Entdeckt wird auch eine mit Blut
bespritzte Holzskulptur. Möglicherweise eine wertvolle Originalplastik
von Hans Arp. Nina Brändle und Xaver Finkbeiner ermitteln parallel.




"Über die Dörfer" von Erhard Schmied

Mit André Jung, Brigitte Urhausen u. a.

Produktion: SR

Sendetermine WDR:

WDR 3 Hörspiel, 17. Mai 2019, 19.04 - 20.00 Uhr

WDR 5 Krimi am Samstag, 18. Mai 2019, 17.04 -18. 00 Uhr

Die saarländischen Dörfer veröden zunehmend - auch die
Einkaufsmöglichkeiten nehmen ab. Davon profitiert Roland Burg, Inhaber
eines Supermarktes in Saarlouis und schickt seinen Mitarbeiter
Sohlbach täglich mit einem Verkaufswagen über die Dörfer. Eines
Morgens wird Sohlbach tot aufgefunden. In seiner Brieftasche findet
die Polizei das Foto einer Frau, die niemand kennt. Amelie Gentner von
der Mordkommission Saarlouis ermittelt undercover.



"Auslöschung" von Thilo Reffert

Mit Hilmar Eichhorn, Anne Müller und Nele Rosetz

Produktion: MDR

Sendetermine WDR:

WDR 3 Hörspiel, 14. Juni 2019, 19.04 - 20.00 Uhr

WDR 5 Krimi am Samstag, 15. Juni 2019, 17.04 - 18.00 Uhr

In der qualmenden Ruine eines Einfamilienhauses wurde die Leiche einer
jungen Frau gefunden. Was anfangs wie ein Unglück wirkte, war in
Wahrheit Mord. Die junge Frau starb durch 13 Messerstiche. Das
schlagzeilenträchtige Schicksal der Betti Wagner konnte nicht
aufgeklärt werden. Jost Fischer, LKA-Hauptkommissar aus Magdeburg im
Unruhestand, will den Fall auf eigene Faust lösen, gemeinsam mit der
jungen Kollegin Caroline Griem vom LKA.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 16. Januar 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln
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MUSIK/2810: Deutschlandfunk - Rhythmus und Blues aus Norwegen, 18.1.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Rhythmus und Blues aus Norwegen

Stina Stenerud and Her Soul Replacements

Aufnahme vom 29.9.2018 beim Lahnsteiner Bluesfestival

On Stage

Freitag, 18. Januar 2019, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Das Lahnsteiner Festival ist kein lupenreines Bluesfestival, und das
ist auch gut so, denn Blues ist vor allem auch Spielgefühl anstatt
reine Genrezuschreibung. Und mit nur Blues ist es schwer, ein breites
Publikum zu erreichen. Entsprechend öffnen Festivalmacher immer wieder
ihre Türen für Blues-verwandte Musik. Wie das funktionieren kann,
zeigte der Auftritt der norwegischen Sängerin Stina Stenerud und ihrer
Band: 2009 veröffentlichte Stenerud ihr Debütalbum "Kissing fool", und
seitdem spielt sie vor allem Rhythm 'n' Blues und Soul und zeigt,
getragen von ihrer warmen Stimme, wie Norwegerinnen auch den Blues
fühlen können.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 8. Januar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Januar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/061: Hanau - Medienzentrum Hanau-Bildarchiv feiert 85stes Gründungsjahr, ganzjährig


Stadt Hanau

Ausstellung zeigt das älteste und das aktuellste Lichtbild

Medienzentrum Hanau-Bildarchiv feiert sein 85stes Gründungsjahr



Hätte Franz Weber auch nur geahnt, wie wertgeschätzt seine
Bildsammlung einst sein würde, er hätte sicher noch einige Glasplatten
mehr belichtet. Mit seinen privaten Fotografien fing alles an. Der
Gründer und langjährige Leiter der Bildstelle Hanau (heute
Medienzentrum-Bildarchiv) brachte im Gründungsjahr seine eigenen und
die mit seinen Schülern bei Heimat-Rundgängen erarbeiteten analogen
Glasplatten-Negative als Grundstock in das Bildarchiv ein. "Heute ist
unser Medienzentrum-Bildarchiv eines der größten Bildarchive in
Hessen", weist Oberbürgermeister Claus Kaminsky auf die inzwischen
sogar überregionale Bedeutung des Hanauer Bestands hin.

Ein Erlass des Reichsministers für Wissenschaft, Erziehung und
Volksbildung vom Juni 1934 hatte damals die flächendeckende Gründung
von Stadt-, Kreis- und Landesbildstellen angeordnet. Zudem sollten
alle Schulen mit 16mm-Stummfilm-Projektoren ausgestattet sein. Der
Film war als gleichberechtigtes Lernmittel zu etablieren, auch um die
NS-Propaganda qua 'neuer Medien' reichsweit konsequent einsetzen zu
können.

In den Stadtbildstellen selbst sollten Bildsammlungen mit
heimatkundlicher Ausprägung entstehen, die von Schülern und von den
neuen Medien aufgeschlossen gegenüberstehenden Pädagogen belichtet
werden sollten. Franz Weber, Lehrer an der Hanauer Bezirksschule II
verstand das Potential und die Möglichkeiten, die sich hier boten und
machte recht bald sein 'Hobby zum Nebenberuf'. Am 27.10.1934 gründete
er die Bildstelle Hanau und der Rest ist Bildgeschichte im wahrsten
Sinne des Wortes.

Über 360.000 Belichtungen finden sich bis heute im Bildarchiv, das
seit Franz Weber mit Elisabeth Schmincke, Alfred Schröder, Karl
Dauster und Roland von Gottschalck vier weitere Stadtfotografen
erlebte, die das Erbe von Weber weiter zu betreuen und stetig
auszubauen hatten und haben. Die meisten dieser Arbeiten liegen noch
analog vor, werden aber derzeit kontinuierlich digital erfasst und in
eine Bilddatenbank eingebracht.

Eine echte Mammutaufgabe, wie Fachbereichsleiter Martin Hoppe und die
Leiterin des Kulturforums Beate Schwartz-Simon wissen. "Hier wird
nicht nur der optimale Scan des Original-Negatives abgelegt, sondern
auch alle Exif- und IPTC-Daten müssen eingelesen und übertragen sowie
Schlagwort-Informationen zu den einzelnen Digitalisaten händisch
eingegeben werden, um die Bilddaten zukünftig sehr schnell auffinden
zu können", beschreibt der aktuelle Stadtfotograf seine Arbeit und die
damit verbundene Herausforderung.

Für den Bildungsauftrag des Medienzentrums spielt das analoge
Bildarchiv in der heutigen Zeit kaum noch eine Rolle, dennoch ist das
Medienzentrum nach wie vor die für Unterrichtsmedien zuständige
Stelle. Filmmaterial, das Lehrkräfte im Unterricht zeigen möchten,
muss entsprechend lizenziert sein. Für den Bildungsbereich in den
Hanauer Schulen stehen dafür heute knapp 3.000 moderne
Unterrichtsmedien bereit, die im Hause entliehen aber auch zu einem
großen Teil von den angemeldeten Lehrkräften online genutzt werden
können, was einen flexibleren Einsatz in den Klassen aller
Altersstufen ermöglichen soll. Schulungen werden von der Leiterin des
Medienzentrums Astrid Basermann zu unterschiedlichen Themen des
Medieneinsatzes in Schulen angeboten und häufig selbst abgehalten.
Anlässlich der Wiederkehr der Gründung vor 85 Jahren hat das
Medienzentrum-Bildarchiv Hanau (MZHU) nun eine Ausstellung erarbeitet,
die in 24 Bildtafeln die Geschichte des Hauses würdig reflektiert. Zu
sehen sind zudem der erste 16mm Projektor und Webers Plattenkamera mit
Laufboden und Lederbalgen. Die kleine aber feine Ausstellung ist ab
sofort im Kulturforum (2. Stock Medienzentrum) ganzjährig zu den
normalen Öffnungszeiten des MZHU zu sehen. Zudem plant das MZHU einige
öffentliche Bildvorträge.

Einen anschaulichen Eindruck von den Schätzen, die das Bildarchiv
hütet, kann man sich am Sonntag, 20. Januar, im Kinopolis verschaffen.
Denn bei der Kino-Varieté Veranstaltung um 11:30 Uhr werden aus dem
Bestand des Bildarchivs zwei wiederentdeckte 16mm-Filme aus dem Jahr
1938 als 'Vorfilme' wiederaufgeführt.

 * 

Quelle:
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KURSUS/1877: Unna - VHS-Aktuell. Einstieg in Ubuntu leicht gemacht, 26.01. und 27.01.2019


Kreisstadt Unna

VHS-Aktuell: Einstieg in Ubuntu leicht gemacht

VHS-Kurs führt am 26.01. und 27.01.2019 in das Linux-Betriebssystem
Ubuntu ein



Kreisstadt Unna. Ubuntu ist eine kostenfreie Alternative zum
Betriebssystem Windows. Ubuntu ist sicher und nutzerfreundlich. Die
VHS Unna Fröndenberg Holzwickede vermittelt in ihrer Veranstaltung den
systematischen Einstieg in Ubuntu, um mit dem Linux-Betriebssystem auf
dem eigenen Rechner sicher und zielgerichtet arbeiten zu können.
Außerdem wird in der Veranstaltung gezeigt, wie Windows-Programme auch
unter Ubuntu genutzt werden können.

Die Veranstaltung "Einführung in Ubuntu" mit der Kursnummer 182-4207
findet samstags am Samstag, 26. Januar 2019 und Sonntag, 27. Januar
2019, von 12 bis 14.15 Uhr in Raum 003 im zib statt. Die Gebühr für
die Veranstaltung beträgt 38 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen VHS-
Programmheft auf der Seite 51 zu finden. Der Kurs ist auch im Online-
Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT / Grundlagen / Betriebssystem" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, 02303/103-
735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter Tel.: 02303/103-713
oder -714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die
Anmeldung auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:
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NOTFALL/333: Schädel-Hirn-Trauma - wie unsere Zeit ein Krankheitsbild verändert (idw)


Deutsche Gesellschaft für NeuroIntensiv- und Notfallmedizin - 14.01.2019

Schädel-Hirn-Trauma - wie unsere Zeit ein Krankheitsbild verändert



Das Schädel-Hirn-Trauma ist eine der schwersten neurologischen
Schädigungen und häufigste Todesursache von Menschen unter 45 Jahren.
Jährlich werden über 200.000 davon Betroffene in Deutschland
neuro-intensivmedizinisch versorgt. Jedes Jahr thematisiert deshalb die ANIM -
die Arbeitstagung NeuroIntensivMedizin - die neuesten wissenschaftlichen
Erkenntnisse und Studienberichte zu diesem Krankheitsbild. Diese
Gemeinsame Jahrestagung der Deutschen Gesellschaft für NeuroIntensiv- und
Notfallmedizin (DGNI) und der Deutschen Schlaganfall-Gesellschaft (DSG)
findet in der kommenden Woche vom 17. bis 19. Januar 2019 in Berlin statt.

Häufigste Ursache ist der Sturz

Vor 40 Jahren war der typische Patient mit Schädel-Hirn-Trauma (SHT)
männlich und zwischen 20 und 40 Jahre alt. Das Trauma war meist durch
einen Verkehrsunfall verursacht worden. Heute ist die häufigste Ursache
für ein SHT der Sturz, viele Patienten sind über 65 Jahre alt und häufig
weiblich. Dies ist lediglich dadurch begründet, dass Frauen älter als
Männer werden, so dass es mit zunehmendem Alter mehr Frauen gibt. Ein
Viertel der Patienten sind daneben heute unter 16 Jahre alt. Die
überwiegende Ursache von Verletzungen bei Kindern sind Stürze und
Verkehrsunfälle. Jedes zweite verunfallte Kind hat ein SHT.

Durch das zunehmende Lebensalter der Menschen hat die Bedeutung des
chronischen subduralen Hämatoms deutlich zugenommen. Das chronische
Subduralhämatom tritt insbesondere bei älteren Patienten nach leichten
Schädel-Hirn-Traumata auf und ist eine Einblutung im Schädel.
"Selbstverständlich ist die operative Drainage dieser Hämatome die
Behandlung der Wahl, allerdings sind eine Reihe operationstechnischer
Fragen zu klären. So ist unklar, an welcher Stelle oder wie lange am
besten zu drainieren ist. Auch ist die häufig assoziierte oder gar
zugrunde liegende Gerinnungsstörung nach Gabe von blutverdünnenden
Medikamenten bedeutsam und es muss geklärt werden, wie mit der
(notwendigen) Blutverdünnung umgegangen werden sollte", erklärt Prof. Dr.
Andreas Unterberg, Direktor der Neurochirurgischen Klinik am
Universitätsklinikum Heidelberg.

Die Suche nach Neuroprotektiva oder Medikamenten, die nach einem schweren
Schädel-Hirn-Trauma die lebensbedrohliche posttraumatische Hirnschwellung
o.ä. behandeln, ist aus regulatorischen Gründen immer schwieriger
geworden. Dennoch gibt es auch hier gezielte Versuche, in die
Krankheitsmechanismen des SHT einzugreifen. Außerdem wird eine große
Hoffnung mit Registerstudien verbunden, bei denen sich möglicherweise in
der Zukunft die effizientesten Behandlungsmethoden herauskristallisieren.

Sportverletzungen und Kriegstraumata nehmen zu

Neben diesem demografischen Wandel sind in den letzten 10 Jahren zwei
"neue" Krankheitsbilder entdeckt worden, die beide ähnliche Folgen haben.
Nämlich einerseits die fortschreitende Leistungseinschränkung des Gehirns
hervorgerufen durch wiederholte kleinere SHTs, zum Beispiel bei Boxern
oder Footballspielern. Therapie ist hier einzig die Prophylaxe einer
neuerlichen Verletzung. Fußball geht in die gleiche Richtung,
insbesondere die Kopfbälle. Diese Verletzungsmuster treten sowohl bei
Profi- als auch bei Freizeitsportlern auf.

Zum zweiten gilt es, vermehrt Verletzungen nach Sprengstoffanschlägen zu
behandeln. Danach gibt es vier Verletzungsmechanismen, erklärt Prof. Dr.
Uwe Max Mauer, die Druckwelle, die herumfliegenden Teile, das Aufkommen
nach der Explosion und die chemische sowie die Hitzewirkung. Mauer ist
Direktor der Klinik für Neurochirurgie am Bundeswehrkrankenhaus Ulm. Er
informiert: "Umfangreiche Untersuchungen bei Opfern von
Sprengstoffanschlägen haben gezeigt, dass auch ohne direkte Verletzung des
Kopfes, allein durch die Druckwelle der Detonation, eine Veränderung im
Gehirn hervorgerufen wird, die ihrerseits Funktionseinschränkungen und
psychische Störungen auslöst." Innerhalb der Bundeswehr gibt es für die
Ärzte viele Kurse und Workshops. Die Erfahrungen aus Einsätzen werden
wissenschaftlich ausgewertet. Die Behandlung schwerer Verletzungen geht in
Richtung Damage Control Surgery ohne definitive Versorgung. "Das bedeutet,
dass mit geringem Aufwand die Folgen der Verletzung möglichst gering
gehalten werden, die endgültige Versorgung aber dann nach Stabilisation
und Verlegung im Heimatland erfolgt", erklärt Prof. Mauer.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.anim.de

http://www.dgni.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2037
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FORSCHUNG/3973: Enzym PKD1 aktiviert die Fettspeicherung (idw)


Rudolf-Virchow-Zentrum für Experimentelle Biomedizin der Universität Würzburg - 14.01.2019

Enzym PKD1 aktiviert die Fettspeicherung



Das Enzym PKD1 scheint eine zentrale Rolle im Fettstoffwechsel zu
übernehmen. Das konnten Wissenschaftler des Rudolf-Virchow-Zentrums der
Universität Würzburg nun in einer neuen Studie zeigen. Mäuse, denen das
Enzym fehlte, blieben auch bei kalorienreicher Ernährung schlank. Beim
Menschen scheint PKD1 ähnlich zu wirken. Möglicherweise weisen die
Ergebnisse daher den Weg zu neuen Medikamenten gegen Fettleibigkeit und
Diabetes.

Wenn wir mit der Nahrung viel Energie zu uns nehmen, ohne diese direkt zu
benötigen, dann speichert unser Körper sie für schlechtere Zeiten.
Verantwortlich dafür ist das weiße Fettgewebe. In ihm findet die so
genannte Lipogenese statt: die Bildung von Speicherfett, das dann in Form
kleiner Tröpfchen in den Zellen eingelagert wird.

Allerdings gibt es auch Fettzellen, die sich völlig anders verhalten:
Anstatt die energiereichen Verbindungen in Fett umzuwandeln, "verbrennen"
sie sie einfach. Sie erzeugen dadurch Wärme und sorgen so dafür, dass der
Körper seine Temperatur von 37 Grad halten kann. Im Unterschied zu ihren
weißen Kollegen sind sie beige oder bräunlich gefärbt. Bis vor einigen
Jahren dachte man, dass beim Menschen nur Säuglinge über diese
körpereigene Heizung verfügen. "Inzwischen ist bekannt, dass das nicht
stimmt", erklärt Mona Löffler vom Rudolf-Virchow-Zentrum für
Experimentelle Biomedizin der Universität Würzburg. "Unter bestimmten
Bedingungen kann sich bei Erwachsenen weißes Fettgewebe sogar in die beige
Form umwandeln - etwa bei wiederholten und länger dauernden Kältereizen."

PKD1 beeinflußt das Fettgewebe

Welche Mechanismen dafür verantwortlich sind, ist allerdings nur teilweise
bekannt. Löffler, die in der Arbeitsgruppe von Dr. Grzegorz Sumara
promoviert, hat dazu nun zusammen mit Kollegen und Kolleginnen eine neue
Studie vorgelegt. Demnach scheint ein Enzym namens PKD1 (Protein kinase
D1) bei der Umwandlung von weißem in beiges Fettgewebe eine Schlüsselrolle
zu spielen.

PKD1 ist eine so genannte Kinase - ein Enzym, das andere Enzyme auf eine
bestimmte Weise chemisch modifiziert und sie so aktiviert oder hemmt. "Wir
haben das PKD1 in Mäusen ausgeschaltet und diese dann sechs Monate lang
auf eine sehr energiereiche Kost gesetzt", erklärt Löffler. "Die Tiere
aßen zwar genauso viel wie unbehandelte Artgenossen, nahmen dabei aber
kaum zu." Normalerweise entwickeln Mäuse zudem bei kalorienreicher
Ernährung mit der Zeit eine so genannte Insulin-Resistenz - die Vorstufe
eines Diabetes. Bei diesen Mäusen war dieser Effekt nicht zu beobachten.
Auch andere gesundheitliche Nebenwirkungen, wie etwa die Bildung einer
Fettleber, blieben bei ihnen aus. Zugleich zeigten die Tiere ein deutlich
erhöhter Energieumsatz. Die "Heizung-Zellen" enthalten nämlich eine große
Menge von Mitochondrien. In beigem Fettgewebe arbeiten die Mitochondrien
im Leerlauf - sie produzieren nur Wärme.

Beige Fettzellen unterscheiden sich in ihrem Stoffwechsel also fundamental
von ihren weißen Zellen. Da ist es kein Wunder, dass in ihnen auch ganz
andere Gene aktiv sind. "Unsere Mäuse ohne PKD1 zeigten in ihrem
Fettgewebe ein ähnliches Genaktivitäts-Muster, wie es eigentlich in beigen
Fettzellen zu erwarten wäre", betont Mona Löffler.

PDK1 verbessert die Insulinsensitivität

Auch Menschen bilden in ihrem Fettgewebe das Enzym PKD1. Ersten
Untersuchungen zufolge scheint es dort eine ähnliche Wirkung zu entfalten
wie in Mäusen. Darauf deutet etwa die Analyse von Blutproben hin, die die
Wissenschaftler Testpersonen entnahmen: Je höher bei den Probanden die
PKD1-Konzentration war, desto stärkere Anzeichen einer Insulinresistenz
zeigten sie. Zellkulturen mit menschlichen Fettzellen reagierten zudem auf
eine Hemmung des Enzyms genau wie die von Mäusen: Sie stellten ihre
Fettproduktion weitgehend ein und erhöhten ihren Energieumsatz.
Diese Ergebnisse könnten zu einer besseren Strategie zur Behandlung von
Fettleibigkeit und den damit verbundenen Komplikationen beitragen.

Originalpublikation:

Löffler MC, Mayer AE, Trujillo Viera J, Loza Valdes A, El-Merahbi R, Ade
CP, Karwen T, Schmitz W, Slotta A, Erk M, Janaki-Raman S, Matesanz N,
Torres JL, Marcos M, Sabio G, Eilers M, Schulze A, Sumara G: Protein
kinase D1 deletion in adipocytes enhances energy dissipation and protects
against adiposity. The EMBO Journal, 2018

DOI: 10.15252/embj.201899182

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.uni-wuerzburg.de/rvz/neuigkeiten/single/news/enzym-pkd1-aktiviert-die-fettspeicherung/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution800
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FORSCHUNG/3972: Stammzellen regulieren ihr Schicksal, indem sie ihre Steifigkeit verändern (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 14.01.2019

Mit weniger mehr erreichen

Stammzellen regulieren ihr Schicksal, indem sie ihre Steifigkeit verändern



Bei erwachsenen Menschen finden sich so genannte Mesenchymale Stammzellen
(MSCs) hauptsächlich im Knochenmark. MSC spielen eine wichtige Rolle bei
der Reparatur beschädigter Organe. Die Umwandlung einer einzelnen MSC in
ein komplexes Gewebe wie Knorpel startet mit dem Zusammenschluss dieser
mit anderen MSC. Bei diesem Prozess, der Kondensation, werden
mikroskopisch kleine Cluster gebildet. Bisher war nur bekannt, dass dieser
Verdichtungsprozess für die Skelettentwicklung wichtig ist. Die genaue
Rolle, die er bei der Bildung von Knochen und Knorpel spielt, war jedoch
unklar. Ein Team um Prof. Dr. Prasad Shastri und Dr. Melika Sarem vom
Institut für Makromolekulare Chemie der Universität Freiburg entdeckten
nun Hinweise auf eine autonome Kontrolle der Knorpelbildung, der so
genannten Chondrogenese, in den Stammzellen. Ihre Ergebnisse präsentieren
sie in der Zeitschrift "Stem Cell Research & Therapy".

Wenn sich die Zahl der am Kondensationsprozess beteiligten Zellen
reduziert, so die Forschenden, dann aktiviert sich ein intrinsisches
Differenzierungsprogramm. Dieses veranlasst die MSCs, auch ohne künstlich
zugegebene Wachstumsfaktoren, und unabhängig vom Spenderalter und
Geschlecht, zu Knorpelzellen zu werden. Sarem und Shastri fanden heraus,
dass die Proteine Caveolin-1 und N-Cadherin der Zellmembran während dieses
Kondensationsprozesses unterschiedlich reguliert werden und bei der
Differenzierung als aufeinander bezogene Kräfte, wie Yin und Yang,
fungieren. "Es ist eine besondere Entdeckung, dass wir weniger Zellen
benötigen um Gewebe besserer Qualität zu erzeugen, da sich damit neue Wege
für Stammzellentherapien ergeben", fasst Sarem zusammen.

In Zusammenarbeit mit Dr. Oliver Otto von der Universität Greifswald
zeigten die Freiburger Forschenden zudem, dass es einen Zusammenhang gibt
zwischen dem Potenzial von MSCs, sich in komplexes Gewebe zu verwandeln,
und der Entstehung eines steiferen Phänotyps sowie der Zunahme der
Zellgröße. "Da es sich bei MSCs aus adultem Knochenmark um eine heterogene
Zellpopulation handelt und ihre Fähigkeit zur Differenzierung in Knorpel
und Knochenzellen von Spender zu Spender unterschiedlich ist, haben unsere
Ergebnisse eine signifikante Auswirkung auf MSC-basierte Strategien zur
Entwicklung von Knorpeln und Knochengewebe," erklärt Shastri.

Prasad Shastri ist Professor für Biofunktionale Makromolekulare Chemie am
Institut für Makromolekulare Chemie und Professor für Cell Signalling
Environments im Exzellenzcluster BIOSS Centre for Biological Signalling
Studies und an der Universität Freiburg.


Originalpublikation:

Sarem, M., Otto, O., Tanaka, S., Shastri, V. P. (2019): 

Cell number in mesenchymal stem cell aggregates dictates cell stiffness an
chondrogenesis. In: Stem Cell Research & Therapy. 

DOI: 10.1186/s13287-018-1103-y

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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POLITIK/1934: Das Terminservice- und Versorgungsgesetz belastet die Effektivität der Versorgung (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 12/2018

TSVG I

"Gesetz belastet Effektivität der Versorgung"

von Dirk Schnack



Das Terminservice- und Versorgungsgesetz erregt weiter die Gemüter.
Nach zahlreichen Resolutionen aus den KVen startete
Mecklenburg-Vorpommern vergangenen Monat eine Faxaktion.


Die Kritik der Ärzte aus dem niedergelassenen Bereich am
Terminservice- und Versorgungsgesetz (TSVG) reißt trotz des in
Aussicht gestellten zusätzlichen Honorars nicht ab. Nachdem die
Abgeordnetenversammlung der Kassenärztlichen Vereinigung
Schleswig-Holstein (KVSH) schon im Entwurfsstadium und Ende November
erneut auf die Folgen des geplanten Gesetzes aufmerksam gemacht hatte,
folgten in den anschließenden Monaten fast alle KVen in Deutschland
mit massiver Kritik an den Plänen aus dem
Bundesgesundheitsministerium.

Im Nachbarland Mecklenburg-Vorpommern erhöhten Ärzte und
Berufsverbände vergangenen Monat noch einmal den Druck. In
Zusammenarbeit mit der Vertreterversammlung der KV im Nordosten
warnten sie in einem offenen Brief an Politiker vor den Folgen des
Gesetzes und forderten Änderungen. Zugleich starteten sie eine
Faxaktion, mit der Ärzte ihre Forderungen an den Gesundheitsausschuss
des Deutschen Bundestages richten können.

Die Ärzte fordern u. a. Rahmenbedingungen, die ihnen mehr Zeit für die
Patienten statt mehr Bürokratie ermöglichen, die Einbeziehung
ärztlicher Kompetenzen in gesundheitspolitische Entscheidungen, eine
vernünftige Patientensteuerung, den Erhalt der ärztlichen
Selbstverwaltung und "lokale Lösungen statt zentraler Vorgaben".
Außerdem heben sie auf den zunehmenden Einfluss der Ökonomie ab. "Der
Arztberuf darf keine Ware werden", heißt es in ihren Forderungen. Für
Fehlentscheidungen - als Beispiel nennen sie die
Telematik-Infrastruktur - seien Ärzte keine "Erfüllungsgehilfen".
Insbesondere zum letztgenannten Punkt hatte es in den vergangenen
Monaten in Mecklenburg-Vorpommern mehrfach deutliche Kritik von
ärztlichen Standesvertretern gegeben. So hatte etwa Kammerpräsident
Dr. Andreas Crusius auf den zunehmenden Einfluss der Ökonomie auf die
ärztliche Arbeit im ambulanten und stationären Sektor aufmerksam
gemacht und Veränderungen gefordert.

"Wir brauchen mehr Zeit für unsere Patienten statt mehr
 Bürokratie in Form von unnötigen Kontrollformularen und
 Berichtspflichten."

 Offener Brief von 22 Berufsverbänden



Der Aufruf zur Faxaktion unter der Überschrift "Das Maß ist voll" ist
von Allgemeinmediziner Torsten Lange, Kardiologe Dr. Karsten Bunge und
Chirurg Dr. Andreas Kauffold unterschrieben. Lange ist Vorsitzender
der Vertreterversammlung der KV. Er hat auch alle Vorsitzenden der
Vertreterversammlungen anderer KVen in Deutschland kontaktiert, damit
sich die Ärzte anderer Regionen der Aktion anschließen können. Die
Unterzeichner befürchten, dass die Attraktivität des Arztberufes im
Takt der gesetzgeberischen Maßnahmen sinkt. Sie betrachten die
Maßnahmen von Gesundheitsminister Jens Spahn (VDU) als "einschneidende
Verschlechterungen des ärztlichen Alltags". Als Beispiele nennen sie
u. a. "staatliche Steuerung" der Sprechzeiten, Zwang zum Ausbau der
Terminservicestellen, praxisfremde Regelungen zum Datenschutz und
Zwang zur Errichtung von KV-Praxen.

Neben der Faxaktion wurde auch ein offener Brief an Abgeordnete,
Gesundheitspolitiker und Medien verfasst. Darin kritisieren insgesamt
22 Berufsverbände aus Mecklenburg-Vorpommern eine nach ihrer
Wahrnehmung undemokratische und dirigistische Vorgehensweise von
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn. Sie befürchten, dass dessen
Politik die Motivation junger Ärzte für die Niederlassung hemmt.

Als positives Gegenbeispiel nennen die Berufsverbände die Politik von
Spahns Vorgängern im Amt. Der von Hermann Gröhe (CDU) und seinen
liberalen Vorgängern eingeschlagene Weg habe zur Entbürokratisierung
und Regionalisierung beigetragen, heißt es in dem Brief. Dies habe
damals den KVen ermöglicht, auf Besonderheiten in ihren Regionen zu
reagieren. Als Beispiel ist eine Patientensteuerung mit dringlicher
Überweisung und Förderung unterversorgter Gebiete genannt - beides
wird in Mecklenburg-Vorpommern umgesetzt. "Doch dieser Weg wird jetzt
durch Herrn Spahn verlassen und der Rückwärtsgang eingelegt", heißt es
in dem Brief. Die mit Spahns Maßnahmen einhergehende Einschränkung der
Freiberuflichkeit wird nach Ansicht der Berufsverbände "die
Effektivität der ärztlichen Versorgung deutlich belasten". Zu den
Forderungen im offenen Brief zählen u. a.:


	Mehr Zeit für Patienten statt mehr Bürokratie.

	Einbeziehung ärztlicher Kompetenzen in gesundheitspolitische Entscheidungen.

	Ärzteberuf darf keine Ware werden.

	Ärzte dürfen keine Erfüllungsgehilfen für Fehlentscheidungen der Politik sein.

	Die ärztliche Selbstverwaltung muss erhalten bleiben.

	Regionale Besonderheiten benötigen lokale Lösungen statt zentraler Vorgaben.




INFO

Der offene Brief aus Mecklenburg-Vorpommern wurde an die Mitglieder
des Gesundheitsausschusses des Deutschen Bundestages, an die
Fraktionsvorsitzenden im Bundestag, an die Bundestagsabgeordneten aus
Mecklenburg-Vorpommern, an die Gesundheitsminister in
Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein sowie an
Nachrichtendienste und Tageszeitungen verschickt. Auch in anderen
Bundesländern zeigten Ärzte ihren Unmut. Fast 250 niedersächsische
Fachärzte, Hausärzte und psychologische Psychotherapeuten
beschäftigten sich in Hannover kritisch mit dem Gesetz. In ihrer
Abschlusserklärung warnten sie vor den absehbaren Schäden für die
Behandlung der Patienten und fordern die Bundestagsabgeordneten auf,
den Gesetzentwurf zurückzuweisen.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 12/2018
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2018/201812/h18124a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:
 
www.aerzteblatt-sh.de

 * 
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STELLUNGNAHME/194: Zum Terminservice- und Versorgungsgesetz (Verband der Ersatzkassen)


Verband der Ersatzkassen e. V. - 14. Januar 2019

Anhörung zum TSVG am 16.1.2019 im Bundestag

vdek-Stellungnahme: Versorgung wird besser, aber auch teurer



Berlin - Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) sieht in dem
Terminservice- und Versorgungsgesetz (TSVG) viele gute Regelungen, die
die Versorgung der Versicherten verbessern. Allerdings werde die
Versorgung auch teurer, schreibt der Verband in seiner Stellungnahme
anlässlich der Anhörung des TSVG im Deutschen Bundestag. Erwartet
werden Mehrausgaben von etwa 1,8 Milliarden Euro.

Ulrike Elsner, Vorstandsvorsitzende des vdek betonte: "Wir
unterstützen die Regelungen zur Verbesserung der Termin- und
Wartezeitensituation in den Arztpraxen und zur Digitalisierung des
Gesundheitswesens." Mit Einführung von einheitlichen ambulanten
Kodierrichtlinien macht die Bundesregierung einen wichtigen Schritt
zur Verbesserung des Finanzausgleichs Morbi-RSA. "Eine korrekte
Kodierung ist die Voraussetzung, um Diagnosen für die Berechnung der
Morbidität im RSA und in der vertragsärztlichen Versorgung zu nutzen."

Insbesondere bei Regelungen, die im späteren Verlauf des
parlamentarischen Verfahrens noch Eingang in das Omnibusgesetz
gefunden hätten, gibt es jedoch noch Nachbesserungsbedarf, erklärte
die Vorstandsvorsitzende. Kritisch sieht der vdek vor allem die
geplanten Maßnahmen im Bereich der Heilmittelversorgung. So soll es
Änderungen bei der Preisbildung geben und die Grundlohnanbindung
dauerhaft abgeschafft werden, was zu Mehrkosten von 1,2 Milliarden
Euro führen wird. Dass künftig auf Bundesebene Rahmenverträge über die
einheitliche Versorgung der Versicherten mit Heilmitteln zu schließen
sind, ist nachvollziehbar. Um regionale Besonderheiten zu
berücksichtigen, sollten die konkreten Preise jedoch weiterhin wie
bisher auf Landesebene zwischen Krankenkassen und Heilmittelerbringern
ausgehandelt werden. Zukünftig soll zudem das bewährte
Zulassungsverfahren von Heilmittelerbringern durch
Krankenkassenverbände auf Landesebene zugunsten einer bundesweit
einheitlichen Regelung zerschlagen werden - eine aus Sicht des vdek
nicht nachvollziehbare Maßnahme.

Zu unnötigen Kostensteigerungen werden auch die zahlreichen
Sonderzuschläge für Ärzte, z. B. bei der Behandlung von neuen
Patienten und in offenen Sprechstunden führen. "Nur wirkliche
Mehrleistungen sollten auch zusätzlich vergütet werden", so Elsner.
Änderungsbedarf sieht der vdek auch bei den Regelungen zu den
Medizinischen Versorgungszentren (MVZ). Positiv sei zwar, dass die
Bedingungen zur Gründung von MVZ durch Arztnetze erweitert wurden. "Um
zu verhindern, dass Kapitalinvestoren die Möglichkeit erhalten, durch
die Übernahme eines Krankenhauses bundesweite MVZ-Ketten alleine mit
Schwerpunkt auf renditestarke Leistungen zu gründen, sollte das Gesetz
hier noch präzisiert werden."

Die vdek-Stellungnahme ist unter dem Link 

www.vdek.com/content/dam/vdeksite/vdek/politik/stellungnahmen/2019-01-10_vdek_Stellungnahme_TSVG.pdf abzurufen.


Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) ist
Interessenvertretung und Dienstleistungsunternehmen aller sechs
Ersatzkassen, die zusammen nahezu 28 Millionen Menschen in Deutschland
versichern:

- Techniker Krankenkasse (TK)

- BARMER

- DAK-Gesundheit

- KKH Kaufmännische Krankenkasse

- hkk - Handelskrankenkasse

- HEK - Hanseatische Krankenkasse

Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) wurde am 20. Mai 1912 unter
dem Namen "Verband kaufmännischer eingeschriebener Hilfskassen
(Ersatzkassen)" in Eisenach gegründet. Bis 2009 firmierte der Verband
unter dem Namen "Verband der Angestellten-Krankenkassen e. V." (VdAK).

In der vdek-Zentrale in Berlin sind mehr als 270 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter beschäftigt. In den einzelnen Bundesländern sorgen 15
Landesvertretungen mit insgesamt rund 340 sowie mehr als 30
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Pflegestützpunkten für die
regionale Präsenz der Ersatzkassen.

 * 

Quelle:

Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek)

Pressemitteilung vom 14. Januar 2019

Askanischer Platz 1, 10963 Berlin

Telefon: 0 30 / 2 69 31-0, Fax: 0 30 / 2 69 31-2900

E-Mail: www.info@vdek.com

Internet: www.vdek.com
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STELLUNGNAHME/193: Vorgabe von Untergrenzen nicht geeignet zur Entspannung der Personalbelastung in der Pflege (idw)


Deutsche Gesellschaft für NeuroIntensiv- und Notfallmedizin - 14.01.2019

Vorgabe von Untergrenzen nicht geeignet zur Entspannung der Personalbelastung in der Pflege



"Die Unterbesetzung von intensivmedizinischen Abteilungen im Krankenhaus
kann fatale Folgen für Patienten haben", stellte Bundesgesundheitsminister
Jens Spahn sehr richtig fest. Und möchte mit dem seit 1. Januar geltenden
Gesetz "Personaluntergrenze für pflegesensitive Krankenhausbereiche" für
ausreichend Pflegepersonal sorgen. Einer dieser Bereiche ist die
Intensivmedizin. Hier sind ab sofort pro Tagschicht maximal 2,5 Patienten
pro Pflegekraft zu versorgen, in der Nachtschicht 3,5 Patienten pro
Pflegekraft. Soweit die Theorie.

Und die Praxis? "Wir lehnen die neuen Richtwerte entschieden ab und
fordern die Politik auf, sich an unseren Vorgaben aus der Praxis zu
orientieren", sagt Professor Stefan Schwab, Präsident der Deutschen
Interdisziplinären Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin (DIVI), in
einer Pressemitteilung. Und auch die Deutsche Gesellschaft für Neurologie
(DGN) stellt fest: "Wir sehen Pflegepersonaluntergrenzen in neurologischen
Kliniken als sinnvolles Instrument an, wenn sie sich am tatsächlichen
Versorgungsbedarf der Patienten ausrichten", so Professor Armin Grau,
Mitglied der Task Force Pflege der DGN. Beide Gesellschaften empfehlen für
neurologische Intensivstationen durchgehend den Personalschlüssel von
einer Pflegekraft für die Versorgung von zwei Patienten.

Dieser Empfehlung schließt sich auch die Deutsche Gesellschaft für
NeuroIntensiv- und Notfallmedizin (DGNI) an. In einer Stellungnahme äußert
sich der Vorstand wie folgt: "Grundsätzlich erscheint eine gesetzliche
Festlegung von Untergrenzen im Verhältnis von Pflegekraft zu Patienten
sinnvoll. Ob mit den im neuen Gesetz festgelegten Untergrenzen allerdings
das geplante Ziel der Qualitätsverbesserung sowie der deutlichen
Entlastung der Pflegenden erreicht werden kann, bleibt abzuwarten." Das
geplante Vorgehen erscheint nicht geeignet, eine aktuell notwendige
zeitnahe und auch kurzfristige Lösung zur Entspannung der
Personalbelastung in der Pflege herbeizuführen. Problematisch sieht die
DGNI die Berechnungsgrundlage für die Pflegeuntergrenzen, die in einer
Perzentilenrechnung erfolgte. Im Rahmen einer Untersuchung zeigte sich ein
deutlicher Unterschied in der jeweiligen Personalbesetzung in
unterschiedlichen Krankenhäusern. Im internationalen Vergleich ist die
festgesetzte pflegerische Grenze auch eher am unteren Bereich anzusiedeln.
"Es sollen ja initial nur die 25% der schlechtesten Krankenhäuser im
Hinblick auf Personal/Patientenverhältnis an die übrigen 75% angeglichen
werden. Erfolgt die Berechnung der Untergrenzen auf oder nur knapp über
dem Niveau der am schlechtesten besetzten Kliniken birgt dies auch
potentiell das Risiko einer schlechteren Personalausstattung in der
Zukunft, da Kliniken mit besserem Personalschlüssel bei fehlendem
positiven finanziellen Anreiz dann Personal einsparen würden und trotzdem
die gesetzlichen Vorgaben einhalten würden. Daher erscheint ein positiver
finanzieller Anreiz für Krankenhäuser mit besserem Personalschlüssel
eigentlich als besserer Ansatz", betont DGNI-Präsidiumsmitglied Dr. Sylvia
Bele.

Zudem ist der Personalschlüssel zu Patienten nicht der einzige Grund für
die steigende Arbeitsbelastung. Hierzu zählt z.B. die zunehmende
Dokumentationspflicht, zunehmend ältere multimorbide Patienten, erhöhter
Patientenumsatz in den Krankenhäusern und vieles mehr. Dies wird in dem
Gesetz nicht berücksichtigt, ebenso wenig wird dem jeweiligen
Versorgungsaufwand der Patienten einer Station keine Bedeutung
beigemessen. Dies dient zur Vereinfachung der Einführung von
Pflegeuntergrenzen und soll potentiell in einem zweiten Schritt dann mit
zurate gezogen werden, um entsprechende Pflegeuntergrenzen in besonderen
Bereichen festzulegen.

Zusätzlich muss berücksichtigt werden, dass bei fehlender personeller
Abdeckung Betten in den entsprechenden Abteilungen geschlossen und
Patienten evtl. in eine andere, weiter entfernte Klinik transportiert
werden müssen, was auch ein Risiko bergen kann. Allein die geplante
Schaffung neuer Pflegestellen und die Vorgabe von Untergrenzen kann dieses
Problem nicht lösen, da es zur Zeit nicht genügend Pflegekräfte am Markt
gibt, um den Bedarf zu decken. Im Gesetz fehlen grundsätzlich der Anreiz
zur Bindung der Pflegekräfte an die jeweilige Versorgungseinheit und das
Krankenhaus, zur Steigerung der Attraktivität des Arbeitsplatzes in einem
pflegesensitiven Bereich sowie die Aufwertung und Wertschätzung des
Pflegeberufes. Woher die fehlenden Pflegekräfte rekrutiert werden sollen,
bleibt unklar.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.anim.de

http://www.dgni.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2037

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für NeuroIntensiv- und Notfallmedizin - 14.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1312: Braunalgenextrakt als neuer therapeutischer Ansatz bei Lungenhochdruck (idw)


Deutsches Zentrum für Lungenforschung e.V. - 14.01.2019

Braunalgenextrakt als neuer therapeutischer Ansatz bei Lungenhochdruck

Forscherteam des Deutschen Zentrums für Lungenforschung (DZL) an der
Justus-Liebig-Universität Gießen weist die Wirkung von natürlichem
Braunalgenextrakt bei experimentellem Lungenhochdruck nach



Lungenhochdruck (pulmonale Hypertonie, PH) ist eine schwere Krankheit der
Lunge und des Herzens - und sie ist nicht heilbar. Zwar können Medikamente
das Leiden Betroffener lindern, dennoch nimmt die Erkrankung in der Regel
einen fortschreitenden und lebensbedrohlichen Verlauf, sodass letztlich
eine Lungentransplantation erforderlich ist. "Charakteristisch für die
pulmonale Hypertonie ist der krankhaft erhöhte Blutdruck im
Lungenkreislauf, der zu Atemnot und verminderter körperlicher
Leistungsfähigkeit führt", erklärt der Gießener Lungenforscher Prof. Dr.
Ralph Schermuly, Zentrum für Innere Medizin an der
Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU). Er forscht mit seinem Team am Deutschen Zentrum
für Lungenforschung (DZL, Hauptsitz an der JLU) an neuen Therapien gegen
Lungenhochdruck. Der unheilvolle Kreislauf bei dieser Krankheit: Damit die
Lunge gut durchblutet wird, muss das rechte Herz stark pumpen, was
langfristig zu mehr Muskelmasse des rechten Herzens und schließlich zu
einer Herzmuskelschwäche führt.

Die Gießener Lungenforscherinnen und -forscher haben nun einen neuen
Therapieansatz für Lungenhochdruck entwickelt: In einer im "American
Journal of Respiratory and Critical Care Medicine" (AJRCCM) erschienenen
Studie belegen sie eine Verbesserung der experimentellen pulmonalen
Hypertonie durch die Gabe des Braunalgenextraktes Fucoidan. Fucoidane sind
sulfatierte Polysaccharide mit einem Fucose-Rückgrat, die hauptsächlich in
braunen Meeresalgen vorkommen. In Japan und anderen asiatischen Ländern
wird Fucoidan seit Jahrhunderten als natürliches Heilmittel mit
antientzündlichen, antitumorösen und die Blutgefäße schützenden
Eigenschaften verwendet.

Diese Symptome der pulmonalen Hypertonie wurden im Experiment durch die
Gabe von Fucoidan deutlich abgeschwächt und der strukturelle Umbau der
Lungengefäße verhindert. Die Wissenschaftlerin Dr. Tatyana Novoyatleva vom
Universities of Giessen and Marburg Lung Centre (UGMLC) konnte auch den
Wirkmechanismus aufklären: Fucoidan hemmt das für die Immunreaktion
wichtige Protein p-Selectin.

Ihren erfolgversprechenden therapeutischen Ansatz verfolgen die
Wissenschaftlerinnen und -wissenschaftler nun weiter, um einen möglichen
Einsatz an unter Lungenhochdruck erkrankten Menschen zu erforschen.

Die 1607 gegründete Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU) ist eine
traditionsreiche Forschungsuniversität, die rund 28.000 Studierende
anzieht. Neben einem breiten Lehrangebot - von den klassischen
Naturwissenschaften über Rechts- und Wirtschaftswissenschaften,
Gesellschafts- und Erziehungswissenschaften bis hin zu Sprach- und
Kulturwissen¬schaften - bietet sie ein lebenswissenschaftliches
Fächerspektrum, das nicht nur in Hessen einmalig ist: Human- und
Veterinärmedizin, Agrar-, Umwelt- und Ernährungswissenschaften sowie
Lebensmittelchemie. Unter den großen Persönlichkeiten, die an der JLU
geforscht und gelehrt haben, befindet sich eine Reihe von
Nobelpreisträgern, unter anderem Wilhelm Conrad Röntgen (Nobelpreis für
Physik 1901) und Wangari Maathai (Friedensnobelpreis 2004). Seit dem Jahr
2006 wird die Forschung an der JLU kontinuierlich in der
Exzellenzinitiative bzw. der Exzellenzstrategie von Bund und Ländern
gefördert.

Das Deutsche Zentrum für Lungenforschung (DZL e.V.) ist ein
Zusammenschluss aus 29 führenden universitären und außeruniversitären
Einrichtungen, die sich der Erforschung von Atemwegserkrankungen widmen.
Im DZL wird die grundlagen-, krankheits- und patientenorientierte
Forschung auf dem Gebiet der Lungenerkrankungen koordiniert und auf
internationalem Spitzenniveau durchgeführt, um so die Translation
grundlagenwissenschaftlicher Erkenntnisse in neue klinische Konzepte zur
Verbesserung der Patientenversorgung zu beschleunigen.


Originalpublikation:

Novoyatleva T, Kojonazarov B, Owczarek A, Veeroju S, Rai N, Henneke I,
Böhm M, Grimminger F, Ghofrani HA, Seeger W, Weissmann N, Schermuly RT.
Evidence for Fucoidan-P-selectin Axis as a Therapeutic Target on
Hypoxia-induced Pulmonary Hypertension. Am J Respir Crit Care Med. 2018 Dec 17.

DOI: 10.1164/rccm.201806-1170OC

https://www.atsjournals.org/doi/10.1164/rccm.201806-1170OC

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1853
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Lungenforschung e.V. - 14.01.2019
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STATISTIK/355: Fast jeder dritte Schüler hat Schlafstörungen (DAK-Gesundheit)


DAK-Gesundheit - 15. Januar 2019

Fast jeder dritte Schüler hat Schlafstörungen

DAK-Präventionsradar 2018 untersucht Zusammenhang mit Schulstress und langen Bildschirmzeiten



Fast jeder dritte Schüler leidet unter Schlafstörungen. Die Hälfte der
Schüler fühlt sich tagsüber erschöpft und klagt über Müdigkeit. Das
zeigt der Präventionsradar 2018 der DAK-Gesundheit. Insbesondere
ältere Schüler schlafen zu wenig. So berichten Neunt- und
Zehntklässler von im Durchschnitt nur rund sieben Stunden Schlaf pro
Nacht. Auch infolge des Schlafmangels leiden Schüler verstärkt unter
Stress. Der Präventionsradar belegt, dass der Schlafmangel in
Zusammenhang steht mit den stark erhöhten Bildschirmzeiten der
Schüler: Viele sitzen mehr als vier Stunden täglich vor Fernseher,
Smartphone oder Tablet. Knapp ein Fünftel zeigt depressive Symptome.
Die Krankenkasse hat die aktuelle Schulstudie mit dem Institut für
Therapie- und Gesundheitsforschung (IFT-Nord) in sechs Bundesländern
durchgeführt. Fast 9.300 Schüler der Jahrgangsstufen fünf bis zehn
wurden dafür repräsentativ befragt. Der Präventionsradar untersucht
als kombinierte Längs- und Querschnittserhebung jährlich Befinden und
Gesundheitsverhalten von Zehn- bis 18-Jährigen.

Mädchen leiden häufiger unter Schlafstörungen als Jungen: Während jede
Dritte mindestens einmal pro Woche Schlafprobleme hat, sind es bei den
Jungen nur 24 Prozent. Je nach Klassenstufe schlafen die Befragten zu
sehr unterschiedlichen Zeiten ein: Fünft- und Sechstklässler zwischen
20 und 22 Uhr, Neunt- und Zehntklässler mehrheitlich nach 23 Uhr. Etwa
jeder sechste ältere Schüler gibt an, erst nach Mitternacht
einzuschlafen. So kommen die Jüngeren durchschnittlich auf 9,4 Stunden
Schlaf pro Nacht, Zehntklässler nur noch auf 7,3 Stunden. Das ist ein
Fünftel oder 120 Minuten weniger als von Experten für diese
Altersgruppe empfohlen. "Die Schüler kümmern sich nachts um volle
Akkus bei ihren Smartphones, aber sie laden ihre eigenen Batterien
nicht mehr ausreichend auf", kommentiert Andreas Storm,
Vorstandsvorsitzender der DAK-Gesundheit, die Ergebnisse.
"Schlafmangel und Schlafstörungen werden leicht unterschätzt, dabei
können sie ernsthafte Probleme verursachen." Tatsächlich zeigt der
DAK-Präventionsradar einen engen Zusammenhang zwischen Schlafmangel
und Stressempfinden. Je weniger Schlaf die Befragten bekommen, desto
mehr fühlen sie sich gestresst. Von den Mädchen gibt fast die Hälfte
(48 Prozent) an, oft oder sehr oft unter Stress zu leiden. Von den
Jungen ist ein Drittel betroffen. Die empfundene Stresshäufigkeit
nimmt mit dem Alter zu. Unter den jüngeren Schülern fühlen sich nur
fünf Prozent sehr oft gestresst, unter den älteren sind es 14 Prozent.
Erhöhtes Stressempfinden ist keine Lappalie, sondern geht mit häufigen
Kopf-, Rücken- und Bauchschmerzen einher. Auch Niedergeschlagenheit
kann sich verstärken. Etwa ein Sechstel der Befragten (16 Prozent)
fühlt sich oft oder sehr oft unglücklich. Insbesondere Mädchen (23
Prozent) machen Angaben, die auf depressive Symptome hinweisen.

Eine Erklärung für die verkürzte Schlafdauer der Schüler ist die
zunehmende Nutzung von Bildschirmgeräten. Der DAK-Präventionsradar
zeigt: Je mehr Zeit sie vor Bildschirmen verbringen, desto weniger
schlafen sie. Smartphone und andere Geräte sind schon bei Schülern der
fünften Klasse beliebt. Die Mehrheit der Kinder (56 Prozent) gibt an,
bis zu einer Stunde am Tag vor dem Bildschirm zu verbringen.
Neunt- und Zehntklässler kommen leicht auf das Dreifache: Ein Viertel
(28 Prozent) der älteren Schüler spricht von mehr als vier
Bildschirm-Stunden pro Tag. Das ist die Selbstwahrnehmung der Schüler.
Die Zeit, die sie tatsächlich mit Tablet, Computer, Handy und
Fernseher zusammengerechnet verbringen, dürfte darüber liegen. "Die
Smartphones rauben den Schülern den Schlaf", betont Studienleiter
Prof. Dr. Reiner Hanewinkel vom IFT Nord. "Unser Präventionsradar
belegt eindeutig den Zusammenhang von Schlafmangel und langen
Bildschirmzeiten. Um Gesundheitsproblemen vorzubeugen, brauchen wir
wirksame Programme für einen bewussteren Umgang mit digitalen Medien."

Nur 35 Prozent der Schüler sind ausreichend körperlich aktiv. Nach den
nationalen Bewegungsempfehlungen sollen Kinder und Jugendliche sich
täglich mindestens 90 Minuten bewegen, wovon 60 Minuten das
Zurücklegen von Wegen per Rad- oder Tretroller sein können. Die große
Mehrheit wird diesen Empfehlungen nicht gerecht. Bei den Schülern der
Klassen fünf und sechs sind Rad- und Tretrollerfahrten zwar noch
verhältnismäßig beliebt: Ein Drittel fährt nach eigenen Angaben bis zu
60 Minuten pro Tag. Aber bei den Neunt- und Zehntklässlern lässt das
Interesse nach. Nur noch ein Fünftel (19 Prozent) der Älteren fährt
längere Strecken mit dem Rad.

Der Präventionsradar der DAK-Gesundheit untersucht das körperliche und
psychische Wohlbefinden sowie das Gesundheitsverhalten von Schülern
zwischen zehn und 18 Jahren (Jahrgänge fünf bis zehn). Rund 9.300
Mädchen und Jungen aus 528 Klassen und sechs Bundesländern haben
teilgenommen. Die Studie kombiniert Längs- mit Querschnittserhebungen:
Im kommenden Jahr werden die Klassen der ersten beiden
Befragungswellen und zusätzlich die neuen fünften Klassen des
aktuellen Schuljahres erfasst. So können altersspezifische
Entwicklungen aufgezeigt werden.

Die DAK-Gesundheit engagiert sich mit drei großen
Präventionsinitiativen für die Gesundheit von Kindern und
Jugendlichen: Die Krankenkasse fördert mit "Wir bewegen Kitas" die
Motorik von Kindern ab zwei Jahren. Zudem macht sie sich mit der
Schulkampagne "fit4future" für mehr Bewegung, gesunde Ernährung und
Stressbewältigung in Grund- und Förderschulen bundesweit stark. Das
Programm soll auf weiterführende Schulen ausgeweitet werden. Darüber
hinaus hat sich die Krankenkasse das Thema Internetsucht und
Medienkompetenz auf die Fahnen geschrieben: Die DAK-Gesundheit
finanziert im Rahmen einer Aufklärungskampagne Broschüren, die
Jugendliche, Eltern und Lehrkräfte gezielt über das Thema
Internet- und Computersucht informieren. Herausgegeben werden die
Hefte mit ausführlichen Hintergrundinformationen, Beispielen und einem
Selbsttest vom Deutschen Zentrum für Suchtfragen des Kindes- und
Jugendalters am Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf.

Im Internet bietet die DAK-Gesundheit Informationen rund um das Thema
gesunder Schlaf: 

www.dak.de/schlaf

 * 

Quelle:

DAK-Gesundheit - Zentrale

Pressemitteilung vom 15. Januar 2019

Nagelsweg 27-31, 20097 Hamburg

Telefon: 040/239 60

Internet: http://www.dak.de
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VORTRAG/846: Hannover - Tierversuche ... Geht's auch ohne?, 24.01.2019


Stiftung Tierärztliche Hochschule Hannover - 14.01.2019

Geht's auch ohne?

Veranstaltung im Schloss Herrenhausen zu Alternativen zum Tierversuch.



Welche Herausforderungen sich beim Umstieg von Tierversuchen auf
tierversuchsfreie Alternativmethoden ergeben, erklärt Professor Dr.
Bernhard Hiebl aus dem Institut für Tierhygiene, Tierschutz und
Nutztierethologie der Stiftung Tierärztliche Hochschule Hannover am 24.
Januar bei Herrenhausen Late, einer Veranstaltungsreihe der
VolkswagenStiftung, in Hannover.

Zahlreiche wissenschaftliche Erkenntnisse und Fortschritte insbesondere in
den Lebenswissenschaften wären ohne Untersuchungen an und mit Tieren nicht
möglich gewesen. Wenn auch Tierversuche in der biologischen und
medizinischen Forschung noch unverzichtbar sind, so besteht international
Konsens darüber, die Zahl der Tierversuche auf ein notwendiges Minimum zu
beschränken. Eine der wichtigsten Strategien, um dies zu erreichen, ist
der Ersatz der Untersuchungen am Tier durch tierfreie Alternativmethoden.
Bei den sogenannten In-vitro-Methoden sind in den vergangenen Jahren
erhebliche methodische Fortschritte erzielt worden. Was können diese
Methoden leisten? Haben sich die Fortschritte der vergangenen Jahre auf
die Zahl der in Versuchen eingesetzten Tiere ausgewirkt? Welche
zusätzlichen Maßnahmen sind nötig, um die Zahl an Versuchstieren zu
reduzieren?

In seinem Vortrag wird Professor Dr. Bernhard Hiebl, Professor für
Versuchstierkunde und Tierschutz an der TiHo, die rechtlichen
Rahmenbedingungen von Tierversuchen vorstellen, den Einsatz von Tieren in
Versuchen kritisch beleuchten und die aktuellen Forschungstrends
aufzeigen, um künftig auf Versuche an Tieren verzichten zu können.


Herrenhausen Late:

"Geht's auch ohne? Alternativen zum Tierversuch"

Donnerstag, 24. Januar 2019, 20:30 Uhr

Festsaal, Tagungszentrum Schloss Herrenhausen, Hannover

Dieses Herrenhausen Late ist eine Veranstaltung in Kooperation mit der
Stiftung Tierärztliche Hochschule Hannover und der VolkswagenStiftung.
Herrenhausen Late wendet sich an ein jüngeres bzw. junggebliebenes
Publikum und bietet in loungiger Atmosphäre einen außergewöhnlichen Mix
aus spannender Wissenschaft und originellen Persönlichkeiten.

Der Eintritt ist frei, die Kapazitäten sind begrenzt. Eine Anmeldung ist
nicht erforderlich, der Einlass beginnt um 20 Uhr. Medienvertreterinnen
und Medienvertreter sind herzlich willkommen, an der Veranstaltung
teilzunehmen. Eine formlose Anmeldung wird erbeten an
presse@volkswagenstiftung.de.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.volkswagenstiftung.de/veranstaltungen/veranstaltungskalender/herrenhausen-late/geht-s-auch-ohne-alternativen-zum-tierversuch

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution90

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Stiftung Tierärztliche Hochschule Hannover - 14.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/2747: Braunschweig - Konzert "Glück und Wunsch" zum Fontane-Jahr 2019 am 19. Januar


Pressemitteilung von Donnerstag, 10. Januar 2019

Stadt Braunschweig

Kultur vor Ort präsentiert zum Fontane-Jahr 2019 das Konzert "Glück
und Wunsch"



Braunschweig. Anlässlich des 200. Geburtstages von Theodor Fontane in
diesem Jahr präsentiert das Duo "con emozione" am Samstag, 19. Januar,
um 19 Uhr im Rahmen der Reihe "Kultur vor Ort" in der Mühlenkirche
Veltenhof, Pfälzerstr. 39, sein neues Programm "Glück und Wunsch".
Liane und Norbert Fietzke tragen verschiedene Gedichte, Texte und
Anekdoten von und über Theodor Fontane und seine Zeitgenossen vor. Das
Künstlerehepaar hat Verse des märkischen Dichters in neue Töne
gesetzt, die klassisch und modern zugleich daherkommen.

Eintrittskarten zum Vorverkaufspreis von zehn Euro sind bei der
Bäckerei Henniges, Pfälzerstr. 57, erhältlich. Restkarten gibt es an
der Abendkasse für zwölf Euro. Veranstalter ist der Fachbereich Kultur
und Wissenschaft, Abt. Literatur und Musik der Stadt Braunschweig in
Kooperation mit der ev.-reformierten Gemeinde Braunschweig. Weitere
Informationen und Reservierungen unter der Telefonnummer 470-4862.

Das Duo "con emozione" arbeitet seit vielen Jahren professionell
musikalisch zusammen. Sie erhielten beide ihre Ausbildung an der
Musikhochschule "Felix Mendelssohn Bartholdy" in Leipzig. Weitere
Studien folgten in Köln und Weimar. 2019 feiert das Duo sein
25jähriges Bestehen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 10.01.2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AKTION/2746: Mönchengladbach - Konzertreihe "Musik im Quartier", Termine 01.02.-06.12.2019


Stadt Mönchengladbach

Auch 2019 erklingt wieder Musik im Quartier 

Kulturbüro und Sozial-Holding setzen Konzertreihe in städtischen
Altenheimen fort



Ins siebte Jahr geht die beliebte Konzertreihe "Musik im Quartier" in
den städtischen Altenheimen. Unterschiedlichste Mönchengladbacher
Musikgruppen werden wieder an neun Nachmittagen für BewohnerInnen,
Angehörige und musikinteressiertes Publikum aus dem jeweiligen Viertel
musizieren. Somit werden einerseits Kulturangebote für oft nicht mehr
so mobile Senioren geschaffen, Auftrittsmöglichkeiten für lokale
Musikgruppen ermöglicht und zugleich die Altenheime weiter als Ort der
Quartiersarbeit etabliert.

Die Konzertreihe wird gemeinsam von der Sozial-Holding der Stadt
Mönchengladbach GmbH und dem Kulturbüro organisiert.

Die Termine "Musik im Quartier" 2019:

1. Februar 2019, 16 Uhr

Venrather Barde

Städtisches Altenheim Am Pixbusch

1. März 2019, 16 Uhr

Mandolinenorchester Edelweiß Giesenkirchen

Städtisches Altenheim Eicken

5. April 2019, 16 Uhr

Ev. Kirchenchor Wickrathberg

Städtisches Altenheim Rheindahlen

3. Mai 2019, 16 Uhr

Männerchor Giesenkirchen

Städtisches Altenheim Windberg

7. Juni 2019, 16 Uhr

Mandolinenorchester Rheinlust

Städtisches Altenheim Am Pixbusch

5. Juli 2019, 16 Uhr

MGV Quartettverein Neuwerk und MGV Sängerbund Neuwerk

Städtisches Altenheim Kamillus

6. September 2019, 16:30 Uhr

Frauenchor Dreiklang

Städtisches Altenheim Hardterbroich

4. Oktober 2019, 16 Uhr

Chor "canto felice"

Städtisches Altenheim Windberg

6. Dezember 2019, 16 Uhr

Annina Joly

Städtisches Altenheim Hardterbroich

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 11.01.2019

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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KLASSIK/10170: Hamburg - Gustav Mahlers Auferstehungssinfonie, Laeiszhalle 03.02.2019


idw-Pressemitteilung: Universität Hamburg

Auftaktkonzert zum Universitätsjubiläum: Gustav Mahlers Auferstehungssinfonie



Die Chöre und das Sinfonieorchester der Universitätsmusik spielen zum
Auftakt des 100-jährigen Jubiläums der Universität Hamburg die 2.
Sinfonie in c-Moll mit Sopran- und Altsolistinnen sowie gemischtem
Chor von Gustav Mahler.

Die groß angelegte "Auferstehungssinfonie", die schon zu Lebzeiten des
Komponisten das Publikum begeisterte, wird von rund 200 Musikerinnen
und Musikern aufgeführt

am Sonntag, dem 3. Februar 2019, um 19.30 Uhr (Einführung 18.45 Uhr)
im Großen Saal der Laeiszhalle Hamburg.

Tickets (20 Euro/erm. 10 Euro) unter www.adticket.de oder der
Hotline 0180-60 50 400 und an allen bekannten Vorverkaufsstellen.
Refugees erhalten Freikarten an der Abendkasse, wenn sie sich
entsprechend ausweisen.

Die Universitätsmusik bittet um 18.45 Uhr zur musikwissenschaftlichen
Einführung in den Großen Saal der Laeiszhalle. Referentin ist Prof Dr.
Ivana Rentsch vom Institut für Historische Musikwissenschaft der
Universität Hamburg. Die Leitung des Konzertabends hat der Akademische
Musikdirektor Prof. Thomas Posth inne.

Die zweite Sinfonie ist ein monumentales Werk, das zu seiner
Uraufführung am 13. Dezember 1895 in der Berliner Philharmonie unter
der Leitung Gustav Mahlers alle Dimensionen der Konzertbesetzung
sprengte, aber von zeitgenössischen Musikkritikern überwiegend negativ
rezensiert wurde. Beim Publikum indes hinterließ die Aufführung einen
nachhaltigen Eindruck und so wurde die "Auferstehungssinfonie" schon
zu Lebzeiten des Komponisten zu einem seiner meistgespielten Werke.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution109

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hamburg, 14.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSLAND/8948: Aus aller Welt - 16.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Kambodscha schränkt Vergabe von Diplomatenpässen drastisch ein

Auf Anordnung des kambodschanischen Präsidenten Hun Sen werden alle
diplomatischen Pässe für im Ausland geborene Frauen und Männer
annulliert. Die Regierungsbehörden wurden nach Informationen der
Zeitung Phnom Penh Post angewiesen, alle bereits ausgestellten
Diplomatenpässe für nicht kambodschanische Personen zu überprüfen und
für nichtig zu erklären. Künftig dürfen Diplomatenpässe nur in den
notwendigsten Fällen an Personen ausgestellt werden, die außerhalb
des Landes geboren wurden. Die Maßnahme erfolgte wenige Tage nach
einem Bericht der Tageszeitung South China Morning Post, wonach die
ehemalige thailändische Ministerpräsidentin Yingluck Shinawatra einen
kambodschanischen Paß verwendet haben soll, um sich als
Unternehmensdirektorin in Hongkong registrieren zu lassen. Die
Regierung in Phnom Pen bestreitet, daß Yingluck jemals ein
kambodschanischer Paß ausgestellt wurde. Die ehemalige thailändische
Premierministerin wurde 2017 zu fünf Jahren Gefängnis verurteilt,
weil sie bei der Subvention des Reisanbaus ihrem Land schwere
finanzielle Verluste zugefügt haben soll. Vor ihrer Verurteilung
hatte sich Yingluck ins Ausland abgesetzt.

16. Januar 2019
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JUSTIZ/8948: Kriminalität und Rechtsprechung - 16.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Razzia gegen Nazi-Netzwerk in acht Bundesländern

Die Polizei hat am Mittwoch eine bundesweite Razzia gegen ein
mutmaßlich gewaltbereites kriminelles Netzwerk bekennender
Nationalsozialisten durchgeführt. Nach Informationen der
federführenden Staatsanwaltschaft im baden-württembergischen
Stuttgart wurden zwölf Wohnungen von Verdächtigen in acht
Bundesländern durchsucht und dabei mehr als 100 Schreckschuß- und
Luftdruckwaffen, Messer, Macheten und Schlagstöcke sowie
Propagandamaterial sichergestellt. An der Aktion gegen die
Vereinigung "National Socialist Knights of the Ku-Klux-Klan
Deutschland" beteiligten sich mehr als 200 Beamte, darunter auch
Spezialeinheiten.

16. Januar 2019
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MILITÄR/8945: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 16.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Kurden und Rußland gegen Sicherheitszone in Nordsyrien

Die zwischen US-Präsident Donald Trump und dem türkischen Staatschef
Recep Tayyip Erdogan vereinbarte Einrichtung einer 30 Kilometer
breiten Sicherheitszone in Nordsyrien ist aus Sicht der syrischen
Kurden und Moskaus inakzeptabel. Erdogan hatte nach dem Telefonat mit
Trump mitgeteilt, daß die Zone von der Türkei kontrolliert werde. Mit
Blick auf die Souveränität Syriens sagte der russische Außenminister
Sergej Lawrow am Mittwoch, die beste und einzige Lösung sei, diese
Gebiete der Kontrolle der syrischen Regierung zu übergeben. Die
Kurden verhandeln seit Monaten mit der Regierung in Damaskus über die
Zukunft ihrer Gebiete im Nordosten des Bürgerkriegslandes.

16. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8947: Aus Parlament und Gesellschaft - 16.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Lübecker Ärztin wird neue Patientenbeauftragte der Bundesregierung

Die Herzchirurgin und CDU-Abgeordnete Claudia Schmidtke wird neue
Patientenbeauftragte der Bundesregierung. Das Bundeskabinett berief
Schmidtke am Mittwoch als Nachfolgerin von Brauksiepe.
Gesundheitsminister Jens Spahn (CDU) hatte die 52jährige Politikerin
aus Lübeck als Nachfolgerin für Ralph Brauksiepe vorgeschlagen, der
das Amt nur ein halbes Jahr ausübte. Der CDU-Politiker schied im
November nach 20 Jahren auf eigenen Wunsch aus dem Parlament aus und
wechselte in die Immobilienwirtschaft. Die Grünen begrüßten die
Neubesetzung der Stelle. Nun gelte es die Unabhängigkeit der
Patientenberatung zu sichern, Patientenrechte bei Behandlungsfehlern
zu stärken und einen Haftungsfonds voranzubringen, sagte die
gesundheitspolitische Sprecherin der Grünen, Maria Klein-Schmeink.

16. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8946: Tragisches und Kurioses - 16.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Japanischer Yokozuna-Sumomeister steigt aus dem Ring

Der einzige japanischstämmige Sumo-Ringer im Range eines
Yokozuna-Großmeisters beendet verletzungsgeplagt seine Karriere.
Einen Tag nach seiner dritten Niederlage im
Neujahrs-Grand-Sumo-Turnier im Tokioter Ryogoku Kokugikan gab der
32jährige Kisenosato Yutaka heute unter Tränen seinen Abschied aus
dem traditionellen japanischen Ringkampf bekannt. Mit seinem
Rücktritt verbleiben nur noch die beiden mongolischen Ringer Hakuho
Sho und Kakuryu Rikisaburo in der höchsten Klasse. Seit Einführung
des Titels vor etwa 300 Jahren haben nur 72 Kämpfer den Rang eines
Yokozuna erreicht.

16. Januar 2019
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WISSENSCHAFT/8031: Aus Forschung und Technik - 16.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Iran verliert neuen Umweltsatelliten

Nach dem fehlgeschlagenen Start des Umweltsatelliten Payam will der
Iran in den kommenden Tagen versuchen, den nächsten Satelliten Doosti
vom Imam Khomeini Space Center in der Provinz Semnan aus in einen
niedrigen Erdorbit zu bringen. Wie der iranische
Telekommunikationsminister Mohammed Dschawad Asari Dschahromi per
Twitter mitteilte, habe es die Trägerrakete vom Typ Safir, die seit
langem für Satellitenstarts verwendet werde, nicht geschafft, ihre
Nutzlast in die vorgesehene Umlaufbahn zu transportieren. Weitere
Details nannte der Minister nicht.

16. Januar 2019
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AUSLAND/8044: Aus aller Welt - 16.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Mord abschaffen durch mehr Schußwaffen

Brasiliens Präsident Jair Bolsonara hat per Dekret den Waffenbesitz
erleichtert. Die Bürger des Landes dürfen weitgehend unter den
bisherigen Voraussetzungen vier statt einer Schußwaffe erwerben und
bei sich zu Hause oder am Arbeitsplatz aufbewahren. Der seit
Jahresanfang amtierende, ultrarechte und militante Präsident meint,
dem Volk nicht verweigern zu können, Waffen und Munition zu kaufen.
Das Dekret erstreckt sich nicht auf das Tragen von Waffen im
öffentlichen Raum. Weiterhin müssen Waffenkäufer ihre psychologische
Befähigung zum Waffenbesitz nachweisen und einen Schießschein
vorlegen. Sie dürfen nicht vorbestraft sein und müssen mindestens 25
Jahre alt sein. Bewohner von ländlichen Regionen sowie von Städten
mit einer Tötungsrate von jährlich mehr als 10 Fällen auf 100.000
Einwohnern sollen leichter als bisher an einen Waffenschein kommen.
Zur Zeit kommen fast alle Städte des Landes auf eine Mordrate, die
darüber liegt. Im Schnitt werden in Brasiliens Städten jährlich 30
Menschen pro 100.000 Bewohner getötet. 2017 wurden landesweit fast
64.000 Morde registriert.

16. Januar 2019
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GESUNDHEIT/8003: Medizin und Gesundheitswesen - 16.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Ernährung kann chronische Erkrankungen verhindern

Jetzt also doch. Nachdem mehrere Studien in der Vergangenheit der
Ansicht widersprochen hatten, daß vollwertige Ernährung einen
positiven Einfluß auf die Gesundheit hat, will jetzt eine Studie der
Weltgesundheitsorganisation WHO laut Deutschem Ärzteblatt
nachgewiesen haben, daß Ernährung ein wesentlicher Lebensstilfaktor
ist, um das Risiko von chronischen Erkrankungen zu senken. So soll
die Gesamt- und kardiovaskuläre Sterblichkeit um 15 bis 30 Prozent
sinken, wenn man Menschen vergleicht, die die höchste Menge an
Ballaststoffen essen mit denen, die am wenigsten essen. Der Verzehr
ballaststoffreicher Lebensmittel soll auch die Häufigkeit von
koronarer Herzkrankheit, Schlaganfall, Typ-2-Diabetes und Darmkrebs
um 16 bis 24 Prozent reduzieren.
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JUSTIZ/8032: Kriminalität und Rechtsprechung - 16.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Französisches Gericht entzieht Roundup Pro 360 die Zulassung

Das Verwaltungsgericht in Lyon hat am Dienstag die Zulassung für das
glyphosathaltige Roundup Pro 360 von Bayer mit der Begründung
zurückgezogen, daß die staatliche Agentur für Lebensmittelsicherheit
(Agence nationale de sécurité sanitaire de l´alimentation, de
l´environnement et du travail - Anses) einen Fehler machte, als sie
dem Unkrautvernichtungsmittel im März 2017 die Zulassung erteilte.
Zwar hat die EU Glyphosat freigegeben, aber dem Gericht zufolge haben
wissenschaftliche Studien und Tierversuche gezeigt, daß Roundup Pro
360 aufgrund seiner Zusammensetzung giftiger als Glyphosat und
möglicherweise krebserregend für Menschen sowie schädlich für die
Umwelt ist.
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KULTUR/7955: Sprache, Kunst und Medium - 16.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Mecklenburgs große Meeresmuseen in einer Hand

Seit Jahresbeginn sind Mecklenburg-Vorpommerns größte Meeresmuseen -
das Ozeaneum und das Meeresmuseum in Stralsund - in einer Hand.

Wie MDR MV berichtete, gingen die Vermögenswerte und die Verträge der
Ozeaneum GmbH an deren Muttergesellschaft, die Stiftung Deutsches
Meeresmuseum, über. Buchungstechnisch liegt der Kaufpreis bei einem
Euro.

Die 60 Mitarbeiter des Ozeaneums werden weiterbeschäftigt. Der Start
des geplanten Umbaus für das Meeresmuseum wird sich jedoch um ein Jahr
verschieben.
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MILITÄR/8022: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 16.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Selbstmordattentat des IS im nordsyrischen Manbidsch

Im nordsyrischen Manbidsch hat ein Selbstmordattentäter nach Angaben
der in London ansässigen Syrischen Beobachtungsstelle für
Menschenrechte in einem Restaurant neun Zivilisten, fünf Kämpfer der
Syrischen Demokratischen Kräfte (SDF) und zwei US-Soldaten getötet.
Die von den USA geführte Kriegsallianz meldete den Tod mehrerer
US-Soldaten, die sich auf einer Patrouille befunden haben. Die Miliz
Islamischer Staat (IS) übernahm die Verantwortung für das Attentat.
Sie war 2016 von kurdischen Kämpfern und Kämpferinnen aus Manbidsch
vertrieben worden. Zur Zeit haben die USA und Frankreich Soldaten in
der Stadt stationiert. Die USA bereiten den Abzug ihrer Truppen aus
Syrien vor. US-Präsident Trump und sein türkischer Amtskollege
Erdogan haben diese Woche abgesprochen, daß die Türkei in Nordsyrien
entlang der Grenze eine sogenannte Sicherheitszone einrichtet, aus
der alle Milizen vertrieben werden sollen. Das trifft besonders die
kurdischen Volksverteidigungseinheiten (YPG), welche mit
Unterstützung des US-Militärs gegen die IS-Miliz gekämpft hatten.
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POLITIK/8036: Aus Parlament und Gesellschaft - 16.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Berlin hofft auf politischen Prozeß im Jemen

Bundesaußenminister Heiko Maas hatte für Mittwochvormittag zu einer
internationalen Jemenkonferenz ins Berliner Außenamt eingeladen. An
dem Treffen nahmen unter anderem der Uno-Sondergesandte für den
Jemen, Martin Griffiths, und die Uno-Koordinatorin für humanitäre
Hilfe im Jemen, Lise Grande, teil. Grande berichtete, im Jemen fehle
es vor allem an Nahrungsmitteln. Gegenwärtig lägen in dem Land
240.000 Menschen im Sterben. Maas drückte die Hoffnung aus, daß ein
politischer Prozeß im Jemen zustande kommt und den Krieg beendet. Die
Bundesregierung zahlt dafür 4,5 Millionen Euro in einen Fonds der
Vereinten Nationen ein. In dem südarabischen Land ist 2015 ein
Bürgerkrieg ausgebrochen, in den sich eine Kriegsallianz um
Saudi-Arabien eingeschaltet hat. Zuletzt im Dezember hatten die
Konfliktparteien eine Waffenruhe für die strategisch für die
Versorgung des Landes wichtige Hafenstadt Hudaida vereinbart. Diese
wird von den Huthi-Rebellen kontrolliert. Die Waffenruhe ist
wiederholt gebrochen worden.
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SONSTIGES/8005: Tragisches und Kurioses - 16.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Tafeln in der Altmark wollen zu den Bedürftigen kommen

In der dünn besiedelten Altmark soll eine mobile Tafel eingerichtet
werden. Nach Informationen des MDR Sachsen-Anhalt haben unter anderem
Osterburgs Bürgermeister Schulz und das Jobcenter ihre Unterstützung
zugesichert. Begründet wird das Vorhaben mit den weiten Wegen in
diesem Teil des Bundeslands.

Längst nicht alle Bedürftigen könnten Stendel, Osterburg oder
Tangermünde ohne weiteres erreichen. Läuft alles nach Plan, wird das
gespendete Essen auf Rädern ab dem kommenden Sommer auch auf diese
Weise verteilt.
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SOZIALES/8033: Arbeit, Soziales und Familie - 16.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Ditib will als Religionsgemeinschaft in Deutschland anerkannt werden

Der neue Bundesvorstand der Türkisch-Islamischen Union Ditib strebt
in Deutschland die offizielle Anerkennung als Religionsgemeinschaft
an. Der 46jährige Vorsitzende Kazim Türkmen plädierte in Köln mit
Blick auf die in der Vergangenheit gegen seinen Verband laut
gewordene Kritik für Deeskalation und Besinnung auf Sachthemen. Als
anerkannte Religionsgemeinschaft könnte Ditib unter anderem stärkeren
Einfluß auf den Islamunterricht an Schulen ausüben.

Ditib ist der staatlichen türkischen Religionsbehörde Diyanet
unterstellt. Drei der letzte Woche gewählten sieben
Vorstandsmitglieder sind Beamte von Diyanet. Die Landesregierung von
Nordrhein-Westfalen läßt zur Zeit ein religionssoziologisches
Gutachten zur Frage erstellen, ob es sich bei Ditib um eine
Religionsgemeinschaft handelt. Das meldete die Katholische
Nachrichten-Agentur.

Die stellvertretende Fraktionsvorsitzende Der Linken im Bundestag,
Sevim Dagdelen, sagte, mit dem neuen Vorstand sei Ditib mehr als
zuvor der verlängerte Arm des türkischen Präsidenten Erdogan in
Deutschland. Türkmen war nach eigenen Angaben vor einem Jahr als
Botschaftsrat nach Deutschland gekommen und übt den Ditib-Vorsitz
ehrenamtlich aus.
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UMWELT/8014: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 16.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Meerwasserentsalzung umweltschädlicher als gedacht

Die Entsalzung von Meerwasser gilt eigentlich als Methode, um dem
Wassermangel insbesondere in den Wüstenregionen Nordafrikas
abzuhelfen. Jetzt ergab aber laut zdf.de eine Studie, daß die Menge
an umweltschädlicher, mit Chemikalien belasteter Salzlauge etwa 50
Prozent höher ist als vermutet. Wie Wissenschaftler mahnen daher an,
daß unbedingt bessere Behandlungsverfahren für die Rückstände
entwickeln werden sollten, um eine Belastung der Umwelt zu vermeiden.
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WIRTSCHAFT/8021: Märkte und Finanzen - 16.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Frauenanteil in Aufsichtsräten leicht gestiegen

Der Anteil von Frauen in den Aufsichtsräten der 200 umsatzstärksten
deutschen Konzerne betrug im vergangenen Jahr 26,9 Prozent. Das
teilte das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung am Mittwoch
mit. Gegenüber 2017 war demnach der Frauenanteil um mehr als zwei
Prozentpunkte gestiegen. 2016 war eine Frauenquote von 30 Prozent
für die Aufsichtsräte börsennotierter und mitbestimmungspflichtiger
Großunternehmen eingeführt worden. Sobald diese erreicht ist, gehen
die Bemühungen der Unternehmen um Gender-Gerechtigkeit zurück,
konstatierte das DIW. Der Anteil von Frauen in den
Unternehmensvorständen, für die es keine Quote gibt, ist laut DIW
Managerinnen-Barometer von 8,1 auf 9,0 Prozent gestiegen.
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WISSENSCHAFT/8037: Aus Forschung und Technik - 16.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Protoplanetare Scheiben keine Fiktion mehr

Bislang waren protoplanetare Scheiben reine Theorie. Doch jetzt haben
Forscher um Grant Kennedy von der University of Warwick laut heise
online in dem Sternensystem HD 98800 eine solche Scheibe entdeckt,
die quasi senkrecht zwei umeinander kreisende Sterne umrundet. Wie
die Astronomen erklären, soll es zwei Ausrichtungen geben, in denen
sich protoplanetare Scheiben um zwei Sterne stabilisieren können.
Entweder liegt der Ring in einer Ebene mit jener Ebene der beiden
Sterne, im zweiten genau senkrecht.
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FORSCHUNG/544: Vermessung von fünf Weltraum-Blitzen (idw)


Paul Scherrer Institut (PSI) - 14.01.2019

Vermessung von fünf Weltraum-Blitzen



Ein am PSI entwickelter Detektor namens POLAR hat vom Weltall aus Daten
gesammelt. Im September 2016 war das Gerät an Bord der jüngsten
chinesischen Raumstation in den Orbit der Erde befördert worden. Von dort
hat POLAR sogenannte Gammablitze, die in grosser Ferne im Universum
aufblitzen, aufgenommen. Gammablitze sind Ausbrüche extrem energiereichen
Lichtes, die jedoch Forschenden noch immer ein grosses Rätsel sind. Den
Wissenschaftlern gelang die Aufnahme von mehreren Dutzend Gammablitzen,
von denen sie nun fünf genau ausgewertet haben. Ihre Auswertung
veröffentlichten sie nun in der Fachzeitschrift Nature Astronomy.

Sie leuchten in weiter Ferne kurz und extrem hell auf: Rund ein Mal pro
Tag können Forschende sogenannte Gammablitze aus den Tiefen des Alls
beobachten. Die Lichtblitze geschehen dabei - daher der Name - im
hochenergetischen Bereich der Gammastrahlung. Sie stossen dabei in wenigen
Sekunden mehr Energie aus als die Sonne in Milliarden von Jahren. Was
jedoch ihr Ursprung ist, ist bislang noch weitgehend unklar.

Um in dieser Frage weiterzukommen, hat ein internationales Team von
Forschenden nun eine bestimmte Eigenschaft dieser Lichtblitze vermessen:
ihren Polarisationsgrad. Licht breitet sich als Wellen aus; der
Polarisationsgrad gibt an, ob die Lichtwellen einer Quelle parallel
zueinander schwingen - dies wäre ein hoher Polarisationsgrad - oder ob sie
kreuz und quer zueinander schwingen - dann wäre dieser Wert gering.

Die nun veröffentlichten Ergebnisse der Forschenden zeigen: Gammablitze
haben einen vergleichsweise niedrigen Polarisationsgrad. Zudem
beobachteten die Forschenden Hinweise auf eine Veränderung des
Polarisationswinkels - also der Ausrichtung dieser geringen Polarisation -
über den Verlauf einzelner Gammablitze hinweg.

Theorien zu Gammablitzen aussortieren

Die verschiedenen bisherigen Theorien zur Entstehung von Gammablitzen
führen zur Vorhersage verschieden hoher Polarisationsgrade. Dabei kommen
als Ursprung eines Gammablitzes unter anderem der Kollaps eines
massereichen Sterns zu einem Schwarzen Loch in Betracht, das Verschmelzen
zweier Neutronensterne, eine spezielle Sorte Supernova und eine Reihe
ähnlich energie- und massereicher Vorgänge. "Dank unserer Daten werden
sich wohl manche dieser Theorien zu den Ursprungsmechanismen ausschliessen
lassen", so Wojciech Hajdas vom Paul Scherrer Institut PSI, der
massgeblich an der Entwicklung des Instruments POLAR beteiligt war, das
die neuen Messdaten geliefert hat.

POLAR ist ein hochmoderner Detektor, den PSI-Forschende um Hajdas
gemeinsam mit Wissenschaftlern der Universität Genf und des chinesischen
Instituts für Hochenergiephysik (Institute of High Energy Physics, Chinese
Academy of Sciences, IHEP-CAS) entwickelt hatten. Im September 2016 war
das Gerät an Bord der jüngsten chinesischen Raumstation - der "Tiangong 2"
- in den Orbit der Erde befördert worden. Von dort aus hatte POLAR Daten
gesammelt, indem das Licht der Gammablitze mittels 1600 spezieller
Kunststoffstäbe aufgefangen, weitergeleitet und analysiert wurde. Der Flug
ins All war entscheidend für das Projekt, denn vom Erdboden aus verhindert
die Erdatmosphäre eine genaue Messung des Polarisationsgrades.

Sowohl das Konzept des POLAR-Detektorsystems als auch die Elektronik
wurden massgeblich am PSI entwickelt. Die Signalauslesemodule und der
Zentralcomputer von POLAR wurden dann am PSI hergestellt und getestet.
Zusätzlich entwickelten die Forschenden eine eigene Software für die
Bearbeitung der Daten. Um POLAR vor seinem Einsatz zu kalibrieren, nutzten
die Wissenschaftler die Röntgenstrahlung der Synchrotron Lichtquelle
Schweiz SLS am PSI sowie der European Synchrotron Radiation Facility
(ESRF) in Grenoble. Das Zürcher Unternehmen Art of Technology fertigte die
Netzteile für POLAR an. An der Universität Genf wurden die
Kunststoffstäbe, die Mechanik sowie das Gehäuse gebaut und dann die
Komponenten von POLAR zusammengesetzt.

Das virtuelle PSI POLAR Data Center

Insgesamt konnte POLAR mehrere Dutzend Ereignisse registrieren, von denen
das internationale Forschungsteam nun die fünf aussagekräftigsten
Gammablitze ausgewertet hat. Auf der virtuellen Plattform PSI POLAR Data
Center stellen die PSI-Forschenden zudem die Daten aller registrierten
Ereignisse der Forschungsgemeinde zur Verfügung. Da etliche der von POLAR
vermessenen Gammablitze zusätzlich von weiteren Detektoren weltweit
beobachtet wurden, dient die Plattform unter anderem dazu, dass Forschende
hier ihre jeweiligen Datensätze abgleichen.

Text: Paul Scherrer Institut/Laura Hennemann


Originalpublikation:

Detailed polarization measurements of the prompt emission of five 
Gamma-Ray Bursts

S.-N. Zhang, M. Kole, T.-W. Bao, T. Batsch, T. Bernasconi, F. Cadoux,
J.-Y. Chai, Z.-G. Dai, Y.-W. Dong, N. Gauvin, W. Hajdas, M.-X. Lan, H.-C.
Li, L. Li, Z.-H. Li, J.-T. Liu, X. Liu, R. Marcinkowski, N. Produit, S.
Orsi, M. Pohl, D. Rybka, H.-L. Shi, L.-M. Song, J.-C. Sun, J. Szabelski,
T. Tymieniecka, R.-J. Wang, Y.-H. Wang, X. Wen, B.-B. Wu, X. Wu, X.-F. Wu,
H.-L. Xiao, S.-L. Xiong, L.-Y. Zhang, L. Zhang, X.-F. Zhang, Y.-J. Zhang
and A. Zwolinska

Nature Astronomy 14. Januar 2019 (online)
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MELDUNG/557: Risikofreude liegt auch in den Genen (idw)


Universität Zürich - 14.01.2019

Risikofreude liegt auch in den Genen



Wissenschaftler der UZH haben zusammen mit einer internationalen
Forschungsgruppe genetischen Varianten identifiziert, die mit
Risikobereitschaft verbunden sind. Es handelt sich dabei um eine der
ersten Untersuchungen, die Genvarianten mit Verhaltensweisen verknüpft,
die für die sozialwissenschaftliche Forschung relevant sind.

Vergleicht man die DNA von zwei Menschen, sind über 99 Prozent des
genetischen Materials identisch, während weniger als 1 Prozent variiert.
Die Bereiche, die sich unterscheiden, werden als genetische Varianten
bezeichnet und geben den Ausschlag für verschiedene individuelle Merkmale
der jeweiligen Person, etwa die Augenfarbe, die Körpergrösse oder die
Anfälligkeit für bestimmte Krankheiten. Einige dieser Genvarianten
beeinflussen gewisse individuelle Merkmale direkt, die grosse Mehrheit
führt jedoch bloss zu einer Veranlagung, die ein Merkmal mehr oder weniger
wahrscheinlich macht.

Gene beeinflussen das Verhalten

Eine internationale Gruppe von Wissenschaftlern, darunter Pietro Biroli,
Christian Zünd und Ernst Fehr vom Institut für Volkswirtschaftslehre der
UZH, identifizierte 124 bisher unbekannte Genvarianten in 99 Bereichen des
menschlichen Genoms, die mit der Risikobereitschaft einer Person und ihrem
Risikoverhalten verbunden sind. Um die ausschlaggebenden genetischen
Varianten zu bestimmen, berücksichtigten die Forschenden einerseits die
selbst-rapportierte grundsätzliche Risikobereitschaft von knapp einer
Million Studienteilnehmern und andererseits deren Risikoverhalten (u.a.
Rauchen, Trinken, zu schnelles Autofahren, wechselnde Sexualpartner).

«Mit unserer Studie konnten wir die genetische Architektur der
Risikobereitschaft bestimmen und ermitteln, an welchen Stellen sich die
Neigung zu riskantem Verhalten in unserem Genom befindet», erklärt 
UZH-Professor und Zweitautor Pietro Biroli, der die Studienanalysen 
geleitet hat. «Das bedeutet allerdings nicht, dass wir auf Basis der DNA 
einer Person sagen können, welches Risiko sie in einer bestimmten Situation
eingehen wird. Denn während der Zusammenhang zwischen Genvarianten und
konkretem Merkmal etwa bei der Augenfarbe sehr direkt ist, wird er im
Falle der Risikobereitschaft auch von Umweltfaktoren beeinflusst.»

Fortschritte in der Genforschung

Die Studie des Forschungskonsortiums ist eine der bisher grössten
genetischen Studien: Sie enthält Informationen von über einer Million
Individuen und ist eine der ersten Untersuchungen, die genetische
Varianten mit Verhaltensweisen verknüpft, die für die
sozialwissenschaftliche Forschung relevant sind. Im Vergleich zu früheren
kleineren Studien in der Genetik sind die Ergebnisse stabil - wie ihre
Bestätigung durch genetisches Material ausserhalb der Stichprobe zeigte.
Laut Pietro Biroli bietet die aktuelle Untersuchung «eine gute Grundlage,
um in weiteren Studien das Verständnis für die Zusammenhänge zwischen
genetischen Varianten und Verhaltensweisen zu verbessern.»


Originalpublikation:

Richard Karlsson Linnér, Pietro Biroli et al. Genome-wide association
analyses of risk tolerance and risky behaviors in over one million
individuals identify hundreds of loci and shared genetic influences.
Nature Genetics, 14 January 2019.

DOI: 10.1038/s41588-018-0309-3

Weitere Informationen:

http://idw-online.de/de/attachment70658

FAQ zum Forschungsprojekt

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution94

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Zürich, 14.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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EUROPA/1755: Britische Regierung muss die Menschen in Großbritannien entscheiden lassen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. Januar 2019

Britische Regierung muss die Menschen in Großbritannien entscheiden lassen



Zur gescheiterten Abstimmung im britischen Unterhaus erklären Anton
Hofreiter, Fraktionsvorsitzender, und Franziska Brantner, Sprecherin
für Europapolitik:

Das politische Chaos und die Spaltung können uns als Europäer und
Freunde Großbritanniens nur traurig stimmen. Vor allem aber ist es
schlecht für alle Seiten, denn das Risiko eines ungeregelten
Austritts, den wir unbedingt vermeiden wollen, ist damit leider nicht
kleiner geworden.

Die Antwort auf die Frage wie es jetzt weitergeht, kann nur aus
Großbritannien kommen. Bisher sagen sie nicht was sie wollen, nur was
sie nicht wollen. Frau May sollte den Hard-Brexit endlich vom Tisch
nehmen.

Die Situation in Großbritannien ist politisch vollkommen verfahren.
Populisten und Nationalisten haben das Land an der Nase herumgeführt
und gespalten. Darum ist es an der Zeit, dass die Regierung die
Menschen in Großbritannien entscheiden lässt, was sie von dem
Ausstiegsvertrag halten und ob sie in der EU bleiben wollen. Wenn es
dafür eine Fristverlängerung um einige Wochen oder wenige Monate
braucht, wird die EU das wohl noch gewähren können - solange klar ist,
wie es danach weitergeht.

Zwei Dinge sind klar: Die Tür zur EU steht den Britinnen und Briten
weiter offen. Und: Die EU ist Großbritannien schon bis an die
Schmerzgrenze entgegen gekommen - mehr geht nicht. Das müssen auch die
Bundesregierung und Außenminister Maas ganz deutlich machen. Die EU
muss geschlossen bleiben, damit die Risse nicht auch durch unser
gemeinsames Europa gehen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Januar 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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FRAKTION/093: Gerhard Zickenheiner neues Fraktionsmitglied - Gremienbesetzungen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Januar 2019

Gerhard Zickenheiner neues Fraktionsmitglied/Gremienbesetzungen



Der Pressesprecher Andreas Kappler teilt mit:

Die Fraktion begrüßt Gerhard Zickenheiner als neues Mitglied in ihren
Reihen. Er folgt auf Gerhard Schick, der zum 31.12.2018 sein
Bundestagsmandat niedergelegt hatte.

Herr Zickenheiner ist Mitglied des Arbeitskreises 2. Die Fraktion hat
ihn heute als Mitglied des Parlamentarischen Beirates für Nachhaltige
Entwicklung sowie als Mitglied des Ausschusses für die Angelegenheiten
der Europäischen Union benannt.

Neues Mitglied des Finanzausschusses wird Wolfgang Strengmann-Kuhn.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Januar 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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UMWELT/1806: Nur dürftige Verbesserungen beim Fluglärmschutz


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. Januar 2019

Nur dürftige Verbesserungen beim Fluglärmschutz



Zum heutigen Beschluss des Kabinetts zum Fluglärm erklären Daniela
Wagner MdB und Tabea Rößner MdB:

Der ganz große Wurf ist das nicht. Von umfassenden Vorschlägen des
Umweltbundesamtes zum Schutz der Bevölkerung vor Fluglärm sind nur ein
paar wenige hilfreiche Punkte geblieben, deren Umsetzung aber
möglicherweise noch für Jahre aufgeschoben wird. Damit hat sich die
Luftverkehrsbranche durchgesetzt, die das Gesetz am liebsten gar nicht
anfassen will. Das Verkehrsministerium und die Bundesregierung haben
sich zum Vollstrecker von deren Wünschen gemacht.

Das wichtigste Thema, der aktive Schallschutz, wird nur mit
unverbindlichen Plattitüden bedacht. Eine umfassendere Verbesserung
des Fluglärmgesetzes ist dringend erforderlich und eine Verankerung
von angemessenem aktivem Schallschutz im Luftverkehrsgesetz muss
endlich angegangen werden. Fluglärm ist ein ernst zu nehmendes
Problem. Die Bundesregierung muss das Problem endlich angehen.

Hintergrund:

Nach Angaben des Umweltbundesamtes leiden 44 Prozent aller
Bundesbürger unter Fluglärm. Zahlreiche Studien belegen, dass es dabei
nicht nur um eine Belästigung und Minderung der Lebensqualität geht,
sondern auch um die Gesundheit der Betroffenen:

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Januar 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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AUSSEN/1806: Weltweite Christenverfolgung nimmt erneut zu


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 16. Januar 2019

Weltweite Christenverfolgung nimmt erneut zu

Neuer Open Doors Bericht ist alarmierend



Die christliche Organisation Open Doors hat an diesem Mittwoch ihren
jährlichen Bericht über die Christenverfolgung in aller Welt
vorgelegt. Dazu erklärt der ehemalige Fraktionsvorsitzende, Volker
Kauder, der in der CDU/CSU-Bundestagfraktion für die Themen Werte,
Religionsfreiheit und Einsatz gegen Christenverfolgung zuständig ist:

"Das Hilfswerk Open Doors leistet für Christen in aller Welt wichtige
und gute Arbeit. Dazu gehört auch der jährliche Bericht über die
weltweite Christenverfolgung, der uns immer wieder vor Augen führt,
in welchen Ländern und Regionen der Welt unser Einsatz für die
Einhaltung der Religionsfreiheit besonders gefordert ist. Wiederholt
gibt der jährliche Open Doors Bericht zur Christenverfolgung Anlass
zu großer Sorge.

Besonders beunruhigend ist die wachsende Unterdrückung gläubiger
Christen in China und Indien. So sind laut dem Bericht Anfang letzten
Jahres in China neue Vorschriften für religiöse Angelegenheiten in
Kraft getreten. Zahlreiche christliche Kirchen mussten schließen oder
seien zerstört worden. Im Vergleich zum Vorjahr sei die Zahl
inhaftierter Christen in China drastisch angestiegen. In Indien wird
von einer steigenden Zahl von Angriffen auf Christen durch religiös
motivierte, extremistische Gruppen berichtet.

In der Vergangenheit und auch jetzt gilt, dass wir den Dialog
aufrechterhalten müssen. Dazu gehört auch, die Unterdrückung von
Christen deutlich anzusprechen, nichts unter den Teppich zu kehren
und vehement für die Einhaltung der Religionsfreiheit einzutreten.

Als Fraktion, die sich auf das christliche Menschenbild beruft,
werden wir unseren Einsatz für die Einhaltung der Religionsfreiheit
engagiert fortsetzen. Die Einhaltung der Glaubens- und
Gewissensfreiheit ist für den Frieden in der Welt zwingende
Voraussetzung. In Außen- und Entwicklungspolitik werden wir daher
weiter auf die Wahrung der Religionsfreiheit drängen."


Hintergrund:

Nach dem Weltverfolgungsindex 2019 des überkonfessionellen
christlichen Hilfswerks Open Doors leben mehr als 700 Millionen
Christen in Ländern mit starker und zunehmender Christenverfolgung.
Wie in den Vorjahren steht Nordkorea unrühmlich an der Spitze des
Indexes. Open Doors schätzt die Zahl derer, die in Nordkorea aufgrund
ihres Glaubens in Straflagern Zwangsarbeit verrichten und Folter
erdulden müssen, auf etwa 50.000 bis 70.000. Auf Platz 2 und 3
folgen, wie schon im Vorjahr, Afghanistan und Somalia.

Im Nahen Osten hat die Zurückdrängung der Islamisten zu einer
regionalen Verschiebung der Christenverfolgung geführt. Die
Islamisten infiltrieren jetzt vermehrt nordafrikanische Länder, wie
auch Staaten südlich der Sahara. Mit über 3.700 ermordeten Christen
im Jahr 2018 liegt die Zahl in Nigeria höher als in allen anderen
Ländern zusammen. Mit 569 Angriffen auf Kirchen steht Nigeria laut
Open Doors ebenfalls an erster Stelle.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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EUROPA/945: Ratlosigkeit nach Brexit-Votum


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 16. Januar 2019

Ratlosigkeit nach Brexit-Votum



Zum Brexit-Votum des britischen Unterhauses können Sie den
europapolitischen Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Florian
Hahn, mit folgenden Worten zitieren:

"Die Abstimmung im britischen Unterhaus ist bedrückend und lässt uns
ratlos zurück. Die massive Mehrheit gegen Premierministerin May ist
keine gestalterische, sondern eine destruktive. Offensichtlich ist
das Vereinigte Königreich im Moment nicht in der Lage zu beschreiben,
was es statt des erfolgreich verhandelten Austrittsabkommens oder
eines harten Brexits will. Eine Verschiebung des Austrittsdatums ist
schon mit Blick auf die Europawahl im Mai nur begrenzt möglich. Die
Zeit läuft ab und es droht ein Fiasko, dass sich kein Bürger in
Europa oder in Großbritannien wünschen kann."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30
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Internet: www.cducsu.de
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EUROPA/944: Brexit-Votum noch kein endgültiges Nein


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 16. Januar 2019

Brexit-Votum noch kein endgültiges Nein

Großbritannien braucht Stabilität



Das britische Unterhaus hat am Dienstagabend das mit der Europäischen
Union ausgehandelte Austrittsabkommen abgelehnt. Dazu erklärt die
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Katja
Leikert:

"Das Ergebnis der Abstimmung kam nicht unerwartet, wenn man die
hitzigen Debatten in Großbritannien in den vergangenen Wochen
verfolgt hat. Dennoch schafft das Votum weitere Unsicherheit in einer
Zeit, in der Großbritannien Stabilität braucht. Ein ungeordneter
Brexit wäre schlecht für die Menschen und Unternehmen in ganz Europa,
vor allem aber im Vereinigten Königreich selbst.

Das Votum muss noch nicht das letzte Wort sein. Die britische
Regierung muss dem Parlament in der nächsten Woche einen Vorschlag
machen, wie der Austrittsvertrag doch noch in Kraft treten könnte.
Bis zum 29. März - dem offiziellen Austrittsdatum - bleibt noch Zeit,
das Ruder herumzureißen. Die Unionsfraktion hofft in dieser sehr
schwierigen Lage auf die Vernunft und das Verantwortungsbewusstsein
bei den Kollegen im Londoner Unterhaus. Denn es geht in diesen Tagen
nicht nur um die Gestaltung guter gemeinsamer Beziehungen zwischen
den Briten und der europäischen Völkerfamilie. Es geht vor allem um
die Zukunft der jungen Menschen in Großbritannien."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INNEN/3437: Gesetze im Sinne des Nachhaltigkeitsgedankens prüfen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 16. Januar 2019

Gesetze im Sinne des Nachhaltigkeitsgedankens prüfen

Internationale Expertengruppe lobt Deutschland als weltweit
vorbildlich



Eine internationale Expertengruppe hat die deutsche
Nachhaltigkeitsstrategie im Auftrag der Bundesregierung untersucht
und als vorbildlich gelobt. Vor der Bundestagsdebatte zur sogenannten
Peer Review am morgigen Donnerstag erklärt der Obmann der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion im Parlamentarischen Beirat für
nachhaltige Entwicklung, Kai Whittaker:

"Deutschland ist im Hinblick auf eine nachhaltige Entwicklung gut
aufgestellt. Zu diesem Ergebnis kommen internationale Experten - die
sogenannten Peers - in ihrem Prüfbericht für 2018. Darin heben sie
besonders die deutschen Nachhaltigkeitsinstitutionen als vorbildlich
hervor und empfehlen ihren weiteren Ausbau.

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion schließt sich dieser Empfehlung an.
Denn wir haben uns immer dafür eingesetzt, dass Nachhaltigkeit als
Querschnittsthema angesehen wird. Um dem Nachhaltigkeitsgedanken noch
mehr Durchschlagskraft zu verleihen, fordert die Unionsfraktion im
Parlamentarischen Beirat, dass alle Gesetzentwürfe nicht nur auf ihre
Kosten, sondern auch auf ihren Nutzen im Sinne einer nachhaltige
Entwicklung bewertet werden. Denn wir müssen nicht nur wissen,
wieviel Bürokratie wir mit neuen Gesetzen schaffen, sondern auch, was
sie uns und den kommenden Generationen bringen. Eine solche
transparente Gesetzesfolgenabschätzung würde die Arbeit der
Nachhaltigkeitsinstitutionen deutlich effektiver machen.

Zusätzlich wollen wir im Grundgesetz die Generationengerechtigkeit
verankern: Sie muss Staatsziel werden, damit jedes Gesetz auch die
Kinder und Enkelkinder im Blick hat. Diese haben nämlich keine
Lobby."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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VERKEHR/739: Bund handelt wirtschaftlich


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 15. Januar 2019

Bund handelt wirtschaftlich



Zu der heute veröffentlichten Entscheidung des Bundesministeriums für
Verkehr und digitale Infrastruktur zu Toll Collect können Sie den
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich
Lange, wie folgt zitieren:

"Der Staat ist nicht generell der bessere Unternehmer zur Erfüllung
staatlicher Aufgaben. Bundesminister Andreas Scheuer hat für Toll
Collect mit einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nachgewiesen, dass
es für den Steuerzahler günstiger ist die Lkw-Mauterhebung in
Bundeshand zu behalten.

Damit werden viele Synergieeffekte und Optionen für die Mauterhebung
auf den Bundesfernstraßen geschaffen, die künftig auch die
Infrastrukturabgabe umfasst."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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AGRAR/099: Zur Internationalen Grünen Woche


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 16. Januar 2019

Zur Internationalen Grünen Woche



"Agrarwende jetzt - Druck machen auf der Straße und bei EU-Wahlen!",
fordert Dr. Johanna Scheringer-Wright, Mitglied des Parteivorstandes
der Partei DIE LINKE und Mitglied des Thüringer Landtages anlässlich
des Beginns der Internationalen Grünen Woche in Berlin im
Superwahljahr 2019.

"Dieses Jahr wird entschieden, was für eine Agrarpolitik in der
Europäischen Union in den nächsten fünf Jahren umgesetzt wird. Die
Verhandlungen der Agrarminister, der EU-Kommission und der
Interessenverbände laufen auf Hochtouren. Zusätzlich finden im Mai die
Wahlen für das Europäische Parlament statt. Deshalb ist es jetzt
notwendig Druck zu machen für eine soziale, ökologische und
tiergerechte Agrarwende" fordert Johanna Scheringer-Wright.

Scheringer-Wright weiter: "Die Gemeinsame Agrarpolitik der EU steuert
in die falsche Richtung. Anstelle auf gesunde Nahrungsnahrungsmittel
für alle, Vielfalt, Umweltverträglichkeit und Sicherung der
Arbeitsplätze im ländlichen Raum zu setzen, wird eine
Subventionspolitik forciert, die zu einer zunehmenden Konzentration in
der Landwirtschaft führt, mit immer höheren Erträgen, industrieller
Tierhaltung, Schäden der Umwelt, Ausbeutung und dem Verlust von
Arbeitsplätzen. Diese Orientierung in der Landwirtschaft führt immer
wieder zu Überproduktion. Um der Überproduktion her zu werden, werden
die Produkte dann durch wiederum subventionierte Exporte in Schwellen-
und sogenannte Entwicklungsländer abgesetzt. Hand in Hand mit diesen
Exporten geht jedoch der Import von Futtermitteln in die
industrialisierten Länder. Dieser ausbeuterische Zweiklang verdrängt
Bauern und raubt ihnen die Existenzgrundlage. Damit ist Überproduktion
auf der einen Seite bei gleichzeitigem Hunger, Unterernährung und
Armut auf der anderen Seite programmiert. Gewinner dieser Entwicklung
sind die Konzerne der Branche. Verlierer sind Milliarden von Menschen
weltweit, das Klima und die Umwelt.

Gerade das letzte Jahr hat gezeigt - der Klimawandel ist in vollem
Gange. Auch die Landwirtschaft trägt in Deutschland mit 5% zur
Erderhitzung bei. Dabei könnte gerade die Landwirtschaft Klimaschützer
sein. Bei all diesen Problemen laviert Bundeslandwirtschaftsministerin
Klöckner. Trotz der Ankündigungen, z.B. eine Ackerbaustrategie
erarbeiten zu lassen oder ein staatliches Tierwohllabel einzuführen,
kommt bisher nichts. Die Industrie gibt sich dann selbst Label, die
aber eher Marketingstrategien sind, als dass sie grundlegend bessere
Bedingungen in der Tierhaltung schaffen würden. Auf EU-Ebene sieht es
nicht besser aus. Die Agrarwende ist aber überlebenswichtig. Da geht
es zum ersten um eine Ökologisierung und Regionalisierung der
landwirtschaftlichen Produktion und um eine Erhöhung der biologischen
Vielfalt. Die Tiere, die uns Milch und Fleisch liefern, müssen
tiergerecht gehalten werden und mit regional angebauten Futtermitteln
gefüttert werden. Der Einsatz von Eiweiß- und
Getreidekraftfuttermittel kann gerade bei Wiederkäuern reduziert
werden. Denn diese können Gras und Grünpflanzen optimal verwerten.
Deshalb könnten Wiesen und Weiden, die CO2 Senken sind, genutzt und
damit geschützt werden. Zudem werden die klimaschädlichen Transporte
vermieden und auch der Raubbau in Drittländern eingeschränkt, weil
dort weniger Fläche für die Erzeugung von Eiweißfuttermittel für die
Industrienationen verbraucht wird. Zudem müssen in den
industrialisierten Ländern die Düngung und der chemische
Pflanzenschutz reduziert werden. Wir brauchen nachhaltige Erträge, die
die Ernährung sichern aber gleichzeitig das Klima und die Umwelt
schützen. Dies ist letztlich nur möglich, wenn es eine Abkehr von der
Exportorientierung der Land- und Ernährungswirtschaft gibt und einen
Bruch mit dem kapitalistischen Wachstumszwang."

DIE LINKE unterstützt die Demonstration "Wir haben es satt - Essen ist
politisch", die am 21.01.2019 um 12.00 Uhr am Brandenburger Tor in
Berlin startet. Der Ausschuss für Infrastruktur und Landwirtschaft des
Thüringer Landtages wird auf der Grünen Woche eine auswärtige Sitzung
durchführen und eine öffentliche Anhörung mit Vertreter des
Bundeslandwirtschaftsministeriums und der EU-Kommission.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 16. Januar 2019

Bundesgeschäftsstelle
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EUROPA/1677: Brexit - Mr Corbyn, übernehmen Sie


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Januar 2019

Brexit: Mr Corbyn, übernehmen Sie



"Theresa Mays krachende Abstimmungsniederlage macht einen ungeordneten
Austritt Großbritanniens wahrscheinlicher. Nun muss alles dafür getan
werden, dieses schlechteste aller Szenarien zu verhindern. Deshalb
sollte die Bundesregierung sich im Europäischen Rat dafür starkmachen,
die Artikel-50-Periode über den 30. März hinaus zu verlängern",
erklärt Andrej Hunko, europapolitischer Sprecher der Fraktion DIE
LINKE, zur Abstimmung des britischen Unterhauses über das
Austrittsabkommen mit der EU. Hunko weiter:

"Die bereits ausgehandelten Rechte der britischen Bürger in der EU und
der EU-Bürger in Großbritannien müssen in einem separaten Abkommen
sichergestellt und von der weiteren Entwicklung unabhängig gemacht
werden. Sie dürfen nicht weiter Verhandlungsmasse sein.

Eine Fristverlängerung würde Raum für politische Lösungen schaffen.
Dies beinhaltet die Möglichkeit von Neuwahlen und Referenden. In jedem
Fall wird nur ein Premierminister Jeremy Corbyn Dumping bei
Finanzmarktregulierung, Steuern, Löhnen und sozialen Rechten der
Beschäftigten verhindern. Sollte es zu Neuwahlen kommen, muss es
heißen: Mr. Corbyn, übernehmen Sie!"

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 16. Januar 2019
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EUROPA/1676: Bernd Riexinger zur Brexit-Abstimmung


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 15. Januar 2019

Bernd Riexinger zur Brexit-Abstimmung



Zum Ergebnis der Abstimmung über Theresa Mays EU-Deal im britischen
Parlament erklärt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Die Konservativen haben das Brexit-Chaos zu verantworten. Teile der
Partei haben mit den Rechtspopulisten geflirtet und sich an der
massiven Lügenkampagne beim Referendum beteiligt. Zudem haben die
Konservativen durch ihre unsoziale Politik die EU-Verdrossenheit
befördert. Mays Regierung hat keinen Plan und kann keinen Ausweg aus
der schwierigen Lage aufzeigen. Ihr Scheitern ist selbst verschuldet,
es ist Zeit für Neuwahlen.

Es braucht eine andere Politik, in Großbritannien, der EU und auch
hierzulande, um Lohndumping, Steuerbetrug und Finanzspekulation zu
stoppen und einen sozialen Aufbruch, mutigen Klimaschutz und den Kampf
um die Demokratie gemeinsam zu führen.

 * 
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GESUNDHEIT/1072: Pflegepolitik mangelhaft - "Care-Klima-Index" schlechtes Zeugnis für Spahn


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 16. Januar 2019

Pflegepolitik mangelhaft: "Care-Klima-Index" schlechtes Zeugnis für Spahn 



Zu der sich verschlechternden Stimmung bei den Pflegebeschäftigten und
der Meldung über den steigenden Finanzbedarf in der Pflege sagt Bernd
Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Der Pflegenotstand hält an. Das zeigt der aktuelle "Care-Klima-Index"
deutlich. Wenn rund ein Drittel der Beschäftigten und Betroffenen die
Qualität der Pflege als mangelhaft, die Patientensicherheit als
niedrig und rund zwei Drittel die Arbeitsbedingungen der Pflegekräfte
als schlecht beurteilen, dann ist das ein katastrophales Zeugnis für
Gesundheitsminister Jens Spahn.

Leider geht es hier nicht um Schulnoten; unter den mangelhaften
Leistungen leiden sehr konkret andere Menschen. Der Pflegenotstand
muss endlich beendet werden. Wenn der Gesundheitsminister da nicht
liefert, muss ernsthaft über das Thema "Versetzung" geredet werden.

Das Thema drängt, denn ein "weiter so" bedeutet de facto eine
Verschlechterung. Gerade heute hat Prognos Zahlen zum steigenden
Pflegebedarf veröffentlicht. Schon jetzt fehlen 100.000 Pflegekräfte
in den Krankenhäusern und 40.000 in der Altenpflege. Diese viel zu
knappe Belegschaft muss Jahr für Jahr mehr Menschen versorgen. Also
steigt auch jedes Jahr der Personalbedarf.

Wenn wir dieses Problem auf Dauer lösen wollen, ohne die finanzielle
Belastung einseitig durch eine Erhöhung des Pflegebeitrages auf den
Rücken der heutigen Beitragszahler zu laden, brauchen wir eine
solidarische Gesundheits- und Pflegeversicherung. Dabei würden nach
den Vorstellungen der Linken alle in eine gemeinsame Kasse einzahlen,
alle Einkommensarten würden berücksichtigt und die paritätische
Finanzierung zwischen Versicherten und Arbeitgebern würde wieder
hergestellt.

Die sich daraus ergebenden Mehreinnahmen würden eine bessere Pflege
und eine bessere Gesundheitsversorgung ermöglichen, ohne dass der
Beitragssatz steigen müsste. Dann wäre auch eine Pflegevollversammlung
möglich, bei der alle Leistungen von der Pflegeversicherung übernommen
werden. Verschuldung durch Pflege würde dann der Vergangenheit
angehören.

 * 
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GESUNDHEIT/1071: Spahns Terminservice- und Versorgungsgesetz arbeitet an Symptomen, nicht an der Ursache


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Januar 2019

Spahns Terminservice- und Versorgungsgesetz arbeitet an Symptomen, nicht an der Ursache



"Das Terminservice- und Versorgungsgesetz (TSVG) ist ein Stückwerk,
das die Probleme in der Gesundheitsversorgung nicht lösen wird. Die
Weiterentwicklung der Terminservicestellen und zusätzliches Geld für
ärztliche Leistungen werden weder an dem Problem des Ärztemangels in
ländlichen und strukturschwachen Regionen noch an langen Wartezeiten
für die Versicherten grundlegend etwas ändern", erklärt Achim Kessler,
Sprecher für Gesundheitsökonomie und Obmann der Fraktion DIE LINKE im
Gesundheitsausschuss. Kessler weiter:

"Für die Behandlung privat Versicherter erhalten Ärztinnen und Ärzte
mehr Geld als für die Behandlung gesetzlich Versicherter. Das führt
nicht nur dazu, dass gesetzlich Versicherte oft länger auf ihre
Termine warten müssen. Es ist auch ein Anreiz für Ärztinnen und Ärzte,
sich in Regionen niederzulassen, wo viele privat Versicherte und
Besserverdienende leben.

Solange es das Nebeneinander von gesetzlicher und privater
Krankenversicherung gibt, werden solche Ungleichgewichte fortbestehen,
auch unter leicht veränderten Rahmenbedingungen. DIE LINKE fordert
eine solidarische Gesundheits- und Pflegeversicherung, in die alle
Bürgerinnen und Bürger nach ihrer individuellen Leistungsfähigkeit
einzahlen. Denn es geht um gleiche Zugangschancen und eine qualitativ
hochwertige Gesundheitsversorgung für alle."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 16. Januar 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Januar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





INNEN/5015: Neuanfang beim Moscheeverbad DITIB bleibt aus


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Januar 2019

Neuanfang bei DITIB bleibt aus



"Der Moscheeverband DITIB ist mit seinem neuen Vorstand mehr denn je
ein verlängerter Arm Erdogans in Deutschland. Es ist eine bewusste
Provokation und Machtdemonstration, dass mit dem Religionsattaché
Ahmet Dilek als Vizevorsitzendem ausgerechnet der Chef der
Spitzelimame wiedergewählt wurde, gegen die seitens der
Generalbundesanwaltschaft 2017 Ermittlungen eingeleitet worden waren",
erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE
LINKE. Dagdelen weiter:

"Von dem groß angekündigten Neuanfang bei DITIB kann keine Rede sein,
wenn drei der sieben Vorstandsmitglieder - DITIB-Chef und
Botschaftsrat Kazim Türkmen, dessen Stellvertreter Ahmet Dilek und
Generalsekretär Abdurrahman Atasoy - Beamte der türkischen
Religionsbehörde Diyanet in Ankara sind. Die türkische Führung
versucht vielmehr ganz offen und unverhohlen, die islamischen
Gemeinden in Deutschland noch stärker unter ihre Kontrolle zu bringen
und den Einflussbereich auch auf andere europäische Staaten
auszuweiten.

DITIB ist keine Religionsgemeinschaft, sondern ein politischer
Außenposten der türkischen Regierung in Deutschland. Bund und Länder
müssen die Kooperation mit Erdogans Lobbygruppe und deren Förderung
auf allen Ebenen beenden."

 * 
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UMWELT/658: Förderzusage nutzen, Kohleausstieg umsetzen


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 16. Januar 2019

Förderzusage nutzen, Kohleausstieg umsetzen!



Zu den heute bekannt gegebenen Finanzzusagen für den Strukturwandel in
den Kohle fördernden Ländern sagt Bernd Riexinger, Vorsitzender der
Partei DIE LINKE:

Es ist gut, dass die Bundesregierung sich nun bereit erklärt hat, Geld
für den Strukturwandel in den Kohleregionen zur Verfügung zu stellen.
Damit können nun Investitionsprogramme für den Strukturwandel, wie DIE
LINKE sie seit langem fordert, finanziert werden.

Entscheidend ist, dass der Kohleausstieg jetzt sofort angegangen wird.
Wir brauchen einen verbindlichen Fahrplan für die Stilllegung von
Kraftwerken und vor allem den Förderstopp in der Braunkohle. Es wäre
fatal, wenn die Fördermillionen am Ende nur dazu dienen würden, den
Kohlekonzernen die Nasen zu vergolden, während sie den tatsächlichen
Ausstieg weiter verschleppen.

Um zu verhindern, dass der Kohleausstieg auf dem Rücken der
Beschäftigten abgewickelt wird, fordern wir die Bundesregierung auf,
jetzt mit den Betreibern der Braunkohletagebaue und -kraftwerke einen
Vertrag mit dem Ziel abschließen, betriebsbedingte Kündigungen infolge
des Kohleausstiegs zu verhindern.

 * 
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WIRTSCHAFT/2119: Weltwirtschaftsforum warnt eindringlich vor Folgen verfehlter Klimapolitik


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Januar 2019

Weltwirtschaftsforum warnt eindringlich vor Folgen verfehlter Klimapolitik



"Die eindringlichen Warnungen des Global Risks Reports 2019 müssen
sich alle Regierungen zu Herzen nehmen. Das betrifft insbesondere
Gefahren wie Naturkatastrophen, die weiter zunehmen, wenn nicht
endlich wirksame Klimaschutzmaßnahmen ergriffen werden. Auch eine
wachsende Polarisierung der Gesellschaft und steigende Einkommens- und
Vermögensungleichheit stuft der Report als großes Risiko ein. In all
diesen Punkten ist auch das Engagement der Bundesregierung gefragt",
kommentiert Klaus Ernst, Vorsitzender des Ausschusses für Wirtschaft
und Energie im Bundestag und wirtschaftspolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE, den heute veröffentlichten Global Risks Reports
2019 des Weltwirtschaftsforums. Ernst weiter:

"Neben einer zügigen Umsetzung der Energiewende in Deutschland und
einem faireren Steuersystem wäre ein bedeutender Schritt, endlich den
aktuell im Rahmen der UN verhandelten sogenannten Binding Treaty zu
unterstützen. Dieser Vertrag soll Konzerne verpflichten, auch bei
Auslandsgeschäften die Menschenrechte sowie Umwelt- und
Sozialstandards zu achten. Bei Verstößen können die Unternehmen zur
Rechenschaft gezogen werden. Eigentlich eine Selbstverständlichkeit."

 * 
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WIRTSCHAFT/2118: Zynisches Doppelspiel zu Jemen beenden, Rüstungsexporte stoppen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Januar 2019

Zynisches Doppelspiel zu Jemen beenden, Rüstungsexporte stoppen



"Die Bundesregierung treibt ein zynisches Doppelspiel, wenn sie sich
auf der einen Seite für einen Friedensprozess im Jemen einsetzt, aber
deutschen Waffenlieferungen an die Kriegsverbrecher in Saudi-Arabien
keinen Einhalt gebietet. Auch im Jahr 2018 wurden Rüstungsexporte für
mehr als 400 Millionen Euro nach Saudi-Arabien genehmigt und weiterhin
liefern deutsche Rüstungskonzerne über Tochterunternehmen im Ausland
trotz eines vorläufigen Exportstopps von Kriegsgütern an die
Golf-Diktatur. Dies muss endlich beendet werden", sagt Heike Hänsel,
stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, zur heute
stattfindenden Jemen-Konferenz im Auswärtigen Amt. Die
Außenpolitikerin weiter:

"Spätestens nach den jüngsten Enthüllungen der SOS-Kinderdörfer über
den systematischen Einsatz von Kindersoldaten durch die saudisch
geführte Interventionsallianz im Jemen muss die Bundesregierung
Maßnahmen ergreifen. Die Bundesregierung muss sich für ein
Waffenembargo auf EU-Ebene gegen alle am Jemen-Krieg beteiligten
Länder einsetzen. Die notleidenden Menschen in Jemen - darunter vor
allem Kinder, die mehrfach Opfer dieses Krieges werden - brauchen
jetzt massive humanitäre Hilfe.

Die Fraktion DIE LINKE fordert die Bundesregierung angesichts der
Umgehung von Rüstungsexportstopps durch Tochterunternehmen zum Handeln
auf, um diese Lücke in den Rüstungsexportbestimmungen zu schließen.
Das betrifft auch die fehlende Genehmigungspflicht bei der Entsendung
von Rüstungsfachleuten und technischem Know-how an Unternehmen im
Ausland."

 * 
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BUNDESTAG/7921: Heute im Bundestag Nr. 055 - 16.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 55

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 16. Januar 2019, Redaktionsschluss: 15.03 Uhr

1. Giffey kündigt Gesetzesinitiativen an

2. FDP-Antrag zu Waffenrichtlinie abgelehnt

3. Anerkennung ausländischer Abschlüsse

4. AfD thematisiert Fachkräfteeinwanderung

5. Position zu EDIS unverändert

6. Vermietungspolitik des Bundes



1. Giffey kündigt Gesetzesinitiativen an

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Ausschuss

Berlin: (hib/AW) Bis Ende des Jahres will Bundesfamilienministerin
Franziska Giffey (SPD) einen Vorschlag vorlegen, um Kinderrechte im
Grundgesetz zu verankern. Dis kündigte die Ministerin am Mittwoch vor dem
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend an. Giffey informierte
den Ausschuss über die Planungen ihres Ministeriums für 2019. Derzeit werde
in einer Bund-Länder-arbeitsgruppe über die Formulierung für eine
entsprechende Änderung des Grundgesetzes beraten.

Giffey verwies in der Sitzung auf das Ende vergangenen Jahres im Bundestag
verabschiedete "Gute Kita Gesetz". Die Ministerin hofft, mit allen 16
Bundesländern Verträge über die jeweiligen Maßnahmen in den Ländern
Vereinbarungen zu treffen, mit denen die Qualität der Kita-Betreuung
verbessert und die vom Bund mitfinanziert werden sollen. Dazu gehöre auch
die Abschaffung beziehungsweise soziale Staffelung von Kita-Gebühren. Das
Anfang des Jahres im Bundeskabinett verabschiedete "Starke Familien Gesetz"
soll nach Auskunft der Ministerin in der ersten Jahreshälfte die
parlamentarische Beratung durchlaufen und zum 1. Juli in Kraft treten.
Ebenfalls die parlamentarische Beratung durchlaufen und zum 1. Juli in
Kraft treten soll der Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Ermöglichung
eines Freiwilligendienstes in Teilzeit für Jugendliche unter 27 Jahren.
Dies soll sowohl für den Bundesfreiwilligendienst (BFD) als auch das
Freiwillige Soziale und Ökologische Jahr (FSJ und FÖJ) gelten.

Ebenfalls in diesem Jahr will die Ministerin die Eckpunkte für einen
gesetzlichen Anspruch auf Ganztagsbetreuung von Kindern im Grundschulalter
und für eine Reform der Kinder- und Jugendhilfe im Achten Buch
Sozialgesetzbuch (SGB VIII) vorlegen. Auch das Gesetzgebungsverfahren für
den Jugendmedienschutz soll eingeleitet werden. Giffey kündigte zudem an,
im Juli dieses Jahres die Evaluierung zum Engelttransparenzgesetz
vorzustellen. Bis 2020 soll nach Angaben der Ministerin die
Gleichstellungsstrategie der Bundesregierung fertiggestellt und eine
Bundesstiftung Gleichstellung ins Leben gerufen werden.

 * 

2. FDP-Antrag zu Waffenrichtlinie abgelehnt

Inneres und Heimat/Ausschuss

Berlin: (hib/STO) Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU/CSU, SPD, Die
Linke und Bündnis 90/Die Grünen hat der Innenausschuss einen Antrag der
FDP-Fraktion zur Umsetzung der EU-Feuerwaffenrichtlinie (19/4531)
abgelehnt. In der Vorlage, für die neben der FDP- auch die AfD-Fraktion
votierte, wird die Bundesregierung aufgefordert, zeitnah einen Entwurf
eines Umsetzungsgesetzes zu der Richtlinie vorzulegen. Dabei solle die
Regierung "die Umsetzungsspielräume zugunsten von Sportschützen" nutzen und
keine zusätzlichen Belastungen für andere Besitzer legaler Waffen wie Jäger
und Waffensammler schaffen

Dem Antrag zufolge ist mit der EU-Feuerwaffenrichtlinie vom Mai 2017 eine
Bekämpfung der missbräuchlichen Verwendung von Feuerwaffen für kriminelle
und terroristische Zwecke angestrebt. Ihre Umsetzung dürfe indes nicht
zulasten von Sportschützen und anderen legalen Waffenbesitzern erfolgen.
Die Gefahr für die öffentliche Sicherheit gehe vom illegalen Waffenbesitz
aus, der konsequent zu verfolgen sei.

Die CDU/CSU-Fraktion verwies im Ausschuss darauf, dass mittlerweile ein
Referentenentwurf für das Umsetzungsgesetz vorliege.

Die SPD-Fraktion hob hervor, dass man die Richtlinie umzusetzen habe, wozu
nun ein Referentenentwurf vorgelegt worden sei.

Die AfD-Fraktion begrüßte, dass mit dem Antrag Einschränkungen für legale
Waffenbesitzer begrenzt werden sollten.

Die FDP-Fraktion argumentierte, dass sich ihr Antrag mit der Vorlage eines
Referentenentwurfs keineswegs erledigt habe.

Die Fraktion Die Linke wandte sich gegen eine weitere Legalisierung von
halbautomatischen Waffen für den Schießsport.

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen warnte davor, die Richtlinie, die der
"kleinste gemeinsame Nenner" gewesen sei, weiter aufzuweichen.

 * 

3. Anerkennung ausländischer Abschlüsse

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung erfahren,
wie lang nach deren Kenntnis aktuell die durchschnittliche
Anerkennungsdauer eines ausländischen Bildungsabschlusses ist. In einer
Kleinen Anfrage mit dem Titel "Fachkräfteeinwanderungsgesetz II -
Qualifikation, Anerkennung und staatliche Leistungen" (19/6820) erkundigt
sie sich zudem danach, welche Anerkennungsdauer eines ausländischen
Bildungsabschlusses die Bundesregierung als angemessen erachtet. Auch fragt
sie unter anderem danach, wie lang aktuell die durchschnittliche
Anerkennungsdauer eines ausländischen Berufsabschlusses beziehungsweise
einer beruflichen Qualifikation ist und welche Anerkennungsdauer die
Bundesregierung hier als angemessen erachtet.

 * 

4. AfD thematisiert Fachkräfteeinwanderung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Fachkräfteeinwanderungsgesetz I - Potenziale und
Integration" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion
(19/6819). Darin erkundigt sich die Fraktion danach, wie hoch nach Ansicht
der Bundesregierung der benötigte Fachkräftebedarf ist, "der
voraussichtlich nicht durch inländische oder innereuropäische Fachkräfte
bis 2020, 2025, 2030, 2040 und 2050 gedeckt werden kann". Auch will sie
wissen, wie viele Fachkräfte nach Ansicht der Bundesregierung aufgrund des
geplanten Fachkräfte-einwanderungsgesetzes pro Jahr einen erleichterten
oder erstmaligen Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt erhalten werden. Ferner
fragen die Abgeordneten unter anderem, mit welchen Maßnahmen die
Bundesregierung sicherstellen möchte, "dass die Balance zwischen der
herausgeforderten Integrationsfähigkeit der Gesellschaft sowie dem
wirtschaftlichen Interesse an Einwanderung von Fachkräften ausgewogen
bleibt".

 * 

5. Position zu EDIS unverändert

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Position der Bundesregierung zu einer gemeinsamen
europäischen Einlagenversicherung (EDIS) bleibt unverändert. Politische
Verhandlungen über EDIS könnten erst nach einer substantiellen,
weitergehenden Reduktion der bestehenden Risiken und Fehlanreize beginnen,
unter Beibehaltung aller Elemente des Fahrplans des Rates zur Vollendung
der Bankenunion von Juni 2016 (ECOFIN-Roadmap) in der richtigen
Reihenfolge, heißt es in der Antwort der Bundesregierung (19/6775) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/6352). Die Vorlage eines sogenannten
Non-Papers durch die österreichische Ratspräsidentschaft für die Sitzung
der Eurogruppe am 5. November 2018 ist nach Ansicht der Bundesregierung
nicht als Einstieg in politische Verhandlungen zu EDIS zu werten.

 * 

6. Vermietungspolitik des Bundes

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Welche Verantwortung der Bundesanstalt für
Immobilienaufgaben (BImA) als öffentlicher Vermieter für die Versorgung der
Bevölkerung mit bezahlbarem Wohnraum zukommt, will die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/6748) von der Bundesregierung
erfahren. Außerdem wird gefragt, welchen Beitrag die BImA zur Versorgung
der Bevölkerung mit bezahlbarem Wohnraum leistet. "Lebenswerte Städte und
Gemeinden zu sichern und Mieterinnen und Mieter vor Verdrängung durch
steigende Mieten zu bewahren, sind erklärte Anliegen des Bundes", schreiben
die Abgeordneten in der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage und verlangen,
dieses Anliegen müsse sich auch hin der Liegenschaftspolitik des Bundes
widerspiegeln.

 * 
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BUNDESTAG/7920: Heute im Bundestag Nr. 054 - 16.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 54

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 16. Januar 2019, Redaktionsschluss: 14.01 Uhr

1. Keine Sanktionslinderung für Nordkorea

2. Mehr Meinungsfreiheit in Angola

3. Hohe Arbeitsgruppe für Sicherheitspolitik

4. Rolle von Frauen in Friedensprozessen

5. Vorgaben für völkerrechtliche Verträge

6. Stationierung ausländischer Soldaten



1. Keine Sanktionslinderung für Nordkorea

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung hält an den vom Sicherheitsrat der
Vereinten Nationen und der EU verhängten Sanktionen gegen Nordkorea fest.
Diese seien darauf gerichtet, "den Druck auf die Demokratische
Volksrepublik Korea so zu erhöhen, dass es seine Verletzungen von
Beschlüssen des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen abstellt, seinen
Konfrontationskurs gegen die internationale Gemeinschaft beendet und sich
ernsthaften Verhandlungen insbesondere über seine völkerrechtswidrigen
Raketen- und Nuklearprogramme öffnet", heißt es in der Antwort (19/6679)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/6026).
Sanktionslinderung und Maßnahmen zur Wiedereingliederung Nordkoreas in die
internationale Gemeinschaft seien Maßnahmen, die folgen können, wenn
Nordkorea den Sanktionsgrund abgestellt habe, das heißt konkrete Schritte
in Richtung einer vollkommenen, überprüfbaren und irreversiblen
Denuklearisierung unternehme. "Derzeit sind wirtschaftliche und politische
Anreize aus Sicht der Bundesregierung nicht angezeigt." Die wirtschaftliche
und soziale Lage in Nordkorea sei in erster Linie Ergebnis der Entscheidung
des Regimes, den Großteil der Haushaltsmittel für das Raketen- und
Nuklearprogramm des Landes einzusetzen. Die gezielten Sanktionen, wie etwa
ein Luxusgüterembargo, hätten nach Erkenntnissen der Bundesregierung vor
allem Auswirkungen auf die städtische Regime-Elite. "Die Landbevölkerung
lebt seit Jahrzehnten systematisch von Waren- und Devisenströmen
abgeschnitten in Subsistenzwirtschaft und Armut. Gegen sie richten sich die
Sanktionen explizit nicht."

 * 

2. Mehr Meinungsfreiheit in Angola

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Meinungs-, Presse- und Versammlungsfreiheit in Angola
hat sich aus Sicht der Bundesregierung mit Antritt der neuen Regierung nach
den Wahlen 2017 verbessert. "Die Spitzen der staatlichen Medien wurden
ausgewechselt, Verträge mit Medien-Produktionsfirmen, die in der Hand von
Familienangehörigen des ehemaligen Präsidenten dos Santos waren und einzig
als Sprachrohr der Regierung fungierten, wurden gekündigt, und die
staatlichen Medien insgesamt agieren erkennbar freier und unabhängiger",
heißt es in der Antwort (19/6244) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/5281). Auch während des Wahlkampfes habe ein
friedlicheres Klima als vor den vorherigen Wahlen geherrscht. "Wahlwerbung
der Opposition wurde nicht zerstört, alle Parteien erhielten Sendezeit im
öffentlichen Fernsehen, und die Medien berichteten über die Kampagne der
Opposition. Auch nach den Wahlen wurden Demonstrationen häufiger als in der
Vergangenheit zugelassen." Allerdings stelle exzessive Polizeigewalt
weiterhin eine erhebliche Bedrohung der Menschenrechte in dem
südafrikanischen Land dar.

 * 

3. Hohe Arbeitsgruppe für Sicherheitspolitik

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach dem erstmals seit sechs Jahren wieder zustande
gekommenen Treffen der deutsch-russischen Hohen Arbeitsgruppe für
Sicherheitspolitik im November 2018 erkundigt sich die Fraktion Die Linke
in einer Kleinen Anfrage (19/6696). Die Abgeordneten erkundigen sich unter
anderem, auf wessen Initiative das Treffen einberufen wurde, welche
Vertreter der Bundesregierung und der russischen Regierung teilnahmen und
welche Resultate bei den Themen Sicherheitspolitik, Rüstungskontrolle,
Nato-Russland-Beziehungen, INF-Vertrag sowie Syrien- und Ukraine-Konflikt
erzielt werden konnten.

 * 

4. Rolle von Frauen in Friedensprozessen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) "Feministische Außenpolitik als Perspektive für
Deutschland" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/6746). Die Bundesregierung soll unter anderem mitteilen, wie sie die
zweijährige Mitgliedschaft im UN-Sicherheitsrat nutzen will, um die die
Ziele der Agenda 1325 zu erreichen, auf die Ratifizierung von Konventionen
zur Stärkung von Frauen hinzuwirken und die Rolle von Frauen in
Friedensprozessen voranzutreiben. Gefragt wird auch nach einer möglichen
Vorbildfunktion eines Handbuchs des schwedischen Außenministeriums zu einer
"schwedischen feministischen Außenpolitik".

 * 

5. Vorgaben für völkerrechtliche Verträge

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach Richtlinien für die Behandlung völkerrechtlicher
Verträge erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/6387). Die Bundesregierung soll unter anderem Auskunft zu der vom
Auswärtigen Amt herausgegebenen Richtlinie für die Behandlung
völkerrechtlicher Verträge (RvV) geben. Die Fragesteller sehen einen
Widerspruch zwischen der formalen Gestaltung des Globalen Pakts für
Migration und den formalen Vorgaben der Bundesregierung für Verträge, die
unterhalb der völkerrechtlich bindenden Vertragsschwelle liegen, wie sie in
der Richtlinie festgelegt seien.

 * 

6. Stationierung ausländischer Soldaten

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Zahl der in Deutschland stationierten Soldaten
ausländischer Armeen erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/6732). Die Bundesregierung soll unter anderem mitteilen, wie
sich diese Zahl seit 1990 entwickelt hat, wie sie sich nach den
entsendenden Staaten gliedert und welche Kosten der Bundesrepublik durch
die Stationierung der ausländischen Streitkräfte entstehen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7919: Heute im Bundestag Nr. 053 - 16.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 53

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 16. Januar 2019, Redaktionsschluss: 13.14 Uhr

1. Kein Votum für Euratom-Reform

2. Schulze: Regelbuch ist enormer Erfolg

3. Trotz Kritik - Regierung steht zu LuFV

4. Sehr enger Takt bei Grundsteuer-Reform

5. Sicherheit von Gesundheitsdaten



1. Kein Votum für Euratom-Reform

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Der Wirtschaftsausschuss hat sich gegen ein unmittelbares
Vorgehen der Bundesregierung bezüglich einer Euratom-Reform ausgesprochen.
Die Abgeordneten lehnten am Mittwoch einen Antrag der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/2512) mit den Stimmen der Regierungskoalition aus CDU,
CSU und SPD, der FDP sowie der AfD ab. Die Fraktion Die Linke enthielt
sich, die Grünen stimmten dafür. In dem Antrag fordert letztere Fraktion,
die Sonderstellung der Atomkraft in der Europäischen Union abzuschaffen.
Die Bundesregierung solle sich schnellstmöglich für eine
Regierungskonferenz auf europäischer Ebene einsetzen, um den Vertrag zur
Gründung einer Europäischen Atomgemeinschaft (Euratom) zu überarbeiten. Der
Ausbau der Atomkraft sei nicht nur gefährlich, sondern auch finanziell
riskant, heißt es zur Begründung. Zudem gebe es in der Europäischen Union
keine Mehrheit für die Nutzung der Atomkraft.

Es sei an der Zeit, Worten Taten folgen zu lassen, legte eine
Grünen-Abgeordnete in der Sitzung nach und verwies auf den
Koalitionsvertrag, in dem Reformen für Euratom erwähnt würden. Ein
Vertreter der Fraktion CDU/CSU erklärte, man warte auf einen Bericht der
EU-Kommission zu dem Thema. Grundsätzlich bedürfe eine Änderung des
Euratom-Vertrags einer Einstimmigkeit der Mitgliedstaaten, sagte er darüber
hinaus. Ein SPD-Abgeordneter maß dem Antrag zwar inhaltliche
Übereinstimmungen mit Positionen seiner Fraktion bei, sagte aber auch, es
sei generell wichtig, international Einfluss zu wahren und Kompetenzen
einbringen zu können, etwa beim Rückbau von Atomkraftwerken. Die
Regierungskoalition werde handeln, sie müsse nicht extra in einem Antrag
dazu aufgefordert werden.

Der AfD-Fraktion ist der Antrag beispielsweise beim Thema Forschung zu
rigide. Es gelte, die Möglichkeiten etwa der Kernfusion auszuloten, sagte
ein Abgeordneter. Man sollte auf jeden Fall weiter forschen. Die
FDP-Fraktion verwies auf die Herausforderungen Akzeptanz und
Versorgungssicherheit, die in dem Antrag nicht thematisiert würden. Es
brauche Zeit, um dafür Lösungen zu finden. Ein Vertreter der Linksfraktion
schließlich begründete die Enthaltung seiner Fraktion mit dem fehlenden
Passus eines möglichen Ausstiegs aus Euratom.

 * 

2. Schulze: Regelbuch ist enormer Erfolg

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Bundesumweltministerin Svenja Schulze (SPD) hat die
Verabschiedung des sogenannten Regelbuches auf der Klimakonferenz im
polnischen Kattowitz (Katowice) im vergangenen Dezember als einen "enormen
Erfolg" bezeichnet. "Katowice hat die Erwartungen erfüllt", sagte die
Ministerin im Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit am
Mittwoch während eines Gesprächs über die Ergebnisse der Klimakonferenz.
Die Verhandlungen hätten unter "schwierigen internationalen Bedingungen"
stattgefunden. Sie sei gerade mit Blick auf die Haltung der USA und
Brasilien skeptisch über den Ausgang gewesen, sagte die Ministerin. Mit dem
Regelbuch würden nun zum ersten Mal weltweite Standards für die Umsetzung
des Pariser Klimaschutzabkommens gesetzt. Die Effekte würden sich aber erst
später zeigen, da die neuen Regeln erst ab 2024 greifen sollen, sagte die
Ministerin.

Die Ministerin betonte zudem die Rolle Deutschland bei der Finanzierung
internationaler Maßnahmen zum Klimaschutz und zur Anpassung an den
Klimawandel. Es sei zudem sehr wichtig, Know-how-Transfer zu organisieren.
Dieses deutsche Ansinnen werde "international sehr hoch bewertet", sagte
die Sozialdemokratin.

Mit Blick auf die nationale Klimapolitik sagte Schulze, es müssten in
Deutschland nun die Weichen gestellt werden. Sie kündigte an, das
Maßnahmenprogramm für das Klimaziel 2030 im zweiten Quartal 2019 vorlegen
zu wollen. Das im Koalitionsvertrag vereinbarte Klimaschutzgesetz soll
zudem nach Auffassung der Ministerin möglichst noch in diesem Jahr
verabschiedet werden. Auf Fragen von Ausschussmitgliedern bezeichnete die
Ministerin den Verkehrssektor als das "größte Sorgenkind", was die
klimapolitischen Ziele angeht. Keine konkreten Aussagen machte die
Ministerin zu Fragen nach dem Kohleausstieg. Sie wolle der Arbeit der
Strukturwandelkommission nicht vorgreifen, so Schulze. Grundsätzlich warb
die Ministerin dafür, die von ihr so bezeichnete "große Transformation"
nicht nur als Herausforderung zu begreifen. Es sei vielmehr eine "enorme
Perspektive für unsere Gesellschaft, etwas zu verbessern".

Zuvor hatte der Ausschuss mehrheitlich klimapolitische Anträge der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/6103) sowie der FDP (19/6053) abgelehnt. Die
Grünen hatten in ihrem Antrag Eckpunkte eines Klimaschutzgesetzes umrissen.
Dafür stimmten neben der einbringenden Fraktion die Vertreter der Fraktion
Die Linke bei Ablehnung der Vertreter der übrigen Fraktionen.

Die FDP hatte in ihrem Antrag im Vorfeld der Klimakonferenz die Stärkung
marktbasierter Klimaschutzmechanismen im Rahmen des Pariser
Klimaschutzabkommens gefordert. Die Vertreter der übrigen Fraktionen
stimmten gegen den Antrag. Bei der Klimakonferenz hatten sich die
Verhandlungsparteien nicht über eine solche Regelung verständigen können.

 * 

3. Trotz Kritik - Regierung steht zu LuFV

Verkehr und digitale Infrastruktur/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Trotz der Kritik des Bundesrechnungshofes (BRH) hält die
Bundesregierung am Prinzip der Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung
(LuFV) zwischen der Deutschen Bahn AG (DB AG) und dem Bund über
Ersatzinvestitionen und Instandhaltungsmaßnahmen zur Erhaltung der
Schienenwege des Bundes fest. Das machte der Parlamentarische
Staatssekretär im Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur
(BMVI), Enak Ferlemann (CDU), am Mittwoch im Verkehrsausschuss deutlich.

Derzeit befinde sich das BMVI in den Verhandlungen über eine LuFV III, die
die von 2014 bis 1019 laufende "sehr erfolgreiche" LuFV II ablösen solle,
sagte Ferlemann. In der neuen LuFV wolle man dafür Sorge tragen, dass der
jährliche Infrastrukturzustandsbericht lesbarer werde. Zudem werde mehr
Gewicht auf Barrierefreiheit und "kundenfreundliches Bauen" gelegt.
Letzteres ziele darauf ab, das bei der Sanierung einer zweigleisigen
Bahnstrecke jeweils an einem Gleis gebaut wird und auf dem anderen weiter
gefahren werden kann. Eine Verlängerung der LuFV II angesichts der Bedenken
des Rechnungshofes komme nicht in Betracht, sagte der Staatssekretär. Der
BRH sei von Anfang an ein Gegner der LuFV gewesen und würde gern die
Kontrolle über die Mittelverwendung "bis zur letzten Weiche" haben. Das sei
aber nicht zielführend, sagte Ferlemann. Die Verantwortung müsse bei denen
bleiben, die das System auch betreiben.

Der Rechnungshof benennt in einer Unterrichtung an den Bundestag (19/6200)
mehrere "Schwachstellen der LuFV". Dazu gehörten die "unzureichenden
Informationen" über den Zustand der Eisenbahninfrastruktur. So bildeten die
bestehenden Qualitätskennzahlen den tatsächlichen Zustand nur unzureichend
ab. Ihre Ausgestaltung schaffe zudem einen Fehlanreiz, vorrangig günstig zu
behebende Mängel zu beseitigen, auch wenn andere Maßnahmen unter dem
Gesichtspunkt der Wirtschaftlichkeit und Nachhaltigkeit wichtiger wären.
Laut Bundesrechnungshof ist zudem "nicht sichergestellt und nicht
kontrollierbar", dass die auf Grundlage der LuFV gewährten Bundesmittel
wirtschaftlich eingesetzt werden. Auch seien die in den LuFV bislang
vorgesehenen Sanktionen "eher symbolischer Natur".

Der Bundesrechnungshof, so sagte ein Vertreter der Unionsfraktion im
Ausschuss, wolle die Mittelverwendung jeder einzelnen Maßnahme von Anfang
bis Ende kontrollieren. Durch die LuFV würden aber pauschal Mittel in das
System gegeben und am Ende das Ergebnis überprüft. Trotz aller
Unstimmigkeiten sei es aber "richtig und wichtig", das der BRH auch bei der
Erarbeitung der LuFV III eingebunden sei.

Aus Sicht der AfD-Fraktion gibt es durchaus einen Grund, die LuFV II zu
verlängern. Wenn die attraktiv erscheinende Idee einer Bahnreform 2.0
umgesetzt werde, um die strukturellen Probleme der Bahn zu lösen, brauche
es keine neue LuFV, sagte der Fraktionsvertreter.

Als grundsätzlich gut bewertete der SPD-Vertreter die LuFV. Er regte an,
bei den Zielvorgaben für die zu sanierenden Brücken nicht auf die Anzahl
sondern auf die Quadratmeter zu schauen. Derzeit stünden mehrere sehr große
Brückenwerke zur Sanierung an. Was die Vermeidung von Streckensperrungen
bei Baumaßnahmen angeht, so wies er daraufhin, dass dies mit hohen
Mehrkosten verbunden sei.

Dennoch müsse es das Ziel sein, Streckensperrungen zu vermeiden, hieß es
von der FDP-Fraktion. Richtig sei auch, dass künftig mehr für die
Barrierefreiheit getan werden müsse.

Die DB AG stecke in einem Gewissenskonflikt, sagte die Vertreterin der
Fraktion Die Linke. Auf der einen Seite müsse sie investieren, um die
Infrastruktur langfristig zu erhalten. Kurzfristig sei das Ziel aber,
Gewinn zu machen. Vor dem Hintergrund, das die DB Netz AG derzeit im
Konzern die größten Gewinnmargen habe, wird aus Sicht der Linksfraktion
eine Gewinnabführungssperre an den Gesamtkonzern benötigt.

Der BRH-Bericht sei sehr heftig, sagte der Grünen-Vertreter. Es lasse
aufhorchen, wenn die Rede davon sei, das auf Verschleiß gefahren werde und
das das Verkehrsministerium nicht wüsste, wofür die staatlichen Gelder
eigentlich eingesetzt werden.

Das System werde - anders als noch in den 1990er Jahren - keineswegs auf
Verschleiß gefahren, entgegnete Verkehrsstaatsekretär Ferlemann. Dank der
LuFV III werde das Netz besser als es war, weil früher ausgebliebene
Investitionen nachgeholt würden und in der neuen Vereinbarung mehr Geld
enthalten sei, als für den reinen Substanzerhalt benötigt würde. Nicht
zutreffend sei auch der Vorwurf, das Ministerium wisse nicht, wo die Mittel
bleiben.

Ferlemann machte zugleich deutlich, dass es schon jetzt eine Trennung
zwischen Netz und Betrieb bei der Bahn gebe. Selbst bei einer
möglicherweise noch klareren Trennung werde aber an dem Regime der LuFV
festgehalten, sagte der Staatssekretär.

 * 

4. Sehr enger Takt bei Grundsteuer-Reform

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Zwischen Bund und Ländern gibt es intensive Gespräche
über die Reform der Grundsteuer, die nach einem Verfassungsgerichtsurteil
notwendig geworden ist. Ein Vertreter der Bundesregierung erklärte am
Mittwoch in der von der Vorsitzenden Bettina Stark-Watzinger (FDP)
geleiteten Sitzung des Finanzausschusses, das nächste Treffen mit der
Länderfinanzministern werde am 1. Februar stattfinden. Es gebe einen "sehr
engen Takt" bei den Gesprächen. Das Bundesverfassungsgericht hatte mit
Urteil vom 18. April 2018 die für die Erhebung der Grundsteuer
herangezogene Einheitsbewertung als verfassungswidrig erachtet und den
Gesetzgeber verpflichtet, spätestens bis zum 31. Dezember dieses Jahres
eine Neuregelung vorzunehmen. Derzeit sind zwei Modelle für die Neuregelung
im Gespräch. Das Aufkommen der den Kommunen zustehenden Grundsteuer (14,07
Milliarden Euro) soll gesichert werden. An eine Abschaffung der Grundsteuer
sei nicht gedacht, hieß es von der Regierung auf Fragen aus den Fraktionen.

Die CDU/CSU-Fraktion erklärte, die Grundsteuer als wichtige Einnahmequelle
der Kommunen solle erhalten bleiben und die Neuregelung aufkommensneutral
sein. Die Fraktion betonte ihren Willen, einen Kompromiss zu erreichen.

Die SPD-Fraktion betonte, das neue Modell müsse verfassungskonform sein.
Die Reform der Grundsteuer müsse zu einer "gerechten Steuer" führen. Auch
müsse der Respekt vor der kommunalen Selbstverwaltung gewahrt bleiben.

Nach Ansicht der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zeigt der bisher bekannt
gewordene Gesprächsverlauf, dass man sei offenbar nicht richtig
weitergekommen sei. Auch die FDP-Fraktion nannte das bisherige Ergebnis
"sehr übersichtlich". Beim letzten Treffen mit den Länderfinanzministern
seien vielmehr weitere Differenzen deutlich geworden.

Die AfD-Fraktion sah offensichtlichen Zeitdruck bei den Verhandlungen und
fragte nach einem "Plan B" für den Fall, dass die Verhandlungen scheitern
sollten. Auf Fragen der AfD-Fraktion und der Linksfraktion nach den Kosten
für 2.200 Stellen, die zur Adresserfassung notwendig seien, erklärte die
Regierung, die Ausstattung der Landesfinanzverwaltungen sei Sache der
Länder. Die Stellen würden nicht auf Dauer benötigt.

 * 

5. Sicherheit von Gesundheitsdaten

Gesundheit/Ausschuss

Berlin: (hib/PK) In einem prominent besetzten Expertengespräch hat sich der
Gesundheitsausschuss des Bundestages mit der Nutzung und Sicherheit von
Gesundheitsdaten befasst. Die Experten machten am Mittwoch im Ausschuss
deutlich, dass die systematische digitale Vernetzung solcher Daten in der
Forschung (Big Data) sowie in der alltäglichen ärztlichen Versorgung von
großer Bedeutung sei. Allerdings müssten auch klare und einheitliche
Regelungen geschaffen werden, um die sensiblen Daten bestmöglich zu
schützen.

Einig waren sich die Fachleute, dass Patienten jederzeit über ihre
Gesundheitsdaten verfügen können müssen und selbst entscheiden dürfen, wer
außer ihnen Zugang dazu bekommt. Die Souveränität der Patienten dürfe nicht
infrage gestellt werden, hieß es. Eine einmal getroffene Zustimmung müsse
zudem jederzeit widerrufen werden können.

Der Präsident des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik
(BSI), Arne Schönbohm, betonte, dass sensible Daten, die von Bürgern
ungeschützt ins Netz gestellt werden, nicht einfach zurückgerufen werden
könnten. Er hält zudem klare Regelungen für Firmen im Umgang mit
Gesundheitsdaten für sinnvoll. Was die IT-Sicherheit insgesamt angeht,
erinnerte Schönbohm daran, dass jeden Tag rund 400.000 neue Schadprogramme
identifiziert würden. Es sei ein "Massendelikt" geworden, "Daten
abzufischen".

Der Vorsitzende des Deutschen Ethikrates, Peter Dalbrock, sagte, es gebe
eine Verantwortung für das Tun und das Unterlassen. Zentral sei, dass der
Datengeber, also etwa der Patient, der Souverän seiner Daten bleibe und
nicht der behandelnde Arzt. Die neuen Potenziale sollten unter Wahrung des
Datenschutzes und der informationellen Selbstbestimmung genutzt werden.
Dazu seien auch Gespräche mit den großen Internetkonzernen sinnvoll.

Der Datenschutzbeauftragte Ulrich Kelber gab zu Bedenken, wenn die
Patienten künftig auf ihre gesammelten und systematisierten
Gesundheitsdaten jederzeit zurückgreifen könnten, berge das womöglich auch
Nachteile, etwa beim Abschluss einer Versicherung oder einer Bewerbung auf
einen Job, wenn solche Daten erfragt würden.

Der Medizinwissenschaftler Ingo Autenrieth kritisierte die heterogene
Auslegung der Datenschutzrichtlinien im deutschen Föderalismus. Dies sei
intransparent und führe zu Unsicherheiten und Verzögerungen auch in der
Forschung. Er ging auch auf die Datenqualität ein. Die Art der Erfassung
von Daten spiele in der Medizin eine entscheidende und oft unterschätzte
Rolle. So sei es ein Unterschied, ob der Blutdruck im Stehen oder Sitzen
gemessen werde. Die Ergebnisse könnten später relevant sein für Richtlinien
oder die Kostenerstattung. Für Daten von hoher Qualität sei Personal und
Geld nötig.

 * 
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Deutscher Bundestag
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1. Kindergeldindexierung im EU-Ausland

2. Nutzung von externem Sachverstand

3. Biogasanlagen und Formaldehyd

4. Die Rolle von BlackRock

5. Anteil übergewichtiger Kinder stagniert

6. Pflanzenschutz im Zuckerrübenanbau

7. Meldepflicht für E-Zigaretten

8. Zulassung von Pestizidwirkstoffen

1. Kindergeldindexierung im EU-Ausland

Berlin: (hib/HLE) Die Höhe von Kindergeldzahlungen in das EU-Ausland soll
an den jeweiligen Lebenshaltungskosten im Empfängerland ausgerichtet
werden. "Für ein Kind, für das in Deutschland ein Kindergeldanspruch
besteht, dessen Wohnsitz sich aber in einem anderen EU-Mitgliedstaat
befindet, wird die Höhe des Kindergeldes an die Lebenshaltungskosten des
Wohnsitzstaates angepasst", fordert die AfD-Fraktion in einem Gesetzentwurf
(19/6984). Maßstab für die Staffelung der Kindergeldbeträge soll die
Notwendigkeit und Angemessenheit nach den Verhältnissen des Wohnsitzstaates
sein. Die AfD-Fraktion erwartet Steuermehreinnahmen von 160 Millionen Euro.

Die Abgeordneten erinnern in dem Gesetzentwurf an die Rechtsprechung des
Europäischen Gerichtshofes (EuGH), in deren Folge in den letzten Jahren
Kindergeldanträge zunehmend auch für Kinder gestellt wurden, die ihren
Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat der EU hätten. Im Vergleich zur
Zahlung von Unterhaltsleistungen würden Familien hinsichtlich des Bezugs
von Kindergeld derzeit gerade nicht gleich, sondern unterschiedlich
behandelt. Die Funktion des Kindergeldes werde bei einem undifferenzierten
Export nicht erfüllt. Lebe ein Kind in einem Staat mit niedrigerer
Kaufkraft, "kommt es zu einem Fördereffekt, den Familien in Deutschland
oder in Ländern mit höherer Kaufkraft lebenden Kindern verwehrt bleibt",
argumentiert die AfD-Fraktion.

Der Entwurf entspricht nach Ansicht der Fraktion nicht dem Recht der
Europäischen Union. Nach EU-Recht müssten Kinder so gestellt werden, "als
ob" sie in Deutschland leben würden. Dies erfordere jedoch nicht, dass die
Höhe des Kindergeldbetrages gleich sein müsse. Die Formulierung "als ob"
solle sicherstellen, dass die Höhe von Familienleistungen für in einem
anderen EU-Land lebende Kinder materiell jener von Familienleistungen für
im Inland wohnende Kinder entspreche. "Die Auszahlung des gleichen Betrags
ist demgegenüber nicht notwendig", heißt es in der Begründung.

 * 

2. Nutzung von externem Sachverstand

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach der Nutzung von externem Sachverstand durch das
Bundesministerium der Finanzen erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/6952). Gefragt wird, welche Expertengremien das
Ministerium und nachgeordnete Behörden derzeit unterhalten und ob sie sich
mit Themenbereichen wie Verbraucherschutz oder Digitalisierung befassen.
Die Bundesregierung soll sich auch zum Erfolg der Arbeit der Gremien
äußern. Außerdem wird nach Planungen für die Einsetzung weiterer
Expertengremien gefragt.

 * 

3. Biogasanlagen und Formaldehyd

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um Rückforderungen des sogenannten Formaldehydbonus von
Biogasanlagenbetreibern geht es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion
(19/6650). Die Abgeordneten wollen wissen, wie viele Anlagenbetreiber den
Bonus zurückzahlen müssen, falls ein Urteil des Oberlandesgerichts
Stuttgart rechtskräftig werden sollte. Der Bonus wird nach Angaben der
Abgeordneten in der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage für den Bau und
Betrieb von Biogasanlagen mit möglichst geringem Ausstoß an Formaldehyd
gezahlt.

 * 

4. Die Rolle von BlackRock

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach der Rolle des amerikanischen Finanzunternehmens
BlackRock erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/6652). Die Abgeordneten wollen wissen, an welchen deutschen Unternehmen
BlackRock in welcher Höhe beteiligt ist und wie viele Mitglieder der
Finanzkonzern in Aufsichtsräte entsendet. Außerdem wird gefragt, ob
BlackRock die Meldeschwellen für Beteiligungen eingehalten hat.

 * 

5. Anteil übergewichtiger Kinder stagniert

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Der Anteil von Kindern und Jugendlichen mit Übergewicht
und krankhafter Fettleibigkeit (Adipositas) stagniert. Das geht aus einer
Antwort der Bundesregierung (19/6864) auf eine Kleine Anfrage (19/6533) der
FDP-Fraktion hervor. Danach liege die Häufigkeit von Übergewicht
einschließlich Adipositas bei Mädchen und Jungen im Alter von drei bis 17
Jahren bei 15,4 Prozent. Die Regierung bezieht sich dabei auf Daten der
Studie zur Gesundheit von Kindern und Jugendlichen in Deutschland 
(KiGGS-Erhebung) auf Grundlage der KiGGS-Basiserhebung von 2003 bis 2006 und der
KiGGS Welle 2 von 2014 bis 2017. Damit sei man auf einem guten Weg, die
Ziele des Nationalen Aktionsplans der Bundesregierung "IN FORM -
Deutschlands Initiative für gesunde Ernährung und mehr Bewegung" sowie das
Ziel der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung 2016, den Anteil an
Jugendlichen mit Adipositas bis zum Jahr 2030 nicht weiter ansteigen zu
lassen, zu erreichen. Weil aber das Niveau übergewichtiger Kinder zu hoch
sei, soll mithilfe von Gesundheitsförderungs- und Präventionsmaßnahmen der
Übergewichts- und Adipositasprävalenzen durch Aufklärungsarbeit sowie
ausgewogener Verpflegung in Kitas und Schulen in Zukunft gesenkt werden.

 * 

6. Pflanzenschutz im Zuckerrübenanbau

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Folgen des EU-weiten Anwendungsverbots der
Neonicotinoidwirkstoffe Imidacloprid, Thiamethoxam und Clothianidin im
Freiland thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/6832),
denn dadurch werde die Kultivierung von Zuckerrüben erschwert. Die
Bundesregierung soll deshalb eine Einschätzung darüber abgeben, welche
Pflanzenkulturen vermehrt angebaut werden, weil mit dem Freilandverbot ein
Rückgang des Anbaus von Zuckerrüben erwartet wird.

 * 

7. Meldepflicht für E-Zigaretten

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die FDP-Fraktion stellt die Umsetzung der
Tabakerzeugnisrichtlinie (2014 / 40 / EU) des europäischen Parlaments und
des Rates vom 3. April 2014 in deutsches Recht in den Mittelpunkt einer
Kleinen Anfrage (19/6833). Die Bundesregierung soll unter anderem
einschätzen, wie hoch der finanzielle Schaden durch die Verletzung
zollrechtlicher Vorschriften beim Direktimport von elektronischen
Zigaretten und Nachfüllbehälter zu beziffern ist.

 * 

8. Zulassung von Pestizidwirkstoffen

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sieht Reformbedarf
beim Zulassungsverfahren von Pestiziden im Zusammenspiel zwischen der 
EU-Ebene und den EU-Mitgliedländern. Die Abgeordneten wollen in einer Kleinen
Anfrage (19/6849) von der Bundesregierung unter anderem wissen, wie viele
in der EU zugelassene Pestizidwirkstoffe in Deutschland aufgrund einer
Genehmigungsverlängerung auf Basis von Artikel 17 der EU-Pestizidverordnung
(EG 1107 / 2009) ohne Abschluss der sonst vorgeschriebenen regulären
Neubewertung von Risiken derzeit eingesetzt werden.

 * 
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1. Fraktionen gegen Staudamm in Tansania

2. Ausschuss stimmt für Tabakerzeugnisgesetz

3. Oppositionsanträge zu Glyphosat abgelehnt
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5. Hoher Wert der Wissenschaftsfreiheit
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1. Fraktionen gegen Staudamm in Tansania

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) Der geplante Bau des Megastaudamms "Stieglers Schlucht"
mitten im tansanischen Unesco-Weltnaturerbe Selous Wildreservat stößt bei
den meisten Fraktionen im Bundestag auf massive Kritik. Am Mittwochmorgen
stimmte der Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
für einen Antrag (19/6414) der Fraktionen von CDU/CSU und SPD , in dem sie
die Bundesregierung auffordern, zusammen mit der tansanischen Regierung
Alternativen zu dem Großprojekt zu suchen und zu helfen, nachhaltige
Lösungen für die Energieversorgung des Landes zu finden, die den Status des
Wildreservates nicht in Frage stellten.

Einen ähnlich lautenden Antrag (19/5461) der FDP-Fraktion lehnten die
Abgeordneten ab. Darin verlangen die Liberalen, den Verzicht auf den Bau
des Staudamms zur Bedingung für die Fortführung der
Entwicklungszusammenarbeit zum Erhalt der Biodiversität im Wildreservat zu
machen. Außerdem schlagen sie die Nutzung des Energieträgers Gas als
Übergangstechnologie vor. Über beide Anträge will der Bundestag am morgigen
Donnerstag im Plenum abstimmen.

Ein Vertreter der Unionsfraktion betonte, es gehe nicht darum, die
tansanische Regierung pauschal zu kritisieren oder zu bevormunden. Der
Koalitonsantrag ziele vielmehr darauf ab, Hilfestellungen für die Suche
nach Alternativen anzubieten. Auch aus der SPD hieß es, man dürfe nicht mit
erhobenem Zeigefinger auf die tansanische Regierung zugehen, sondern müsse
mit ihr in einen Dialog treten. Es gebe andere Möglichkeiten, Energie zu
gewinnen. Der Wildpark sei ein touristisches Highlight und damit auch ein
wichtiger Wirtschaftsfaktor für das Land. Ähnlich argumentierten Bündnis
90/Die Grünen.

Ein Vertreter der FDP befand jedoch, die Bundesregierung müsse schon in
Anbetracht des geringen Zeitfensters mehr Druck auf die tansanische
Regierung ausüben, schließlich sollten im Wildpark schon bald 3,5 Millionen
Kubikmeter Wald abgeholzt werden. Deutschland habe das Reservat über viele
Jahre, auch finanziell, unterstützt. Als schnelle Alternative schlug er den
Bau eines Gas-und-Dampfturbinen-Kraftwerks vor.

Die AfD enthielt sich bei beiden Anträgen. Sie verwies darauf, dass der Bau
des Staudamms ein zentrales Wahlversprechen des demokratisch gewählten
Präsidenten gewesen sei. Es sei daher nicht akzeptabel, in die Entscheidung
eines souveränen Staates einzugreifen. Außerdem sei die Energieversorgung
in Tansania mangelhaft. So hätten nur zwei Prozent der Landbevölkerung
Strom.

Auch die Linke enthielt sich beim Koalitionsantrag. Dieser erwähne mit
keinem Wort den kolonialen Hintergrund, der zur Entstehung des Wildparks
geführt habe. Außerdem wollten Union und SPD die Energieversorgung
teilprivatisieren, statt sie in öffentlicher Hand zu belassen.

Den FDP-Antrag lehnten neben den Linken auch die Grünen ab wegen der
Forderung, die Entwicklungszusammenarbeit zu streichen, sollte die
tansanische Regierung den Staudamm bauen. Außerdem sprachen sich die Grünen
gegen den Bau eines Gaskraftwerks aus.

 * 

2. Ausschuss stimmt für Tabakerzeugnisgesetz

Ernährung und Landwirtschaft/Ausschuss

Berlin: (hib/EIS) Der Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft hat am
Mittwochvormittag für den Regierungsentwurf zur Änderung des
Tabakerzeugnisgesetzes (19/4461) gestimmt. Die Abgeordneten empfahlen mit
der Mehrheit von CDU/CSU, SPD, AfD und Bündnis 90/Die Grünen gegen die
Stimmen von FDP und Die Linke die Annahme der Vorlage im Plenum des
Deutschen Bundestages. Der Gesetzentwurf soll helfen, den illegalen Handel
mit Tabakerzeugnissen zu unterbinden sowie die Rechts- und
Verwaltungsvorschriften der EU-Mitgliedstaaten über die Herstellung, die
Aufmachung und den Verkauf von Tabakerzeugnissen einander anzugleichen. Mit
dem Änderungsgesetz soll das nationale Tabakrecht unter anderem an die
Durchführungsverordnung (EU) 2018 / 574 der Kommission über technische
Standards für die Errichtung und den Betrieb eines
Rückverfolgbarkeitssystems für Tabakerzeugnisse angepasst werden. Demnach
soll eine Kennzeichnung von Tabakerzeugnissen mit einem individuellen
Erkennungsmerkmal und einem fälschungssicheren Sicherheitsmerkmal erfolgen.
Durch ein Rückverfolgbarkeitssystem soll der Warenverkehr dieser
Erzeugnisse erfasst werden, damit sich die Produkte in der gesamten Union
verfolgen lassen. Außerdem soll die Einführung von Sicherheitsmerkmalen die
Überprüfung erleichtern, ob die Tabakerzeugnisse echt sind. Die Regelungen
sollen für Zigaretten und Tabak zum Selbstdrehen ab dem 20. Mai 2019 gelten
und für die übrigen Tabakerzeugnisse ab dem 20. Mai 2024. Auf diese Weise
sollen die bei der Rückverfolgbarkeit von Zigaretten und Tabak zum
Selbstdrehen gesammelten Erfahrungen im Hinblick auf andere
Tabakerzeugnisse genutzt werden können.

Die Aufgaben der Zoll- und Finanzbehörden sollen im Zuge der geplanten
Änderung allerdings nicht ausgeweitet werden. Das geht aus einer
Unterrichtung der Bundesregierung (19/4730) auf eine Stellungnahme des
Bundesrates zum Gesetzentwurf hervor. Danach lehnt die Regierung in ihrer
Gegenäußerung unter anderem das Anliegen des Bundesrates ab, eine
Übertragung der Zuständigkeit im Zusammenhang mit dem
Rückverfolgbarkeitssystem in das Tabakerzeugnisgesetz aufzunehmen. Legale
und bereits versteuerte Tabakprodukte sowie Warenkreise, die nicht der
Tabaksteuer unterliegen, sollen demnach nicht aufgabenfremd von den
zuständigen Länderbehörden auf die Zoll- und Finanzbehörden übertragen
werden. Die über die erforderliche Sachnähe und Marktkenntnis verfügenden
und in der Fläche bereits agierenden Behörden sollen mit der Durchführung
und Überwachung der einschlägigen Vorschriften des Tabakrechts betraut
bleiben. Ein Punkt den die Abgeordneten der Linksfraktion kritisierten,
denn die Behörden der Bundesländer seien strukturell und finanziell nicht
angemessen ausgestattet, um diese Aufgaben zu bewältigen.

Auch die AfD zeigte sich skeptisch, denn die EU-Grenzen und die
Grenzkontrollen zwischen den EU-Mitgliedsstaaten würden zu wenig überwacht,
um den illegalen Tabakhandel zu unterbinden. In diesem Falle helfe auch
kein Rückverfolgbarkeitssystem. Die Grünen betrachteten hingegen den
Entwurf als längst überfällig, wunderten sich aber über die teilweise sehr
langen Übergangsfristen, die zu großzügig mit bis zu fünf Jahren geplant
seien. Moniert wurde nur, dass mit dem Gesetzentwurf nicht die Chance
genutzt worden sei, die Tabakaußenwerbung in Deutschland gleich neu zu
regeln. Die FDP sah mit dem Gesetz die kleinen und mittleren Unternehmen
benachteiligt, denen es aus Kostengründen schwerer fallen werde als den
großen Unternehmen, die Produktion auf das neue Kontrollsystem umzustellen.
Die Union betrachtet die Erleichterung der Rückverfolgbarkeit unter dem
Gesundheitsaspekt als Chance, denn niemand wisse, welche gefährdenden
Stoffe in den vielen illegal angebotenen Zigarettenprodukten enthalten
seien. Auch die SPD fand, dass dadurch große Mengen besser überprüft und
zurückverfolgt werden können. Ob nun Bund oder Länder die Kontrollen
übernehmen, darüber sollen sich nach Ansicht der Sozialdemokraten die
jeweiligen Exekutiven einigen.

 * 

3. Oppositionsanträge zu Glyphosat abgelehnt

Ernährung und Landwirtschaft/Ausschuss

Berlin: (hib/EIS) Der Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft hat am
Mittwochmorgen mehrere Anträge der Oppositionsfraktionen FDP (19/216), Die
Linke (19/226) und Bündnis 90/Die Grünen (19/230) zum Umgang mit dem
Wirkstoff Glyphosat abgelehnt. Das Gremium sprach sich mit der Mehrheit der
Abgeordneten von CDU/CSU und SPD gegen die Annahme der Anträge im Plenum
aus. Die Liberalen hatten bei Zustimmung der AfD gefordert, dass die
Zulassung von Pflanzenschutzmitteln weiterhin ausschließlich auf der
Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse erfolgen soll. Die
Bundesregierung solle den "Nationalen Aktionsplan zur nachhaltigen
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln ungeachtet der Versuche
weltanschaulicher Einflussnahme unter der Maßgabe von Sachlichkeit,
Rationalität und Fachlichkeit" umsetzen. Das Verfahren zur weiteren
Zulassung auf nationaler Ebene von Glyphosat als Inhalt von
Pflanzenschutzmitteln müsse auf Grundlage der Expertise der zuständigen
Zulassungs- und Bewertungsbehörden streng wissenschaftsgeleitet betrieben
werden. Einher ging damit die Forderung, dass die Zulassungsverfahren für
Pflanzenschutzmittel in Deutschland transparenter gestaltet werden sollen.

Strikt dagegen positionierte sich Die Linke, die ein Verbot
glyphosathaltiger Pflanzenschutzmittel in Deutschland verlangt hat. Eine
Forderung, die auch von den Grünen gestützt wurde. Die Regierung soll
demnach Sofortmaßnahmen veranlassen, um direkte und indirekte, kurz-,
mittel- sowie langfristige gesundheitliche und ökologische Gefahren und
Risiken für Mensch und Tier auszuschließen. Darüber hinaus soll ein
Gesetzentwurf vorgelegt werden, der glyphosathaltige Pflanzenschutzmittel
unverzüglich nach Inkrafttreten auf nationaler Ebene verbietet. Stattdessen
soll auf die Erforschung von Alternativen zur Anwendung von Glyphosat
hingearbeitet werden, die die erreichten Fortschritte bei bodenschützenden
und -erosionsvermeidenden Anbauverfahren wie bei der Direktsaat, dem
Zwischenfruchtanbau oder durch Untersaaten auch bei Verbot des Wirkstoffs
erreicht Fortschritte zu erhalten. Auch die Grünen wollten mit Zustimmung
der Linksfraktion die Anwendung von Glyphosat zum Schutz der Artenvielfalt
und zur Wahrung des Vorsorgeprinzips endgültig beenden. Stattdessen soll
ein Ausstiegsplan mit umweltverträglichen Alternativen erarbeitet werden.
Sofort untersagt werden sollen außerdem der private Gebrauch und die
Anwendung auf öffentlichen Flächen, außerdem wurden größtmögliche
Anwendungsbeschränkungen für landwirtschaftliche Bereiche gefordert. Ziel
soll es sei, den Glyphosateinsatz sofort zu reduzieren und den Wirkstoff
schnellstmöglich nicht mehr einzusetzen.

Die Union kritisierte die Forderungen nach einem Komplettverbot als
überzogen, weil dies rechtlich nicht möglich sei. Derlei Verbotsversuche
seien wie in Österreich wieder zurückgenommen worden. Darüber hinaus habe
die Regierung schon zahlreiche Forderungen umgesetzt, so sei unter anderem
die Anwendung von Glyphosat im Nahbereich von Gewässern untersagt, die
Anwendung auf öffentlichen Flächen verboten und der Glyphosateinsatz in den
vergangenen fünf Jahren um ein Drittel reduziert worden. Die AfD-Fraktion
befürwortete zwar die Forderungen nach einem Ausstieg, schränkte aber ein,
dass dies nur geschehen könne, wenn den Landwirten ökonomische Alternativen
angeboten werden. Derzeit würden jedoch die Nachteile infolge eines Verbots
überwiegen und zu mehr Bodenerosion oder Verdichtung der Böden führen, weil
die Felder aufgrund von mehr Überfahrten durch Landmaschinen öfter
bearbeitet werden müssten. Die SPD hingegen betrachtete dieses Problem
nicht ganz so kritisch, weil ihrer Ansicht nach entsprechende Alternativen
nur ermöglicht werden müssen. Letzten Endes gehe es darum, dass sich das
Umwelt- und das Landwirtschaftsministerium "zusammenraufen", um Lösungen,
statt Konflikte zu finden. Die Bundesregierung kündigte in diesem Kontext
an, dass im laufenden Jahr ein gemeinsamer Vorschlag der beiden Ministerien
vorgelegt werden soll. Darüber hinaus sollen im Zusammenhang mit der
angekündigten Ackerbaustrategie weitere Konzepte aufgezeigt werden, hieß
es.

 * 

4. Fachgespräch zur Digitalisierung

Ernährung und Landwirtschaft/Ausschuss

Berlin: (hib/EIS) Der Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft des
Deutschen Bundestages hat am Mittwochmorgen einstimmig beschlossen, ein
Fachgespräch zum Thema Digitalisierung durchzuführen. Die Sitzung findet am
Montag, 11. Februar 2019, ab 13 Uhr statt und soll zwei Stunden dauern.
Mehrere Sachverständige werden Auskunft über die "Chancen und Risiken der
Digitalisierung in der Landwirtschaft" geben.

 * 

5. Hoher Wert der Wissenschaftsfreiheit

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Ausschuss

Berlin: (hib/ROL) "Die Freiheit, die der Wissenschaft in Deutschland
eingeräumt wird, ist ein großer Wert." Das sagte Professor Matthias
Kleiner, Präsident der Leibniz-Gemeinschaft vor dem Ausschuss für Bildung,
Forschung und Technikfolgenabschätzung am Mittwochmorgen in Berlin. Die
Leibniz-Gemeinschaft trete für eine ergebnisoffene exzellente Forschung
ein, auch wenn am Anfang nicht immer klar sei, was am Ende dabei heraus
käme, betonte der habilitierte Maschinenbauer. Kleiner ist seit 2014
Präsident der Leibniz-Gemeinschaft und war von 2007 bis 2012 Präsident der
Deutschen Forschungsgemeinschaft.

Ziel der Leibniz-Gemeinschaft sei die Förderung von Wissenschaft und
Forschung in ihren Mitgliedseinrichtungen unter Wahrung der
wissenschaftlichen, rechtlichen und wirtschaftlichen Selbstständigkeit
dieser Einrichtungen. Zur Gemeinschaft gehören derzeit 95
Forschungseinrichtungen, sagte Kleiner und wies darauf hin, dass es bei
seinem Amtsantritt 2014 lediglich 89 gewesen seien. "Allerdings verfolgen
wir keine quantitative sondern eine qualitative Forschung", betonte
Kleiner.

Das Gesamtbudget betrage rund 1,9 Milliarden Euro, davon stammten 60
Prozent aus institutioneller Förderung und 40 Prozent seien weitere
Einnahmen, wie zum Beispiel aus Eintrittsgeldern oder Drittmitteln. Die
Leibniz-Gemeinschaft beschäftige 20.000 Menschen, wobei der Anteil Frauen
unter den Wissenschaftlern 50 Prozent ausmache. "Ein strategisches Ziel ist
es, den Frauenanteil gerade in den Führungsposition weiter zu heben",
betonte Kleiner vor dem Ausschuss und nannte auch die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf als ein wichtiges Kriterium, um dieses Ziel zu erreichen.

Zu den Profilen der Leibniz-Gemeinschaft gehören die Geisteswissenschaften
und Bildungsforschung mit der kulturellen Überlieferung genauso wie die
wirtschaftliche und räumliche Entwicklung mit demokratischer Teilhabe und
sozialer Integration, sowie die Lebenswissenschaften mit Biodiversität und
Gesundheit und die Umweltwissenschaften mit Umwelt und nachhaltiger
Entwicklung. Kleiner nannte des Weiteren als Schwerpunkte den Wandel in der
Bildung durch digitale Vermittlung, die Geowissenschaften und die
Materialwissenschaften. Kleiner unterstrich, dass die Gemeinschaft
exzellente Forschung und Wissenschaft unter strenger Qualitätssicherung zu
ihrer Grundlage mache, und aktive Mitwirkung in inter- und
transdisziplinären Kontexten fördere. Die Leibniz-Gemeinschaft verstehe
sich auf dieser Grundlage als verantwortlich und verantwortungsvoll in
Wissenschaft und Gesellschaft, international, weltoffen, präsent in
Wissenschaft, Gesellschaft und Öffentlichkeit und transparent, klar und
nachvollziehbar in ihren Verfahren, Prozessen und Instrumenten. Die
Leibniz-Gemeinschaft berge vor allem eine "Ermöglichungsstruktur", wie
Kleiner betonte. Kriterien seien neben exzellenter Forschung, die
gesellschaftliche Relevanz und die zentrale Bedeutung für die
Wissenschaftslandschaft.

Kleiner betonte, dass die verschiedenen Einrichtungen der
Leibniz-Gemeinschaft intensiv untereinander kooperieren, aber auch auf
nationaler und internationaler Ebene mit Hochschulen, Instituten anderer
Forschungsorganisationen, Wirtschaftsunternehmen, staatlichen Institutionen
und gesellschaftlichen Organisationen zusammenarbeiten - dies alles in
großer disziplinärer Vielfalt. Die Institute seien zudem in Anwendung,
Umsetzung und Transfer mit Wirtschaftsunternehmen und Institutionen des
öffentlichen Lebens tätig.

 * 

6. Datenklau beschäftigt Rechtsausschuss

Recht und Verbraucherschutz/Ausschuss

Berlin: (hib/MWO) Breiten Raum in der 31. Sitzung des Ausschusses für Recht
und Verbraucherschutz am Mittwoch nahm die jüngste Daten-Affäre ein. Nach
einer Unterrichtung durch die Parlamentarische Staatssekretärin Rita
Hagl-Kehl (SPD) auf Antrag der FDP wollten die Abgeordneten aller
Fraktionen vor allem wissen, was das Bundesministerium der Justiz und für
Verbraucherschutz unternimmt, um die Datensicherheit der Verbraucher besser
zu schützen. Hagl-Kehl verwies unter anderem auf Gespräche mit dem
federführenden Bundesinnenministerium über die Einrichtung einer
behördlichen Anlaufstelle, die Betroffenen rund um die Uhr mit Hilfe und
Rat zur Seite stehen soll. Im Gespräch sei auch die Schaffung eines
IT-Gütesiegels. Gleichzeitig müsse die Sensibilität der Bürger für die
Sicherheit ihrer Daten erhöht werden. Zu Hintergründen des Anfang Januar
bekannt gewordenen Datendiebstahls, bei dem personenbezogene Daten von
Bundestagsabgeordneten und Personen des öffentlichen Lebens unberechtigt
veröffentlicht wurden, machte sie keine Angaben. Hier gelte es, die
Ermittlungen abzuwarten.

Der Parlamentarische Staatssekretär Christian Lange (SPD) ging in seinen
Ausführungen zum Brexit-Übergangsgesetz (19/5313) auf die gestrige
Entscheidung im britischen Parlament ein und betonte, das Gesetz gelte nur
für den Fall des Inkrafttretens des Austrittsvertrages. Die Bundesregierung
bedauere die Entscheidung des Parlaments, sagte Lange. Jetzt sei die
britische Regierung am Zug und müsse sagen, wie es weitergeht. Die
Bundesregierung treffe ungeachtet dessen Vorbereitungen für einen
ungeregelten Brexit. Der Gesetzentwurf, bei dem der Rechtsausschuss
mitberatend ist, wurde mit einer von den Koalitionsfraktionen beantragten
Änderung gegen die Stimmen der AfD angenommen. Ein Änderungsantrag der AfD
wurde abgelehnt.

Der Ausschuss, der unter der Leitung seines Vorsitzenden Stephan Brandner
(AfD) tagte, beschloss mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen die
erneute Absetzung der Gesetzentwürfe von FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die
Grünen zur Einschränkung beziehungsweise Aufhebung des Werbeverbots für
Schwangerschaftsabbrüche (19/820, 19/93, 19/630) von der Tagesordnung.
Gestrichen wurden ebenfalls die geplante Terminierung einer öffentlichen
Anhörung zu Gesetzentwürfen der AfD und der Linken sowie einem Antrag der
Grünen zum Thema Netzwerkdurchsetzungsgesetz (19/81, 19/218, 19/5950), die
Beschlussfassung über die Terminierung einer öffentlichen Anhörung zum
Gesetzentwurf der Grünen für ein Makler-Bestellerprinzip- und
Preisdeckelgesetz (19/4557) und ein Antrag der FDP zum Thema Pakt für den
Rechtsstaat.

Das Gremium beschloss, am 13. März 2019 eine öffentliche Anhörung zu
Anträgen der Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen zum Thema
Schutz der Fluggäste bei Insolvenz der Fluggesellschaft (19/1036, 19/6277)
durchzuführen. Einen Antrag der AfD, eine öffentliche Anhörung zum
Gesetzentwurf der AfD zur Änderung des Strafgesetzbuches zur Bekämpfung von
Haushaltsuntreue (19/2469) durchzuführen, lehnte der Ausschuss ab.
Ebenfalls abgelehnt wurde ein Antrag der AfD zur Prüfung und Überarbeitung
des Gesetzes zur Umsetzung der Verbraucherrechterichtlinie und zur Änderung
des Gesetzes zur Regelung des Wohnungsvermittlung bezüglich des
Handwerkerwiderrufs (19/828). Der Ausschuss stimmte ferner über eine Reihe
von Gesetzentwürfen, Anträgen und Vorlagen ab, bei denen er nicht
federführend ist.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 51 - 16. Januar 2019 - 11.48 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Januar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/7916: Heute im Bundestag Nr. 050 - 16.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 50

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 16. Januar 2019, Redaktionsschluss: 10.54 Uhr

1. Fahndungsersuchen über Interpol

2. Sexualisierte Gewalt im Sport

3. Sicherheitskooperation mit Ägypten

4. Widerrufsprüfungen in Asylverfahren

5. Qualitätssicherung beim Bamf

6. Papierverbrauch der Bundesregierung



1. Fahndungsersuchen über Interpol

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Prüfung ausländischer Fahndungsersuchen über Interpol
ist ein Thema der Antwort der Bundesregierung (19/6867) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/6555). Wie die Fraktion darin darlegte,
besteht die Hauptaufgabe von Interpol darin, die Polizeibehörden von
derzeit 194 Mitgliedstaaten miteinander zu vernetzen und beim Austausch von
polizeilich relevanten Informationen zu unterstützen. Wichtige Instrumente
hierfür seien die sogenannten Red Notices und Diffusions. Mit der "Red
Notice", die in der Interpol-Datenbank für alle Mitgliedstaaten
veröffentlicht werde, könne eine nationale Polizeibehörde die Behörden
anderer Länder darum ersuchen, den Aufenthaltsort einer gesuchten Person
ausfindig zu machen beziehungsweise diese Person verhaften zu lassen. Mit
der "Diffusion" wiederum könnten "die nationalen Verbindungsstellen zu
Interpol (Nationale Zentralbüros) gezielt einzelne oder mehrere Nationale
Zentralbüros kontaktieren, um die Festnahme einer Person oder die
Mitteilung ihres Standorts zu ersuchen".

Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort ausführt, überprüft das
Bundeskriminalamt (BKA) "jedes einzelne Fahndungsersuchen (Notices und
Diffusions)" in seiner Funktion als Nationales Zentralbüro der
Bundesrepublik für Interpol. Im Rahmen seiner Prüfung habe das BKA "in
Fällen, denen besondere Bedeutung in politischer, tatsächlicher oder
rechtlicher Beziehung zukommt, zuvor die Bewilligung des Bundesministeriums
der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV)/Bundesamt für Justiz (BfJ) und
des Auswärtigen Amtes einzuholen".

Weiter verweist die Bundesregierung darauf, dass die Interpol-Regeln über
die Datenverarbeitung "eine Benachrichtigung des Nationalen Zentralbüros an
das Interpol-Generalsekretariat bei Zweifeln an der Vereinbarkeit eines
Fahndungsersuchens mit den Datenverarbeitungsregelungen von Interpol"
vorsehen. Derartige Benachrichtigungen durch das BKA seien in der
Vergangenheit verschiedentlich erfolgt.

 * 

2. Sexualisierte Gewalt im Sport

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Sexualisierte Gewalt im Sport" thematisiert die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/6807). Darin erkundigt sie sich
danach, wie viele "Straftaten von (sexualisierter) Gewalt mit Bezug
'Sport'" nach Kenntnis der Bundesregierung in den vergangenen zehn Jahren
registriert wurden. Auch will sie unter anderem wissen, wie hoch dabei die
Dunkelziffer geschätzt wird.

 * 

3. Sicherheitskooperation mit Ägypten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach den für 2019 geplanten Maßnahmen im Rahmen der
Sicherheitskooperation zwischen Deutschland und Ägypten erkundigt sich die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/6800). Darin fragen die
Abgeordneten zudem, wie Erkenntnisse zur menschenrechtlichen Lage in
Ägypten in die Planung und Durchführung weiterer Maßnahmen der
Sicherheitskooperation einfließen. Auch wollen sie unter anderem wissen,
wie die Bundesregierung gewährleistet, "dass im Rahmen der
Sicherheitskooperation durchgeführte Maßnahmen und Schulungen nicht dazu
führen, dass durch ägyptische Sicherheitsbehörden Erlerntes zur Verletzung
von Menschenrechten eingesetzt wird".

 * 

4. Widerrufsprüfungen in Asylverfahren

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Widerrufsprüfungen im Asylrecht sind Thema einer Kleinen
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/6814). Darin erkundigen sich die
Abgeordneten unter anderem danach, wie viele Widerrufsverfahren im dritten
Quartal vergangenen Jahres eingeleitet wurden und wie viele Entscheidungen
in Widerrufsverfahren es mit welchem Ergebnis in diesem Zeitraum gab.

 * 

5. Qualitätssicherung beim Bamf

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will wissen, "welche zuvor gewonnenen
Erkenntnisse zur Optimierung und Standardisierung von Prozessabläufen im
Asylverfahren" seit Anfang 2018 praktische Anwendung im Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge (Bamf) finden. Auch erkundigt sie sich in einer
Kleinen Anfrage (19/6813) danach, ob "im Asylverfahren im Bamf nach wie vor
Anhörungen und Entscheidungen teilweise getrennt voneinander von
verschiedenen Mitarbeitern durchgeführt" werden. Ferner fragen die
Abgeordneten unter anderem, welche neuen Maßnahmen zur Qualitätssicherung
seit Anfang 2018 im Bamf eingeführt wurden.

 * 

6. Papierverbrauch der Bundesregierung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Menge des im Jahr 2017 insgesamt in der
Bundesregierung und den untergeordneten Behörden verwendeten Papiers
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/6835). Auch
möchte sie wissen, welchen Anteil "die analoge (papierbasierte) Arbeit im
allgemeinen Arbeitsverkehr der Bundesregierung beziehungsweise der
Ministerien im Vergleich zur digitalisierten (rein elektronischen) Arbeit"
einnimmt. Ferner fragt sie unter anderem, ob die Bundesregierung plant,
langfristig papierfrei oder papierarm zu arbeiten.

 * 
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BUNDESTAG/7915: Heute im Bundestag Nr. 049 - 16.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 49

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 16. Januar 2019, Redaktionsschluss: 10.00 Uhr

1. Zusätzliche Förderung privater Imker

2. Energieeffiziente Moscheen in Marokko

3. Stand des Entwicklungsinvestitionsgesetzes

4. Kein Alkohol in der Schwangerschaft

5. Verdrängung von Gewerbemietern

6. Ursachen für irreguläre Migration



1. Zusätzliche Förderung privater Imker

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Petitionsausschuss will private Imker stärker
fördern. In der Sitzung am Mittwochmorgen beschloss der Ausschuss, eine
dahingehende Petition dem Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft zu überweisen, "soweit es die zusätzliche Förderung privater
Imker betrifft". Mit den Stimmen von CDU/CSU-, SPD- und AfD-Fraktion
entschied sich der Ausschuss mehrheitlich für eine Überweisung "als
Material". Die FDP-Fraktion, die Linksfraktion und die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen hatten für das höhere Votum einer Überweisung "zur Erwägung"
plädiert.

In der öffentlichen Petition wird gefordert, dass Neugründungen im Bereich
der Imkerei sowie Imkereien, die sich in einer wirtschaftlich schwierigen
Situation befinden oder sanierungsbedürftig sind, gefördert werden sollen.
Zur Begründung weist der Petent darauf hin, dass die Bienenbestände in
Deutschland "bedrohlich zurückgehen". Die EU stelle im Rahmen von Projekten
Fördermittel zur Verfügung, heißt es in der Petition. Eine gezielte
Förderung von Neugründungen oder Unterstützung von anderen Imkereien sei
daher ebenso in Deutschland sinnvoll, um die Vermehrung von Bienenbeständen
zu unterstützen.

In der Begründung zu seiner Beschlussempfehlung schreibt der
Petitionsausschuss unter Berücksichtigung von Ausführungen der
Bundesregierung, im Rahmen des von der EU kofinanzierten Imkereiprogramms
förderten die Bundesländer in eigener Zuständigkeit und mit eigenen
Haushaltsmitteln unter anderem die Nachwuchsgewinnung als auch die
Wiederauffüllung des Bienenbestandes. Durch die Unterstützungsmaßnahmen zur
Förderung staatlich anerkannter Bienenbelegstellen und der Bienengesundheit
sollen der Vorlage zufolge die Reinzuchtbestrebungen hin zu
widerstandsfähigen und leistungsstarken Bienenvölkern unterstützt werden.

Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des
Küstenschutzes" (GAK) könnten zudem auch bauliche Investitionen
landwirtschaftlicher Unternehmen in die Bienenhaltung gefördert werden.
Zentrales Ziel des dazu aufgelegten Agrarinvestitionsförderprogrammes sei
die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit landwirtschaftlicher Unternehmen.

Die Bundesregierung habe zudem mitgeteilt, dass die Landwirtschaftliche
Rentenbank über das Programm "Nachhaltigkeit" zinsgünstige Darlehen zur
Finanzierung von Investitionen in die Bienenhaltung anbiete, schreibt der
Petitionsausschuss. Der Betriebsmittelbedarf könne über das Programm
"Produktionssicherung" finanziert werden.

All diese Förderungen halten die Abgeordneten "zwar für sachgerecht, aber
nicht für ausreichend". Eine zusätzliche Förderung für private Imker sei
daher notwendig, heißt es in der Beschlussempfehlung.

 * 

2. Energieeffiziente Moscheen in Marokko

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Mit dem Projekt "Beschäftigungsförderung durch
Energieeffizienz und erneuerbare Energien in Moscheen" mit einer Laufzeit
von Januar 2015 bis Mai 2021 will das Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) Geschäfts- und
Beschäftigungsmöglichkeiten in den Bereichen Energieeffizienz und
erneuerbare Energien schaffen und die negativen Folgen für Klima und Umwelt
minimieren. Unterstützt werde die energetische Modernisierung der Moscheen
sowie weiterer öffentlicher Institutionen, wie Ministerien und Behörden,
erklärt die Bundesregierung in einer Antwort (19/6905) auf eine Kleine
Anfrage (19/6092) der AfD-Fraktion. Die Gesamtausgaben beliefen sich auf
2,69 Millionen Euro (Stand 31. Dezember 2016).

In der Antwort berichtet die Regierung auf Nachfrage der AfD über weitere,
zum Teil schon abgeschlossene Projekte in Marokko.

 * 

3. Stand des Entwicklungsinvestitionsgesetzes

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Der Stand des von Bundesentwicklungsminister Gerd Müller
(CSU) angekündigten Entwicklungsinvestitionsgesetzes ist Thema einer
Kleinen Anfrage (19/6876) der FDP-Fraktion. Unter anderen wollen die
Abgeordneten wissen, ob die Bundesregierung bereits mit der Prüfung
begonnen hat, welches Ressort die Federführung bei der Erstellung
übernehmen soll und in welchem Rahmen Unternehmen in die Ausgestaltung
einbezogen werden.

 * 

4. Kein Alkohol in der Schwangerschaft

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Auch ein geringer Alkoholkonsum von Müttern während und
direkt nach der Schwangerschaft kann zu gravierenden Schäden beim Kind
führen. "Punktnüchternheit in Schwangerschaft und Stillzeit" sei daher ein
wichtiges Ziel der 2012 verabschiedeten nationalen Strategie zur Drogen-
und Suchtpolitik, heißt es in der Antwort (19/6794) der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage (19/6431) der FDP-Fraktion.

Es seien zahlreiche Initiativen zur Information, Stärkung der Prävention
und zur Verbesserung der Diagnostik des Fetalen Alkoholsyndroms (FAS) und
der Fetalen Alkoholspektrumsstörungen (FASD) in Gang gesetzt worden.

Genaue Zahlen über die Häufigkeit solcher Störungen liegen nicht vor, auch
weil die Diagnose zum Teil schwierig ist. Laut Expertenschätzungen sei von
mindestens 2.000 Kindern mit FAS pro Jahr in Deutschland auszugehen. Das
Vollbild des FAS trete nur bei rund zehn Prozent aller Kinder mit
pränatalen Alkohol-Folgeschäden auf. Entsprechend häufiger seien Kinder von
FASD betroffen.

Zu den alkoholbedingten Folgeschäden bei Kindern gehören den Angaben
zufolge bestimmte Fehlbildungen, Wachstums- und Entwicklungsstörungen sowie
Verhaltensauffälligkeiten, die "globale Funktionseinschränkungen im Alltag"
bewirken können.

 * 

5. Verdrängung von Gewerbemietern

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um die Situation von Gewerbemietern auf dem
Immobilienmarkt geht es in einer Kleinen Anfrage (19/6957) der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen. Die Abgeordneten verweisen darauf, dass ähnlich wie
im Wohnbereich zahlreiche Gewerbemieter in den vergangenen Jahren aus
Innenstädten verdrängt worden sind. Sie fragen nach einer detaillierten
Bilanz zu dem Thema und möchten wissen, wie die Bundesregierung zur
Problematik aussterbender Innenstädte steht.

 * 

6. Ursachen für irreguläre Migration

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung sieht als Ursachen für Flucht und
irreguläre Migration "insbesondere Krieg, Gewalt, Verfolgung und
Menschenrechtsverletzungen, politische und wirtschaftliche Krisen sowie
mangelnde sozioökonomische Perspektiven in Herkunfts- und zum Teil auch den
Transitstaaten". Sie verfolge daher das Ziel, gegen diese Ursachen gezielt
vorzugehen und dazu beizutragen, dass die Lebensbedingungen und
Perspektiven in den Herkunfts- und Transitstaaten verbessert werden,
schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/6868) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/6298). Danach zielt die politische
Gesamtstrategie der Bundesregierung "darauf, Migration zu steuern und zu
ordnen und illegale Migration zu reduzieren".

 * 
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BUNDESTAG/7914: Heute im Bundestag Nr. 048 - 16.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 48

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 16. Januar 2019, Redaktionsschluss: 08.50 Uhr

1. Annäherung von Albanien und Serbien

2. Geberbasis für Palästinenser-Hilfswerk

3. Entgelte für Raumnutzung im Ministerium

4. Städtepartnerschaften mit Russland

5. Umsiedlungsvorschläge im Flüchtlingspakt

6. Folgen des Brexits für die EU



1. Annäherung von Albanien und Serbien

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung betont die positive Rolle Albaniens
in der Balkanregion. "In Albanien existiert über die Parteigrenzen hinweg
ein nicht infrage gestellter Grundkonsens im Hinblick auf
Nato-Mitgliedschaft, Integration in die Europäische Union (EU), einen
demokratischen Verfassungsstaat und eine auf Verständigung angelegte
Regionalpolitik", heißt es in einer Antwort (19/6006) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/5271). Unter der Regierung von
Ministerpräsident Edi Rama habe es im Verhältnis mit Serbien eine deutliche
Annäherung gegeben, insbesondere im Zuge des Berlin-Prozesses.

 * 

2. Geberbasis für Palästinenser-Hilfswerk

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung setzt sich nach eigener Auskunft für
die Verbreiterung der Geberbasis für das Hilfswerk der Vereinten Nationen
für Palästina-Flüchtlinge im Nahen Osten (UNRWA) ein. So werbe sie
insbesondere im EU-Kreis dafür, eine verstärkte Unterstützung für die
Arbeit von UNRWA zu erreichen, heißt es in der Antwort (19/6710) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/5941). Im Rahmen der Mitgliedschaft in
der Beratenden Kommission ("Advisory Commission") des Hilfswerks
unterstütze die Bundesregierung zudem die UNRWA-Strategie 2016 bis 2021,
die insbesondere auf Effizienzsteigerungen bei der Erbringung von Bildungs-
und Gesundheitsdienstleistungen und beim System der Nahrungsmittelhilfe
durch UNRWA abziele.

 * 

3. Entgelte für Raumnutzung im Ministerium

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Für die Abschlussveranstaltung des Deutsch-Russischen
Jahres der kommunalen und regionalen Partnerschaften im Auswärtigen Amt ist
für den Veranstalter, das Deutsch-Russische Forum e.V., kein Entgelt für
die Überlassung der Räumlichkeiten erhoben worden. Wie die Bundesregierung
in der Antwort (19/6266) auf eine Kleine Anfrage (19/5460) der AfD-Fraktion
schreibt, entstünde bei gemeinsamen Veranstaltungen des Auswärtigen Amtes
und einer externen Organisation für den externen Partner ein
Nutzungsentgelt in Höhe der Aufwendungen, die von Dienstleistern für das
Auswärtige Amt erbracht werden. Die Raummiete und Konferenzservicekosten
trage das Auswärtige Amt. In einem Kooperationsvertrag könnten zudem
zusätzliche Kostenpunkte zwischen den Vertragsparteien abgestimmt werden.
"Bei externen Veranstaltungen muss die externe Organisation, die im
Auswärtigen Amt eine Veranstaltung durchführen möchte, ein kostendeckendes
Nutzungsentgelt entrichten, welches sich aus Raumkosten, darin enthaltenen
Nebenkosten, Konferenzservicekosten und Aufwendungen zusammensetzt." Auf
die Erhebung von Kosten könne verzichtet werden, wenn die Veranstaltung im
Interesse des Auswärtigen Amtes liege.

 * 

4. Städtepartnerschaften mit Russland

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Um eine Evaluierung des Deutsch-Russischen Jahres der
kommunalen und regionalen Partnerschaften 2017 und 2018 geht es in einer
Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/6348). Die Bundesregierung soll
unter anderem angeben, in welchem Umfang solche Partnerschaften in den
kommenden Jahren finanziell unterstützt werden und wie viele
Städtepartnerschaften mit Russland im Vergleich zu Frankreich und der
Ukraine bestehen.

 * 

5. Umsiedlungsvorschläge im Flüchtlingspakt

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Um die im Globalen Flüchtlingspakt der Vereinten Nationen
vorgeschlagenen Umsiedlungsprogramme ("Resettlement-Programme") geht es in
einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/6762). Dabei handle es sich um
die Aufnahme von Flüchtlingen aus Staaten, die bereits viele Flüchtlinge
aufgenommen haben. Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, ob die
Bundesregierung eine Beteiligung an diesen Programmen plant, wie viele
Flüchtlinge sie in den vergangenen acht Jahren im Rahmen solcher Programme
mit welchen Kosten aufgenommen hat und wie viele sie künftig aufzunehmen
gedenkt.

 * 

6. Folgen des Brexits für die EU

Europa/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Regelungen in Bezug auf die Grenze zwischen Irland
und Nordirland im Brexit-Austrittsvertrag sind Thema einer Kleinen Anfrage
(19/6840) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Sie ist der Ansicht, dass die
im Nordirlandprotokoll festgelegten Bestimmungen in den Bereichen Steuern,
Umwelt und Soziales zu Rechtsunsicherheit führen könnten. Konkret fragen
die Abgeordneten daher nach Regularien und Kontrollmechanismen, die etwa
gewährleisten würden, dass in Nordirland wie auch in den 27
EU-Mitgliedstaaten dieselben Schutzniveaus im Bereich des Umweltschutzes
gelten. Weitere Fragen beziehen sich auf die Integrität des Binnenmarktes
und den Zeitplan für ein neues Mandat für die Verhandlungen zu den
zukünftigen Beziehungen zwischen der EU und dem Vereinigten Königreich.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1809: Regierungspressekonferenz vom 14. Januar 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift Pressekonferenz - Montag, 14. Januar 2019

Regierungspressekonferenz vom 14. Januar 2019



Themen: Umbenennung der ehemaligen jugoslawischen Republik
Mazedonien, Rücktritt des griechischen Verteidigungsministers,
Schneesituation in Oberbayern, Reise des Außenministers nach Straßburg,
Überlegungen zur Verschiebung des Brexit, Reform der Grundsteuer,
Äußerungen US-amerikanischer und polnischer Stellen zu Nord Stream 2,
Teilnahme der Bundesregierung am Weltwirtschaftsforum, Sanierung des
Segelschulschiffs "Gorch Fock", Grundrente, Rückkehr eines in Ägypten in
Gewahrsam genommen deutschen Staatsangehörigen nach Deutschland, Lage in
Syrien, Gespräch des Verkehrsministeriums mit den Vorständen der Deutschen
Bahn, Aufnahme von auf dem Mittelmeer aus Seenot geretteten
Flüchtlingen


Sprecher: StS Seibert, Adebahr (AA), Fehling (BMF), Alemany (BMWi),
Flosdorff (BMVg), Ehrentraut (BMAS), Petermann (BMI), Friedrich (BMVI)

Vorsitzende Welty eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Ich möchte zunächst etwas zum Namensstreit zwischen
Griechenland und der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien sagen:
Die Bundesregierung begrüßt die demokratische Entscheidung, die das
Parlament in Skopje am Wochenende getroffen hat. Im Wege der
Verfassungsänderung wurde die Umbenennung des Landes in "Republik
Nordmazedonien" beschlossen. Das ist ein entscheidender Schritt, um einen
jahrzehntelangen Streit endgültig beizulegen. Damit wurde auch ein
wichtiger Schritt in Richtung der euroatlantischen Familie unternommen. Die
Bundesregierung begrüßt die mutigen Anstrengungen beider Nachbarn, die
Namensfrage nach vielen Jahren einvernehmlich zu lösen. Nun hoffen wir,
dass das Verfahren in Kürze durch eine Zustimmung der griechischen Seite zu
der getroffenen Vereinbarung abgeschlossen werden kann.

Frage: Inwiefern befürchtet die Bundesregierung, dass durch die
Regierungskrise in Griechenland und den Verlust der Regierungsmehrheit die
Ratifizierung des Vertrages infrage gestellt werden könnte?

StS Seibert: Die Bundesregierung hat den Rücktritt des griechischen
Verteidigungsministers zur Kenntnis genommen. Zu innenpolitischen Vorgängen
in unserem Partnerland Griechenland möchte ich mich hier, wie üblich, nicht
äußern. Ich wiederhole: Die Bundesregierung begrüßt das sogenannte 
Prespa-Abkommen und hofft darauf, dass das Verfahren zur Beilegung des
Namensstreits in Kürze mit der Zustimmung Griechenlands zu der Vereinbarung
abgeschlossen werden kann.

Zusatzfrage: Befürchten Sie eine Instabilität des Landes infolge der
Regierungskrise, die sich auch auf den Reformprozess auswirken könnte?

StS Seibert: Wir vertrauen auf die in der griechischen Verfassung
vorgesehenen Verfahren zur Lösung einer solchen Regierungskrise.

Mein zweiter Punkt betrifft die unverändert sehr schwierige Schneesituation
in den Teilen Bayerns, in denen die Behörden den Katastrophenalarm ausrufen
mussten. Ich möchte für die Bundeskanzlerin und die Bundesregierung noch
einmal all denjenigen Anerkennung und Dank aussprechen, die im Dauereinsatz
sind, um ihren Mitbürgern zu helfen, um Gefahren abzuwenden und um auch
unter diesen Wetterbedingungen und in diesen Schneemassen so weit wie
möglich Verkehr, Versorgung, Normalität zu ermöglichen. Der Innenminister
ist heute im Einsatzgebiet, die Verteidigungsministerin war am Wochenende
dort. Tatsächlich leisten alle Kräfte vor Ort - die Kräfte der Kommunen,
der Landratsämter, der freiwilligen Feuerwehren, des Technischen Hilfswerks
und der Bergwacht, aber auch die hingezogenen Kräfte zum Beispiel von
Bundeswehr und Bundespolizei - Großartiges. In einer solchen
Herausforderung durch die Natur zeigt sich, wie wir zusammenstehen.

Adebahr: Ich möchte Ihnen ankündigen, dass Außenminister Maas morgen, am
Dienstag, nach Straßburg reisen wird.

Er wird im Europäischen Parlament unter anderem den Parlamentspräsidenten
Antonio Tajani sowie den Vorsitzenden des Ausschusses für auswärtige
Angelegenheiten, David McAllister, treffen. Sicher wird es bei den
Gesprächen im EP um den Brexit gehen. Es wird aber auch darum gehen, sich
im Vorfeld der Europawahlen mit dem Europäischen Parlament zu unterhalten
und natürlich auch erste Fühler auszustrecken mit Blick auf unsere
Ratspräsidentschaft im Jahre 2020.

Außenminister Maas wird außerdem den Generalsekretär des Europarates,
Thorbjørn Jagland, zu einem Gespräch treffen. Da wird es unter anderem
darum gehen, die Mitgliedschaft Russlands im Europarat und mögliche
Lösungsansätze zu diskutieren.

Frage: Unterstützt die Bundesregierung die Überlegungen, im Falle eines
Scheiterns von Frau May in Bezug auf den Brexit das Ausstiegsdatum zu
verschieben?

Adebahr: Die Bundesregierung hat weiterhin ein überragendes Interesse an
einem geordneten Austritt und an einer Annahme des ausgehandelten
Abkommens. Wir wollen im Moment nicht spekulieren, sondern warten die
Entwicklungen in Großbritannien in den nächsten Tagen ab. Ich verweise auf
die Äußerungen von Außenminister Maas, der letzte Woche in Dublin gesagt
hat: Wer darauf setzt, die Abstimmung scheitern zu lassen, um anschließend
möglicherweise bessere Verhandlungsgrundlagen zu haben, der geht ein
außerordentlich hohes Risiko ein; darauf würde ich mich nicht verlassen.
Das hat er gesagt. Wir müssen schauen, wie es morgen im britischen
Parlament weitergeht.

Zusatzfrage: Es gibt also keinen Plan B für den nicht unwahrscheinlichen
Fall, dass Premierministerin May morgen scheitert? Es gibt keine
Überlegungen, dass eine Verschiebung des Austrittsdatums das geringere Übel
wäre und seitens der EU akzeptiert werden sollte?

Adebahr: Ich glaube, es ist gut und richtig, sich heute, einen Tag vor
einer möglichen Abstimmung, nicht mit Spekulationen zu solchen Themen zu
äußern.

Frage: Zur Grundsteuer gibt es heute ein Treffen von Finanzminister Scholz
mit seinen Amtskollegen aus den Ländern. Erwartet das Finanzministerium
heute irgendwelche Ergebnisse? Hat es im Vorfeld ein Gespräch von Herrn
Scholz mit der Union gegeben, damit die Regierung ein einheitliches Modell
hat?

Fehling: In der Tat gibt es dazu heute ein Treffen im BMF mit den
Finanzministern der Bundesländer. Ich bitte um Verständnis, dass ich den
Ergebnissen dieses Treffens nicht vorgreifen kann. Im Übrigen - darauf habe
ich schon letzten Freitag an dieser Stelle verwiesen - hat sich der
Minister dazu schon geäußert. Und jetzt warten wir mal das heutige Gespräch
ab.

Zusatzfrage: Und die Diskussion mit der Union?

Fehling: Wie gesagt, der Minister hat sich zu dem Themenkomplex geäußert.
Zu Einzelheiten von Gesprächen nehmen wir hier sowieso keine Stellung.
Heute findet das Gespräch statt.

Frage: Gibt es denn irgendeinen Zeitplan, wie man vorankommen möchte?

Fehling: Konkrete Zeitpläne für die nächsten Tage und Wochen kann ich Ihnen
nicht nennen. Aber Sie alle wissen: Das Bundesverfassungsgericht hat uns
den großen Zeitplan mitgegeben; bis Ende des Jahres muss eine Reform ins
Bundesgesetzblatt kommen. Der Minister hat sich zuversichtlich geäußert,
dass dies gelingen wird.

Zusatzfrage: Aller Erfahrung nach muss dann ungefähr um Ostern ein
Gesetzentwurf fertig sein. Gibt es irgendwelche Überlegungen, das bis dahin
schaffen zu wollen?

Fehling: Wie gesagt: So konkrete Zeitpläne kann ich Ihnen an dieser Stelle
noch nicht mitteilen.

Frage: Gestern wurde bekannt, Frau Adebahr, dass sich der US-Botschafter
mit Briefen an deutsche Firmen gewandt hat, die am Bau von Nord Stream 2
beteiligt sind. Wie beurteilen Sie diese Briefe?

Adebahr: Wir haben die Berichterstattung darüber und auch die Äußerungen
des Botschafters zur Kenntnis genommen. Ich kann Ihnen sagen, dass wir als
Auswärtiges Amt - ich glaube, das gilt auch für andere Stellen der
Bundesregierung - in einem ganz engen Austausch mit den USA, mit den
Kollegen von der Administration in Washington und auch auf ganz
vielfältigen Ebenen mit der US-Botschaft stehen. Dass wir zum Beispiel zum
Thema Nord Stream unterschiedliche Positionen vertreten, ist bekannt. Das
war auch Gegenstand eines sehr ausführlichen Gespräches, das Staatssekretär
Andreas Michaelis am Freitag vergangener Woche, also am 11. Januar, mit
Under Secretary of State David Hale geführt hat. Da ging es um verschiedene
Fragen, unter anderem auch um das Thema Nord Stream. Es ging auch um Iran
und Syrien. Diesen Austausch pflegen wir sehr offen und sehr direkt. Zum
Beispiel in diesem Gespräch haben wir alle relevanten Fragen angesprochen.

Zusatzfrage: Erstens. Wann und wie hat das Auswärtige Amt von diesen
Briefen erfahren? Über die Presseberichterstattung? Oder hat es da eine
andere Information geben?

Zweitens. Haben Sie nach Bekanntwerden dieser Briefe Kontakt mit der 
US-Botschaft aufgenommen?

Adebahr: Zur zweiten Frage: Wir haben vielfältige und ganz unterschiedliche
Kontakte mit der amerikanischen Administration und sprechen laufend über
bestimmte Themen, so auch über Nord Stream.

Zur ersten Frage: Ich kann Ihnen heute und hier nicht genau sagen, wie wir
davon erfahren haben. Insofern ist das auch eine interne Kommunikation. Ich
glaube, es wäre auch an den Unternehmen, sich sonst dazu zu äußern.

Frage: Erstens. Frau Adebahr, wir verstehen natürlich, dass Sie regelmäßig
im Austausch mit Ihren Counterparts auf US-Seite stehen. Dennoch gibt es
jetzt durch die öffentliche Berichterstattung über diese Briefe eine neue
Situation. Es gibt ja verschiedene Möglichkeiten, auf eine Botschaft, auf
einen Botschafter zuzugehen. Ist im Auswärtigen Amt oder auch mit dem
Kanzleramt darüber gesprochen worden, den Herrn Botschafter einzuladen oder
einzubestellen?

Zweitens. In der Berichterstattung war von "Drohbriefen" die Rede. Machen
Sie sich diese Einordnung zu eigen? Wenn nicht, welche würden Sie
bevorzugen?

Adebahr: Das sind Briefe an Unternehmen. Ich kategorisiere die hier nicht.

Ich möchte betonen, dass es unser Stil ist, dass wir uns direkt mit der
amerikanischen Seite über Themen unterhalten, die beide Seiten betreffen
und bei denen wir womöglich unterschiedlicher Meinung sind. Das tun wir
fortlaufend und haben das zum Beispiel am letzten Freitag - ziemlich
hochrangig - mit dem Under Secretary of State David Hale getan.

Frage: Frau Adebahr, Sie betonen jetzt die vielfältigen Kontakte mit der
amerikanischen Seite. Gehört dazu auch ein Kontakt mit dem amtierenden
Botschafter im normalen, üblichen Maße, oder haben Sie diese Kontakte auf
anderen Kanälen?

Adebahr: Wir haben vielfältige Kontakte. Das schließt die gesamte
Bandbreite der US-Botschaft in Berlin ein und auch die Kontakte über unsere
Botschaft in Washington mit dem amerikanischen Kongress und mit der
gesamten Administration.

Frage: Erstens. Sie sagten eben, dass Sie die Briefe an die Unternehmen
nicht kategorisieren. Das heißt, Sie kennen sie sehr wohl. Können Sie das
bestätigen?

Zweitens. Hatten Sie am Wochenende Kontakt zu den Nord-Stream-Unternehmen?

Adebahr: Diese Frage könnte man vielleicht auch an andere Stellen in der
Bundesregierung richten. Ich kann Ihnen von hier aus heute Morgen nichts zu
interner Kommunikation sagen. Mir ist auch über einen solchen Kontakt übers
Wochenende nichts bekannt.

Zusatzfrage: Weil Sie nahelegen, an anderer Stelle in der Bundesregierung
zu fragen: Fühlt sich jemand - vielleicht das Wirtschaftsministerium -
berufen, auf die Frage zu antworten, ob es Kontakte gab?

Alemany: Wir stehen immer in engem Kontakt mit unseren Unternehmen und
hatten auch hierzu Kontakt.

Zusatzfrage: Können Sie zu diesem Kontakt etwas Näheres sagen?

Alemany: Nein, es handelt sich um interne Gespräche. Aber unsere
Unternehmen kennen die Lage. Sie kennen die Einschätzung der US-Seite zu
dem Projekt und auch die Einschätzung der Bundesregierung zu dem Projekt.
Beides hat sich ja nicht verändert.

Frage: Wie bewerten denn die Kanzlerin und das Kanzleramt diese Briefe?
Begrüßen sie das Engagement der amerikanischen Botschaft?

Frau Adebahr, können Sie uns erklären, was aktuell "ganz enger Austausch"
bedeuten soll? Wie tauschen Sie sich mit den Amerikanern aktuell aus?

StS Seibert: Ich kann es nur so darstellen, wie es die Kollegin Adebahr
gerade getan hat: Der Bundesregierung ist die kritische Haltung der 
US-Regierung zum Projekt Nord Stream 2 seit Längerem bekannt. Umgekehrt ist
auch der amerikanischen Regierung unsere Haltung zu diesem Projekt bekannt.
Das war Gegenstand vieler Gespräche auf allen Ebenen, auch zwischen der
Bundeskanzlerin und dem amerikanischen Präsidenten. Darüber hinaus sehe ich
keine neue Lage.

Zusatzfrage: Ich hatte gefragt, ob die Kanzlerin dieses Engagement begrüßt.

StS Seibert: Das halte ich für eine rhetorische Frage.

Adebahr: Wir haben ein Länderreferat. Wir haben eine Politische Direktorin.
Wir haben den Staatssekretär. Wir haben Beauftragte. Wir haben eine
Botschaft. Wir haben ein dichtes Netz von engen, professionellen Kontakten
und Gesprächen jedweder Art, das wir auch nutzen.

Frage: Frau Adebahr, auch der polnische Außenminister Czaputowicz hat sich
kürzlich in einem Interview sehr kritisch zu Nord Stream 2 geäußert. Kennen
Sie die Sorgen der polnischen Kollegen? Wie gehen Sie darauf ein?

Adebahr: Uns sind die Bedenken von verschiedenen Seiten bekannt. Unsere
Haltung zu Nord Stream 2 haben wir in den letzten
Regierungspressekonferenzen immer wieder thematisiert. Natürlich gehen wir
auf Bedenken ein und nehmen sie ernst. Aber unsere Haltung hat sich nicht
verändert. Ich glaube, das müssen wir hier nicht jedes Mal wiederholen.

Frage: Mancher hat sich darüber gewundert, dass der amerikanische
Botschafter solche Briefe an Firmen schreibt, und das als ungewöhnlich
bezeichnet. Hat man sich auch im Außenministerium und vielleicht im
Wirtschaftsministerium gewundert? Würde ein deutscher Botschafter im
Ausland solche Briefe schreiben?

Adebahr: Ich belasse es dabei, zu sagen, dass es unserem Stil entspricht,
Themen offen, professionell und direkt miteinander zu besprechen.

Frage: Frau Alemany, Sie sagten, Sie hätten am Wochenende in Kontakt mit
den Unternehmen gestanden. Wie haben denn die Unternehmen auf den Brief von
Herrn Grenell reagiert? Haben die Unternehmen Ihnen gegenüber Überlegungen
geäußert, als Konsequenz aus diesen Briefen etwas an ihrem Wirtschaften zu
verändern? Haben Sie ihnen eventuell dazu geraten oder davon abgeraten?

Alemany: Ich habe nicht "am Wochenende" gesagt. Ich habe nur gesagt, dass
wir in engem Kontakt stehen. Es gab ja schon im Laufe der Woche
Berichterstattung zu diesem Thema, nicht erst am Sonntag.

Für Firmen, die Kontakt mit unserer Arbeitsebene suchen, haben wir immer
eine offene Tür. Wir würden aber mitnichten irgendwelche Empfehlungen
geben. Wie gesagt: Die Unternehmen kennen die Lage ganz genau.

Frage: Ein durch diplomatische Regeln geschützter Botschafter schreibt
Briefe an Unternehmen - auch an deutsche Unternehmen -, in denen er
Konsequenzen eines bestimmten Verhaltens aufzeigt. Frau Adebahr, ist Ihnen
ad hoc erinnerlich, dass ein anderer Botschafter so etwas schon einmal
getan hat?

Adebahr: Da trauen Sie mir eine Allwissenheit zu, die ich bei Weitem nicht
habe. Ich glaube, wir haben von dieser Bank gesagt, was wir zu diesem Thema
sagen wollten.

Frage: Behandelt die Bundesregierung den US-Botschafter genauso wie den
chinesischen oder den russischen Botschafter? Könnte auch der chinesische
oder der russische Botschafter Drohbriefe an deutsche Firmen schicken, und
die Bundesregierung würde die Füße stillhalten und nett darum bitten, dass
das aufhört? Würde sie ihn nicht einbestellen?

Adebahr: Das war eine Reihe von Suggestivfragen. Die dahinterliegende
Wertung mache ich mir nicht zu eigen. Ich durchschaue sie auch nicht ganz.

Die Bundesregierung legt Wert darauf, alle in Deutschland akkreditierten
Botschafterinnen und Botschaftern nach den Regeln des Völkerrechts, den
diplomatischen Gepflogenheiten und dem protokollarischen Verfahren zu
behandeln.

Frage: Ich habe eine Frage an alle: Ich wüsste gerne, welche Ministerinnen
und Minister, Staatssekretärinnen und Staatssekretäre nach Davos zum
Weltwirtschaftsforum reisen und ob auch die Kanzlerin reist; auf der Liste
steht sie ja.

StS Seibert: Dann fange ich an und erinnere Sie daran, dass wir die
öffentlichen Termine der Bundeskanzlerin am Freitag der jeweiligen Vorwoche
verkünden. Davon werde ich auch in diesem Fall nicht abrücken.

Alemany: Ich kann sagen, dass Wirtschaftsminister Altmaier reist.

Flosdorff: Auch die Bundesverteidigungsministerin wird nach Davos reisen.
Sie engagiert sich dort ja auch im Board of Trustees für die Veranstaltung.

Adebahr: Ich kann Ihnen hier heute keine Reise von Außenminister Maas
ankündigen.

Zusatzfrage: Können Sie eruieren und dann vielleicht in ein, zwei Tagen
mitteilen, wer darüber hinaus nach Davos reist?

Vorsitzende Welty: Offensichtlich müssen Sie sich da noch ein bisschen
gedulden.

Zusatzfrage: Ich meine, die Veranstaltung beginnt nächsten Dienstag.
Vielleicht könnte man es bis Mitte der Woche hinkriegen, dass wir
Informationen bekommen, welche Häuser dort vertreten sind.

StS Seibert: Das ist sicher denkbar.

Frage: Ich würde gern von Frau Alemany und Herrn Flosdorff wissen, an
welchen Tagen denn die Minister in Davos sein werden?

Alemany: Minister Altmaier ist vom 23. bis 24. Januar dort.

Flosdorff: Nach jetziger Planung - soweit mir das bekannt ist - von
Dienstagabend bis Donnerstagabend, vielleicht auch noch den frühen Freitag.

Frage: Ich wüsste gern von Herrn Seibert, ob das zufällig in der letzten
Woche schon einmal Thema war; da war ich nicht hier. Könnten Sie etwas zu
den morgigen Gesprächen zur Kohlekommission im Kanzleramt sagen? Ich würde
gern wissen, wer genau teilnimmt, ob es anschließend eine Kommunikation von
Ergebnissen geben wird - und wenn ja, in welcher Form - und ob die
Kanzlerin mit irgendwelchen Erwartungen in das Gespräch geht.

StS Seibert: Ich weiß, ehrlich gesagt, nicht, ob es am Freitag hier Thema
war. Da war ich nicht da. Am Mittwoch, als ich das letzte Mal hier war, war
es nicht Thema. Vielleicht haben Sie also noch gar nicht so viel verpasst.

Ich kann Ihnen dazu nur ganz grundsätzlich sagen: Das ist eine Kommission,
die sich mit einem enorm wichtigen Thema befasst. Es ist wichtig für die
Energie- und Klimapolitik unseres Landes, vor allem aber auch für viele
Menschen in den Braunkohleregionen. Diese Kommission schließt schon bald
ihre Arbeit ab. Da ist es nur angemessen, dass die Bundeskanzlerin das
Gespräch sucht. Unser Ziel ist es ja als Bundesregierung auch, die Position
der Bundesregierung gut mit den betroffenen Bundesländern abzustimmen. All
diesen Zielen dient das morgige nichtöffentliche Treffen. Es ist kein
Treffen, bei dem Entscheidungen fallen, die Sie anschließend verkündet
bekämen. Deswegen werde ich ihm auch nicht vorgreifen. Sie sollten aber
keine öffentlichen Informationen am Ende dieses Treffens aus dem Kanzleramt
heraus erwarten.

Das ist ein Thema, das immens wichtig ist. Die Bundeskanzlerin, die
Bundesregierung, will sich dazu mit Mitgliedern der Kommission wie auch mit
den Ministerpräsidenten der betroffenen Länder informieren, austauschen,
abstimmen.

Zusatzfrage: Können Sie noch einmal genau sagen, welche Ministerien dabei
vertreten sind?

StS Seibert: Es nehmen zunächst einmal die Ministerpräsidenten von
Brandenburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Nordrhein-Westfalen teil. Weiter
sind anwesend der Chef des Bundeskanzleramtes, Minister Braun, der
Bundeswirtschaftsminister Altmaier, der Minister für Arbeit und Soziales,
Herr Heil, Ministerin Schulze für das BMU, Finanzminister Olaf Scholz und
die Vorsitzenden der Kommission.

Frage: Herr Seibert, ich wollte Sie fragen, ob die Kanzlerin denn bereit
ist, die Geldbörse noch etwas weiter zu öffnen. Bisher sind es anderthalb
Milliarden bis 2021. Die Ministerpräsidenten haben eine deutlich höhere
Zahl in den Raum geworfen. Wie ist da die Haltung der Kanzlerin?

StS Seibert: Ich werde dem morgigen Gespräch in keiner Weise vorgreifen.

Zusatzfrage: Vielleicht kann ja das BMF noch etwas dazu sagen, wie weit
denn die Möglichkeiten überhaupt reichen, aus der Staatskasse noch mehr an
die Länder zu geben.

Fehling: Auch ich bitte um Verständnis, dass ich dem zum jetzigen Zeitpunkt
nichts hinzuzufügen habe.

Frage: Herr Seibert, darf man denn aus der Tatsache, dass die Kanzlerin die
Notwendigkeit sieht, die Ministerpräsidenten, die Minister und die
Vorsitzenden zu sich einzuladen, eine Unzufriedenheit über die bisherigen
Fortschritte der Kommission ablesen?

StS Seibert: Das ist nicht meine Wertung, ausdrücklich nicht, sondern es
ist, wie ich gesagt habe, auch dadurch begründet, dass die Kommission kurz
vor Abschluss ihrer Arbeit steht.

Frage: Ich hätte noch einmal eine Frage, Herr Seibert. Sind denn für die
Kanzlerin das Entstehen neuer Arbeitsplätze und das Vermeiden sozialer
Härten wichtiger als der schnelle Klimaschutzbeitrag durch das Abschalten
von Kraftwerken? Oder ist es umgekehrt der Fall?

StS Seibert: Dafür, dass es ein nicht presseöffentliches Treffen ist, das
morgen Abend stattfindet, reden wir schon ganz schön viel darüber. Ich
möchte mich dazu nicht weiter äußern.

Die Bundeskanzlerin hat sich in der Vergangenheit - wir können das Zitat
gern noch einmal heraussuchen - zu der Aufgabe, die sich der Kommission und
dem Staat stellt, geäußert. Dazu gibt es nichts Neues. Ich lasse das Zitat
noch einmal heraussuchen. Dann kann ich es Ihnen vielleicht noch in dieser
Pressekonferenz vortragen.

Frage: Mich würde noch einmal interessieren, auf wessen Initiative dieses
Treffen eigentlich ausgegangen ist?

StS Seibert: Es ist vereinbart worden. Die Bundeskanzlerin hat dazu
eingeladen.

Zusatzfrage: Daraus ergibt sich natürlich die Anschlussfrage: Die
Kommission hat ja ausdrücklich keine aktiven Politiker in ihren Reihen.
Kann das nicht als eine Einflussnahme auf die Arbeit der Kommission
interpretiert werden?

StS Seibert: Es ist ein Austausch und ein Informationstreffen.

Frage: Es geht um die "Gorch Fock". Wie bewertet denn das
Bundesverteidigungsministerium jetzt den Bericht des Rechnungshofes, dass
überhaupt nie eine Wirtschaftlichkeitsprüfung stattgefunden hat? Das wäre
die eine Frage.

Die andere Frage: Wäre es denkbar - gerade unter der Voraussetzung, dass
der Ministerin vielleicht tatsächlich falsche Zahlen vorgelegen haben
könnten -, dass sich die Ministerin doch noch einmal anders entscheidet,
was den Weiterbau oder die Sanierung der "Gorch Fock" angeht?

Flosdorff: Danke für die Frage. Ich würde hier - ich bitte um Verständnis -
eine umfassende Bewertung dazu nicht abgeben, zumal das eine Prüfmitteilung
ist, die uns erst vor nicht allzu vielen Tagen erreicht hat. Mit dem
Bundesrechnungshof ist bisher vereinbart - das wäre dann auf Seiten des
Bundesrechnungshofs anders zu bewerten -, bis zum Abschluss des
kontradiktorischen Verfahrens die Gelegenheit zu erhalten, zu den einzelnen
Sachverhalten und Bewertungen seitens des Ministeriums Stellung zu nehmen.

Das ist eine sehr umfangreiche Instandsetzungshistorie, die dort Gegenstand
dieser Prüfmitteilung ist. Das geht bis zum Beginn dieses Jahrtausends
zurück. Die unterschiedlichen Stellen, die Verfahrensschritte, was
instandgesetzt worden ist, welche Reparaturen zu welchem Zeitpunkt absehbar
waren, all das beleuchtet der Bundesrechnungshof. Das braucht einige Zeit,
bis das von unserer Seite aus richtig eingeordnet, bestätigt oder ergänzt
werden kann. - Das vorausgeschickt.

Diese Aufarbeitung läuft auf unterschiedlichsten Ebenen. Es gibt
unterschiedlichste beteiligte Stellen in der Bundeswehr. Der Großteil
dieses Geschehens spielt unterhalb des Ministeriums in den zuständigen
Ämtern.

Nichtsdestotrotz geht es dabei auch um die Frage - da haben Sie
selbstverständlich Recht; auch das ist Gegenstand der Prüfmitteilung -,
inwieweit valide Daten und Sachstände nach oben durchgemeldet worden sind.
Das wird untersucht.

Parallel dazu - darüber hatten wir ja schon vor Ende des Jahres gesprochen -
 gibt es diesen Korruptionsverdacht gegen einen Mitarbeiter der Bundeswehr
auf der Werft. Diese Untersuchungen laufen parallel dazu, sowohl bei der
Staatsanwaltschaft als auch bei uns intern. All diese Ermittlungen werden
zusammen laufen.

Bisher - das ist der Sachstand; daran hat sich auch nichts geändert - haben
wir einen Zahlungsstopp bei den Arbeiten der "Gorch Fock". Wie es mit der
"Gorch Fock" weitergeht, werden wir erst abschließend wissen und
entscheiden können, wenn wir in all diesen Punkten Klarheit haben. Deswegen
- da bitte ich um Verständnis - kann ich Ihnen jetzt hier und heute auf
diese Frage keine abschließende Antwort geben.

Zusatzfrage: Also dieser Zahlungsstopp bezieht sich quasi nicht nur auf die
Prüfung des Korruptionsvorfalls, sondern wahrscheinlich auch noch auf die
Prüfung der Vorwürfe des Bundesrechnungshofs? Habe ich das so richtig
verstanden?

Flosdorff: Das ist ein anderer Sachverhalt, auf den sich jetzt die
Korruptionsvorwürfe beziehen. Das ist eine sehr umfassende Betrachtung
dessen, was in den letzten fast zwanzig Jahren passiert ist, aufgegliedert
nach unterschiedlichen Schritten, den unterschiedlichsten beteiligten
Stellen und Kenntnisständen. Das wird dort bewertet. Der Zahlungsstopp
bezieht sich jetzt in erster Linie auf das Instandsetzungsverfahren, das
wir aktuell haben, also auf Arbeiten, die schon in der Werft stattgefunden
haben, die aber auch in den nächsten Monaten und im nächsten Jahr noch
weiter stattfinden müssten.

Da wollen wir erst einmal, bevor jetzt wieder öffentliche Gelder dort
investiert werden, wissen: Inwiefern ist dort bisher alles richtig
investiert worden? War das alles sachgerecht? War das preislich in Ordnung,
was auch über den Tisch desjenigen gelaufen ist, der dort von der
Bundeswehr dafür zuständig war, das zu beurteilen, der der sich jetzt
sozusagen einem Verdacht der Korruption ausgesetzt sieht und gegen den auch
die Staatsanwaltschaft ermittelt?

Frage: Herr Flosdorff, zwei Nachfragen dazu: Ist denn - Stand jetzt - ein
völliger Stopp der Instandsetzungsmaßnahmen überhaupt noch denkbar, also
ein Ende mit Schrecken? Oder sagen Sie: Kopf runter und durch?

Macht man sich grundsätzlich Gedanken darüber, ob die Bundesmarine
überhaupt noch ein Segelschulschiff braucht?

Flosdorff: Für solche Überlegungen ist es viel zu früh. Wir müssen jetzt
erst einmal genau wissen: Was ist der tatsächliche Stand?

Es gibt dazu Papiere; es gibt Berichte. Trotzdem wollen wir es jetzt genau
wissen. Es gibt Sachverhalte, bei denen man etwas mehr Zeit braucht, um sie
zu eruieren. Man muss jetzt durch die Bücher gehen und schauen: Wie waren
die Preiskalkulationen? Stimmt das alles? Welche Arbeiten sind tatsächlich
von den Arbeiten ausgeführt worden, die abgerechnet worden sind? Wie sind
die weiteren Prognosen, dass das im Management weiter erfolgreich zu Ende
gebracht werden kann, was man bisher bei der Restaurierung erreicht hat?

Wenn man dort eine gesicherte Ablauflinie hat, dann kann man Entscheidungen
treffen. Zum jetzigen Zeitpunkt ist das nicht möglich. Deswegen werde ich
jetzt auch nicht auf unterschiedliche Szenarien eingehen, die sich dann
anbieten. Denn erst müssen wir in der Lage sein, das valide zu bewerten.

Zusatzfrage: Wer macht die Prüfung genau? Macht das die Marine, der
Bundesrechnungshof oder eine unabhängige Stelle?

Flosdorff: Das sind unterschiedlichste Stellen. Was die Frage dieses
Preisprüfers angeht, der jetzt auch Gegenstand staatsanwaltschaftlicher
Untersuchungen ist, so sind das natürlich andere Preisprüfer - das ist eine
sehr fachliche Tätigkeit -, die das jetzt penibel nachprüfen.

Zweite Linie: Was jetzt die Rolle der unterschiedlichen beteiligten Stellen
der Bundeswehr auf den unterschiedlichsten Ebenen angeht, so wird das jetzt
aus dem Ministerium durch eine Stelle koordiniert, die bisher nicht mit
diesem Strang befasst war, die also einen neutralen Blick darauf hat.
Unterstützt wird sie von Fachkräften aus anderen Bereichen des
Geschäftsbereichs des Bundesverteidigungsministeriums. Es sind
nachgeordnete Behörden, die auch mit Prüfverfahren betraut sind und dort
die notwendige Sachkenntnis mitbringen. Aber natürlich wird auch
zugearbeitet durch die Marine, das Amt in Koblenz und die dem Amt
nachgeordneten Behörden.

Frage: Herr Flosdorff, aus gegebenem Anlass: Findet diese Aufarbeitung
beziehungsweise kritische Analyse mit internem Sachverstand statt, oder
werden auch externe Berater hinzugezogen? Welches ist die Position oder
Rolle dieser?

Zum Zweiten: Können Sie sagen, wie viel Geld bislang bei der 
"Gorch Fock"-Sanierung entweder tatsächlich schon ausgegeben oder irreversibel zugesagt
worden ist?

Flosdorff: Der bisherige Ausgabenstand bei der "Gorch Fock" - das hatten
wir Ende des Jahres - sind 67 Millionen Euro. Daran hat sich nichts
geändert, da ja damals ein Zahlungsstopp verfügt worden ist.

Was jetzt externen und internen Sachverstand angeht: Die Staatsanwaltschaft
würde ich jetzt dem externen Sachverstand zuordnen. Mit ihr arbeiten wir
intensiv zusammen.

Ansonsten ist das im Moment - wir haben ja 250 000 Mitarbeiter; wir haben
70 000 Zivilbeschäftigte, die sich sehr gut mit Verwaltung auskennen, auch
mit Rechnungsprüfung - gut intern machbar.

Frage: Wieder eine Frage an das BMAS. Die Vorsitzende der CDU, Frau 
Kramp-Karrenbauer, hat gesagt, dass sie auf einen Gesetzentwurf von Herrn Heil
zur Grundrente wartet. Das Ganze hat sie auch schon im vergangenen Jahr
gesagt, versehen mit einer gewissen zeitlichen Nachdrücklichkeit. Können
Sie schon sagen, wann Ihr Haus beziehungsweise der Minister diesen
Gesetzentwurf, der für 2019 vorgesehen ist, genau vorlegen wird?

Herr Seibert, mich würde interessieren, ob die Bundeskanzlerin, die jetzt
nur noch Bundeskanzlerin ist, die Eile und die Motive dahinter teilt,
nämlich da möglichst vor den Wahlen in Ostdeutschland zu einer tragbaren
Lösung zu kommen?

StS Seibert: Dann würde ich Sie zunächst einmal an eine Äußerung erinnern,
die die Bundeskanzlerin bei der MPK-Ost im vergangenen April gemacht hat.
Sie sprach davon, dass die Grundrente, die wir, also die Bundesregierung,
einführen wollen, von großer Bedeutung sei und sich der Sozialminister
dieser Fragen sehr schnell annehmen werde. Das war im April 2018.

Das heißt, sie teilt diese Einschätzung, die ja auch im Koalitionsvertrag
niedergelegt ist. Union und SPD wollen eine solche Rente einführen, sie
soll 10 Prozent über der Grundsicherung liegen und davon sollen alle einen
Nutzen haben, die ein Leben lang gearbeitet haben, Kinder erzogen haben,
Angehörige gepflegt haben. Eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe beschäftigt sich
zurzeit mit diesem Thema, und der Gesetzentwurf soll ja tatsächlich bis zur
Sommerpause ins Kabinett eingebracht werden.

Ehrentraut: Das, was Herr Seibert gesagt hat, kann ich nur bestätigen. Wir
freuen uns natürlich und begrüßen es, wenn die Pläne einer Grundrente
grundsätzlich Unterstützung finden, auch von der CDU-Parteivorsitzenden.
Wie Herr Seibert gesagt hat: Vorarbeiten hierzu laufen, und innerhalb der
ersten Jahreshälfte werden wir entsprechende Vorschläge vorlegen.

Zusatzfrage: Ich hätte noch eine inhaltliche Frage, weil unter anderem von
Herrn Mohring auch aufgeworfen wurde, dass diese Grundrente nach
Möglichkeit auch die lange Zeit unterbrochenen Erwerbsbiografien in der
ehemaligen DDR berücksichtigen solle. Ist das systematisch überhaupt
möglich, wenn man bedenkt, dass nach den derzeitigen Modellen eine
bestimmte Zahl an Versicherungsjahren gegeben sein muss?

Ehrentraut: Es gibt hierzu ja grundsätzliche Festlegungen im
Koalitionsvertrag. Die konkrete Ausgestaltung bleibt aber abzuwarten,
deshalb werde ich das im Einzelnen jetzt nicht kommentieren können.

Vorsitzende Welty: Herr Seibert hat etwas nachzureichen - ich denke, es
geht um das Zitat.

StS Seibert: So ist es, das Zitat ist gefunden. Der Kollege war, glaube
ich, derjenige, der die Frage gestellt hatte. Da ging es also noch einmal
um die Haltung der Bundeskanzlerin zum Auftrag der Kohlekommission. Sie
sagte am 21. November des vergangenen Jahres im Bundestag:

"[Ich] will ... noch einmal deutlich machen, dass es uns hier darum geht,
den Klimawandel auf der einen Seite und die Zukunft der Menschen auf der
anderen Seite in Einklang zu bringen. Es geht nicht darum, als Erstes
irgendwelche Ausstiegsdaten zu beschließen, sondern darum, den Menschen
Hoffnung und Zukunft zu geben und den Strukturwandel wirklich
vorzubereiten, um ihnen dann die Sicherheit zu geben und zu sagen: Ja, auch
wir werden unseren Beitrag für den Klimawandel leisten."

Das ist, wie gesagt, das Zitat der Bundeskanzlerin vom 21. November 2018.

Frage: Frau Adebahr, können Sie Berichte bestätigen, wonach auch der zweite
in Ägypten in Gewahrsam Genommene inzwischen nach Deutschland zurückgekehrt
ist, indem er offenbar aus Ägypten ausgewiesen wurde?

Ergänzend dazu an das BMI: Ist auch richtig, dass die Sicherheitsbehörden
ihn vernommen haben, um dem von Ägypten geäußerten Vorwurf eines
Terrorverdachts nachzugehen?

Adebahr: Ich kann Ihnen bestätigen, dass nach unseren Informationen auch
der zweite Betroffene vergangene Nacht nach Deutschland zurückgekehrt ist.

Petermann: Zum Stand eventueller Vernehmungen kann ich hier keine Auskunft
erteilen.

Frage: Frau Adebahr, können Sie sagen, in welchem Zustand er sich befindet?
Wurde er gefoltert? Können Sie uns nähere Umstände mitteilen?

Adebahr: Nein, mit Blick auf die Persönlichkeitsrechte beider Betroffener
in diesem Fall kann ich Ihnen hier leider keine näheren Auskünfte geben.

Frage: Frau Adebahr, unabhängig von den Persönlichkeiten: Können Sie uns
mehr Hintergründe zu diesen beiden Fällen geben? Wie konnten sie jetzt
wieder zurückkehren, was hat Deutschland gemacht?

Adebahr: Nein, auch das kann ich leider nicht.

Frage: Auch an das Auswärtige Amt: US-Präsident Donald Trump hat sich zur
Syrien-Situation geäußert und gesagt, dass sich die US-Truppen jetzt so
schnell wie möglich zurückziehen werden, er aber die Türkei - ich zitiere
jetzt einmal - wirtschaftlich zerstören würde, falls sie ein kurdisches
Gebiet angreife. Hat die Bundesregierung dazu eine Stellungnahme?

Adebahr: Wir haben hier in den letzten Tagen, glaube ich, oft über Syrien
und über ein mögliches türkisches Eingreifen dort und unsere Haltung dazu
gesprochen; das muss ich jetzt nicht wiederholen. Aus unserer Sicht stellt
sich die Frage etwaiger wirtschaftlicher Sanktionen gegen die Türkei
derzeit nicht.

Frage: An das Verkehrsministerium: Morgen trifft sich Herr Scheuer mit dem
Bahn-Vorstand. Was soll denn da nach seinem Willen herauskommen, und wie
wird man die Ergebnisse erfahren?

Friedrich: Grundsätzlich kann ich Ihnen zum zweiten Teil Ihrer Frage sagen,
dass die Frage, wie das medial begleitet wird, noch im Raum steht. Wir
werden Sie aber darüber informieren, das heißt, wir werden einen Termin,
soweit er denn stattfinden würde, dann auch in großer Runde mitteilen.

Zum ersten Teil Ihrer Frage hatte sich eigentlich schon mein Kollege, Herr
Strater, am Freitag geäußert. Es ist einfach so, dass sich bei der Bahn
spürbar etwas ändern muss, und das zügig. Es geht da vor allem um Fragen
der betrieblichen Abläufe, zum Beispiel beim Service, oder auch darum, dass
Baustellen effizienter abgewickelt werden müssen. Der Güterverkehr steht
sehr gut da, auch das ist für uns ein wichtiges Thema. Es kann daher nicht
sein, dass die Sparte des Güterverkehrs bei der Bahn so stark schwächelt.
Über all diese Themen soll morgen gesprochen werden. Ich bitte darum,
dieses Gespräch erst einmal abzuwarten; ich kann dem Gespräch inhaltlich
nicht vorgreifen.

Frage: Herr Seibert, ist es richtig, dass die Bundeskanzlerin am Wochenende
mit Frau May wegen des Brexits telefoniert hat?

StS Seibert: Das kann ich bestätigen, ja.

Zusatzfrage: Können Sie sonst noch etwas zu dem Gespräch sagen? Warum hat
das stattgefunden?

StS Seibert: Na ja, morgen steht das britische Parlament vor einer
wichtigen Entscheidung. Ich finde es nicht unnatürlich, dass sich die
Premierministerin mit einer Reihe von europäischen Regierungschefs immer
weiter noch abstimmt. Das ist genau das, was hier geschehen ist, und mehr
kann ich Ihnen dazu nicht sagen.

Zusatzfrage: Wie kann man sich, wenn das britische Parlament eine
Entscheidung trifft, mit der Bundesregierung abstimmen?

StS Seibert: Natürlich nicht über die Entscheidung des britischen
Parlaments. Dennoch kann die Premierministerin Einschätzungen geben. Es ist
normal - und ich glaube, Sie würden im anderen Falle fragen: Warum sprechen
die nicht miteinander? -, dass sie miteinander sprechen.

Frage: Frau Petermann, eine Lernfrage: Deutschland hat ja versprochen, 60
Flüchtlinge von Malta beziehungsweise via Malta aufzunehmen. Sind diese
Flüchtlinge schon in Deutschland gelandet beziehungsweise angekommen? Wenn
ja, was passiert jetzt? Wie geht es da weiter?

Petermann: So schnell werden diese 60 Zugesagten nicht hier in Deutschland
anlanden. Das liegt ganz einfach daran, dass ein bestimmtes Verfahren
erfolgen muss. Es erfolgen eine Registrierung, eine gesundheitliche Prüfung
und eine Sicherheitsbewertung, und erst dann kann die tatsächliche Aufnahme
in die Bundesrepublik erfolgen. Das ist ein Verfahren, das wir schon aus
dem vergangenen Jahr von den Zusageverfahren beiden 115 im Mittelmeer
Geretteten, deren Aufnahme wir schon im vergangenen Jahr zugesagt hatten
und von denen auch schon fast alle hier in Deutschland sind, kennen. Es
dauert seine Zeit, bis die Personen sich hier befinden.

Zusatzfrage: Wie lange dauert das in etwa?

Petermann: Das kann ich nicht sagen. Die Bootsflüchtlinge aus dem Herbst,
aus dem Oktober, sind zum Beispiel alle schon in Deutschland; aus Pozzallo
sind noch nicht alle hier. Das kann unterschiedlich lange dauern.

Montag, 14. Januar 2019
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GESUNDHEIT/937: Ohne Umsteuern wird die Pflegefinanzierung ein Fass ohne Boden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 16. Januar 2019

WESTIG: Ohne Umsteuern wird die Pflegefinanzierung ein Fass ohne
Boden



Zur Bertelsmann-Studie über die Pflegebeiträge erklärt die
pflegepolitische Sprecherin der FDP-Fraktion Nicole Westig:

"Die Studie macht deutlich: Ohne ein grundsätzliches Umsteuern wird
die Finanzierung der Pflege zu einem Fass ohne Boden.
Bundesgesundheitsminister Spahn sorgt dafür, dass die Beitragssätze
immer weiter steigen und die Beitragszahler zusätzlich belastet
werden. Klar ist: Das umlagefinanzierte System ist alleine nicht
zukunftsfähig. Trotzdem verweigert sich die Bundesregierung jeglicher
Debatte über Reformvorschläge und verschiebt das Problem in die
Zukunft. Das ist unverantwortlich. Die Fraktion der Freien Demokraten
fordert zusätzlich den Aufbau einer kapitalgedeckten Säule der
Pflegefinanzierung und die Förderung privater Pflegevorsorge. Nur so
lässt sich eine generationengerechte und zukunftsfeste Finanzierung
gewährleisten."
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INNEN/4722: Ditib lässt Chance auf Neuanfang verstreichen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 16. Januar 2019

RUPPERT: Ditib lässt Chance auf Neuanfang verstreichen



Zur Vorstellung des neuen Ditib-Vorstands erklärt der
religionspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Stefan Ruppert:

"Die Ditib hatte nach etlichen Skandalen versprochen, mit ihrem neuen
Vorstand auch einen Erneuerungsprozess einzuleiten. Doch der
Ditib-Vorstand hat die Chance auf einen Neuanfang verstreichen
lassen. Statt deutlich zu erklären, dass sich an der Ausrichtung des
Verbandes in Zukunft etwas ändern wird, soll alles beim Alten
bleiben. Anstelle von Selbstkritik sucht der Verband die Schuld bei
anderen. Die Abhängigkeit von der türkischen Regierung spielte in den
Äußerungen des Vorsitzenden Türkmen keine Rolle. Die FDP-Fraktion
fordert den Verband auf, sich endlich unabhängig von Ankara zu
machen. Das ist eine Grundvoraussetzung für die Zusammenarbeit mit
der Ditib. Angesichts der Einladung von Muslimbrüdern zu einer
Ditib-Konferenz wäre zudem ein klares und überzeugendes Bekenntnis
zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung angebracht gewesen."
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WIRTSCHAFT/3013: Bundesregierung muss Eintrübung der Konjunktur verhindern


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. Januar 2019

LINDNER-Statement: Bundesregierung muss Eintrübung der Konjunktur
verhindern



Der FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Lindner gab vor der
Fraktionssitzung folgendes Statement ab:

"[...] Die konjunkturelle Entwicklung schwächt sich ab. Wir sind
nicht in einer Rezession, aber klar ist: Die Boom-Jahre immer
steigender Steuereinnahmen, die Jahre eines robusten,
wirtschaftlichen Wachstums und eines Beschäftigungs-Rekords nach dem
anderen, das droht zu Ende zu gehen. Wir erwarten von der
Bundesregierung jetzt Maßnahmen, um eine Eintrübung der Konjunktur zu
verhindern. Hinter den Kulissen bereitet die Bundesregierung
offensichtlich bereits ein Paket vor, um im Falle einer Rezession
reagieren zu können. Viel besser wäre es aber doch, wenn es überhaupt
gar nicht erst zu einer so zugespitzten Situation käme. Wir sind bald
das Land mit der höchsten Steuer- und Abgabenbelastung weltweit.
[...] Jetzt haben wir ein Warnsignal bekommen mit den konjunkturellen
Daten. Und dieses Warnsignal muss genutzt werden, um wieder die
politischen Prioritäten auf die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit zu
richten. Die Priorität darauf zu richten, den Wohlstand überhaupt
erst im scharfen internationalen Wettbewerb zu erwirtschaften und ihn
nicht dauerhaft nur verteilen zu wollen.

Aus der Union hören wir dazu unterschiedliche Signale. Wir begrüßen
die Wende der CDU mit Blick auf den Solidaritätszuschlag. Das ist
nicht nur rechtlich, sondern auch ökonomisch klug. Das hätte die
Union früher haben können, aber den jetzigen Erkenntnisgewinn der
Union würdigen wir. Zugleich gibt es aber auch Forderungen nach einer
sogenannten Grundrente. Gerade erst hat die Große Koalition ein
Rentenpaket beschlossen und eine Rentenkommission eingesetzt, die
dauerhaft die Finanzierung unserer Altersversorgung in Deutschland
zum Gegenstand hat. Diese Rentenkommission wird komplett zur
Makulatur, wenn, bevor sie überhaupt ihre Arbeit richtig aufgenommen
hat, jetzt schon wieder aus der Politik, offensichtlich durch
Wahlkämpfe in Ostdeutschland bestimmt, Forderungen nach Veränderungen
des Rentensystems kommen. Das Ziel muss doch sein, einen fairen
Generationenvertrag zu erreichen. Zu diesem fairen
Generationenvertrag gehört, dass selbstverständlich ältere Menschen
in Würde ihren Ruhestand verleben sollen, dass wir soziale Härten
abfedern. Aber genauso muss die Politik darauf achten, dass unsere
Alterssicherung auch für die Jüngeren, für die Generation der Enkel,
langfristig tragbar ist. [...]

Hartz IV ist eine Dauerreformbaustelle, die man endlich angehen muss.
Wir brauchen bessere Zuverdienstmöglichkeiten, damit Menschen, die
fleißig sind, neben der Sozialleistung, die sie beziehen, davon auch
etwas haben und sich schrittweise wieder in die Eigenverantwortung
rein- und raufkämpfen können. Ich bin für eine Debatte über das
Schonvermögen bei Hartz IV. Wenn jemand viele Jahre lang gespart hat,
dann halte ich es für falsch, dass von diesen Ersparnissen ein großer
Teil möglicherweise erst einmal verbraucht werden muss. [...] Die
Sanktionen aber halten wir nicht für korrekturbedürftig. Nur drei
Prozent der Hartz-IV-Bezieher werden überhaupt einmal sanktioniert.
Und es gibt eben auch eine Solidarität mit den Menschen, die über
ihre Steuer den Sozialstaat finanzieren. Und die dürfen erwarten,
dass jemand, der Solidarität in Anspruch nimmt, der bedürftig ist,
dass sie oder er sich auch darum bemüht, schnellstmöglich auch wieder
den Bezug einer sozialen Leistung zu beenden. [...]

Und wir erwarten natürlich im Laufe des heutigen Abends die
Entscheidung aus dem Vereinigten Königreich. [...] Unsere Hoffnung
ist, dass sich am Ende Vernunft durchsetzt. Sicher kann man sich
dessen leider im Vereinigten Königreich des Jahres 2019 nicht sein."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1070: Wissenschaftsausschuss besucht Sonderausstellung im Landesmuseum Württemberg (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 2/2019

Wissenschaftsausschuss besucht Sonderausstellung im Landesmuseum
Württemberg



Stuttgart. Einige Mitglieder des Ausschusses für Wissenschaft,
Forschung und Kunst haben am Mittwoch, 16. Januar 2019, die Große
Sonderausstellung "Faszination Schwert" im Landesmuseum Württemberg
besucht. "Es ist für uns als Ausschuss sehr interessant, vor Ort
anschauen zu können, was wir beschließen", betonte der
Ausschussvorsitzende Andreas Deuschle (CDU) vor der Führung.

Begrüßt wurden die Teilnehmerinnen und Teilnehmer vom kaufmännischen
Geschäftsführer des Landesmuseums, Axel Winkler. "Wir freuen uns sehr
darüber, dass 'unser' Ausschuss uns besucht und wünschen einen
schönen, spannenden Rundgang", so Winkler. Durch die Ausstellung
geführt wurde der Wissenschaftsausschuss von der Kuratorin der Schau,
Dr. Nina Willburger, die eindrucksvolle Einblicke vermittelte.

Das Schwert sei als erste Waffe ausschließlich zum Kampf gegen andere
Menschen, also zum Töten, erschaffen worden. Es sei von Beginn an ein
wertvolles Hightech-Produkt gewesen, das in den unterschiedlichen
Verfahren seiner Herstellung die gesamten Kenntnisse und Erfahrungen
der Technologie seiner Zeit bündelte. Die Ausstellung konzentriere
sich auf die Schwerter in Europa über einen Zeitraum von 3.500 Jahren
hinweg. "Ein Besuch der Ausstellung ist überaus lohnenswert", zeigte
sich Andreas Deuschle am Ende begeistert. "Wir empfehlen sie gerne
weiter". Die Große Sonderausstellung im Alten Schloss wird noch bis
28. April 2019 gezeigt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 2/2019 - 16.01.2019

Herausgeber: Landtag von Baden-Württemberg

Referat Öffentlichkeitsarbeit, Haus des Landtags,
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BAYERN/4981: Brexit - Markus Rinderspacher will Ausstieg vom Ausstieg (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 16. Januar 2019

Brexit: Markus Rinderspacher will Ausstieg vom Ausstieg

"Verbleib Großbritanniens in der EU im bayerischen Interesse"



Der europapolitische Sprecher der BayernSPD Landtagsfraktion, Markus
Rinderspacher, hofft nach der gescheiterten Brexit-Abstimmung im
britischen Parlament auf eine neue Perspektive für einen Verbleib
Großbritanniens in der Europäischen Union (EU).

"Der Ausstieg aus dem Ausstieg ist möglich. Jetzt braucht es
diplomatische Schritte, damit sich die Türe für einen Verbleib
Großbritanniens in der EU wieder öffnet", fordert der 49-Jährige, "das
liegt auch im bayerischen Interesse." Zumindest solle nun die
Austrittsfrist nach Artikel 50 der EU-Verträge über den 29. März
hinaus verlängert werden. Ein erneutes Referendum hält Rinderspacher
für denkbar.

Der Vizepräsident des Bayerischen Landtags erinnert an die Bedeutung
Großbritanniens für den bayerischen Außenhandel. 2017 exportierten
bayerische Firmen Waren im Wert von 13,9 Milliarden Euro auf die Insel
- das waren 7,3 Prozent aller Gesamtausfuhren des Freistaats. "Wenn
der viertwichtigste Exportpartner Bayerns in der EU bliebe, wäre das
für bayerische Unternehmen eine Erleichterung", so der SPD-Politiker.
Das betrifft im Besonderen die Fahrzeugindustrie, die 46 Prozent aller
bayerischen Ausfuhren nach Großbritannien ausmacht.

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

Bayerischer Landtag

Maximilianeum, 81627 München

Telefon: 089/4126 2347, Fax: 089/41 26-11 68

E-Mail: pressestelle@bayernspd-landtag.de
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HAMBURG/4631: Bildung statt Schulfrieden - DIE LINKE legt eigenes Schulgesetz vor (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 16. Januar 2019

Bildung statt Schulfrieden - DIE LINKE legt eigenes Schulgesetz vor



Mit dem Begriff eines "neuen" Schulfriedens und der Forderung nach
einem zusätzlichen Lernjahr an den Gymnasien versucht die Hamburger
CDU verzweifelt, am Wahlerfolg ihrer schleswig-holsteinischen
Schwesterpartei anzuknüpfen. "Weder die Schulzeitverkürzung noch der
so genannte Schulfrieden dienen einem guten Schulklima, ebenso wenig
wie einer zukunftsorientierten Unterrichts- und Schulentwicklung",
sagte dazu in der heutigen Sitzung der Hamburgischen Bürgerschaft
Sabine Boeddinghaus, schulpolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE. "Wir haben ein hohes Interesse daran, die Stadtteilschulen in
ihrer hervorragenden Arbeit zu unterstützen - sie ermöglichen vielen
Schüler_innen das Abitur, die Anfang der 5. Klasse die Prognose dafür
noch nicht hatten. Herr Trepoll muss die Frage beantworten, warum er
Eltern, die den Lernstress in den Gymnasien beklagen, nicht die
Stadtteilschule ans Herz legt - und ob er nicht vielmehr diese
Schulform zu einer Haupt- und Realschule abwerten möchte. Fest steht:
Käme G9, würde der Stadtteilschule der Todesstoß versetzt, das wäre
das Ende des politisch konstruierten Zwei-Säulen-Modells."

Die Alternative dazu wäre eine Schulform für Alle. "Ich würde das sehr
begrüßen, weil wir eine inklusive, an den Bedürfnissen der
Schüler_innen ausgerichtete Schule und Pädagogik dringend brauchen",
so Boeddinghaus. "DIE LINKE wird dazu im Laufe des Jahres einen
eigenen Schulgesetzentwurf 'Für ein inklusives Schulsystem in Hamburg'
vorlegen, der unter breiter Beteiligung aller an guter und gerechter
Bildung Interessierter in der Stadt entwickelt werden wird."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 16. Januar 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/4630: Schulgeldfreiheit für ALLE therapeutischen Gesundheitsberufe (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 16. Januar 2019

Schulgeldfreiheit für ALLE therapeutischen Gesundheitsberufe!



Die Hamburgische Bürgerschaft stimmt heute über die Schulgeldfreiheit
für therapeutische Gesundheitsfachberufe ab, inzwischen liegen Anträge
verschiedener Fraktionen vor. DIE LINKE fordert in ihrem Antrag (Drs.
21/15590), die Ausbildung zu ausnahmslos allen therapeutischen
Gesundheitsfachberufe in Hamburg kostenlos anzubieten, und zwar
rückwirkend zum 1. Januar 2019. "Es ist längst überfällig, dass der
Senat diesen Schritt geht", sagte in der Debatte der
gesundheitspolitische Sprecher der Fraktion, Deniz Celik. "Im Antrag
von SPD und Grünen soll die Schulgeldfreiheit allerdings nicht für
alle therapeutischen Gesundheitsfachberufe gelten: Podolog_innen oder
medizinische Bademeister_innen und Masseur_innen müssen weiterhin
Schulgeld zahlen. Zudem soll die Schulgeldfreiheit erst in ein paar
Monaten eingeführt werden."

Der Antrag von Rot-Grün sei geprägt durch Ungleichbehandlung und
schaffe eine Zwei-Klassen-Ausbildung für die Gesundheitsberufe,
kritisiert Celik. "Das hat weitreichende Konsequenzen: Der
Fachkräftemangel verschärft sich weiter, dringend benötigte
Therapieangebote können nicht angeboten werden, wenn sich wegen des
hohen Schulgeldes zu wenig Menschen zu Podolog_innen oder
medizinischen Bademeister_innen und Masseur_innen ausbilden lassen.
Das ist unverantwortlich, gefährdet die Patient_innen und ist
langfristig teurer für das Gesundheitssystem."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 16. Januar 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/4629: Hamburger Verkehrspolitik - Rot-grünes Selbstlob reicht nicht (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 16. Januar 2019

Hamburger Verkehrspolitik: Rot-grünes Selbstlob reicht nicht



Die Hamburgische Bürgerschaft debattiert heute auf Antrag der Grünen
die Verkehrspolitik unter dem Motto: "Wir gestalten die Mobilität von
morgen." "Wenn sonst niemand die Hamburger Verkehrspolitik lobt, muss
Rot-Grün es selbst machen", sagte in der Aktuellen Stunde Heike
Sudmann, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Dass
verkehrlich einiges passiert, auch Gutes, sei gar nicht strittig - die
Frage sei jedoch, ob die geplanten oder ergriffenen Maßnahmen nicht
sowieso unausweichlich seien.

"Wer vor über 40 Jahren den Stadtteilen Steilshoop und Osdorfer Born
eine Bahnanbindung versprochen hat, muss auch irgendwann mal
liefern", so Sudmann. Es fehle jedoch weiterhin ein
Verkehrsentwicklungsplan mit klaren Zielen und einem Bekenntnis zu
einer umwelt- und menschenfreundlichen Verkehrspolitik. Diese sei
nicht zu erreichen, solange der Senat sich nicht der Diskussion um die
Zukunft des Autoverkehrs stelle. Die verbale Aufgeschlossenheit der
Grünen sei leider gepaart mit gleichzeitiger Verhaltensstarre, so die
Abgeordnete:

"Die Grünen sitzen wie das Kaninchen vor der Schlange, wenn es um eine
Reduzierung des Autoverkehrs geht. Weder Tempo 30 als
Regelgeschwindigkeit, noch mehr Straßenraum für die Radfahrer_innen
und Fußgänger_innen trauen sich die Grünen umzusetzen, geschweige denn
offensiv mit der SPD und der Stadt zu diskutieren."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 16. Januar 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/4628: Fracking-Verdacht - DIE LINKE fordert Zertifizierung von LNG (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 16. Januar 2019

Fracking-Verdacht: DIE LINKE fordert Zertifizierung von LNG



LNG (liquefied natural gas) gilt dem Senat als "umweltfreundliche
Versorgung" für Schiffe während ihrer Liegezeiten im Hamburger Hafen.
Allerdings wird das Erdgas oft extrem umwelt- und klimaschädlich
gefördert: durch Fracking. Bis jetzt gibt es keine Möglichkeit zu
ermitteln, auf welche Weise im Hafen verwendetes Erdgas gefördert
wurde. Die Fraktion DIE LINKE fordert daher in einem Antrag (Drs.
21/15588) die Einführung eines Zertifizierungssystems, mit dem
erkennbar ist, ob LNG über Fracking gewonnen wurde.

"Die Klimabilanz von LNG ist gegenüber allen anderen Energieträgern
eine Katastrophe. Hamburg und seine Unternehmen müssen angesichts der
Erderwärmung von der Nutzung und Begünstigung von LNG aus Fracking
Abstand nehmen", sagte Stephan Jersch, umweltpolitischer Sprecher der
Fraktion, in der Debatte der Hamburgischen Bürgerschaft. "Bis heute
gibt es außer der Anwendung für den Schiffsantrieb keine sinnvolle
LNG-Nutzung. Jetzt überschlagen sich einige Lobbyist_innen der
Energiewirtschaft dabei, diese neue Vermarktungsform für fossile
Energieträger zu propagieren und damit den Großen der fossilen
Energiewirtschaft neue Absatzmärkte für alte Produkte zu verschaffen.
Eine Kennzeichnungspflicht von Erdgas aus Fracking könnte diesem
Vorgehen entgegenwirken."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 16. Januar 2019
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3244: Zeitplan für Abschaffung der Straßenausbaubeiträge steht (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 15. Januar 2019

Zeitplan für Abschaffung der Straßenausbaubeiträge steht



Die sogenannten Straßenausbaubeiträge werden ab dem 01.01.2020
abgeschafft.

Dafür wird das Kommunalabgabengesetz (KAG) angepasst. Bis dahin gilt
eine Übergangsregelung: Straßenbaumaßnahmen, die nach dem 31.12.2017
begonnen wurden (erster Spatenstich), lösen demnach keine
Betragspflichten bei den Anwohnern aus. Für im Zeitraum vom 01.01.2018
bis zum 31.12.2019 begonnene beitragsfähige Straßenbaumaßnahmen
erstattet das Land den Gemeinden auf Antrag den umlagefähigen Aufwand
auf der Grundlage der jeweiligen gemeindlichen Satzung.

Dazu erklärt der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger:

"Es ist gut, dass wir nun einen verbindlichen Zeitplan und klare
Regelungen haben. Damit können die Bürger und die Kommunalvertreter
verlässlich planen. Doch wie das mit Stichtagen so ist; nicht alle
werden am Ende zufrieden sein. Entscheidend ist aber, dass von uns am
Prinzip "Eigentum verpflichtet" festgehalten wird. Eigentümer, die von
Sanierungsmaßnahmen profitieren werden auch in Zukunft anteilig die
Kosten dafür tragen, indem wir die Grunderwerbssteuer um einen
Prozentpunkt erhöhen. Dafür werden sie nicht mehr von den Kosten
überrascht. Nach der Zahlung der Grunderwerbssteuer herrscht für die
Immobilienbesitzer ein für alle Mal Klarheit. Jetzt geht es darum, die
Gesetzesänderungen möglichst schnell voranzubringen, damit auch die
Kommunen wissen, woran sie sind."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern
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RHEINLAND-PFALZ/5025: Energiewende fördern - Klimaschutz leben (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 16.01.2019

Energiewende fördern - Klimaschutz leben



Mittels einer Großen Anfrage hat die Landtagsfraktion der GRÜNEN die
Landesregierung um Stellungnahme zum Fortschritt der Energiewende in
Rheinland-Pfalz gebeten. Die Antwort zeigt deutlich eine weiterhin
positive Entwicklung, der Anteil der Erneuerbaren Energien an der
erzeugten Strommenge wächst stetig. Dazu erklären der
Fraktionsvorsitzende Dr. Bernhard Braun und der energiepolitische
Sprecher Andreas Hartenfels:

Dr. Bernhard Braun: "Das Hitzejahr 2018 hat den dringenden
Handlungsbedarf für mehr Klimaschutz noch einmal verdeutlicht.
Rheinland-Pfalz hat das aber nicht erst jetzt erkannt, sondern steuert
dem Klimawandel unter GRÜNER Regierungsbeteiligung mit Maßnahmen wie
dem Klimaschutzgesetz und dem konsequenten Ausbau Erneuerbarer
Energien längst entgegen. Mit Blick auf die Antwort auf unsere Große
Anfrage können wir sagen: Unser Land befindet sich auf einem gutem
Weg. Wir verzeichnen deutliche Zuwächse bei Windenergie und
Photovoltaik, Tendenz weiterhin steigend. Absehbar wird im Jahr 2018
jede zweite in Rheinland-Pfalz erzeugte Kilowattstunde Strom aus
Erneuerbaren Energien stammen. Das ist nicht nur gut für die Umwelt,
sondern auch für die Wertschöpfung in der Region."

Andreas Hartenfels: "Auf Bundesebene herrscht dagegen Stillstand -
sowohl beim Ausbau des Netzes als auch der Erneuerbaren Energien. Die
Bundesregierung geht selbst nicht mehr davon aus, ihr Klimaschutzziel
von 40 Prozent Treibhausgas-Reduktion bis 2020 noch zu erreichen. Als
einstiger Vorreiter beim Klimaschutz ist die Bundesrepublik
mittlerweile wegen des schleppenden Kohleausstiegs und der unverändert
hohe Emissionen im Verkehrssektor in internationalen Rankings weit
zurückgefallen.

Um hier wieder eine Vorbildfunktion einnehmen zu können, fordern wir
von der Bundesregierung unter anderem die Abschaffung der EEG-Umlage
auf Eigenstrom, damit Bürgerinnen und Bürger, die zum Beispiel mit
hohen Investitionen in hauseigene Photovoltaikanlagen ihren
verbrauchten Strom selbst erzeugen und damit die Netze entlasten,
dafür nicht auch noch zur Kasse gebeten werden. Außerdem muss der Bund
Voraussetzungen schaffen, um das Stromnetz so auszubauen, dass
möglichst viele Anbieter Strom einspeisen können. Die
Eigenstromerzeugung und -speicherung muss auch für Privathaushalte
noch viel attraktiver werden. In Rheinland-Pfalz haben wir
entsprechende Förderprogramme schon gestartet - nun muss auch der Bund
endlich handeln."


Hier geht es zur Großen Anfrage zum Stand der Energiewende:

https://www.gruene-fraktion-rlp.de/wp-content/uploads/2019/01/GA_Fortschritte-bei-der-Energiewende.pdf

und zur Antwort der Landesregierung.

https://www.gruene-fraktion-rlp.de/wp-content/uploads/2019/01/Antwort_GA_Fortschritte-bei-der-Energiewende.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Januar 2019
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RHEINLAND-PFALZ/5024: Landtagsfraktionen Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz vereinbaren engere Zusammenarbeit (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
15.01.2019

SPD-Landtagsfraktionen Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz
vereinbaren engere Zusammenarbeit 

Zentrales Thema bei Klausur ist Mobilität der Zukunft



Alexander Schweitzer: "Wie wir wohnen und wie Mobilität organisiert
wird, ist schon längst zur drängenden sozialen Frage geworden. Unsere
Antwort lautet: bezahlbar und verfügbar für alle"

Andreas Stoch: "Wir fordern Verkehrsminister Andreas Scheuer auf,
zügig die nun rechtlich möglichen Zertifizierungen durchzuführen,
damit Dieselfahrzeuge nachgerüstet werden können"

Die SPD-Landtagsfraktionen von Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz
suchen eine engere Zusammenarbeit. Dazu haben sich die beiden
Fraktionsvorstände heute (15. Januar) in Mannheim getroffen und viele
gemeinsame Themen erörtert, die auf der politischen Agenda oben
stehen, wie bezahlbares Wohnen, Mobilität und gebührenfreie gute
Bildung für Alle.

"Wie wollen wir in Zukunft leben, wohnen, mobil sein? Das sind
zentrale Fragen, für die es gilt, Antworten zu finden", erläutert der
baden-württembergische Fraktionsvorsitzende Andreas Stoch die
angestrebte Zusammenarbeit. Anregungen dazu holten sich die beiden
Delegationen mit der Besichtigung des neuen Mannheimer Stadtviertels
FRANKLIN, das mit seinem innovativen Stadtentwicklungs- und
Mobilitätskonzept einige Zukunfsthemen bereits aufgreift und umsetzt.
"Wie wir wohnen und wie Mobilität organisiert wird, ist schon längst
auch zur drängenden sozialen Frage geworden. Unsere wichtigste Antwort
lautet dabei: bezahlbar und verfügbar für alle", ergänzt der
rheinland-pfälzische Fraktionsvorsitzende Alexander Schweitzer.

Ein zukunftsfähiger öffentlicher Personennahverkehr müsse deshalb
allen Menschen eine attraktive und bezahlbare Alternative zum
Individualverkehr bieten. Gleichzeitig seien verschiedene
Berufsgruppen und Menschen im ländlichen Raum ganz besonders auf ihren
PKW angewiesen. "Wir fordern die Bundesregierung, insbesondere die
Union und Verkehrsminister Andreas Scheuer, dazu auf, zügig die nun
rechtlich möglichen Zertifizierungen durchzuführen, damit
Dieselfahrzeuge nachgerüstet werden können", so Stoch. Es sei ein
Gebot der Vernunft, aber auch der sozialen Gerechtigkeit, die Besitzer
älterer Fahrzeuge in die Lage zu versetzen, ihre Fahrzeuge auch in
Zukunft nutzen zu können. Stoch stellt klar: "Die Verbotskeule in Form
von Fahrverboten auszupacken, wie dies die Grünen tun, ohne den
Menschen eine Alternative anzubieten, lehnen wir ab." Gut sei, dass
die SPD auf Bundesebene die Einführung einer Musterfeststellungsklage
durchgesetzt habe. Sie sei ein gutes Instrument, damit getäuschte
Autokäuferinnen und Autokäufer mit Hilfe von Verbraucherzentralen
Schadensersatzansprüche gegen Autokonzerne durchsetzen könnten.

Alexander Schweitzer sagt: "Für Hardware-Nachrüstungen liegen seit
Ende Dezember 2018 endlich die technischen Anforderungen vor, auf
deren Grundlage das Kraftfahrtbundesamt Nachrüstsystemen die
Allgemeine Betriebserlaubnis erteilen kann. Einzelne
Nachrüst-Unternehmen haben bereits Kat-Systeme entwickelt, die
vorbehaltlich der Zertifizierung nun zum Einsatz kommen können. In
den kommenden Monaten muss endlich ein Durchbruch gelingen. Der ganze
Prozess hat unverständlich lange gedauert. Auch dem
Bundesverkehrsminister sollte seit Jahren bekannt sein, dass
Nachrüstungen ein Mittel darstellen, um die Stickoxid-Richtwerte
einzuhalten. Erst jetzt wurden die technischen
Zulassungsvoraussetzungen definiert und damit wertvolle Zeit
verschenkt. Fahrzeughaltern in Städten mit Fahrverboten fehlt diese
Zeit nun. Überdies muss der Bund umsteuern und - wie vom Bundesrat
gefordert - ein flächendeckendes Recht auf Hardware-Nachrüstungen und
Umtauschprämien einführen."

Stoch betont: "Mobilität in Deutschland muss bezahlbar bleiben.
Mittelfristig muss der Verkehr digitaler und vernetzter und dadurch
effizienter und sauberer werden. Es müssen auch alternative Antriebe,
wie z. B. Elektromobilität, verstärkt gefördert werden. Dabei muss
auch der langfristige Erhalt von 470.000 Arbeitsplätzen in der
baden-württembergischen und von 65.000 Arbeitsplätzen in der
rheinland-pfälzischen Automobilwirtschaft und Zulieferindustrie eine
wichtige Rolle spielen."

Vorgestellt wurde auch die von der SPD in Baden-Württemberg Anfang
Januar gestartete Initiative zur Abschaffung der Kita-Gebühren. Die
rheinland-pfälzische SPD hat die Gebührenfreiheit in ihrem Bundesland
bereits vor zehn Jahren eingeführt, um Familien zu entlasten und
gleichzeitig allen Kindern den bestmöglichen Zugang zur frühkindlichen
Bildung zu ermöglichen.

Stoch hatte für das erste gemeinsame Treffen der Fraktionsvorstände in
die Stadt Mannheim geladen, liegt sie doch direkt an der Landesgrenze
zu Rheinland-Pfalz und ist Teil der Metropolregion Rhein-Neckar, zu
der auch die rheinpfälzische Vorderpfalz zählt. Vor Ort in Mannheims
neu entstehendem Stadtquartier FRANKLIN konnten sich die beiden
SPD-Delegationen ein Bild machen, wie Stadtentwicklung der Zukunft
gestaltet und umgesetzt werden kann. In der ehemaligen US-Wohnsiedlung
entsteht seit 2016 ein lebendiger, neuer Stadteil Mannheims mit einem
Mix aus Wohnhäusern, Arbeitsmöglichkeiten, Freizeitangeboten und
Bildungseinrichtungen, mit Einkaufsmöglichkeiten, einem umfassenden
Verkehrskonzept und direkten Wegen in die umliegenden Viertel, in das
Stadtzentrum und in die Natur.

Auf besonderes Interesse stieß das Mobiltätskonzept 'Blue Village
FRANKLIN' mit einem Erschließungs- und Wegenetz, das die dort
geplanten verschiedenen Mobilitätsangebote gleich behandelt und den
Menschen in den Mittelpunkt rückt. Der öffentliche Raum ist dabei
weitgehend barrierefrei gestaltet und sieht im Kernbereich des
Quartiers eine Verkehrsberuhigung vor. Eine zentrale Rolle spielt
dabei auch das emissions- und barrierearme, gut ausgebaute
ÖPNV-Angebot, welches ergänzt wird durch innovative, emissionsarme
Mobilitätsangebote der Sharing-Ökonomie und des autonomen Fahrens
sowie durch attraktive Mobilitätsdienstleistungen, um einen
niedrigschwelligen Einstieg in eine multimodale Art der Fortbewegung
zu ermöglichen.
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BILDUNG/1501: Datenschutz ist auch Bildungsaufgabe


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 16. Januar 2019

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Datenschutz ist auch Bildungsaufgabe



Oliver Kaczmarek, bildungspolitischer Sprecher;

Marja-Liisa Völlers, zuständige Berichterstatterin:

Anlässlich des aktuellen Hackerangriffs fordert der neue
Datenschutzbeauftragte Ulrich Kelber mehr Aufklärung zum Thema
Datenschutz und sieht dabei Schulen als wichtige Partner in der
Vermittlung.

"In unserer digitalen Welt ist ein Bewusstsein für Datenschutz
und -sicherheit unerlässlich. Deshalb müssen wir das Thema stärker
auch als Bildungsaufgabe begreifen und in Schulen, Hochschulen,
Volkshochschulen und in der beruflichen Bildung konsequent verankern.
Das beste und wirkungsvollste Mittel zum Grundrechtsschutz im Internet
sind aufgeklärte und informierte Nutzerinnen und Nutzer. Dabei sehen
wir Bildungsbedarf in allen Altersgruppen. Staat, Wirtschaft und
Gesellschaft müssen ihre Bildungsanstrengungen verstärken, weil
Bildung im Bereich Datenschutz nicht nur allein Aufgabe der Schulen
sein kann.

Datenschutzbildung ist als Bildung zur Medienkompetenz vor allem
Bewusstseinsbildung für digitale Zusammenhänge. Datenspuren
hinterlassen wir nicht nur im Internet beim Surfen oder Shoppen,
sondern ebenso beim Telefonieren, Bezahlen mit EC-Karten oder beim
Einsatz von Kundenkarten. Die Frage, wann wer welche Daten zu welchem
Zweck speichert, sie mit anderen Datensätzen verknüpft oder an Dritte
weitergibt, ist für den Einzelnen zumeist schwer zu beantworten.
Informationen, die den Schutz vor Datenmissbrauch stärken, wie zum
Beispiel die effektive Verschlüsselung von E-Mails, oder die sichere
Passwortgestaltung sind auch oder gerade für die Generation der
'Digital Natives' wichtige Kompetenzen, die in den Bildungskanon
gehören.

Zudem sollte Datenschutzkompetenz zum Ziel haben, dafür zu
sensibilisieren, nicht nur verantwortungsvoll mit den eigenen Daten,
sondern auch respektvoll mit den Daten Anderer umzugehen. Es ist gut,
wenn wir damit im Kindesalter, zum Beispiel in den Schulen, beginnen.
Die Schulgesetze der Länder geben einen Erziehungsauftrag zu
Selbstbestimmung und eigenverantwortlichem Handeln vor. Bildung für
mehr Datenschutzkompetenz ist deshalb hier sinnvoll verankert. Die
Kultusministerkonferenz hat sich in ihrer Strategie 'Bildung in der
digitalen Welt' dieses Themas bereits konstruktiv angenommen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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BILDUNG/1500: Neue Bund-Länder-Initiative zur Förderung von Schulen in benachteiligten sozialen Quartieren kommt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 16. Januar 2019

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Neue Bund-Länder-Initiative zur Förderung von Schulen in benachteiligten sozialen Quartieren kommt



Marja Liisa Völlers, zuständige Berichterstatterin:

Auf Bestreben der SPD-Bundestagsfraktion hat die große Koalition heute
einen Antrag zur Unterstützung von Schulen in benachteiligten sozialen
Lagen und mit besonderen Aufgaben der Integration beschlossen. Das
Programm wird zeitnah starten, über zehn Jahre laufen und ein
Gesamtvolumen von 125 Millionen Euro haben.

"Die soziale Herkunft und der Ort, an dem man lebt, haben in unserem
Land nach wie vor einen viel zu großen Einfluss auf den Bildungserfolg
von Kindern und Jugendlichen. Schulen in benachteiligten sozialen
Lagen stehen hier vor ganz besonders großen Herausforderungen. Wir
dürfen sie, ihre Lehrkräfte und ihre Schülerinnen und Schüler mit
ihren Problemen nicht alleine lassen.

Vorbild für die Ausgestaltung ist die Bund-Länder-Initiative zur
Förderung leistungsstarker und potenziell besonders leistungsfähiger
Schülerinnen und Schüler, die bereits erfolgreich in den Ländern
umgesetzt wird. Das Vorhaben beginnt mit einer Erprobungsphase an
bundesweit ausgewählten Modellschulen, auf die der Transfer von
bewährten Praxisbeispielen in die Fläche folgt. Der Bund wird dabei
für die Förderung der begleitenden Forschung und für die Evaluierung
der Wirksamkeit der getroffenen Maßnahmen zuständig sein. Aufgabe der
Länder ist die Auswahl der Schulen sowie die Begleitung und Förderung
der teilnehmenden Schulen.

Damit das wichtige Vorhaben so schnell wie möglich beginnen kann,
wurden für den Haushalt 2019 bereits zwei Millionen Euro als
Anschubfinanzierung eingestellt. Dieses Geld soll zum Beispiel für
eine noch in diesem Jahr stattfindende Fachkonferenz genutzt werden.

Die Unterstützung von Schulen in benachteiligten sozialen Lagen und
besonderen Aufgaben der Integration ist ein wichtiger Schritt in
Richtung gerechter Zugänge zu Bildung und gleicher Aufstiegschancen
für alle. Gemeinsam werden Bund und Länder nun daran arbeiten, dass
die Umsetzung in den Schulen zum zweiten Schulhalbjahr 2019/2020
starten kann."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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EUROPA/1627: Brexit-Abstimmung gescheitert - Türen bleiben offen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 16. Januar 2019

Brexit-Abstimmung gescheitert - Türen bleiben offen



Achim Post, stellvertretender Fraktionsvorsitzender:

Das britische Unterhaus hat mit der Europäischen Union ausgehandelte
Austrittsabkommen abgelehnt. Das Ergebnis der Brexit-Abstimmung ist
eine krachende Niederlage für Theresa May. Wir müssen uns auf
turbulente Tage in London einstellen.

"Theresa May steht vor einem Scherbenhaufen, weil es ihr nicht
gelungen ist, die politischen Kräfte in Großbritannien auf einen
tragfähigen und im britischen Parlament mehrheitsfähigen Kurs zu
bringen. Das Austrittsabkommen hätte die Chance auf einen Brexit in
geordneten Bahnen geboten. Diese Chance wurde zunächst einmal vertan.
Trotzdem gibt es jetzt keinen Grund für Fatalismus oder vorschnelle
politische Reaktionen. Noch immer gibt es Spielräume und
Möglichkeiten, um zu Lösungen zu kommen, die einen chaotischen
No-Deal-Brexit abwenden.

Zunächst liegt der Ball im Feld der britischen Regierung und des
britischen Parlaments, die klären müssen, wie sie sich das weitere
Vorgehen vorstellen. Wichtig ist, dass die EU auch in den nächsten
Tagen eine klare und gemeinsame Position gegenüber Großbritannien
einnimmt. Ziel muss es sein, die europäischen Interessen weiterhin zu
wahren, ohne Spielräume für pragmatische Lösungen mit Großbritannien
zu verschließen. Auch eine mögliche Verschiebung der Austrittsfrist
sollte nicht kategorisch ausgeschlossen werden.

Niemand, dem es um das Wohl der Menschen in Großbritannien und in
Europa insgesamt geht, kann letztlich einen chaotischen No-Deal-Brexit
wollen. Zudem ist wichtig: In der Debatte in den nächsten Tagen und
Wochen müssen jetzt die Konstruktiven und Vernünftigen in
Großbritannien und Europa den Ton angeben - nicht die Populisten und
Lautsprecher, die nur Chaos stiften, aber keine Lösungen hinbekommen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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VERKEHR/879: Toll Collect bleibt staatlich - richtig so


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 15. Januar 2019

Arbeitsgruppe: Verkehr und digitale Infrastruktur

Toll Collect bleibt staatlich. Richtig so.



Kirsten Lühmann, verkehrspolitische Sprecherin;

Udo Schiefner, zuständiger Berichterstatter:

Die Erhebung der Lkw-Maut und damit alle Einnahmen daraus bleiben beim
Bund. Unsere langfristige Forderung wird umgesetzt, Toll Collect wird
nicht erneut privatisiert. Das Geld geht stattdessen vollständig in
die Verkehrswege, wo es gebraucht wird.

"Wir brauchen die Einnahmen aus der Lkw-Maut, um unsere Straßen zu
erhalten und auszubauen. Je effizienter die Gebühren eingenommen
werden, desto mehr Mittel stehen für Investitionen zur Verfügung. Gut,
dass die nun vorliegende Wirtschaftlichkeitsuntersuchung in dieser
Frage zu einer nachvollziehbaren Bewertung kommt. Es wurde Zeit, dass
jetzt alle anerkennen: eine privatisierte Variante bringt keine
Effizienzvorteile. Der Bund hat in den letzten Monaten deutlich zeigen
können, dass er die Lkw-Maut effizient erheben kann.

Die SPD-Bundestagsfraktion hatte die Kritik an den
Privatisierungsplänen immer sehr ernst genommen und genaueste
Prüfungen gefordert. Vom Rechnungshof wurde massiv bezweifelt, dass
die vorläufige Wirtschaftlichkeitsuntersuchung eine Ausschreibung als
Öffentlich-Private Partnerschaft (ÖPP) rechtfertigte: Die Kosten für
die ÖPP-Variante wurden zu niedrig angesetzt, die Effizienzvorteile
und Steuerrückflüsse zu hoch. Dadurch wurden die Berechnungen
unsolide.

Im Verkehrsausschuss hatten wir bereits vor Monaten erklärt, dass
angesichts des vernichtenden Urteils des Bundesrechnungshofs nur
schwer vorstellbar ist, dass die abschließende
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung alle aufgezeigten methodischen und
systematischen Mängel beheben könne. Folgerichtig wird Toll Collect
nun als bundeseigene Gesellschaft weitergeführt. Damit entspricht das
Bundesministerium schließlich den Forderungen der
SPD-Bundestagsfraktion."
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LATEINAMERIKA/1849: Mexiko - Bertolucci im lakandonischen Regenwald (poonal)


poonal

Mexiko 

Bertolucci im lakandonischen Regenwald

Von Luis Hernández Navarro



(Mexiko-Stadt, 8. Januar 2019, la jornada) - Es ist etwa 17:30 Uhr am
31. Dezember. Ein heller Nachmittag. Als ob es sich um den Höhepunkt
eines epischen Films von Bernardo Bertolucci handeln würde, winden
sich die Truppen der 21. zapatistischen Infanteriedivision wie eine
riesige Urwaldschlange, die sich martialisch auf dem Hauptplatz des
"Caracol" genannten zapatistischen Verwaltungssitzes im Ort La
Realidad im Bundesstaat Chiapas zusammenrollt.

In der Vorhut des Militäraufgebotes befindet sich ein motorisiertes
zapatistisches Frauenkommando. Als es auf dem zentralen Platz ankommt,
schwärmt es zu allen vier Seiten aus, um das Operationsfeld
abzugrenzen. Dem Kommando folgt eine Gruppe der Frauenmilizen, die das
Feld umstellen, so als wären sie die Wächterinnen. Den Kopf des
gigantischen Urwaldreptils bilden die berittenen Befehlshaber*innen,
unter ihnen Kommandant Tacho und Subkommandant Moisés. Ihnen folgt der
zweireihige Schlangenkörper aus mehr als 4.000 Kämpfer*innen. Sie sind
mit grüner Hose und Mütze, kaffeebraunem Hemd, schwarzer Gesichtsmaske
und roten Halstüchern uniformiert. Alle tragen zwei etwa 75 Zentimeter
lange Rundhölzer mit sich. Ihr Aufeinanderschlagen markiert den
Schritt der Truppe. Nicht alle haben Platz auf dem Operationsfeld.

Diese Division, so wird in einem Video [1] von Enlace Zapatista
erklärt, hat vor 25 Jahren die Kreisstädte von Altamirano, Oxchuc [2],
Huixtán, Chanal, Ocosingo, Las Margaritas und San Cristóbal "erobert".
Sie wird von Kämpfer*innen der zweiten und dritten Generation
verstärkt, "Zapatist*innen, die 1994 Kinder oder noch gar nicht
geboren waren, und die im Widerstand und der Rebellion aufwuchsen".


Machtdemonstration der EZLN

Die Feier des 25. Jahrestages der bewaffneten Erhebung der EZLN ist
keine Inszenierung einer sozialen Bewegung. Es ist die
Machtdemonstration einer politisch-militärischen Kraft, die über
Ordnung, Disziplin, Zusammenhalt, Geschicklichkeit, logistische
Kapazität, soziale Basis, Befehlsgewalt und Kontrolle über ein
Territorium verfügt. Während die Zapatist*innen in den vergangenen
Jahren bei ihren öffentlichen Auftritten ihr ziviles und volksnahes
Gesicht gezeigt hatten - durch Seminare, Kolloquien, Kunstfestivals,
kleine Kurse (die zapatistischen "escuelitas"), und
Filmvorführungen -, so stellten sie an diesem 31. Dezember ihr
militärisches Antlitz in den Vordergrund. Eines, das nicht automatisch
bedeutet, zur Waffe zu greifen, aber sehr wohl Widerstand zu leisten.
Die symbolische Botschaft ihres Aufgebotes hätte nicht deutlicher sein
können.

Die Feier wird mit einer energischen Ansprache von Subkommandant
Moisés abgeschlossen, die an die militärischen zapatistischen
Strukturen, ihre zivilen Verwaltungen und die Basis gerichtet ist. Er
sagt ihnen: wir stehen allein, als ob sie uns nicht sehen würden, als
ob sie uns nicht hören würden. Sie wollen uns belügen, sie wollen und
betrügen. Es ist ein Hohn, eine Erniedrigung. Sie sind hinter uns,
hinter der EZLN, her. Wir haben keine Angst vor der Regierung. Hier
herrscht nicht die schlechte Regierung, hier befehlen Frauen und
Männer.


"Sie wollen uns betrügen"

Wie man weiß, ist Moisés der Sprecher der EZLN (obwohl dies oft gerne
vergessen wird und man sich lieber an den Subkommandanten Galeano
[beziehungsweise den Subkommandanten Marcos, Anm. d. Ü.] wendet).
Moisés ist Tzeltal-Indígena, Tagelöhner auf den höllischen Farmen von
Chiapas, Kamerad des [am 1. Januar 1994 gefallenen] Subkommandanten
Pedro mit dem Grad eines Majors bei der "Einnahme" von Las Margaritas,
Kamerad des Subkommandanten Marcos. Er ist es, der heute im Namen des
Zapatismus und dessen Bevölkerung spricht. Er ist keine dekorative
Figur. Er ist der Sprecher des Aufstandes. Seine Worte sind die Essenz
eines Lebens aus Leid und Kampf sowie den emanzipatorischen
Sehnsüchten der indigenen Völker.

Das militärische Aufgebot und die Worte müssen zusammen bewertet
werden. Obwohl es eine eng verwobene Geschichte von Unstimmigkeiten
zwischen dem Zapatismus und der Strömung López Obradors (Obradorismus)
gibt, scheinen die Härte der Rebellen-Erklärungen und die
Mobilisierung am Jahresende die Antwort auf zwei zentrale
Gegebenheiten zu sein. Die Drohung einer gegen die Zapatist*innen
gerichteten Offensive seitens der neuen Regierung und grundlegende
programmatische Differenzen. Dabei handelt es sich nicht um
Verfolgungswahn. Sprecher*innen der "Vierten Transformation" [3]
verbreiten überall hinter vorgehaltener Hand, die EZLN sei geschlagen,
während Befürworter*innen der neuen Nationalgarde [4] damit drohen,
die Rebell*innen eindämmen zu wollen.


EZLN fürchtet weitere Militarisierung des Landes

Der Zapatismus (und zahlreiche indigene Völker und
Menschenrechtsgruppen) haben grundlegende Differenzen mit dem
"Obradorismus". Bedrängt durch die seit mehr als einem
Vierteljahrhundert bestehende Militarisierung von Chiapas, lehnt die
EZLN die Nationalgarde ab. Sie sieht darin einen weiteren Schritt bei
der Militarisierung des Landes. Mit einer langen Liste ermordeter
Aktivist*innen aus ihren Reihen, widersetzt sie sich einem
Schlussstrich, der Verbrechen der Vergangenheit straffrei lassen soll.
Die Zapatist*innen werden bedrängt von denjenigen, die sie ihrer
Territorien berauben wollen, und sehen im geplanten Maya-Zug und den
Plänen zur Wiederaufforstung die Speerspitze, um sie zu zerstören. Die
EZLN fühlt sich der Wiederherstellung der originären Völker
verpflichtet und sieht in den "New Age"-Zeremonien der neuen Regierung
Bauernfängerei.

Entschlossen, eine andere Welt möglich werden zu lassen, wittert die
EZLN in der Absicht der "Vierten Transformation", gleichzeitig sowohl
für die Ausgebeuteten als auch für die Ausbeuter*innen zu regieren,
nicht nur das Echo der Worte des Unterdrückers Absalón Castellanos
[ehemaliger Gouverneur von Chiapas], sondern reinen Unsinn. Im
antikapitalistischen Kampf engagiert, sieht sie in der Regierung von
Andrés Manuel López Obrador die kapitalistische Kontinuität.

Man darf sich nicht täuschen lassen: Das Auftauchen Bertoluccis im
lakandonischen Regenwald nimmt vorweg, dass entgegen dem, was einige
glauben, im mexikanischen Südosten nichts endgültig festgeschrieben
ist.


Anmerkungen:

[1] https://www.youtube.com/watch?v=_rSEyOUZhvE&feature=youtu.be

[2] https://desinformemonos.org/oxchuc-saca-los-partidos-politicos-adopta-sistema-usos-costumbres/

[3] https://www.bbc.com/mundo/noticias-america-latina-45712329

[4] https://desinformemonos.org/guardia-nacional-modalidad-mas-peligrosa-la-ley-seguridad-interior-seguridadsinguerra/
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UNIVERSITÄT/2733: Deutsche und britische Top-Universitäten appellieren an Politik (idw)


German U15 e.V. - 14.01.2019

Deutsche und britische Top-Universitäten appellieren an Politik:

Zusammenarbeit nach Brexit umgehend sichern



Die Universitätsverbünde Russell Group und German U15 vertreten jeweils
forschungsstarke Universitäten Großbritanniens und Deutschlands. Sie haben
heute in Berlin eine gemeinsame Erklärung zur künftigen Zusammenarbeit
ihrer Universitäten nach dem Brexit am 29. März veröffentlicht. Darin
fordern sie ihre jeweiligen Regierungen nachdrücklich auf:


	Forschungs- und Innovationspartnerschaften zwischen beiden Ländern zu stärken - durch gezielte Förderprogramme und durch den Abbau regulatorischer Hindernisse.

	Die reibungslose Mobilität von Studierenden und Forschern zwischen beiden Ländern zu sichern - durch unbürokratische Einreise- und Aufenthaltsbestimmungen und durch die Teilnahme Großbritanniens am Erasmus-Programm.

	Den europäischen Forschungsraum global konkurrenzfähig zu halten - durch ein ambitioniertes neues Forschungsrahmenprogramm "Horizon Europe" mit einem vollumfänglich assoziierten Großbritannien.



Professor Sir Anton Muscatelli, Vorsitzender der Russell Group und
Präsident der Universität Glasgow: "Der Wohlstand unserer beiden Länder
hängt direkt von unseren herausragenden Leistungen in Wissenschaft und
Innovation ab. Und wir sind darin umso besser, je enger und stärker wir
zusammenarbeiten. Da sind sich alle Untersuchungen einig. Deshalb ist es
von allergrößter Wichtigkeit, dass unsere Wissenschaftler, Studenten und
Universitäten auch nach dem Brexit so reibungslos wie bisher kooperieren
können und zwar an dem Ort, der für ihre Forschung am besten ist. Die
Partnerschaft unserer Länder im Bereich der Wissenschaft hat eine
Schlüsselbedeutung für das gesamte Europa. Jetzt ist die Politik
gefordert, die Weichen für eine erfolgreiche Zusammenarbeit auch nach dem
Brexit zu stellen."

Professor Hans-Jochen Schiewer, Vorstandsvorsitzender von German U15 und
Rektor der Albert-Ludwigs-Universität Freiburg: "Die 24 Universitäten der
Russell Group und die 15 Universitäten von U15 haben eine lange
Erfolgsgeschichte in der Zusammenarbeit. Gemeinsam setzen wir Maßstäbe im
Bereich der Spitzenforschung, Innovation und Studierendenausbildung. Mit
unserem Treffen und unserer Erklärung setzen wir heute ein Zeichen, dass
diese Erfolgsgeschichte auch nach dem 29. März fortgeschrieben werden
muss. Und dafür brauchen wir von der Politik so schnell wie möglich
überzeugende Lösungen, etwa beim Aufenthaltsrecht für Wissenschaftler und
bei der vollumfänglichen Assoziierung Großbritanniens bei Horizon Europe."

Die Erklärung wurde auf einer gemeinsamen Tagung beider
Universitätsverbünde unterzeichnet. Im Anschluss fand ein hochkarätig
besetzter runder Tisch zum Thema "Where next for UK-Germany science and
research? The future of European science and higher education cooperation"
statt. An dem runden Tisch nahmen u.a. Vertreter der Britischen Botschaft,
der deutschen Politik sowie führender deutscher
Wissenschaftsorganisationen teil.


Über die Russell Group

Die Russell Group vertritt 24 führende britische Universitäten, die sich
durch die exzellente Forschung, herausragende Lehre und starke
Partnerschaften zu Wirtschaft und öffentlichen Sektor auszeichnen. Die
Universitäten der Russell Group ziehen die besten Wissenschaftler und
Studenten aus der ganzen Welt an. Sie leisten einen entscheidenden Beitrag
für das akademische und wirtschaftliche Leben Großbritanniens.

Über German U15

German U15 ist die strategische Interessenvertretung forschungsstarker und
international sichtbarer deutscher Universitäten. Die U15-Universitäten
bilden fast ein Drittel aller deutschen und internationalen Studierenden
in Deutschland aus. Sie betreuen die Hälfte aller in Deutschland
abgeschlossenen Promotionsvorhaben. Die U15-Universitäten werben zwei
Fünftel der öffentlichen Drittmittel ein, im Medizinsektor sogar 60
Prozent.




Weitere Informationen:

http://idw-online.de/de/attachment70667

German U15 and Russell Group Joint Statement

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1817

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

German U15 e.V., 14.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/092: Mahnmal der ungerechten Agrarsubventionen (Wir haben es satt!)


Wir haben es satt! - Bündnis

Pressemitteilung vom 16. Januar 2019

Mahnmal der ungerechten Agrarsubventionen:
Mit Steuergeld zukunftsfähige Landwirtschaft statt Landbesitz
unterstützen



Berlin, 16.1.2019. Vor dem Bundeslandwirtschaftsministerium zeigen
Vertreter des "Wir haben es satt!"-Bündnisses heute, wie ungerecht die
Verteilung der Agrarsubventionen ist. Feierlich enthüllen sie das weltweit
kleinste Agrar-Mahnmal, auf dem im Maßstab 1:87 die ungerechte Verteilung
der Flächensubventionen in Deutschland dargestellt ist. Darauf ist in einem
Modellbau-Szenario zu sehen, wie ein einzelner Landwirt auf einem riesigen
Geldturm sitzt. Ihm gegenüber eine ganzen Schar an Bauern, die jeweils über
ein einzelnes Geldstück verfügen. Ministerin Klöckner stand nicht für eine
Übergabe zur Verfügung, stellte jedoch eine Übergabe am Samstag in
Aussicht.

"Wir haben es satt!"-Sprecherin Saskia Richartz kommentiert:

"Wir alle in Europa tragen durchschnittlich 114 Euro im Jahr zu den
Agrarsubventionen bei. Es ist hochgradig absurd, dass Großbetriebe mit
unserem Steuergeld für ihren Landbesitz bezahlt werden. Das führt den
Gedanken von staatlichen Subventionen völlig ad absurdum. Statt weiterhin
Geld zu verbrennen, muss der gesellschaftlich gewollte Umbau der
Landwirtschaft hin zu mehr Tierwohl, Umwelt- und Klimaschutz finanziert
werden."


Hintergrund:

Das grundlegende Prinzip der EU-Agrarsubventionen lautet: "Wer viel hat,
dem wird gegeben". In Deutschland bedeutet das: Die 3300 flächenreichsten
Betriebe, das oberste Prozent, erhält eine Milliarde Euro/Jahr aus den
Mitteln der Gemeinsamen EU-Agrarpolitik (GAP). Dahingegen müssen sich die
200.000 kleinsten Betriebe zusammen 690 Millionen Euro/Jahr teilen. Anders
ausgedrückt: Die unteren 62 Prozent der kleinen und mittleren Betriebe
bekommen sechs Prozent der Mittel, während das obere Prozent ein Fünftel
der EU-Agrarsubventionen in Milliardenhöhe einstreicht. Für eine gerechte
EU-Agrarpolitik demonstrieren am Samstag Zehntausende bei der "Wir haben es
satt!"-Demonstration in Berlin.

 * 

Quelle:

Wir haben es satt!

c/o Kampagne "Meine Landwirtschaft"

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

Tel. 030 / 28482438, Fax 030 / 27590312

E-Mail: info@meine-landwirtschaft.de

Internet: http://www.wir-haben-es-satt.de
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VERBRAUCHERSCHUTZ/1326: Konstant niedriges Niveau bei Pflanzenschutzmittelrückständen (idw)




Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) -
15.01.2019

Konstant niedriges Niveau bei Pflanzenschutzmittelrückständen

BVL stellt Untersuchungsergebnisse 2017 zu Rückständen in Lebensmitteln
vor

Lebensmittel sind in Deutschland nur sehr gering mit
Pflanzenschutzmittelrückständen belastet. Im Jahr 2017 wurden bei 1,1 %
(Deutschland) bzw. bei 1,9 % (andere EU-Staaten) der untersuchten Proben
Überschreitungen der Rückstandshöchstgehalte festgestellt. Dies teilte das
Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) heute
anlässlich der Veröffentlichung der "Nationalen Berichterstattung
Pflanzenschutzmittelrückstände in Lebensmitteln 2017" mit.

Die Untersuchungsergebnisse der von den Überwachungsbehörden in den
Bundesländern genommenen Lebensmittelproben zeigen weiterhin deutliche
Unterschiede bei der Betrachtung einzelner Kulturen. Häufig verzehrte
Lebensmittel wie Karotten, Kartoffeln oder Äpfel und beliebte saisonale
Erzeugnisse wie Erdbeeren oder Kirschen weisen seit Jahren kaum oder gar
keine Rückstandshöchstgehaltsüberschreitungen auf. Andere Kulturen wie
Tee, Bohnen, frische Kräuter und Paprika sind dauerhaft in der Liste der
Kulturen mit den häufigsten Überschreitungen zu finden.

Auch im Jahr 2017 sind die meisten Überschreitungen bei Tee (14,7 %),
getrockneten Bohnen (9,5 %), frischen Kräutern (9,0 %) und Paprika (7,4 %)
festzustellen.

Positiv ist der Trend bei Lebensmitteln, die für sensible
Verbrauchergruppen vorgesehen sind. Insbesondere bei Säuglings- und
Kleinkindernahrung wurden weniger Höchstgehaltsüberschreitungen
nachgewiesen. Hier gelten besonders strenge Vorschriften und sehr niedrige
Höchstgehalte für Pflanzenschutzmittelrückstände. Die Überschreitungsquote
in dieser Produktkategorie sank von 10,3 % im Jahr 2015 und 4,3 % im Jahr
2016 nun auf 1,5 %. Dieser Rückgang ist vor allem auf geringere Befunde an
Fosetyl/Phosphonsäure zurückzuführen.

Seit 2014 wurde Säuglings- und Kleinkindernahrung verstärkt auf Fosetyl
(Summe aus Fosetyl und Phosphonsäure) untersucht. Die Rückstände können
als Folge der Anwendung des fungiziden Wirkstoffs Fosetyl, aber auch aus
anderen Eintragsquellen wie durch die Anwendung von phosphonathaltigen
Düngern auftreten.

Lebensmittel aus Drittstaaten stärker belastet

Lebensmittel aus Deutschland bzw. aus der Europäischen Union enthalten
weniger Pflanzenschutzmittelrückstände als Lebensmittel, die aus
Drittstaaten importiert werden. Die Überschreitungsquote bei deutschen
Lebensmitteln ist nach einem leichten Anstieg im Vorjahr im Jahr 2017
wieder gesunken (von 1,7 % auf 1,1 %), während sie bei Lebensmitteln aus
den EU-Mitgliedstaaten (von 1,6 % auf 1,9 %) leicht gestiegen ist. Bei
Lebensmitteln aus Drittstaaten ist die Quote bei 6,3 % unverändert
geblieben.

Weniger quantifizierbare Rückstände bei Bio-Lebensmitteln

Die Kontrolle von Bio-Lebensmitteln zeigte erneut, dass diese Produkte im
Allgemeinen weniger Pflanzenschutzmittelrückstände enthalten als
konventionell hergestellte Ware. So wiesen 77,3 % der Proben aus
ökologischem Anbau überhaupt keine quantifizierbaren Rückstände auf (2016:
70,9 %), während bei konventioneller Ware in nur 41,9 % der Proben keine
Rückstände quantifiziert wurden. 1,3 % der Bio-Proben wiesen
Höchstgehaltsüberschreitungen auf (2016: 1,0 %). Bei konventioneller Ware
lag die Überschreitungsquote bei 2,5 %.

Verunreinigung von Eiern mit Fipronil

Im Jahr 2017 wurde der Wirkstoff Fipronil illegal in
Schädlingsbekämpfungsmitteln zur Reinigung und Desinfektion von
Legehennenställen verwendet. Dadurch kam es bei 1,9 % aller im Rahmen der
Nationalen Berichterstattung untersuchten Proben tierischer Lebensmittel
(ausschließlich Hühnereier, Bio und konventionell) zu
Höchstgehaltsüberschreitungen von Fipronil.

Risikoorientierte Probenahme

Insgesamt wurden 2017 20.202 Lebensmittelproben in den Laboren der
Bundesländer auf Pflanzenschutzmittelrückstände untersucht. Dabei wurden
7,3 Millionen Analyseergebnisse erzeugt. Die Auswahl der Proben erfolgte
risikoorientiert, d. h. die Überwachungsbehörden vor Ort haben häufiger
Proben von Lebensmitteln genommen, die bereits in der Vergangenheit
auffällig waren.

Eine Überschreitung des Höchstgehalts ist dabei nicht gleichbedeutend mit
einer Gesundheitsgefahr für die Verbraucher. Der Rückstandshöchstgehalt
bezieht sich lediglich auf die Menge an Pflanzenschutzmittelrückständen,
die bei ordnungsgemäßer Anwendung des Mittels nicht überschritten werden
sollte.

Aufgrund des risikoorientierten Ansatzes ist der Anteil an Proben, bei
denen Überschreitungen der Rückstandshöchstgehalte festgestellt werden,
überproportional groß. Es ist deshalb davon auszugehen, dass die
durchschnittliche Belastung von Lebensmitteln mit Rückständen von
Pflanzenschutzmitteln niedriger ist.


Weiterführende Informationen

Zusammenfassung des Berichts "Nationale Berichterstattung
Pflanzenschutzmittelrückstände in Lebensmitteln 2017":

https://www.bvl.bund.de/psmr_2017_zus

Bericht zur "Nationalen Berichterstattung Pflanzenschutzmittelrückstände
in Lebensmitteln 2017":

https://www.bvl.bund.de/psmr_2017

Tabellen zur "Nationalen Berichterstattung Pflanzenschutzmittelrückstände
in Lebensmitteln 2017":

https://www.bvl.bund.de/psmr_tabellen2017

Archiv der Berichte zur "Nationalen Berichterstattung
Pflanzenschutzmittelrückstände" einschließlich der entsprechenden
Tabellen:

https://www.bvl.bund.de/nbpsm_archiv

Festlegung von Rückstandshöchstgehalten von Pflanzenschutzmitteln:

https://www.bvl.bund.de/psm_rueckstaende




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution914

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL), 15.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASYL/1338: Afghanistan - Bundesregierung muss Sicherheitslage realistisch bewerten (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 16. Januar 2019

Afghanistan: Bundesregierung muss Sicherheitslage realistisch
bewerten

PRO ASYL: 6 von 10 BAMF-Ablehnungen zu Afghanistan werden von Gerichten
kassiert



Die Bundesregierung darf die Lage in Afghanistan nicht weiter schönreden.
Eine von PRO ASYL erstellte interaktive Karte zeigt, dass in jüngster Zeit
fast alle Landesteile Schauplätze von Kämpfen, Anschlägen oder Gewalttaten
anderer Art waren. Die afghanische Regierung ist in weiten Teilen des
Landes zu einem Schutz der Bevölkerung längst nicht mehr in der Lage. Die
Taliban verüben nicht nur immer wieder tödliche Anschläge in Kabul und
anderen urbanen Zentren; in vielen Landesteilen übernehmen sie zunehmend
die Kontrolle und in anderen Landesteilen fordern sie die afghanische Armee
mit Offensiven größerer Verbände heraus. Eine inländische
Zufluchtsalternative, wie vom BAMF gern in den Raum gestellt, gibt es
faktisch nicht.

PRO ASYL fordert: Das Bundesamt muss die Entscheidungspraxis zu Afghanistan
der Realität anpassen. Asylanträge dürfen nicht länger unter der Annahme
abgeschmettert werden, es gebe sichere Gebiete. Es ist skandalös, dass die
Verwaltungsgerichte in den ersten neun Monaten des Jahres 2018 rund zwei
Drittel (58%) aller BAMF-Entscheidungen zu Afghanistan korrigieren mussten.
PRO ASYL fordert, dass das Bundesamt korrekte Entscheidungen seriös und
sachkundig trifft und es nicht den Verwaltungsgerichten überlässt, den
angemessenen Schutz zu gewähren.

In 67.000 aktuell noch anhängigen Klageverfahren afghanischer Asylsuchender
könnte das Bundesamt seine eigenen Entscheidungen nochmals prüfen und
ändern. Diese »Qualitätsoffensive« würde die Verwaltungsgerichte deutlich
entlasten; betroffene Asylsuchende bekämen Schutz und müssten nicht über
Monate und teils Jahre in Ungewissheit leben.

Mit der hohen Zahl der Fälle, in denen die Gerichte die Fluchtgründe anders
beurteilen, erhält das BAMF die Quittung für die mangelhafte Aufklärung von
Fluchtgründen, für schlechte Anhörungsqualität und pauschalisierende
Ablehnungsbegründungen. Dennoch wird im Amt die aus Zeiten des
Innenministers de Maizière stammende Linie, es gebe sichere Gebiete,
unbeirrt fortgesetzt - auf Kosten der Gerichte und zu Lasten der
Betroffenen.

PRO ASYL fordert zudem erneut die Einstellung aller Abschiebungen nach
Afghanistan. Nicht nur die Bundesregierung, auch die Länder sind Teil des
Problems, indem sie mit Abschiebungen in ein kriegserschüttertes Land die
harte Abschiebepraxis zum Teil mittragen.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 16. Januar 2019

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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RAUB/1179: Hartz IV - und was dann ... (SB)




Der Nebeneffekt von Hartz IV war ja nicht nur, dass die
Erwerbslosen drangsaliert werden und dass sie sich mehr oder weniger
nackt ausziehen müssen, sondern hat ja auch einen unendlich großen
Druck gehabt auf die Menschen, die beschäftigt sind, weil die
Philosophie war, dass man jede Arbeit annehmen muss, sei sie noch so
niedrig bezahlt und sei sie noch so schlecht. Diese Philosophie lehnen
wir ab. Die ist unwürdig für einen Sozialstaat.

Bernd Riexinger im Gespräch mit dem Deutschlandfunk [1]

Während die Älteren dem abgeschafften Sozialstaat nachtrauern und die
Jüngeren nie einen kennengelernt haben, drehen die Sachwalter der
Herrschaftssicherung und die Produzenten des Unwerts das Rad weiter.
Was kommt nach Hartz IV? Überläßt man die Antwort denselben Clustern
aus Denkfabriken, Administratoren des Arbeitszwangs und Technokraten
des Elendsregimes, läuft dies auf eine bislang ungekannte Form der
Verfügung hinaus, welche selbst die Armutsverwaltung und Ausgrenzung
der Agendapolitik in den Schatten stellt. Bezeichnenderweise ist die
Kritik an den Hartz-Gesetzen ausgesprochen defensiv aufgestellt, als
sei eine mehr oder minder weitgehende Rücknahme der gravierendsten
Auswüchse dieser Kürzung der Einkünfte und Abstrafung aus nichtigstem
Anlaß die einzig denkbare Option. Hat nicht das totgesagte Kapital
noch immer eine Antwort auf die Krise gefunden und die Ausbeutung auf
eine höhere Stufe transformiert? Und treibt nicht der Sicherheitsstaat
sein repressives Potential weit über die aktuellen Erfordernisse
hinaus in Umsetzung seiner Präventivlogik unablässig voran?
Nostalgische Rückschau auf weniger schlechte Zeiten oder gar
unbegründete Hoffnungen, die krisengeschüttelte Profit- und
Wachstumsökonomie werde sich eher früher als später selbst zu Grabe
tragen, könnten ungeeigneter nicht sein, den strategischen
Zukunftsentwurf hiesiger Eliten zu erahnen und sich für kommende
Auseinandersetzungen zu rüsten.

Wenn sich deutsche Parteipolitik 15 Jahre nach der Einführung von
Hartz IV in vollmundigen Versprechen auf Abhilfe überschlägt, ist
Argwohn das Gebot der Stunde. Nichts wäre gegen die vollständige
Abschaffung dieses Zwangsregimes einzuwenden, würde es denn durch ein
Solidarprinzip ersetzt, daß diesen Namen auch verdient. Statt dessen
ist zumeist von Reformen die Rede, was doch wohl nur bedeuten kann,
einen minderen Bruchteil sozialer Grausamkeiten zu entschärfen, um das
Instrumentarium der Drangsalierung erst recht zu versiegeln und zu
verstetigen. Schlimmer noch lugt hinter der unverhofften
Bereitwilligkeit, die Agendapolitik zur Disposition zu stellen, der
Drang zur Durchsetzung eines Gesellschaftsentwurfs hervor, der die
Zwangsjacke des sozialen Kerkers schnürt, die Grenzen zwischen
Ein- und Ausschluß zur Undurchdringlichkeit verdichtet und Sphären des
Überlebens von Sterbenszonen scheidet.

Wollte man von noch vorhandenen Restbeständen eines ansonsten
kahlgeschlagenen Sozialstaats sprechen, die zumindest einem
bescheidenen Versorgungsanspruch Anhaltspunkte böten, droht selbst
diesem arg eingeschränkten Konfliktpotential der Boden entzogen zu
werden. Auf der Tagesordnung steht das Ende der kapitalistischen
Klassengesellschaft - jedoch nicht durch deren Überwindung in Gestalt
einer Umwälzung, sondern durch die vollendete Entsorgung jeglicher
Angriffsflächen im Denken und Handeln des für nichtexistent erklärten
Kollektivs der lohnabhängig Beschäftigten und aus dem Erwerbsleben
entsorgten Surplusbevölkerung. Da man nur insofern relevant von einer
Klasse der Kapitalisten sprechen kann, als diese von einer im Kampf
erwachten antagonistischen Klasse konfrontiert wird, trachtet erstere
stets danach, ihren Widerpart zu atomisieren und dessen Beteiligung an
den herrschenden Verhältnissen zur einzig vorstellbaren Maxime zu
versiegeln.

Hartz IV ist eine Kernkomponente der sozialen Kriegsführung und läßt
sich nur in deren Kontext angemessen analysieren und angreifen. Wenn
sich das Bundesverfassungsgericht nun der Frage annimmt, wie hart der
Staat Hartz-IV-Empfänger bestrafen darf, wird die Schuld der
Mehrheitsbevölkerung an ihrem eigenen Schicksal höchstrichterlich
präzisiert und damit als solche vorausgesetzt. Die Verfassungsrichter
wollen klären, ob die aktuellen Sanktionsregeln mit dem Grundgesetz
vereinbar sind: Erlaubt die Verfassung, daß ein Mensch eine Zeitlang
mit weniger als dem Existenzminimum auskommen muß? Und wenn ja, darf
dies so geschehen, wie es das Sozialgesetzbuch vorschreibt und durch
die Jobcenter umgesetzt wird? [2] Dabei läßt sich schon vorweg
prognostizieren, daß zwar einige Sanktionen nach dem Urteil
modifiziert werden dürften, aber das Karlsruher Gericht die Sanktionen
keinesfalls in Gänze abschaffen, sondern eher noch vom Grundsatz her
bekräftigen wird.

Sie sind als Instrumente der Disziplinierung unverzichtbar, weil aus
staatlicher Sicht das Erfolgsmodell der deutschen Ökonomie damit steht
und fällt, das Arbeitsregime durchzusetzen. Während die
Hartz-IV-Sanktionen Hunderttausende Menschen unmittelbar betreffen,
zielen sie zugleich als Damoklesschwert im Nacken aller Lohnabhängigen
und von der Arbeitsgesellschaft Ausgespuckten auf eine umfassende
Zurichtung, Reglementierung und Unterwerfung um der Sicherung der
herrschenden Verhältnisse und deren Zukunftsfähigkeit willen ab.


Fußnoten:

[1] www.deutschlandfunk.de/riexinger-linke-zu-hartz-iv-sanktionen-das-system-der.694.de.html

[2] www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/hartz-iv-vor-dem-verfassungsgericht-verstossen-sanktionen-gegens-grundgesetz-a-1247915.html
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BERICHT/328: Dem Karl Liebknecht haben wir's geschworen - zögerliche Ernte ... (SB)


"Ordnung herrscht in Warschau!" "Ordnung herrscht in Paris!" "Ordnung
herrscht in Berlin!" So laufen die Meldungen der Hüter der "Ordnung" jedes halbe
Jahrhundert von einem Zentrum des weltgeschichtlichen Kampfes zum anderen. Und
die frohlockenden "Sieger" merken nicht, daß eine "Ordnung", die periodisch
durch blutige Metzeleien aufrechterhalten werden muß, unaufhaltsam ihrem
historischen Geschick, ihrem Untergang entgegengeht.

Rosa Luxemburg - Die Ordnung herrscht in Berlin (14. Januar 1919) [1]

Zu den historisch bedeutsamen und folgenreichen Bluttaten der herrschenden
Ordnung gehört die Ermordung von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht am 15.
Januar 1919 durch ein Offizierskommando. Auf Befehl des Ersten
Generalstabsoffiziers der Garde-Kavallerie-Schützen-Division (GKSD), Waldemar
Pabst, wurde die Niederlage der November-Revolution durch die Beseitigung ihrer
führenden Köpfe besiegelt. Aus einem nachgelassenen Brief geht hervor, daß sich
Pabst dafür die Rückendeckung des Volksbeauftragten für Heer und Marine, des
SPD-Politikers Gustav Noske, geholt hatte. Im Gegenzug habe er 50 Jahre über
diese Zusammenarbeit geschwiegen, was ihm zugleich dazu verhalf, niemals für die
Morde und andere von ihm befehligte Massaker zur Rechenschaft gezogen worden zu
sein.
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Die SPD hat die Kollaboration zwischen der Mehrheitssozialdemokratie und den
gegenrevolutionären Kräften des untergegangenen Kaiserreiches bei der
Niederschlagung der Revolution niemals aufgearbeitet und wird dies vermutlich
auch in Zukunft nicht tun. Sie betrifft nicht nur die Gutheißung der Ermordung
von Luxemburg und Liebknecht durch Noske, sondern auch dessen Bestätigung eines
von Pabst formulierten Befehls, die seinen Truppen mit einem Freibrief für die
Ermordung revolutionärer AktivistInnen und solcher, die sie dafür hielten,
versah. Dieser von Noske am 9. März 1919 in seiner neuen Funktion als
Reichswehrminister unterzeichnete Befehl hatte zur Folge, daß im März bis zu
2000 Personen fast nach Belieben im "Gründungsmassaker" der Weimarer Republik,
so der Historiker Mark Jones, von der Soldateska der Regierung Scheidemann
ermordet wurden. Obgleich traditionsreichste Partei der Bundesrepublik, hat
die SPD dieses Jahr ihre Historische Kommission, angeblich aus Kostengründen,
aufgelöst.
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Tatsächlich hätte das hundertjährige Gedenken an die Novemberrevolution und ihre
Transformation zum Projekt der bürgerlichen Republik für die im Niedergang
befindliche Sozialdemokratie nur wenig Schmeichelhaftes hervorgebracht. Obgleich
als Partei der Arbeiterklasse angetreten, bahnte sie spätestens mit der
Zustimmung zu den Kriegskrediten im August 1914 dem deutschen Imperialismus den
Weg. Das Paktieren der Parteiführung mit nationalkonservativen Kräften zur
Niederschlagung der sozialen Revolution rettete Deutschland nicht etwa vor dem
Bolschewismus, wie zur Rechtfertigung der SPD häufig behauptet, sondern diente
dem Machterhalt einer Parteielite, die sich in einer Rätedemokratie der
Kontrolle durch die unterdrückten Klasse der ArbeiterInnen, BäuerInnen und einfachen
Soldaten hätte aussetzen müssen.

Damit wurde Kräften der radikalen Rechten der Weg geebnet, die schon im Juli
1919 mit Hilfe eines Putschversuches des GKSK unter Pabst versuchten, die Macht
an sich zu reißen, um im März 1920 beim Kapp-Putsch erneut zu scheitern. Das
durch den Versailler Vertrag geschwächte Militär war weiterhin ein Machtfaktor
ersten Ranges, und die Ermordung Liebknechts und Luxemburgs dementsprechend kein
taktischer Winkelzug, sondern ein strategischer Angriff auf die zwei führenden
Exponenten des Antimilitarismus. Karl Liebknecht war schon 1907 für seine
Schrift "Militarismus und Antimilitarismus" wegen Hochverrat zu anderthalb
Jahren Festungshaft verurteilt worden und demonstrierte am 2. Dezember 1914, als
er als einziger Abgeordneter die Zustimmung zum Ergänzungshaushalt für die
Kriegskredite verweigere, antimilitaristische Konsequenz.
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Liebknecht und Luxemburg mußten für ihre radikale Opposition gegen den deutschen
Imperialismus mit mehreren Haftstrafen bezahlen, was sie nicht davon abhielt,
sich mit der Gründung der Gruppe Internationale, der Spartakusgruppe und
schließlich der Kommunistischen Partei Deutschlands (KPD) zum Jahreswechsel
1918/1919 weiter zu radikalisieren. Heute Ikonen der sozialen Revolution, waren
beide den größten Teil ihres Lebens aktive Mitglieder in der SPD. Die am 5. März
1871 im polnischen Zamosc geborene Rosa Luxemburg trat 1898 nach ihrer
Übersiedlung ins Deutsche Reich sofort in die SPD ein, nachdem sie bereits
jahrelang am Aufbau einer sozialistischen Partei in Polen beteiligt gewesen war.
Da das polnische Parlament am 1. April 2016 ein Gesetz zum Verbot der Propaganda
für den Kommunismus verabschiedet hat, wurde die Gedenktafel an ihrem
Geburtshaus in Zamosc entfernt. Einer zeitlebens gegen Nationalchauvinismus
kämpfenden Frau darf im modernen Polen, einem Mitgliedstaat der angeblichen
Wertegemeinschaft EU, nicht gedacht werden.

Der am 13. August 1871 in Leipzig geborene Karl Liebknecht war seit 1900
SPD-Mitglied und von 1912 bis 1916 sozialdemokratischer Abgeordneter im
Reichstag. Erst mit Abspaltung des linken Flügels der SPD, der USPD im April
1917, verließen Luxemburg und Liebknecht mit der Spartakusgruppe die heutige
Regierungspartei, die sich eigentlich ohne Not schwertut mit diesem Teil ihres
politischen Erbes. Obwohl als MitbegründerInnen lediglich zwei Wochen bis zu
ihrer Ermordung der KPD angehörend, wird Karl und Rosa mehr als KommunistInnen
denn als SozialdemokratInnen gedacht. Das gilt insbesondere für bürgerliche
Medien, die mit allerlei ideologischen Winkelzügen versuchen, den Brandgeruch
der Revolution durch formelhafte Demokratierethorik zu vertreiben und sich zu
diesem Zweck vor allem auf Rosas Äußerung zur Freiheit der Andersdenkenden
kaprizieren.
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Diese Äußerung lediglich auf die untergegangene DDR zu münzen, um das Scheitern
des dortigen Sozialismusprojekts einmal mehr zu besiegeln, instrumentalisiert
Rosa für die Flickenschusterei, mit der die brüchige Legitimation des
bürgerlichen Staates und seiner kapitalistischen Gesellschaftsordnung instand
gehalten werden soll. Wie wenig diese Freiheit bis heute für KommunistInnen
gilt, zeigen nicht nur das aufrechterhaltene KPD-Verbot, sondern auch die
Verfolgung nichtdeutscher KommunistInnen in der Bundesrepublik mit den Mitteln
der politischen Justiz und die europaweite Rückkehr nationalistischer und
chauvinistischer Ideologeme. Um so angestrengter arbeitet sich die SPD an einem
liberalistischen Reputationsmanagement ab, daß sie strikt auf den Vollzug des
herrschenden Regelwerks staatlicher Verfügungsgewalt festlegt und alle Versuche,
die Bedingungen kapitalistischer Vergesellschaftung zu hinterfragen,
neutralisiert. 

Gerade das allerdings war der Zweck der Aussage "Freiheit ist immer Freiheit der
Andersdenkenden" aus Rosa Luxemburgs Schrift über die Russische Revolution. Ihr
ging es nicht darum, diese sie begeisternde Entwicklung zu diskreditieren,
sondern aus ihr durch produktive Kritik für die ausstehende Revolution in
Deutschland zu lernen. Für das Gelingen der Russischen Revolution war der Erfolg
der revolutionären Bewegung in Deutschland zentral, gerade auch in Hinsicht
darauf, daß es galt, die Revolution zu einer internationalen Umwälzung zu
entwickeln. [2] 

Die aus dem Aufbruch zur Überwindung bürgerlicher Klassenherrschaft
hervorgegangene SPD wurde in der Weimarer Republik für die tätige Mithilfe bei
der Verhinderung der sozialistischen Räterepublik mit politischen Ämtern und
Privilegien aller Art belohnt. Mit Friedrich Ebert stellte sie den ersten
Reichspräsidenten der Weimarer Republik, der dieses Amt bis 1925 innehatte, und
vier ihrer Reichskanzler. Um das NS-Regime zu verhindern, obwohl die SPD im
Rahmen des Reichsbanners an einer paramilitärischen Organisation beteiligt war,
die Zehntausende Kämpfer hätte mobilisieren können, fehlte es an eben jenem
revolutionären Elan, den die Partei 1918 und 1919 selbst bekämpft hatte.
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Während die SPD am 23. März 1933 noch gegen das Ermächtigungsgesetz der Nazis
votierte, stimmte sie in der letzten Reichstagssitzung, zu der sie am 17. Mai
1933 noch zugelassen wurde, für eine außenpolitische Erklärung Adolf Hitlers
gegen die Deutschland betreffenden Beschränkungen des Versailler
Friedensvertrages [2]. Dieser nationale Schulterschluß ging allerdings nicht wie
1914 in einer Burgfriedenspolitik auf, bei der die SPD für das Einschwenken auf
den Kriegskurs mit dem Erhalt ihres politischen Einflusses und ihrer
parlamentarischen Privilegien belohnt wurde, sondern mündete in das Verbot der
Partei am 22. Juni 1933.

Auch nach dem NS-Faschismus ist die Partizipation an deutschen
Herrschaftsprojekten nicht nur unausgesprochenes, sondern seit Bad Godesberg
1959 auch explizites Programm der SPD. Von der Wiederbewaffnung bis zum
NATO-Beitritt der Bundesrepublik, vom KPD-Verbot über die Notstandsgesetze bis
zum Radikalenerlaß, von der deutschen Beteiligung am Überfall der NATO auf
Jugoslawien bis zur Normalisierung der Beteiligung der Bundeswehr an
imperialistischen Kriegen, von der sozialchauvinistischen Agenda 2010 bis zum
Ausbau der Flüchtlingsabwehr der EU - auch im Klassenantagonismus dieser Tage
wissen SozialddemokratInnen ihren Vorteil zu wahren. Nicht umsonst scheint der
SPD ein Bedeutungsverlust wie der der Parti socialiste (PS) in Frankreich
vorbestimmt zu sein. Diese kam bei der letzten Präsidentschaftswahl 2017 nur
noch auf 6,36 Prozent der Stimmen, nachdem sie fünf Jahre zuvor noch 28,63 und
zu ihren Hochzeiten 1974 gar 43,25 der WählerInnen für sich verbuchen konnte.
Die Epoche der Sozialdemokratie, die im sozialen Kompromiß der Systemkonkurrenz
bis 1990 immer wieder Anspruch auf Regierungsmacht erheben konnte, neigt sich
ihrem Ende zu. Sollte dies doch noch einmal abzuwenden sein, dann sicherlich
nicht ohne fundamental Remedur zu machen.
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Liebknecht-Luxemburg-Demo gestern und heute

100 Jahre Gedenken an die Ermordung von Karl und Rosa sind mithin alles andere
als eine Marotte unbelehrbarer KommunistInnen oder das symbolpolitische Abfeiern
eines historischen Ereignisses, die sich nicht einfach ignorieren läßt. Es
betrifft den Hauptstrom der von sozialen Kämpfen getriebenen Geschichte der
Vergesellschaftung des Menschen und seiner Unterdrückung durch eine militärische
Gewalt, ohne die die auf Privateigentum basierende Aneignung und kapitalistische
Bewirtschaftung allen Lebens nicht möglich wäre. Parolen und Transparente gegen
den Krieg waren auf der alljährlichen Luxemburg-Liebknecht-Demonstration in
Berlin denn auch dieses Jahr stark vertreten. Rund 15.000 Menschen gedachten am
12. Januar auf der Strecke vom Frankfurter Tor bis zur Gedenkstätte der
Sozialisten auf dem Zentralfriedhof Friedrichsfelde der namensgebenden
Leitbilder dieser traditionsreichen Demonstration.

Wo Karl Liebknecht am 25. Januar und Rosa Luxemburg am 13. Juni 1919 in
Begleitung Zehntausender Trauernder beigesetzt wurden, zogen bis 1933 jedes Jahr
zum Jahrestag ihrer Ermordung zahlreiche Menschen zur zentralen Gedenkstätte der
1918 und den folgenden Jahren ermordeten RevolutionärInnen. Diese Tradition
wurde 1946 wieder aufgenommen und nahm in der DDR den Charakter eines
Staatsaktes an, dem regelmäßig bis zu 200.000 Menschen beiwohnten. In der auf
Abrechnung mit dem Systemgegner abonnierten Nachwendezeit kam es zu
zahlreichen Übergriffen der Polizei auf die LL-Demonstration, die erst mit
Amtsantritt der SPD-PDS-Koalition in Berlin 2002 endeten. Quasi als Antithese
zum sozialistischen Mahnmal wurde am 11. Dezember 2006 auf dem Friedhofsvorplatz
ein Gedenkstein für die "Opfer des Stalinismus" eingeweiht. Dabei ging es
weniger darum, der vom Apparat der ideologischen Säuberung in der Sowjetunion
ermordeten KommunistInnen zu gedenken, sondern den Kommunismus als ganzes zu
diskreditieren und die DDR im Sinne der Totalitarismusthese mit dem
NS-Faschismus gleichzusetzen.
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Dabei lassen sich dem Gedenken an Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht viele
Seiten abgewinnen, die nichts mit der Blockkonfrontation zu tun haben, sondern
die vielen ungelösten Probleme der Zeit betreffen. Die soziale Revolution ist
unabgegolten, nur wenig hat sich in den letzten 100 Jahren verbessert.
Katastrophen weltumspannenden Ausmaßes stehen vor der Tür, und die sogenannten
Menschheit ist praktisch keinen Schritt über das Gewaltverhältnis
hinausgekommen, in dem sie zu ihren eigenen Subjekten wie denen der Natur steht.
Vieles wird der Radikalität von Karl und Rosa angelastet, denn auf den
Kommandhöhen bürgerlicher Gesellschaft und staatlicher Exekutivgewalt regiert
der privatwirtschaftliche Eigentumsvorbehalt vor allem anderen. Diesen zu
bestreiten ist in Zeiten, da die krisenhafte Entwicklung nicht mehr nur soziale
Unterdrückung, sondern auch ökologische Zerstörung in lebensbedrohlichem Ausmaß
hervorbringt, mehr als gerechtfertigt. InternationalistInnen wie Karl und Rosa
haben schon vor 100 Jahren in einem Ausmaß Verantwortung für die
Gesamtentwicklung menschlichen Lebens übernommen, daß niemand mehr behaupten
kann, von den verheerenden Folgen des Verschleppens aller Probleme, die mit der
Vergesellschaftung des Menschen einhergehen, nicht gewußt zu haben.
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Der Rosa Luxemburg reichen wir die Hand ...

Insbesondere Rosa Luxemburg hat ein ergiebiges Werk theoretischer Schriften und
persönlicher Briefe hinterlassen. So hat sie mit der Analyse, daß
kapitalistisches Wachstum immer auf nichtkapitalistischen Produktionsweisen
beruht, den zwingenden Zusammenhang von kapitalistischer Mehrwertproduktion und
kolonialistischer Expansion im Sinne fortgesetzter ursprünglicher Akkumulation
nachgewiesen. Dieses unter anderem von Tove Soiland zum Theorem der Neuen
Landnahme als einer Bewirtschaftung nicht kapitalistisch in Wert gesetzter
Reproduktionsarbeit vor allem von Frauen weiterentwickelte Konzept [4] gehört zu
den wegweisenden Errungenschaften Luxemburgs. Da es den rassistischen Charakter
des kapitalistischen Weltsystems offenlegt, ist es bis heute nicht überholt und
hallt nicht umsonst in dem epochalen Werk Frantz Fanons "Die Verdammten dieser
Erde" wider.

Wenn der Kapitalismus also von nichtkapitalistischen Formationen lebt, so
 lebt er, genauer gesprochen, von dem Ruin dieser Formationen, und wenn er des
 nichtkapitalistischen Milieus zur Akkumulation unbedingt bedarf, so braucht
 er es als Nährboden, auf dessen Kosten, durch dessen Aufsaugung die
 Akkumulation sich vollzieht. [5]



Es liegt nahe, daß Rosa Luxemburgs Landnahmetheorem für das sozialökologische
Problem einer an die finalen Grenzen des Ressourcenverbrauches stoßende Welt
fruchtbar gemacht werden kann. Dies betrifft auch den Zusammenhang zwischen
äußerer und innerer Landnahme, verbirgt sich letztere doch hinter schwer zu
durchschauenden Sachzwängen, wenn es etwa um die Ausbeutung kostenlos erbrachter
Sorgearbeit, um medizinisch begründete Verhaltenskontrolle oder mit imperativer
Gewalt vorgenommene Eingriffe in den Körper und die Lebensführung der Menschen
geht. Darüber hinaus war Luxemburg nicht nur an politischer Theorie und
politökonomischer Kritik interessiert, sondern widmete sich verschiedensten
Bereichen wie Biologie, Zoologie, Architektur und Malerei mit großem Interesse.
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Mit fünf Jahren von einem Arzt aufgrund einer Fehldiagnose für fast ein Jahr in
ein Gipsbett gelegt, mußt Rosa zeitlebens mit zwei verschieden langen Beinen
klar kommen. Sie war als Behinderte, als Frau, als Linke, als Intellektuelle,
als Jüdin und Polin praktisch ein Paradefall für eine Form von
gesellschaftlicher Stigmatisierung, wie sie heute unter den Stichworten
Mehrfachunterdrückung oder Intersektionalität diskutiert wird. Die insbesondere
aus ihrer Gefängniskorrespondenz hervorgehende Empathie für Menschen wie Tiere,
die Schmerz erleiden oder andersweitig in Not sind, mag ein Ergebnis der
streitbaren Auseinandersetzung mit dem normativen Druck ihrer sozialen Umgebung
gewesen sein. Besonders berühmt wurde die in einem Brief an Sonia Liebknecht
geschilderte Geschichte über jenen rumänischen Büffel, der von einem ihn zur
Zugarbeit treibenden Soldaten so stark geschlagen wird, daß seine dicke Haut
regelrecht zerreißt: "Oh, mein armer Büffel, mein armer, geliebter Bruder, wir
stehen hier beide so ohnmächtig und stumpf und sind nur eins in Schmerz, in
Ohnmacht, in Sehnsucht." [6] Selbst für die kleine, achtlos zerdrückte Fliege
gilt, das für sie mit ihrem Leben die ganz Welt vernichtet wird [7]. Rosa Luxemburg
wußte um die Unteilbarkeit des Schmerzes und befand sich damit auf der Spur
eines Streites, der dem Kampf gegen Ausbeutung und Unterdrückung zwar immanent
ist, aber ihn als menschlicher Stoffwechsel mit der Natur auch überschreitet und
so zu neuen Fragestellungen führt. 
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Wie sehr dies die Menschen auf der LL-Demonstration mitvollziehen oder nicht,
sie werden auf diese oder jene Weise von Mißständen und Nöten umgetrieben, zu
deren Überwindung es mehr bedarf als das Einfordern sozialstaatlicher Regulative
oder das Verabreichen karitativer Wundpflaster. Daran ändert auch die mediale
Beschwichtigung nichts, mit der versucht wird, den zündenden Funken im Wirken
Luxemburgs und Liebknechts dadurch zu löschen, daß alles vom Scheitern der
Revolution aus gedacht wird und die treibenden Faktoren des gegen Krieg,
Ausbeutung und Unterdrückung gerichteten Aufstandes vom Narrativ einer
zeitgeschichtlichen Episode bloßer Irrungen und Wirrungen überblendet werden.
Vor dem Ersten Weltkrieg gab es in Deutschland mit der SPD eine linke
Arbeiterpartei mit Massenbasis, die zur Hoffnung Anlaß gab, daß in dem großen
Land in der Mitte Europas der Sozialismus verwirklicht werde. Mit dem
Einschwenken dieser Partei auf den Kriegskurs der deutschen Bourgeoisie und
Monarchie trat eine sozialrevolutionäre Massenbewegung in Erscheinung, die der
Möglichkeit zu fundamentalen Veränderungen sehr nahegekommen war. Daß diese
Revolution dennoch scheiterte und in die Katastrophe der systematischen
Massenvernichtung durch den NS-Staat mündete, ist von einer Tragik, die in der
neoliberalen Gesellschaft und ihrer Formierung zu einer Ansammlung voneinander
isolierter Konkurrenzsubjekte kaum noch vermittelbar ist. Daran etwas zu ändern
bedarf einer revolutionären Tatkraft, für die Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht
bis heute zum Vorbild gereichen können.
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Fußnoten:


[1] https://www.marxists.org/deutsch/archiv/luxemburg/1919/01/ordnung.htm

[2] https://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/dokumentationen/090116_RL-Konferenz/beitraege/Tanja_Storlokken.pdf

[3] http://www.spiegel.de/spiegel/print/d-40693632.html

[4] http://www.theoriekritik.ch/?p=3180

[5] http://www.glasnost.de/klassiker/luxem2.html

[6] https://www.marxists.org/deutsch/archiv/luxemburg/1917/12/17-brgef.html

[7] http://www.rosalux-nyc.org/wp-content/files_mf/rosaasfeminist_drucillacornell_deufinal.pdf
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AGRAR/1850: Brexit - Ein offener Markt hat höchste Priorität (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 16. Januar 2019

Brexit: Ein offener Markt hat höchste Priorität

Bauernpräsident zum Beginn der Internationale Grünen Woche 2019



Anlässlich der Internationalen Grünen Woche in Berlin zeigt sich der
Präsident des Deutschen Bauernverbandes (DBV), Joachim Rukwied,
besorgt über den bevorstehenden Brexit. Der Austritt Großbritanniens
aus der EU sorge für erhebliche Unsicherheit in der gesamten
Agrarbranche. "Ein offener Markt mit dem Vereinigten Königreich hat
für uns immer noch höchste Priorität." Großbritannien sei ein
wichtiger Markt für die deutsche Landwirtschaft. Jährlich werden aus
Deutschland Agrargüter und Lebensmittel im Wert von etwa 4,5
Milliarden Euro auf die britische Insel geliefert. Der
Agrar-Exportüberschuss Deutschlands liegt gegenüber Großbritannien bei
rund 3,5 Milliarden Euro und ist damit fast doppelt so groß, wie der
gesamte Exportwert in die USA.

Mit Blick auf das kommende Jahr ist Rukwied verhalten optimistisch.
"Die Umbrüche in der deutschen Politik, aber vor allem in Europa vor
den Wahlen und nicht zuletzt der Brexit können aber die Landwirtschaft
noch empfindlich treffen", so der Bauernverbandspräsident. Zudem berge
der Handelskrieg zwischen den USA und China erhebliche Risiken, die
nicht abzuschätzen seien. "Unsicherheit ist Gift für Märkte und die
Betriebe. In manchen Bereichen der Landwirtschaft geht es inzwischen
darum, den Standort Deutschland zu sichern", betont Rukwied.

Die aktuellen Marktdaten geben ein gemischtes Bild: Der Milchpreis sei
derzeit stabil. Im Ackerbau befinde man sich in einer
Seitwärtsbewegung auf unbefriedigendem Niveau. Besonders die
Schweinehaltung macht dem DBV-Präsidenten aber große Sorgen. Laut
Viehzählung im November 2018 ist der Bestand auf 26,4 Mio. Schweine
geschrumpft. Gleichzeitig ist die Zahl der Sauenhalter auf 7.800 noch
weiter gefallen. "In den letzten 10 Jahren hat etwa die Hälfte der
Schweinehalter aufgegeben. Die Schweinehaltung in Deutschland läuft
Gefahr, ihre Zukunftsfähigkeit zu verlieren", so DBV-Präsident
Rukwied.

Zur Eröffnung der Messe hob Rukwied die Bedeutung der Grünen Woche für
die gesamte Branche hervor. "Die Internationale Grüne Woche ist die
agrarpolitische Plattform zu Beginn des Jahres und eine gute
Gelegenheit, sich mit Politik und Meinungsbildern aus aller Welt
auszutauschen." Außerdem sei es eine hervorragende Möglichkeit,
Verbraucher und Landwirte in der Bundeshauptstadt zusammenzubringen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Januar 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407

Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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ARBEIT/2897: Azubis in MINT-Berufen pendeln besonders häufig (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 15.01.2019

Azubis in MINT-Berufen pendeln besonders häufig



Die Pendlermobilität von Auszubildenden fällt nicht nur zwischen den
Regionen unterschiedlich aus - sie wird auch von Schulabschluss und
Ausbildungsberuf beeinflusst. Das geht aus einer aktuellen Studie des
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) hervor. Vor allem in
Berufen, die einen höheren Schulabschluss voraussetzen, finden sich hohe
Pendlerquoten der Auszubildenden. Dabei sind Auszubildende in MINT-Berufen
- also in den Bereichen Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und
Technik - überdurchschnittlich häufig mobil.

Mehr als die Hälfte der Auszubildenden in MINT-Berufen pendelt in einen
Nachbarkreis oder darüber hinaus. Auch Auszubildende in Marketing- und
Medienberufen sind sehr häufig mobil: Fast jeder zweite von ihnen pendelt
für die Ausbildung. In den Bau- und Ausbauberufen oder in Gebäude- und
versorgungstechnischen Berufen haben dagegen mehr als drei Viertel der
Auszubildenden eine Ausbildungsstelle vor Ort. Unterm Strich absolvieren
rund zwei Drittel der Auszubildenden eine Lehre im Wohnortkreis. Falls
nicht, müssen sie überwiegend nur in den Nachbarkreis pendeln.

Auszubildende mit Abitur sind überdurchschnittlich häufig mobil. Fast die
Hälfte der Abiturienten, aber auch ein Drittel der Auszubildenden mit
mittlerer Reife pendeln. Zum Vergleich: Bei den Auszubildenden mit
Hauptschulabschluss oder ohne Schulabschluss gilt das für etwas mehr als
ein Viertel.

"Für die regionale Ausbildungsplatzversorgung spielt insbesondere die Zahl
der Großbetriebe vor Ort eine entscheidende Rolle. Viele Großbetriebe in
einer Region sorgen dafür, dass dort auch viele Ausbildungsplätze zur
Verfügung stehen", erklären die IAB-Arbeitsmarktforscher Oskar Jost,
Holger Seibert und Doris Wiethölter. Sie weisen allerdings zugleich darauf
hin, dass gut 70 Prozent aller Lehrlinge in kleinen und mittleren
Betrieben ausgebildet werden. Diese Betriebe hätten jedoch zumeist eine
begrenzte überregionale Sogwirkung auf Jugendliche, so die IAB-Forscher.

Städte wie Hamburg, Düsseldorf oder Stuttgart weisen eine gute
Lehrstellenversorgung und durchweg hohe Einpendlerüberschüsse auf.
Auszubildende aus ländlich geprägten Gebieten in Ost- und Norddeutschland
legen dagegen im Durchschnitt weitere Entfernungen zurück als solche aus
stärker verdichteten: "Das eher eingeschränkte Lehrstellenangebot in
Verbindung mit hohen Entfernungen zu städtischen Zentren sind Gründe
dafür, dass von dort aus weitere Strecken in Kauf genommen werden müssen",
schreiben die Forscher.

Während westdeutsche Lehrlinge fast ausschließlich in westdeutschen
Städten und Landkreisen ihrer Ausbildung nachgehen, pendeln knapp vier
Prozent der ostdeutschen Auszubildenden in den Westen. Zu Beginn des
Jahrtausends lag der Anteil aber noch mehr als doppelt so hoch.




Weitere Informationen finden Sie unter

http://doku.iab.de/kurzber/2019/kb0219.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 15.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/847: Die wirtschaftliche Lage - 2018 solides Wachstum, jetzt Wachstumskräfte für 2019 stärken (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 15. Januar 2019

Die wirtschaftliche Lage in Deutschland des letzten Jahres: Solides Wachstum im Jahr 2018 - Jetzt Wachstumskräfte für 2019 stärken




	Das Statistische Bundesamt hat heute bekannt gegeben, dass die deutsche Wirtschaft im vergangenen Jahr um 1,5 % gewachsen ist. Dies ist eine Abschwächung gegenüber den ursprünglichen Erwartungen, aber ein solides Ergebnis, das zeigt, dass die deutsche Wirtschaft nach wie vor wächst.

	Gründe für das geringere Wachstum liegen in einer global abgeschwächten Konjunktur, im Niedrigwasser durch die anhaltende Dürreperiode, in den Absatzproblemen der Automobilindustrie aufgrund der WLTP-Problematik und in dämpfenden Sondereffekten wie der Grippewelle oder Streiks. Die Binnenwirtschaft lieferte rechnerisch die entscheidenden Impulse.

	Der Sondereffekt WLTP läuft aber allmählich aus und ab dem Jahreswechsel ergeben sich zusätzliche Impulse durch die Umsetzung des Koalitionsvertrages, z. B. durch die Senkung von Steuern und Abgaben oder das Baukindergeld. Das Wachstum setzt sich daher im laufenden Jahr fort.

	Trotz einer leichten Abschwächung der Auftragseingänge ist der Auftragsbestand weiterhin sehr hoch. Das Baugewerbe befindet sich in der Hochkonjunktur.

	Die Einkommen steigen und ebenso die Konsumnachfrage der privaten Haushalte.

	Die Erwerbstätigkeit nimmt weiter zu und Rückgang der Arbeitslosigkeit setzt sich fort.

	Im Bundesministerium für Wirtschaft und Energie hat heute der 85. Konjunkturrat für die öffentliche Hand getagt. Schwerpunkte der Sitzung sind traditionell die konjunkturelle Lage in Deutschland und der Ausblick auf die wirtschaftspolitische Strategie der Bundesregierung. Dieses Jahr wurde ferner ausführlich über die Auswirkungen protektionistischer Handelspolitik auf Wachstum und Konjunktur diskutiert.



Die deutsche Wirtschaft ist im vergangenen Jahr preisbereinigt in
einem unruhigen außenwirtschaftlichen Umfeld und trotz der
Produktions- und Absatzstörungen bei den Pkw-Herstellern solide um
1,5 % gewachsen, nach +2,2 % im Boomjahr 2017. [1] Die Impulse kamen
rechnerisch ausschließlich von der Binnenwirtschaft. Die Ausfuhren
nahmen angesichts der geringeren Dynamik der Weltwirtschaft langsamer
zu als im Vorjahr und auch weniger als die von der starken
Binnenwirtschaft nachgefragten Einfuhren. Die privaten und staatlichen
Konsumausgaben wurden spürbar ausgeweitet, aber weniger deutlich als
im Vorjahr. Stärker als im Vorjahr entwickelten sich die
Bruttoinvestitionen, wozu neben Investitionen in Ausrüstungen und
Bauten auch ein Vorratsaufbau aufgrund des Staus bei den
Pkw-Typenzulassungen beitrug. Der Lagerbestand dämpfte auch noch im
Jahresendquartal die Erzeugung. Dennoch dürfte die Wirtschaftsleistung
im vierten Quartal nach dem Rückgang im dritten wieder zugelegt haben.
Die Auftragseingänge in der Industrie zeigen eine Bodenbildung und
stärken die Erwartung eines Ausklingens der WLTP-Problematik.
Unterstützung erhält die Binnenkonjunktur Anfang des Jahres durch die
spürbare Entlastung von Bürgerinnen und Bürgern bei Steuern und
Abgaben sowie die Erhöhung der monetären Sozialleistungen. Die
Konjunktur dürfte daher auch zu Jahresbeginn aufwärtsgerichtet
bleiben. [2]

Für die Weltkonjunktur zeichnet sich eine Verlangsamung ihrer Dynamik
ab. So startete die industrielle Erzeugung nur schwach ins vierte
Quartal 2018. Der Welthandel entwickelte sich im Vergleich zum Vorjahr
ebenfalls gedämpft. Der IHS Markit PMI für die globale Industrie lag
im Dezember 2018 auf dem niedrigsten Stand seit zwei Jahren. Auch der
ifo Index zum Weltwirtschaftsklima gab für das vierte Quartal 2018
eine verhaltene Stimmung wieder. Angesichts der Indikatoren und der
derzeitigen Ballung globaler Risiken hat die Weltbank ihre
Wachstumsprognose für die globale Konjunktur zuletzt nach unten
korrigiert. Insgesamt gehen die internationalen Organisationen in
ihren letzten Prognosen von einer weniger dynamischen, aber weiterhin
merklich aufwärtsgerichteten Entwicklung der Weltwirtschaft aus.

Dies zeigt sich auch in den Zahlen zu den deutschen Ausfuhren von
Waren und Dienstleistungen. So nahmen die Exporte im November
saisonbereinigt und in jeweiligen Preisen um 1,6 % ab. Im
Zweimonatsvergleich Oktober/November gegenüber August/September sind
die Ausfuhren nominal leicht gestiegen (+0,9 %). Preisbereinigt dürfte
diese Steigerung jedoch geringer ausfallen. Die ifo Exporterwartungen
fielen auf ein Zwei-Jahres-Tief. Die nominalen Importe von Waren und
Dienstleistungen gingen im November saisonbereinigt um 1,0 % zurück.
Im Zweimonatsvergleich ergab sich ein Plus von 1,3 %. Bei steigenden
Importpreisen dürfte sich preisbereinigt aber auch hier ein
schwächerer Anstieg ergeben. Insgesamt deuten die Indikatoren auf eine
verhaltene Entwicklung der Ausfuhren in den kommenden Monaten hin.

Bei der Produktion im Produzierenden Gewerbe ist es im November zu
einer weiteren Abschwächung gekommen, wozu auch Brückentage mit
beigetragen haben. Die Erzeugung in der Industrie ging im November um
1,8 % und im Zweimonatsvergleich um 1,5 % zurück. Die Produktion im
Baugewerbe wurde im November ebenfalls eingeschränkt (-1,7 %). Im
Zweimonatsvergleich ergab sich hier ein Minus von 0,9 %. Die
Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe verringerten sich im
November um 1,0 % und im Zweimonatsvergleich um 0,3 %. Damit lagen sie
gleichwohl in den letzten beiden Monaten rd. ½ Prozentpunkt über ihrem
durchschnittlichen Niveau im dritten Quartal. Dies spricht zusammen
mit dem hohen Auftragspolster mit einer Reichweite von 5,5 Monaten
dafür, dass die Industriekonjunktur wieder etwas an Schwung gewinnt.
Der gewichtige Wirtschaftsbereich Kfz/Kfz-Teile konnte zudem im
Oktober und November deutlich mehr Bestellungen verbuchen (+4,1 % bzw.
+4,5 %).

Angesichts der guten Beschäftigungs- und Einkommensentwicklung stiegen
die Konsumausgaben der privaten Haushalte im Jahr 2018 zwar spürbar um
1,0 %, aber doch deutlich weniger stark als ihre real verfügbaren
Einkommen, die um 1,8 % zulegten. Nach den Ergebnissen des
Statistischen Bundesamtes ist die Sparquote der privaten Haushalte im
Jahr 2018 um 0,4 Prozentpunkte angestiegen, was im Gegenzug die
Konsumausgaben dämpfte. Nach der negativen Entwicklung im 3. Quartal
nahmen aber die Umsätze im Einzelhandel (ohne Kfz) im Oktober und
November wieder deutlich zu (+0,1 % bzw. +1,4 %). Vor dem Hintergrund
der WLTP-Problematik waren die Neuzulassungen von Pkw bei privaten
Haltergruppen auch im vierten Quartal insgesamt niedriger als in den
Vorquartalen. Hier ist aber eine Trendwende eingetreten. Seit Oktober
nehmen die Zulassungszahlen monatlich wieder spürbar zu. Für eine
positive Entwicklung des privaten Konsums in den kommenden Monaten
spricht außerdem der weitere Anstieg der verfügbaren Einkommen, der
zum Jahreswechsel durch die Entlastungen bei Steuern und Abgaben
zusätzlichen Schub erhielt.

Vom Arbeitsmarkt kamen zum Jahresende 2018 weiterhin positive
Nachrichten. Die Erwerbstätigkeit wurde im November auf über 45,2 Mio.
Personen ausgeweitet. Saisonbereinigt lag der Zuwachs zum Vormonat mit
34.000 Personen im Mittel der letzten Monate. Die
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung nahm nach einem schwachen
Vormonat kräftig zu. Die Nachfrage der Unternehmen nach Arbeitskräften
bleibt in vielen Sektoren sehr hoch, es gibt aber Anzeichen, so aus
der Arbeitnehmerüberlassung und dem Baugewerbe, für eine etwas
ruhigere Gangart. Die Zahl der Arbeitslosen nahm im Dezember
saisonbereinigt um 14.000 Personen ab; in Ursprungszahlen stieg sie
weniger stark als jahreszeitlich üblich auf knapp über 2,2 Mio.
Personen. Damit erhöhte sich auch die Arbeitslosenquote leicht auf 4,9
%. Die Langzeitarbeitslosigkeit geht kontinuierlich zurück, der
Vorjahresstand wurde um mehr als 11 % unterschritten. Die Stärkung der
Wirtschaftskraft strukturschwacher Regionen bleibt eine
Herausforderung.

Hinweis:

Eine ausführliche Darstellung und Kommentierung der wirtschaftlichen
Lage und Entwicklung wird in der Februar-Ausgabe des Monatsberichts
"Schlaglichter der Wirtschaftspolitik" veröffentlicht. Diese Ausgabe
wird voraussichtlich am Ende der 5. Kalenderwoche 2019 auf der
Internetseite des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie zu
finden sein.

[1] Meldung des Statistischen Bundesamtes zur Entwicklung des
Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2018 vom 15. Januar 2019.

[2] In diesem Bericht werden Daten verwendet, die bis zum 15. Januar
2019 vorlagen. Soweit nicht anders vermerkt, handelt es sich um
Veränderungsraten gegenüber der jeweiligen Vorperiode auf Basis
preisbereinigter und kalender- und saisonbereinigter Daten.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 15. Januar 2019

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de
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MELDUNG/846: Hans-Böckler-Stiftung - Rezessionswahrscheinlichkeit steigt leicht (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 15.01.2019

Neue Werte des IMK-Konjunkturindikators

Rezessionswahrscheinlichkeit steigt leicht - Indikator signalisiert
weiter moderaten Aufschwung



Der moderate Aufschwung der deutschen Wirtschaft hält dem wachsenden
Gegenwind vorerst stand. Das signalisieren die neuesten Werte für das
erste Quartal 2019, die der Konjunkturindikator des Instituts für
Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böckler-Stiftung
liefert.

Für den Zeitraum von Januar bis Ende März ist die Wahrscheinlichkeit, dass
die Wirtschaft in eine Rezession gerät, zwar erneut gestiegen - auf jetzt
25 Prozent. Gegenüber dem Dezemberwert (23,4 Prozent) fiel die Zunahme des
Rezessionsrisikos im IMK-Wachstumsradar aber nur leicht aus. Die
Wahrscheinlichkeit, dass Deutschland im nächsten Quartal in einen
Wirtschaftsboom eintritt, ging dementsprechend zurück auf nun noch knapp 9
Prozent. Im Dezember hatte der Indikator, der die aktuellsten verfügbaren
Daten über die Wirtschaftslage bündelt, noch eine Boomwahrscheinlichkeit
von knapp 13 Prozent für die folgenden drei Monate ausgewiesen.

Trotz der Eintrübung zeigt der nach dem Ampelsystem arbeitende Indikator
noch "grün-gelb". Das steht für eine Phase mit durchschnittlichem
Wachstum. "Das konjunkturelle Klima hat sich markant verschlechtert. Wie
stark, sieht man, wenn man den aktuellen Indikatorwert mit dem vom Januar
2018 vergleicht. Vor einem Jahr betrug das Rezessionsrisiko gerade einmal
1,4 Prozent", sagt Prof. Dr. Gustav A. Horn, der wissenschaftliche
Direktor des IMK. Trotzdem sind die Düsseldorfer Forscher auf Basis der
aktuellen Daten optimistisch, dass es in diesem Jahr bei einem Aufschwung
bleibt - "wir sehen zwar ein spürbar verlangsamtes konjunkturelles Tempo,
aber keine Rezession", so Horn. "Die Konjunktur ist hart im Nehmen,
solange die solide Binnennachfrage sie stützt." Die weiterhin gute
Beschäftigungsentwicklung und spürbar steigende Löhne seien wichtige
Faktoren für diese Stabilität (zur aktuellen IMK-Konjunkturprognose siehe
den Link unten).

Die Verschlechterung des Indikatorwerts beruht nach Analyse des IMK vor
allem auf den schwächeren Daten von den Finanzmärkten. Die volatile
Entwicklung der Börsenkurse schlägt sich in einem etwas höheren Wert beim
"Finanzmarktstress" nieder, den der IMK-Indikator ebenfalls misst. Auch
der ifo-Geschäftsklimaindex, der zuletzt erneut gesunken ist, trägt zur
Eintrübung bei. Dagegen kommen von den zuletzt leicht ansteigenden
Auftragseingängen aus dem Ausland positive Impulse. "Der Trend bei den
Aufträgen hat einen stärkeren Anstieg der Rezessionswahrscheinlichkeit
verhindert", erklärt IMK-Konjunkturexperte Peter Hohlfeld.

In den IMK-Konjunkturindikator fließen zahlreiche Daten aus der Real- und
der Finanzwirtschaft ein. Darüber hinaus berücksichtigt das Instrument
Stimmungsindikatoren. Das IMK nutzt die Industrieproduktion als
Referenzwert für eine Rezession, weil diese rascher auf einen
Nachfrageeinbruch reagiert als das Bruttoinlandsprodukt (BIP).

Der IMK-Konjunkturindikator wird monatlich aktualisiert.




Zum IMK-Konjunkturindikator:

http://www.boeckler.de/imk_38710.htm

Die aktuelle Konjunkturprognose des IMK:

https://www.boeckler.de/112132_117698.htm

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 15.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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UNTERNEHMEN/2749: Mehr Beschäftigte, weniger Auszubildende (idw)


Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung gGmbH - 15.01.2019

Mehr Beschäftigte, weniger Auszubildende

Duale Ausbildung in den größten börsennotierten Unternehmen
rückläufig



Während die Zahl der Beschäftigten in vielen Konzernen neue Rekorde
erzielt, verliert die duale Ausbildung in den größten börsennotierten
Unternehmen an Bedeutung. Im Jahr 2017 bildeten diese Unternehmen ein
Viertel weniger junge Menschen aus als noch 2013. Das zeigt eine Analyse
von Robert Scholz vom Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung
(WZB). Gründe für diese Entwicklung sind der Trend von der dualen
Ausbildung hin zum dualen Studium, die Internationalisierung der
Ausbildung sowie branchenspezifische Effekte.

Im Jahr 2017 hatten die 195 größten börsennotierten Unternehmen in
Deutschland zusammen 6,2 Millionen Beschäftigte weltweit und ca. 125.000
duale Auszubildende in Deutschland. Bundesweit gab es in diesem Jahr etwa
1,3 Millionen Auszubildende.

Für 57 börsennotierte Unternehmen konnte die Entwicklung der
Ausbildungsaktivitäten von 2007 bis 2017 untersucht werden. Bis 2013 blieb
die Zahl der dual Auszubildenden in diesen Unternehmen mit jährlich 47.000
Auszubildenden stabil. Nach 2013 stellten die Unternehmen zwar insgesamt
mehr Mitarbeiter ein, verringerten aber ihre Ausbildungsaktivitäten: Die
Zahl der Auszubildenden sank von 2013 bis 2017 um etwa ein Viertel auf
rund 35.000 Auszubildende (siehe Grafik). Rückläufig ist die duale
Ausbildung vor allem im Energie- und Telekommunikationsbereich, bei Banken
und Finanzdienstleistern sowie bei den Zulieferern für den Fahrzeugbau.
Einen geringen Zuwachs verzeichnet dagegen der Medizin- und
Gesundheitsbereich.

"Der deutliche Rückgang der Auszubildenden steht nicht nur im Gegensatz
zur positiven Beschäftigungsentwicklung, sondern auch zum oft beklagten
Fachkräftemangel", sagt WZB-Forscher Robert Scholz.

Ein Grund für die rückläufige Entwicklung ist, dass ein Teil der bisher
dualen Ausbildungsstellen durch duale Studienplätze ersetzt wird. "Wir
beobachten eine verstärkte Tendenz von der Werkstatt ins Büro, wie wir sie
für die Beschäftigung schon seit Jahrzehnten kennen", sagt Scholz. Rechnet
man die dual Auszubildenden und dual Studierenden zusammen, machen die
Studierenden in den untersuchten Unternehmen bereits etwa ein Fünftel
aller Auszubildenden aus - Tendenz steigend. Allerdings kompensieren die
Studierenden nicht den Wegfall der Auszubildenden. Unterm Strich ist der
Rückgang bei der Zahl der dual Auszubildenden in den Betrieben größer als
die Zunahme der Stellen im dualen Studium.

Zudem findet ein erheblicher Teil der beruflichen Ausbildung inzwischen an
ausländischen Standorten der Unternehmen statt. In Unternehmen, die nicht
ausschließlich in Deutschland ausbilden, ist derzeit jeder vierte
Auszubildende dauerhaft im Ausland tätig. Fast alle Unternehmen, die
ausländische Produktions-, Vertriebs- oder Umschlagsstandorte unterhalten,
haben seit 2007 ihre Ausbildungsaktivitäten im Ausland verstärkt.

Weiterhin erklären branchenspezifische Entwicklungen den Rückgang bei der
dualen Ausbildung. So ist beispielsweise der Banken- und
Finanzdienstleistungssektor im Umbruch. In sieben exemplarisch
ausgewählten Unternehmen hat sich die Zahl der Auszubildenden seit 2011
von 5.549 Personen auf 2.839 im Jahr 2017 fast halbiert. Hauptursachen
sind Restrukturierungen in vielen Banken oder die Digitalisierung im
direkten Kundengeschäft. Ähnlich wirkt sich die zunehmende
Dezentralisierung im Energiesektor aus. Allein bei vier ausgewählten
Unternehmen dieser Branche ging die Zahl der Auszubildenden von 7.339
(2008) auf 4.219 (2017) zurück.


Originalpublikation:

Robert Scholz: Mehr Beschäftigte, weniger Auszubildende. Warum die duale
Berufsausbildung in Deutschland schwächelt, in: WZB-Mitteilungen (2018),
Heft 162, Seite 34-37

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution191
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung gGmbH, 15.01.2019
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INTERNATIONAL/261: Guatemala - Neue Auseinandersetzung um die Internationalen Kommission gegen Straflosigkeit (poonal)




poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Guatemala 

Neue Auseinandersetzung um die CICIG

Von Knut Hildebrandt

(Oaxaca-Stadt, 15. Januar 2019, npl) - Die Auseinandersetzung [1] um
die Internationalen Kommission gegen die Straflosigkeit CICIG
(Comisión Internacional Contra la Impunidad en Guatemala) zwischen
Guatemalas Präsidenten Jimmy Morales und dem Verfassungsgericht geht
in die nächste Runde. Anfang der zweiten Januarwoche verwies Jimmy
Morales die Mitglieder der CICIG des Landes. Diese Entscheidung wurde
nur zwei Tage später durch den Verfassungsgerichtshof wieder
aufgehoben. Die Richter*innen erklärten die einseitige Kündigung der
mit der UN geschlossenen Vereinbarung über die Einrichtung der
Kommission gegen die Straflosigkeit für ausgesetzt.


Staatsstreich auf Raten

Bereits im letzten Jahr hob das Verfassungsgericht eine Entscheidung
des Präsidenten in Bezug auf die CICIG wieder auf. Im September 2018
erklärte Morales den Vorsitzenden der Kommission, den kolumbianischen
Juristen Iván Velásquez, zur "persona non grata" und verweigerte ihm
die Einreise nach Guatemala. Nach der Aufhebung dieser Entscheidung
durch das Verfassungsgericht begann im guatemaltekischen Kongress eine
Diskussion darüber, den Verfassungsgerichtshof abzuschaffen. Nationale
und internationale Menschenrechtsorganisationen sprechen angesichts
des Vorgehens der guatemaltekischen Regierung gegen die CICIG
mittlerweile von einem Staatsstreich [2].


Der CICIG wird ihr Erfolg zum Verhängnis

Der Konflikt zwischen Morales und der CICIG entbrannte, als der als
Saubermann angetretene Präsident selber in den Fokus von Ermittlungen
geriet. Die Kommission untersucht seit 2007 Fälle von Korruption und
Amtsmissbrauch, Veruntreuung und Betrug sowie Mord und
außergerichtlichen Hinrichtungen in dem mittelamerikanischen Land. Es
gelang ihr, eine Reihe hochrangiger Politiker*innen, unter ihnen den
Ex-Präsidenten Otto Pérez Molina, vor Gericht zu bringen.


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/poonal/gegen-maechtige-feinde/

[2] https://www.fidh.org/es/region/americas/guatemala/guatemala-recientes-medidas-del-gobierno-de-jimmy-morales-constituyen?var_mode=calcul


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/neue-auseinandersetzung-um-cicig/


Der Text ist lizenziert unter Creative Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0 international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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MELDUNG/591: Vorratsdatenspeicherung - Bundesdatenschutzbeauftragte warnt vor "detaillierter Überwachung" (AK Vorrat)


Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung - Pressemitteilung vom 14. Januar 2019

Vorratsdatenspeicherung: Bundesdatenschutzbeauftragte warnt vor
"detaillierter Überwachung" und "engmaschigen Bewegungsprofilen"



Die inzwischen abgelöste Bundesdatenschutzbeauftragte Andrea Voßhoff
(CDU) hält das schwarz-rote Gesetz zur verdachtslosen Vorratsspeicherung
aller Verbindungs-, Bewegungs- und Internetzugangsdaten für
verfassungswidrig. Dies ergibt sich aus ihrer Stellungnahme an das
Bundesverfassungsgericht, die dem Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung
vorliegt.[1]

"Eine effektivere Strafverfolgung und Wahrheitsermittlung im
Strafverfahren wird durch die Vorratsdatenspeicherung [...] nicht
erreicht", erklärt Voßhoff unter Verweis auf zahlreiche
Umgehungsmöglichkeiten für organisierte Kriminalität. Dagegen
ermöglichten es die flächendeckend zu speichernden Internetzugangsdaten
in Verbindung mit weiteren Informationen, "über mehrere Wochen das
Surfverhalten der Internetnutzer bei den jeweiligen Telemediendiensten
äußerst detailliert [zu] überwachen". Vosshoff fordert deshalb die
Einführung eines Richtervorbehalts für die Identifizierung von
Internetnutzern (sog. Bestandsdatenauskünfte zu IP-Adressen).

Bei Vorratsdatenspeicherung des Aufenthaltsorts von Smartphone-Nutzern
könne schon die bloße Anwesenheit bei einer Demonstration zu einer
Erfassung von Demonstranten als "Prüffall" führen, warnt die
Datenschutzbeauftragte. Das Bundeskriminalamt sammele bereits heute in
großer Zahl Aufenthaltsdaten aus Funkzellenabfragen der Länder in einer
zentralen Datenbank und gleiche sie miteinander ab. Ein
Mobilfunkanbieter stelle alle 15 Minuten automatisch eine neue
Internetverbindung her, bei der jeweils die aktuelle Funkzelle
gespeichert werde. Die Vorratsdatenspeicherung ermögliche auf diese
Weise "die Erstellung engmaschiger Bewegungsprofile" über einen Zeitraum
von vier Wochen.

Die Sicherheit von Vorratsdaten sei zudem nicht gewährleistet. Gerade
kleine und mittelständige TK-Anbieter verfügten nach Erfahrung der
Bundesdatenschutzbeauftragten "regelmäßig nicht über die personellen,
räumlichen und finanziellen Möglichkeiten zur Einhaltung der
Anforderungen" zur Datensicherheit. Als Telekommunikationsanbieter bei
Datenanforderungen auf Einhaltung der Gesetze durch Strafverfolger zu
bestehen, ziehe immer wieder das "In-Aussicht-stellen einer
Verfahrenseinleitung wegen Strafvereitlung sowie die Ankündigung,
Vorstandsmitglieder zu einer Zeugenvernehmung vorzuladen", nach sich,
berichtet Voßhoff.

Auch der rheinland-pfälzische Landesdatenschutzbeauftragte Prof. Dr.
Dieter Kugelmann kritisiert das Gesetz zur Vorratsdatenspeicherung
gegenüber dem Verfassungsgericht:[2] "Damit ist die totale und heimliche
Erfassbarkeit praktisch aller den täglichen Freiheitsgebrauch
betreffenden personenbezogenen Daten durch die Sicherheitsbehörden
grundsätzlich in den Bereich des Möglichen gerückt." Gesetze wie die
Vorratsdatenspeicherung seien verfassungswidrig, weil sie im
Zusammenspiel mit weiteren Eingriffen wie der Fluggastdatenspeicherung
"die Schwelle zur Option der Totalüberwachung überschreiten".

Der bayerische Landesdatenschutzbeauftragte Prof. Dr. Thomas Petri weist
die Verfassungsrichter darauf hin, dass die Genauigkeit der auf Vorrat
zu speichernden Standortdaten wegen der IPv6-Technik und immer kleinerer
Funkzellen weiter steige. Nach eindeutigen Urteilen des Europäischen
Gerichtshofs zur Unzulässigkeit einer flächendeckenden
Vorratsdatenspeicherung hält er eine erneute Befassung des luxemburger
Gerichtshofs, die von der Bundesregierung gefordert wird, nicht für
geboten.[3]


Hintergrund: Dem Bundesverfassungsgericht liegen seit 2016
Verfassungsbeschwerden gegen das schwarz-rote Gesetz zur
Vorratsdatenspeicherung vor, unter anderem eine von Digitalcourage und
Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung unterstützte Beschwerde.[4] Auch
der aktuelle Bundesdatenschutzbeauftragte Ulrich Kelber (SPD) hatte für
das Gesetz zur Wiedereinführung der Vorratsdatenspeicherung gestimmt.
Kurz vor Inkrafttreten der Speicherpflicht Mitte 2017 setzten Gerichte
das Gesetz jedoch bis zur endgültigen Entscheidung wieder aus, weil es
die Grundrechte der ohne Anlass betroffenen Bürger verletze. Das
Bundesverfassungsgericht hat noch keinen Termin zur Verhandlung oder
endgültigen Entscheidung über die Verfassungsbeschwerden bekannt gegeben.

Aus Sicht der im Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung
zusammengeschlossenen Datenschützer, Bürgerrechtler und Internetnutzer
ist eine verdachtsunabhängige und wahllose Vorratsspeicherung von
Telekommunikationsdaten für viele Bereiche der Gesellschaft höchst
schädlich: Sie beeinträchtigt vertrauliche Kommunikation in Bereichen,
in denen Menschen auf Vertraulichkeit angewiesen sind (z.B. Kontakte zu
Psychotherapeuten, Ärzten, Rechtsanwälten, Betriebsräten, Eheberatern,
Kinderwunschzentren, Drogenmissbrauchsberatern und sonstigen
Beratungsstellen) und gefährdet damit die körperliche und psychische
Gesundheit von Menschen, die Hilfe benötigen, aber auch der Menschen aus
ihrem Umfeld. Wenn Journalisten Informationen elektronisch nur noch
überrückverfolgbare Kanäle entgegen nehmen können, gefährdet dies die
Pressefreiheit und beeinträchtigt damit elementare Funktionsbedingungen
einer freiheitlichen demokratischen Gesellschaft. Die
verdachtsunabhängige und wahllose Vorratsdatenspeicherung schafft
Risiken des Missbrauchs und des Verlusts vertraulicher Informationen
über unsere persönlichen Kontakte, Bewegungen und Interessen.
Telekommunikationsdaten sind außerdem besonders anfällig dafür, von
Geheimdiensten ausgespäht zu werden und Unschuldige ungerechtfertigt
strafrechtlichen Ermittlungen auszusetzen.


Der Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung ist ein Zusammenschluss von
Bürgerrechtlern, Datenschützern und Internetnutzern, die sich in
Zusammenarbeit mit weiteren zivilgesellschaftlichen Initiativen gegen die
ausufernde Überwachung im Allgemeinen und gegen die Vollprotokollierung der
Telekommunikation und anderer Verhaltensdaten im Besonderen
einsetzen.

http://www.vorratsdatenspeicherung.de


Fußnoten:

[1] Stellungnahme der ehem. Bundesdatenschutzbeauftragten:

http://www.vorratsdatenspeicherung.de/images/vb_bfdi_2018.pdf 

[2] Stellungnahme des rheinland-pfälzischen Landesdatenschutzbeauftragten:

http://www.vorratsdatenspeicherung.de/images/vb_ldi-rlp_2018.pdf

[3] Stellungnahme des bayerischen Landesdatenschutzbeauftragten:

http://www.vorratsdatenspeicherung.de/images/vb_lfd-by_2018-03-26.pdf

[4] Beschwerdeschrift gegen Vorratsdatenspeicherung:

https://digitalcourage.de/sites/default/files/users/161/digitalcourage-verfassungsbeschwerde-gegen-vds.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Arbeitskreises Vorratsdatenspeicherung vom 14.01.2019

E-Mail: presse@vorratsdatenspeicherung.de

Internet: www.vorratsdatenspeicherung.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06809: Baum der Freundschaft (SB)


1983 fand im Schwarzmeerkurort Sotschi das vierte Schachfestival
"Rossija" zum Gedenken an Michail Tschigorin, dem Vater der russischen
Schachschule, statt. Sieger wurde der Internationale Meister Anatoli
Waiser, der in diesem Turnier seine Großmeisternorm erfüllte, vor
seinem Landsmann Sweschnikow. Wer durch die idyllische Küstenstadt
flaniert, wird früher oder später auch den Garten des "Baumes der
Freundschaft" besuchen. Der sowjetische Wissenschaftler Sorin hatte
dort 1934 ein Zitronenbäumchen eingepflanzt. Nach und nach gedieh die
Pflanze prächtig, und als sechs Jahre später der Polarforscher Schmidt
den Garten aufsuchte, war er von dem kleinen Bäumchen derart angetan,
daß er an ihm beim Abschied einen Zweig anbrachte. Schmidt fand bald
schon Nachahmer und im Nu entstand eine Tradition, die bis heute
fortlebt. Das Zitrusbäumchen von Sotschi wurde damit zum Symbol des
Friedens und der Freundschaft zwischen den Völkern. Das heutige Rätsel
der Sphinx stammt aus diesem Turnier, und der DDR-Meister Hans-Ulrich
Grünfeld konnte mit den schwarzen Steinen einen hübschen Sieg über den
Russen Dwoiris feiern. Mannigfaltige Gefahren bedrohten den weißen
König. Der nächste Zug von Schwarz holte sie alle ans Licht, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06809: Baum der Freundschaft (SB)]



Dwoiris - Grünberg

Sotschi 1983


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Ein kokettes Lächeln huschte über die Züge der weißen Dame, als sich
der Springerkavalier mit 1...Se7-g6 zum Schutze seines Königs ihr in
den Weg stellte. Nun war es ihr eigener Kavalier, der mit 2.Sd4xe6!
zur Hilfe eilte: 2...f7xe6 3.Dg5xg6 - keine Dame, die nicht
aufopferungsvoll ihr Ziel verfolgt, was in diesem Fall sogar plausibel
war, denn nach 3...h7xg6 folgt 4.Sh5-f6# - 3...Tg8-f8 4.Sh5-f4 h7-h6
5.Sf4xe6 d5xe4 6.Se6xd8 Tf8xd8 7.Th3xh6+! und Schwarz gab auf wegen
7...g7xh6 8.Dg6-f6+



Erstveröffentlichung am 17. Januar 2006
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LEHRMITTEL/218: KidsgoMINT-Adademie ist online (idw)


FOM Hochschule - 15.01.2019

KidsgoMINT-Adademie ist online



KidsgoMINT ist ein sehr erfolgreiches und an über 100 Essener
Kindertagesstätten bereits etabliertes Konzept für den Elementarbereich.
Kinder im letzten Kitajahr bekommen dabei einen ersten praktischen
Einblick in naturwissenschaftlich-technische Zusammenhänge. Sie werden
altersgerecht angeleitet und begleitet beim Entdecken und Forschen. Nun
gibt es zur selbstständigen Weiterbildung zu diesem Angebot für
Erzieherinnen und Erzieher das ebenfalls kostenfreie Onlineportal
"KidsgoMINT-Akademie".

Basis des Konzeptes KidsgoMINT sind Experimentierboxen sowie Leitfäden zu
deren Nutzung und zum Verständnis der Versuche. Präsenzseminare führen die
Erzieherinnen und Erzieher in die Verwendung der Experimentierboxen ein.
Die KidsgoMINT-Adademie ergänzt diese Seminare und bündelt das gesamte
Know-how der Initiative.

In der Akademie können Erzierherinnen und Erzieher mit den einzelnen
Themenbereichen von KidsgoMINT ihre Kenntnisse selbstständig auffrischen,
nachdem sie bereits in Präsenzform eingeführt wurden. Dort stehen Ihnen zu
allen Experimenten aufbereitete Arbeitsmaterialien zur Verfügung: die
jeweils passenden Auszüge aus dem Handbuch, der Präsenzschulung sowie
Videotutorials - von der Vorbereitung über die Durchführung bis zur
Erklärung.

Somit ist das Ziel des Projektes "EDU-LINK - Entwicklung von dezentralen
MINT-Angeboten", das im Zeitraum vom 15.09.2016 bis zum 31.10.2018 an der
FOM Hochschule umgesetzt wurde, erreicht. Dieses bestand im Ausbau der
mobilen Experimentiersets des zdi-Zentrums MINT-Netzwerk Essen.
Ausgangspunkt waren die im Rahmen der Präsenzseminare erprobten
Unterrichtsmaterialien der Initiative KidsgoMINT.

Im Projekt wurden die Rahmenbedingungen für den räumlich und zeitlich
flexiblen Einsatz der Unterrichtsmaterialien durch die Einführung neuer
Lernmethoden und moderner digitaler Formate weiterentwickelt. Der
virtuelle Lernort "KidsgoMINT-Akademie" als Ergebnis des Projektes ist nun
über die Website des zdi-Zentrums Essen verfügbar: 

https://www.mint-netzwerk-essen.de/angebote/kids-go-mint.

Die KidsgoMINT-Adademie wurde im Rahmen des Projektes EDU-LINK entwickelt
und vom Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) des Landes
Nordrhein-Westfalen gefördert.

Die Betreuung der Akademie liegt in den Händen des Instituts für
Automation & Industrial Management (iaim) an der FOM Hochschule als
Partnerin des zdi-Zentrums MINT-Netzwerk Essen. Ziel des zdi-Zentrums ist,
gemeinsam mit allen Essener AkteurInnen aus Bildung und Wirtschaft die
Begeisterung für MINT-Themen zu wecken, von der Kita über die Schule bis
zur Hochschule. Vereint soll dadurch die Nachwuchssituation in den
Unternehmen der Region verbessert, dem Fachkräftemangel entgegengewirkt
werden.




Weitere Informationen unter:

https://www.youtube.com/watch?v=fS4E-4_BpSU

- Video zu KidsgoMINT

https://www.fom.de/forschung/institute/iaim-institute-of-automation-and-industrial-management/forschungsprojekte.html#!acc=edu-link-entwicklung-von-dezentralen-mint-angeboten 

- Projektbeschreibung EDU-LINK

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution812

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

FOM Hochschule, 15.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/081: Sanierung in der Tiefe (idw)


Technische Hochschule Nürnberg Georg Simon Ohm - 14.01.2019

Sanierung in der Tiefe

Das Kolloquium zur Kanalsanierung der OHM Professional School der TH
Nürnberg lieferte spannende Einblicke in aktuelle Sanierungsverfahren
von Abwasserkanälen



Die meisten Kanalisationen in Deutschland stammen aus dem 19.
Jahrhundert, vor diesem Hintergrund wird die Sanierung von
Abwasserkanälen für deutsche Städte immer wichtiger. Bei den 17.
Nürnberger Kolloquien zur Kanalsanierung der OHM Professional School
der TH Nürnberg informierten Expertinnen und Experten der Branche über
aktuelle Sanierungsverfahren und -strategien. Die begleitende
Hausmesse ermöglichte zudem informative Einblicke in die Techniken der
Kanalsanierung.

Nürnberg, 14. Januar 2019. Sie sind unverzichtbar für ein komfortables
und hygienisches Leben: die Abwasserkanäle. Allein die Stadt Nürnberg
hat ein Kanalnetz mit einer Länge von rund 1.460 Kilometern - das
entspricht einer Strecke von Nürnberg bis Madrid. Die meisten
deutschen Städte haben bereits im 19. Jahrhundert mit dem Bau ihrer
Kanalisationen begonnen und müssen sich nun um die Instandhaltung
bemühen. Die Sanierung von Abwasserkanälen nimmt daher eine immer
größere Bedeutung ein. Bei den 17. Nürnberger Kolloquien zur
Kanalsanierung der OHM Professional School der TH Nürnberg
diskutierten Expertinnen und Experten der Branche über aktuelle
Sanierungsverfahren, potenzielle Fehlerquellen und innovative
Sanierungsstrategien. Unter anderem informierten Ronald Funk und Jörg
Fehm von der Abteilung Grundstücksentwässerung, Stadtentwässerung und
Umweltanalytik der Stadt Nürnberg über das Nürnberger Modell zur
wiederkehrenden Überprüfungspflicht von
Grundstücksentwässerungsanlagen. Die Stadt setzt bei der Sanierung der
Haus- und Grundstücksleitungen konsequent auf die Eigenverantwortung
der Anschlussnehmerinnen und -nehmer. Die Stadt Nürnberg fordert von
ihren Bürgerinnen und Bürgern einen Nachweis, dass sie in
Wasserschutzgebieten alle zehn Jahre und in den übrigen Bereichen alle
25 Jahre die Grundleitungen überprüfen und notwendige Sanierungen
durch Fachfirmen erledigen lassen. Mit diesem Modell kann die Stadt
Nürnberg einen großen Erfolg verzeichnen: Für die Wasserschutzgebiete
und die Industrie liegt der Nachweis der Dichtigkeit bei rund 100
Prozent, das häusliche Abwasser in den übrigen Bereichen läuft
mittlerweile zu 87 Prozent in überprüfte Kanäle.

Einen anderen Ansatz stellte Dr.-Ing. Stephanie Rapp-Fiegle vom
Abwasserverband Starnberger See vor. Der Abwasserverband übernimmt die
Dienstleistungen der Rohrnetzuntersuchungen für die Gemeinden am
Starnberger See. Der Verband hat eine konsequente,
dienstleistungsorientierte Organisation aufgebaut, die die Überwachung
der privaten Anschlussleitungen für alle Kundinnen und Kunden auf die
gleiche Weise und als Gemeinschaftsaufgabe erledigt. Der Vorteil
dieses Modells: Ein gleichbleibend hoher Untersuchungsstandard zu
nachgewiesenen Selbstkosten und eine optimale, transparente
Bestandserfassung aller öffentlichen und privaten Leitungen. Ob sich
das Nürnberger Modell mit der privaten Abwicklung der wiederholenden
Überprüfungspflicht der Hausanschlüsse oder das Starnberger Modell mit
der Überprüfung durch die öffentliche Hand als Gemeinschaftsaufgabe
als größerer Erfolg erweist, muss sich erst noch zeigen.
Prof. Dr.-Ing. Karsten Kerres von der Fachhochschule Aachen legte
offen, dass die meisten Kanalnetzbetreiber ihre Netze bedarfsgerecht
lokal ausbauen und den Bestand nur nach den aktuellen Ergebnissen von
Kanalinspektionen sanieren. Es existieren aber bereits Methoden und
Modelle, durch die die Kanalnetzbetreiber Sanierungsstrategien
entwerfen und leicht anwenden können. Durch die Modelle wird deutlich,
welche Maßnahmen und Sanierungsmethoden den größten Nutzen für die
Betriebssicherheit und den Erhalt des Substanzwertes der Netze haben.
Sie zeigen den tatsächlichen Sanierungsbedarf und definieren einen
objektiven Betrag für die Sanierungskosten. Damit sind die Modelle ein
entscheidendes Mittel, um den langfristigen Mittelbedarf bei
Sanierungen über Jahre hinweg verbindlich zu planen und eine
kaufmännisch-technische Entwicklung transparent zu machen.

Die 130 Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Nürnberger Kolloquien zur
Kanalsanierung hatten neben den spannenden Vorträgen zudem die
Möglichkeit, sich bei der begleitenden Hausmesse über weitere Themen
zu informieren und sich mit Kolleginnen und Kollegen aus der Branche
auszutauschen. Durch die Zusammenlegung der Nürnberger Kolloquien zur
Kanalsanierung und zur Trinkwasserversorgung, die parallel in der
Stadthalle Fürth stattfanden, nahmen 53 Aussteller an der Messe teil.

Die kommenden Nürnberger Kolloquien zur Kanalsanierung finden am 12.
September 2019 gemeinsam mit den Nürnberger Kolloquien zur
Trinkwasserversorgung statt.

Die OHM Professional School ist das Institut für berufsbegleitende
Weiterbildung der Technischen Hochschule Nürnberg. und blickt auf eine
mehr als 15-jährige Erfahrung im akademischen Weiterbildungsbereich
zurück. Mit aktuell über 20 maßgeschneiderten Angeboten aus den
Bereichen Technik, Informationstechnologie und Wirtschaft ist die OHM
Professional School der Partner für zielorientierte akademische
Weiterbildung und lebenslanges Lernen in der Metropolregion Nürnberg.
Das Portfolio umfasst diverse Studien- und Zertifikatslehrgänge, sowie
Fachtagungen, (Firmen-) Seminare und Konferenzen.



Weitere Informationen zu den Nürnberger Kolloquien zur Kanalsanierung
finden Sie unter

https://ohm-professional-school.de/tagungen/nuernberger-kolloquien/kanalsanierung/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:
http://idw-online.de/de/news708804

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution132

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Nürnberg Georg Simon Ohm - 14.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





AKTION/360: Erste Ergebnisse der Hamburger "Stunde der Wintervögel" (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 15. Januar 2019

Kohlmeise verteidigt Spitzenposition in Hamburg

Vorläufiges Ergebnis der "Stunde der Wintervögel 2019" aus 1.383
Hamburger Gärten / Einbruch bei der Amselpopulation



Am heutigen Dienstag, den 15. Januar endet die Eingabefrist für die
neunte "Stunde der Wintervögel". In Hamburg haben sich 1.972 Menschen
beteiligt und 37.435 beobachtete Vögel gemeldet.




[image: Grafik 'Haussperling in Hamburg: Entwicklung pro Garten von 2011-2019' -Quelle: © NABU / Stunde der Wintervögel]

Quelle: © NABU / Stunde der Wintervögel



Die Kohlmeise bleibt, wie im Vorjahr, der häufigste Wintervogel in
Hamburg, gefolgt von der Blaumeise auf Platz 2 und der Amsel auf dem
dritten Platz. Trotz der Position auf dem Treppchen zeigt die
Zwischenbilanz, dass die Amselbestände stark eingebrochen sind. Mit
einem Rückgang von 39% im Vergleich zu 2018 hat der erstmalige
Ausbruch des Usutu-Virus im vergangenen Sommer deutliche Spuren
hinterlassen. Die Amsel wird aber langfristig nicht aus der
Hafenmetropole verschwinden, zeigt sich Marco Sommerfeld,
Vogelschutzexperte beim NABU Hamburg zuversichtlich: "Amseln können
zwei- bis dreimal im Jahr brüten. Ihre Bestände werden sich daher auch
wieder erholen."




[image: Grafik: 'Anzahl der Vögel pro Garten von 2011-2019' -Quelle: © NABU / Stunde der Wintervögel]
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Unter die fünf häufigsten Arten schafften es noch Ringeltaube und
Haussperling auf die Plätze 4 und 5. Bundesweit ist der Haussperling
Spitzenreiter mit 6,4 Vögeln pro Garten. In Hamburg hat sich der
Bestand zumindest nicht weiter verschlechtert, denn der Haussperling
steht mittlerweile aufgrund sinkender Bestände in den vergangenen
Jahrzehnten auf der Vorwarnliste der Roten Liste gefährdeter
Brutvogelarten in Hamburg.

Weniger besorgniserregend ist die Tatsache, dass in diesem Jahr
deutlich weniger typische Futterhausbesucher wie Meisen, Kleiber,
Eichelhäher, Buntspechte oder Gimpel beobachtet wurden. Die Ursachen
sind witterungsbedingt: Diese Arten finden derzeit außerhalb der
Gärten, in den schneefreien Wäldern, noch ausreichend Nahrung und
fliegen deshalb nicht die Futterstellen in den Gärten an.

Der insgesamt bisher am deutlichsten zurückgehende Hamburger
Wintervogel ist der Grünfink. Seine Bestände nehmen seit 2011 um im
Mittel über 14 Prozent jährlich ab in Hamburg. Diese Art ist sehr
standorttreu, so dass Zu- und Wegzug bei diesen Finken keine Rolle
spielen. In diesem Jahr gibt es zumindest eine gute Nachricht: Mit 0,8
Vögeln pro Garten bleibt dieser Art im Zwischenergebnis ein neuer
Negativrekord erspart. Die Zunahme von 2018 auf 2019 liegt bei 36 %.
Die Experten des NABU vermuten zum einen, dass Veränderungen in der
Landwirtschaft, die kaum noch Erntereste und Wildblumensamen für den
Grünfink bereit hält, den Negativtrend befeuert. Zum anderen ist aber
auch eine Infektion mit einem einzelligen Parasiten (Trichomoniasis),
der an verunreinigten Vogeltränken verbreitet wird und besonders
Grünfinken befällt eine Hauptursache dieses anhaltenden Rückgangs.

Deutschlandweit wurden bei der diesjährigen Zählung durchschnittlich
38 Vögel pro Garten gesichtet, der langfristige Trend liegt bei 39
Vögel über die letzten neun Jahre gesehen. Wenn man die vier
Großstädte Deutschlands vergleicht, so ist Berlin mit einem
Durchschnitt von 34 Vögeln pro Garten in diesem Jahr an der Spitze. Zu
diesem Ergebnis trägt vermutlich die noch intakte
Haussperlingspopulation in Hauptstadt bei. Köln (25 Vögeln pro Garten)
und München (26 Vögel pro Garten) liegen mit dieser Zahl etwas
unterhalb von Hamburg, das mit 27 Vögel pro Garten den zweiten Platz
unter den deutschen Großstädten belegt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 054/19, 15.01.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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JAGD/206: Jagdgesetzentwurf ist Angriff auf die biologische Vielfalt (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 14. Januar 2019

Angriff auf die biologische Vielfalt

BUND kritisiert Jagdgesetzentwurf als europarechtswidrig



Düsseldorf, 14.01.2019 | Anlässlich der Beratung des
Jagdgesetzentwurfes im Umweltausschuss des Landtags am 16. Januar
kritisiert der NRW-Landesverband des Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND) die Landesregierung scharf. "CDU und FDP blasen zur
Jagd auf die biologische Vielfalt", sagte Holger Sticht,
Landersvorsitzender des BUND.

So sollen nicht nur die gefährdeten und durch Jäger fast ausgerotteten
Fischotter und Wildkatze, sondern u.a. auch alle Greifvogel-, Möwen-,
Tauben- und Entenarten in die Liste jagdbarer Arten aufgenommen
werden.

"Greifvögel wie den Rotmilan oder die Europäische Wildkatze ins
Jagdrecht aufzunehmen verstößt gegen Europarecht. Hier hat die die
Landesregierung nicht nur den Naturschutz, sondern auch ihre
Hausaufgaben vergessen", sagte Sticht.

Im Anhang V der Fauna-Flora-Habitat- und im Anhang II der
Vogelschutz-Richtlinie sind auf EU-Ebene die Arten gelistet, die in
bestimmten Ländern bzw. unter bestimmten Voraussetzungen dem Jagdrecht
unterliegen dürfen. Die genannten streng geschützten Arten zählen
tatsächlich nicht hierzu, der Gesetzesentwurf ist somit an dieser
Stelle europarechtswidrig.

"Der Gesetzesentwurf widerspricht allen wissenschaftlichen
Erkenntnissen und Sachargumenten. Denn es geht nur darum, die
radikalen Forderungen des Landesjagdverbands umzusetzen und damit
Wahlversprechen einzulösen", so Sticht.

Ein schwerwiegender Angriff auf die biologische Vielfalt ist auch die
geplante Änderung des Paragrafen 20. Hiermit sollen Einschränkungen
der Jagd in Schutzgebieten zukünftig nur im Einvernehmen mit der
Jagdbehörde möglich sein. "Jagd bedeutet immer einen Eingriff in das
Schutzgebiet, selbst wenn dieser Eingriff nur aus der Störung
geschützter Arten besteht. Die Aufgabe der Landesregierung ist es, den
überwiegend schlechten Zustand der Schutzgebiete in NRW endlich zu
verbessern und nicht, das Gegenteil zu bewirken", sagte Sticht.

Der BUND forderte die Landesregierung auf, den fehlerhaften
Gesetzesentwurf zurück zu ziehen und sich endlich auf ihre
eigentlichen Aufgaben, u.a. die Umsetzung der Biodiversitätsstrategie
NRW, zu besinnen.

Mehr Infos: www.bund-nrw.de/jagd

 * 

Quelle:

Presseinformation, 14.01.2019

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Tel.: 0211/302005-0, Fax: 0211/302005-26

E-Mail: bund.nrw(at)bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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FRAGEN/007: Vor 40 Jahren erster Smog-Alarm in Deutschland (FZJ)


Forschungszentrum Jülich GmbH - 16. Januar 2019

"Stickoxide und Feinstaub sind heute das Hauptproblem"

40 Jahre nach dem ersten Smog-Alarm: Interview mit

Atmosphärenforscherin Astrid Kiendler-Scharr



Jülich, 16. Januar 2019 - Vor 40 Jahren, am 17. Januar 1979, gab es in
Deutschland den ersten Smog-Alarm. Die Luft im Ruhrgebiet war
besonders stark verschmutzt: In Duisburg wurden 1400 Mikrogramm
Schwefeldioxid pro Kubikmeter Luft gemessen - der Grenzwert lag damals
bei 800 Mikrogramm. Seither hat sich die Luftqualität stark
verbessert. Welche Maßnahmen halfen und wie heute Emissionen aus dem
Verkehr die Luft belasten, erläutert Prof. Astrid Kiendler-Scharr,
Direktorin am Institut für Troposphärenforschung des
Forschungszentrums Jülich, im Interview.

"Smog-Alarm, sowohl im Winter als auch im Sommer, gehört zwar der
Vergangenheit an, es gibt aber auch weiterhin Überschreitungen von
Grenzwerten der Luftqualität."

Prof. Astrid Kiendler-Scharr, Direktorin am Institut für Troposphäre
des Forschungszentrum Jülich

Was waren die Ursachen für den ersten Smog-Alarm?

Der Smog-Alarm vor 40 Jahren war der Kategorie "London Smog"
zuzurechnen, so benannt nach dem schweren Smog-Event in London im
Winter 1952. Die Ursachen damals waren eine Mischung aus Emissionen -
insbesondere Schwefeldioxid aus Kraftwerken, Hausbrand und Industrie -
und das Auftreten einer sogenannten Inversionswetterlage, bei der sich
Schadstoffe durch den geringen Austausch von Luft besonders
anreichern.

Welche Maßnahmen haben damals geholfen?

Insbesondere die konsequente Abgasreinigung, aber auch das
Entschwefeln von Treibstoffen wie Benzin und Diesel haben dazu
geführt, dass Schwefeldioxid hierzulande kein Luftqualitätsproblem
mehr darstellt.

Smog-Alarm: Ist das eine Sache der Vergangenheit? Oder wie sehen
die Probleme heute aus?

Smog-Alarm, sowohl im Winter als auch im Sommer, gehört zwar der
Vergangenheit an, es gibt aber auch weiterhin Überschreitungen von
Grenzwerten der Luftqualität: Stickoxide und Feinstaub sind heute das
Hauptproblem. Die Weltgesundheitsorganisation WHO stuft die
Feinstaubbelastung als eines der größten umweltbezogenen
Gesundheitsrisiken ein.

Wo sind die Probleme in Deutschland am größten, und woran liegt
das?

Sowohl für Stickoxide als auch für Feinstaub gibt es große Quellen aus
dem Verkehr. Dadurch werden die Grenzwerte in verkehrsnahen Lagen oft
überschritten. Wie auch schon in der Vergangenheit und in anderen
Regionen der Welt ist das Aufeinandertreffen von starken Emissionen
und bestimmten meteorologischen Situationen oftmals Auslöser für
besondere Belastungen. Talkessellagen wie in Stuttgart sind hier
besonders oft betroffen.

Was müsste aus wissenschaftlicher Sicht passieren, um die Probleme
 zu bekämpfen? Sind Fahrverbote die große Lösung?

Um die Belastung durch Stickoxide zu reduzieren, muss der
Verkehrssektor als Ganzes betrachtet werden. Unsere Messungen im
Straßenverkehr legen nahe, dass der PKW-Verkehr nicht Hauptverursacher
der Stickoxid-Belastung ist. Eine Umstellung insbesondere des
öffentlichen Nahverkehrs und des Lieferverkehrs auf alternative
Antriebstechniken - Stichwort E-Mobilität - kann hier große Beiträge
leisten.



Mehr zur Jülicher Forschung zur Luftqualität:

http://www.fz-juelich.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/UK/DE/2019/2019-01-16-40-jahre-smog-kiendler-scharr.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 16.01.2019

Herausgeber: Forschungszentrum Jülich GmbH, 52425 Jülich

Mitglied der Hermann von Helmholtz Gemeinschaft

Deutscher Forschungzentren (HGF)

Telefon: 02461/61-46 61, Fax: 02461/61-46 66
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ÖKOSYSTEME/126: Erster direkter Nachweis eines Wal jagt Wal-Szenarios in früheren Ozeanen (idw)


Museum für Naturkunde - Leibniz-Institut für Evolutions- und
Biodiversitätsforschung - 09.01.2019

Erster direkter Nachweis eines Wal jagt Wal - Szenarios in früheren
Ozeanen



In einer im open-access Journal PLOS ONE publizierten Studie, liefern
Manja Voss, Paläontologin am Museum für Naturkunde Berlin, und ihre
Kollegen den ersten Nachweis fossilen Mageninhalts des Urwals
Basilosaurus isis aus Wadi Al Hitan ("Tal der Wale") in Ägypten.
Demnach bestand die Nahrung dieses Wals vor allem aus Jungtieren der
zeitgleich vorkommenden kleineren Walart Dorudon atrox und
charakterisiert Basilosaurus als einen Spitzenräuber in marinen
Ökosystemen des Obereozäns vor etwa 35 Millionen Jahren.

Die UNESCO Welterbestätte Wadi Al Hitan war einst von einem Flachmeer
bedeckt und ist einzigartig aufgrund ihres Reichtums an Fossilien, vor
allem an ausgestorbenen Walen. Die beiden häufigsten Walarten in Wadi
Al Hitan sind der 15 - 18 Meter lange Basilosaurus isis und der 5
Meter lange Dorudon atrox. Zwischen beiden Spezies wird schon lange
eine Räuber-Beute-Beziehung vermutet aufgrund indirekter Belege wie
Bissspuren an Schädeln von D. atrox Jungtieren. Mit Hilfe des neuen
Fundes können die Autoren nun die größeren paläoökologischen
Zusammenhänge im späten Eozän Ägyptens nachzeichnen und B. isis als
einen Meeresräuber identifizieren, der an der Spitze der
Nahrungspyramide stand.

In einer von der National Science Foundation geförderten
Grabungskampagne hat im Dezember 2010 ein internationales Team von
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern unter Leitung von Prof.
Philip D. Gingerich (University of Michigan) das etwa 16 Meter lange
Skelett eines B. isis geborgen. Vom Skelett waren der Schädel, die
Zähne, Wirbel, Rippen und die Langknochen der Extremitäten erhalten.
Neben Bruchstücken eines großen Knochenfisches fanden die
Paläontologinnen und Paläontologen auch Reste von Jungtieren von D.
atrox in der Körperhöhle des B. isis Skeletts. Eines der D. atrox
Individuen zeigte sogar Bissspuren, die mit den Zähnen von B. isis in
Verbindung gebracht werden konnten. In ihrer Publikation
schlussfolgern die Autoren, dass die enorme Körpergröße, die lange und
kräftige Schnauze, zugespitzte Schneidezähne und scharfe Backenzähne
B. isis nicht als Aasfresser sondern fleischfressenden Spitzenräuber
kennzeichnen. Vor dem Hintergrund, dass Wadi Al Hitan als Kinderstube
und Aufzuchtgebiet für Dorudon Wale interpretiert wird, repräsentiert
dieser Fundort die perfekte Jagdregion für B. isis, welcher
vorzugsweise junge und kleine Dorudons fraß.

Funde wie dieser helfen uns die vielfältigen Wechselbeziehungen
zwischen Organismen in einem marinen Ökosystem zu verstehen und
erweitern unser Wissen über die Ökologie von Urwalen und die
trophischen Ebenen in der Nahrungspyramide ehemaliger Ozeane.
Letztendlich helfen uns diese Erkenntnisse auch das heutige Ökosystem
Meer besser zu verstehen und zu schützen.

Diese Forschungsarbeit ist das Ergebnis einer Zusammenarbeit von
Erstautorin Dr. Manja Voss (Museum für Naturkunde Berlin), Dr.
Mohammed Sameh M. Antar (Department of Geology and Paleontology,
Nature Conservation Sector, Egyptian Environmental Affairs Agency,
Cairo), Dr. Iyad S. Zalmout und Prof. Philip D. Gingerich (beide
Museum of Paleontology, University of Michigan, Ann Arbor, USA).



Der Artikel "Stomach contents of the archaeocete Basilosaurus isis:
apex predator in oceans of the late Eocene" wird am 09.01.2019 in der
Zeitschrift PLOS ONE publiziert

(http://journals.plos.org/plosone/article?id=10.1371/journal.pone.0209021).

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news708682

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1323

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Museum für Naturkunde - Leibniz-Institut für Evolutions- und

Biodiversitätsforschung - 09.01.2019

WWW: http://idw-online.de
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ROHSTOFFE/056: Edle Metalle aus Elektronikschrott (idw)


Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt,
09.01.2019

Edle Metalle aus Elektronikschrott



Indium, Neodym und Gold inden sich in vielen elektronischen Geräten.
Was geschieht mit den wertvollen Stoffen, wenn die Geräte nicht mehr
gebraucht werden? Und wie viel edles Metall steckt in Mobiltelefonen,
Computern und Bildschirmen, die derzeit noch in Gebrauch sind? Diesen
Fragen sind Empa-Forscher nachgegangen.

Die drei Rohstoffe Gold, Neodym und Indium gehören zu den rarsten
Elementen auf der Erde: Jedes der drei Metalle macht weniger als
0,0000.1% der Erdkruste aus. Sie finden sich in einer Vielzahl von
elektronischen Geräten - zwar in geringen Mengen, dafür aber in
Schlüsselfunktionen: Indium ist als Indiumzinnoxid elektrisch leitend
und gleichzeitig durchsichtig. Wegen diesen Eigenschaften wird das
Material etwa in LCD-Bildschirmen eingesetzt. Neodym wird in
Verbindung mit Eisen und Bor verwendet, um starke Magneten
herzustellen. Sie finden sich etwa in Festplatten, Lautsprechern,
Kopfhörern und Mobiltelefonen. Gold ist ein sehr guter Leiter, der
nicht korrodieren kann. Das Metall wird deshalb in Elektronikbauteilen
wie Schaltkontakten oder Leiterplatten verwendet. Das Problem:
Insbesondere Neodym und Indium gelten als kritische Metalle. Das
heisst, es besteht zum einen ein Risiko des Versorgungsunterbruchs, da
die beiden seltenen Elemente fast ausschliesslich in China abgebaut
werden. Zum anderen wird ihre Bedeutung für Schlüsseltechnologien als
hoch und die Auswirkungen möglicher Unterbrüche als besonders
gravierend eingestuft.

Doch genau genommen besitzt auch die Schweiz Minen für diese drei
Rohstoffe. Und zwar unter anderem in elektronischen Geräten, die in
Gebrauch stehen oder schon ausgedient haben. Die Empa-Doktorandin
Esther Thiébaud von der Abteilung «Technologie und Gesellschaft» hat
nun erstmals untersucht, wo sich die drei seltenen Metalle in der
Schweiz finden lassen - und wie viel davon für einen weiteren Gebrauch
bereits verloren ist. Thiébauds Analyse zeigte, dass sich bei allen
drei Stoffen der grösste Anteil in Geräten befindet, die zurzeit im
Gebrauch sind. Dann trennen sich die Wege der Elemente: Der
zweitgrösste Anteil an Indium befindet sich in der Schlacke aus
Müllverbrennungsanlagen - und ist damit für eine Rückgewinnung
verloren. Dasselbe gilt für den zweitgrössten Anteil an Neodym; er
findet sich in Schlacke aus Metallhütten, die für den Baubereich
verwendet wird. Gold hingegen wird bereits heute aus ökonomischen
Gründen zu 70% wiedergewonnen, wenn Geräte ihren Lebenszyklus beendet
haben. Während also bei Gold die Recyclingquote schon sehr gut ist,
wird Neodym und Indium in der Schweiz noch überhaupt nicht
zurückgewonnen.

Recycling wäre ökologisch sinnvoll

Bereits 2015 untersuchte das Empa-Team unter der Leitung von Heinz
Böni im Auftrag des Bundesamts für Umwelt (BAFU) und dem
schweizerischen Verband der Anbieter von Informations- und
Kommunikationstechnologien (Swico), ob die Rückgewinnung von Indium
und Neodym ökologisch sinnvoll und wirtschaftlich tragbar ist.
Technisch lässt sich Indium bereits heute zurückgewinnen, wenn auch
mit relativ grossem Aufwand. Und wirtschaftlich gesehen fallen für die
Rückgewinnung von Indium aus Bildschirmen nur moderate Zusatzkosten
an. Sie liessen sich durch eine Erhöhung des vorgezogenen
Recyclingbeitrags von 50 Rappen pro Bildschirm decken. Ökologisch
jedoch ist die Sache klar: Einen Berg ausgedienter Bildschirme hat
einen höheren Indiumanteil als eine Mine mit dem gleichen Volumen, aus
der das Indium als Primärrohstoff gewonnen wird. Auch sind die
Umweltwirkungen beim Recycling laut Studie gleich hoch, wenn nicht
sogar besser als bei der Primärproduktion aus Mineralien. Dies gilt
aber nur, wenn die ausgedienten Geräte im ersten Verarbeitungsschritt
manuell zerlegt und nicht mechanisch zerkleinert werden.

Bei Neodym ist die Bilanz aus ökologischer Sicht sogar noch
eindeutiger: Stammt das Material aus dem Recyclingprozess, dann
belastet dies die Umwelt um einen Drittel weniger, als wenn es aus
einer Mine gewonnen wird.

Die Menge machts

Ähnlich wie Gold befinden sich auch Indium und Neodym klar lokalisiert
in separierbaren Komponenten eines elektronischen Geräts. Auch wäre
die Wiedergewinnung der Rohstoffe machbar, wenn auch mit einigem
Aufwand. Warum also werden diese Metalle bisher nicht zurückgewonnen?

Dazu lohnt es sich, die Mengen zu betrachten. Indium wird erst seit
der Jahrtausendwende in nennenswerten Mengen genutzt. Im Jahr 2014,
für das die aktuellsten Zahlen vorliegen, waren in der Schweiz 1,7
Tonnen des Metalls in Geräten vorhanden, die noch in Gebrauch waren.
Die Geräte, die im gleichen Jahr entsorgt wurden, enthielten insgesamt
aber nur 135 kg Indium. Rund ein Drittel davon erreichten den
Recyclingprozess gar nicht etwa, weil die Geräte in den normalen
Kehricht geworfen oder ins Ausland ausgeführt wurden. Von den 90 kg
Indium, die den Recyclingprozess durchliefen, endeten laut Studie 90%
in Kehrichtverbrennungsanlagen, 5% gehen im Schmelzprozess verloren -
und nur 5% wurden für eine allfällige zukünftige Wiederaufbereitung
aufbewahrt.

Neodym ist schon seit Anfang der 80er-Jahre in grösseren Mengen in
verkauften Elektronikgeräten vorhanden. 2014 befanden sich 39 Tonnen
Neodym in noch genutzten Geräten, die im gleichen Jahr entsorgten
Geräte enthielten 3,9 Tonnen. Davon erreichten immerhin 2,8 Tonnen den
Recyclingprozess, wo das Element indes in der Schlacke des
Schmelzprozesses endete. Beim Gold liegen die Zahlen dazwischen: 4,8
Tonnen waren in Geräten, 440 Kilo wurden in goldhaltigen Komponenten
separiert, und 330 Kilo davon erreichten den Recyclingprozess. Ab da
sind die Verluste gering: Das Gold, welches die Phase der manuellen
Zerlegung erreicht, kann zu 95% wiedergewonnen werden. An den Mengen
allein kann es also nicht liegen, dass nur beim Gold der zusätzliche
Aufwand für die Rückgewinnung betrieben wird. Interessant wird es,
wenn man den Wert der Metalle betrachtet: Die 90 kg Indium, die im
Entsorgungsprozess landen, sind zurzeit 36.000 US-$ wert; 2800 Kilo
Neodym 200.000 US-$ und 330 Kilo Gold 13.600.000 US-$. Bei Gold lohnt
sich also der Aufwand wirtschaftlich betrachtet trotz der geringen
Mengen - bei Neodym und Indium ist die finanzielle Motivation für die
Recyclingunternehmen hingegen (noch) gering.

«Der weitaus grösste Anteil an Neodym und Indium ist immer noch in den
aktuell genutzten Geräten», erklärt Esther Thiébaud. «Eine
geringfügige Erhöhung des vorgezogenen Recyclingbeitrags würde bereits
genügen, um das Recycling wirtschaftlich attraktiv zu machen.» Bis
dahin wäre es zumindest sinnvoll, Bauteile mit einem relativ hohen
Anteil an Indium und Neodym zwischenzulagern - damit die Rohstoffe
nicht für immer verloren sind.




Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.empa.ch/web/s604/ressourcen-in-computern

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news708648

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1017
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt, 09.01.2019
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MELDUNG/362: Landwirtschaft steht zu ihrer Verantwortung bei der Förderung von Insekten (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 14. Januar 2019

Landwirtschaft steht zu ihrer Verantwortung bei der Förderung von
Insekten

DBV-Umweltbeauftragter Hartelt beim Runden Tisch Insektenschutz des
BMEL



Zum heutigen Runden Tisch "Insektenschutz" von
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner betont der
Umweltbeauftragte des Deutschen Bauernverbandes (DBV), Eberhard
Hartelt, die Bedeutung der Insekten für die Landwirtschaft: "Keine
Branche ist mehr auf Bienen und andere Bestäuber angewiesen als wir
Bauern. Deshalb wollen wir Landwirte Vielfalt gestalten und die
Biodiversität fördern. Schon jetzt legen die Landwirte zahlreiche
Blühflächen und Bienenweiden an, damit die Insekten Nahrung finden.
Das soll noch mehr werden". Der DBV-Umweltbeauftragte und Präsident
des Bauern- und Winzerverbandes Rheinland-Pfalz Süd weist aber auch
darauf hin, dass die Ursachenforschung und Maßnahmenumsetzung im
Bereich Insektenrückgang nicht bei der Landwirtschaft stehen bleiben
dürfe. "Flächenfraß, Straßenverkehr, Klimawandel, Lichtverschmutzung,
Monotonisierung privater und kommunaler Grünflächen haben stark
zugenommen, was den Insekten nachweislich Lebensraum nimmt", so
Hartelt. Hartelt fordert zudem eine stärkere Differenzierung in der
Debatte über Insekten. Die Kunst bestehe darin, auch in Zukunft
landwirtschaftliche Kulturen vor Schädlingen schützen zu können und
gleichzeitig Nützlinge zu fördern.

Die Landwirte würden bereits heute eine Vielzahl von Maßnahmen
umsetzen, die auch der Förderung von Insekten dienten, betont Hartelt.
Bundesweit wurden von der deutschen Landwirtschaft alleine über das
Greening im Rahmen der Europäischen Agrarpolitik bereits im Jahr 2017
auf rund 260.000 Hektar Puffer-, Wald- und Feldrandstreifen,
brachliegende Flächen und Landschaftselemente angelegt, was über
350.000 Fußballfeldern oder 1 x der Fläche des Saarlands entspricht.
Zusätzlich werden auf etwa 930.000 Hektar Zwischenfrüchte und
Untersaaten angebaut, was über 1,25 Mio. Fußballfeldern oder 0,5 x der
Fläche Sachsens entspricht und auf 175.000 Hektar Leguminosen, was
über 235.000 Fußballfeldern oder der Fläche von Berlin, Hamburg und
Bremen zusammen gleichkommt. Die Landwirtschaft wird diese Maßnahmen
auch in Zukunft engagiert umsetzen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Januar 2019
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MELDUNG/361: Insektenschutz - Zielkonflikte lösen, Debatten versachlichen (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft - 15. Januar 2019

Klöckner: "Wir müssen Zielkonflikte lösen und die Debatten
versachlichen - ohne Scheuklappen."

Bundesministerin erörtert Stand der Kenntnisse zum Insektenschutz



Die Rolle der Landwirtschaft und des Umweltschutzes beim
Insektenschutz hat Bundesministerin Julia Klöckner mit Vertretern aus
Umweltverbänden, Landwirtschaft und Forschung bei einem Runden Tisch
diskutiert.

Bundesministerin Julia Klöckner: "Die Landwirtschaft braucht einen
intakten Insektenbestand, und Insekten brauchen eine intakte
Landwirtschaft. Das ist eine Symbiose, die mich umtreibt und die wir
ohne Scheuklappen gemeinsam fördern können. Denn wir wissen um den
Rückgang von Insekten, der wahrscheinlich flächendeckend ist. Wir
wissen auch, dass unsere Datenbasis ausbaufähig ist, da das bisherige
Monitoring nur sehr punktuell funktioniert. Das Schwinden der Insekten
hat aber viele Ursachen: Verlust von Habitaten und Nahrungsangebot,
Klimaveränderungen, fehlende oder unterbrochene Strukturen in der
Agrarlandschaft, der Einsatz konkurrenzfähiger Sorten,
Pflanzenschutzmittel oder auch Lichtverschmutzung. Einseitige
Schuldzuweisungen, die sich nur an Landwirte richten, führen uns
angesichts der Fülle von Ursachen nicht weiter. Ich halte es für
wichtig, dass wir nicht nur einen Verursacher rausstellen, oder dass
Schuldzuweisungen nicht reflexartig abgewälzt werden. Daher begrüße
ich die konstruktive Diskussion mit allen Beteiligten. Gemeinsam
analysieren wir den Ist-Zustand und suchen nach Lösungen. Mein
Ministerium hat zum Schutz der Insekten und zum Erhalt ihrer
Lebensräume bereits dafür gesorgt, dass Fruchtfolgen auf Äckern wieder
vielfältiger werden. Wir fördern den Erhalt von Hecken, Feldrainen und
Blühstreifen. Wir haben die Initiative zum Aufbau des "Monitorings der
landwirtschaftlichen biologischen Vielfalt" angeschoben. Über das
Greening in der Gemeinsamen europäischen Agrarpolitik sorgen wir für
ökologische Vorrangflächen. Meine nationale Ackerbaustrategie, die bis
Mitte des Jahres vorliegen wird, verbindet Biodiversität, gesunde
Böden und ermöglicht den Landwirten ökonomisch tragfähigen
Pflanzenanbau. Mehr noch: Das Eckpunktepapier für unser
Aktionsprogramm Insektenschutz haben wir im vergangenen Sommer im
Kabinett abgestimmt. Und mit dem Verbot von einigen Neonikotinoiden
und meiner Minderungsstrategie für Glyphosat werden wir die mit der
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln verbundenen Risiken für Insekten
reduzieren. Zusätzlich hat mein Ministerium allein im vergangenen Jahr
rund sechs Millionen Euro für die Forschung zum Insektenschutz
bereitgestellt und eine umfassende Initiative zum Aufbau eines
Monitorings der landwirtschaftlichen biologischen Vielfalt gestartet.
Wir tragen also dazu bei, dass in Zeiten der Pauschalisierung
zielgenaue und exakte Lösungen gefunden werden."

Hintergrund:

Die Ergebnisse des Gespräches werden in den kommenden Wochen
ausgewertet. Im Anschluss daran haben die Beteiligten Gelegenheit zur
Kommentierung. In einer weiteren Sitzung werden die
Maßnahmenvorschläge dann endgültig abgestimmt. Ziel ist es, das
"Aktionsprogramm Insektenschutz" der Bundesregierung aktiv und
konstruktiv zu begleiten. Des Weiteren plant das Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft im Lauf des Jahres eine Veranstaltung zum
Thema Insektenschutz, bei der der Austausch mit der breiten
Öffentlichkeit im Mittelpunkt steht.

 * 
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STANDPUNKT/1064: Bioökonomie - Industrialisierungs-Turbo für die Landwirtschaft (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - 16. Januar 2019

Bioökonomie: Industrialisierungs-Turbo für die Landwirtschaft

Umwelt- und Entwicklungsverbände veröffentlichen Erklärung zur
Bioökonomie



Die Bioökonomie-Strategie der Bundesregierung birgt das Potential,
Menschen- und Sozialrechte weiter auszuhöhlen und die Umweltzerstörung
zu beschleunigen. Darauf weisen führende Umwelt- und
Entwicklungsverbände zum Beginn der Grünen Woche in Berlin in einer
gemeinsamen Erklärung hin. Bioökonomie wird nur dann zukunftsfähig
sein, wenn sie mit einer sozial-ökologischen Transformation
einhergeht. Dazu müsse der Rohstoffverbrauch dramatisch gesenkt
werden, so die Verbände.

Mithilfe der sogenannten Bioökonomie soll unsere erdöllastige,
klimaschädliche Wirtschaft künftig vor allem auf nachwachsenden
Rohstoffen basieren und somit "grüner" werden. Politik und Wirtschaft
wollen jedoch wenig an den eigentlichen Strukturen unserer
problematischen Produktionsweise ändern.

Die Grüne Woche ist die international größte Agrarmesse. Hierbei
spielt der Bioökonomie-Ansatz hintergründig eine große Rolle, denn die
nachwachsenden Rohstoffe sollen vor allem durch die Land- und
Forstwirtschaft produziert werden.

Schon heute trägt die industrialisierte Landwirtschaft zum Verlust von
Artenvielfalt und Klimawandel bei. Wenn in Zukunft Land- und
Forstwirtschaft zusätzliche Biomasse für neue Geschäftsfelder der
Industrie produzieren, geraten Ökosysteme weiter unter Druck. Darüber
hinaus verschärfen sich auch soziale Konflikte im globalen Süden.

Die Erklärung ist insbesondere ein Appell an die Bundesregierung, ihre
Bioökonomie-Politik neu auszurichten.

Download der Erklärung: https://bit.ly/2AQxlqn

Die Erklärung wurde initiiert vom "Zivilgesellschaftlichen
Aktionsforum Bioökonomie". 

Weitere Infos und Kontakt: www.aktionsforum-bioökonomie.de

 * 
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Pressemitteilung, 16.01.2019
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BILDUNG/3300: "Mobilfunkstandard 5G - wo bleibt das Vorsorgeprinzip", Hamburg, 31.1. (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 15. Januar 2019

Mobilfunkstandard 5G - wo bleibt das Vorsorgeprinzip



Während sich die Hinweise mehren, dass bereits die jetzigen
Mobilfunkfrequenzen für die Menschen gesundheitsschädlich sind, planen
die EU-Staaten europaweit den Ausbau von 5G, des sogenannten
Mobilfunknetzes der fünften Generation.

Die neuen Frequenzen haben zwar eine deutlich geringere Reichweite,
gerade deshalb aber sollen allein in Deutschland Zigtausende neue
Sendeanlagen entstehen.

Referent: Jörn Gutbier, Vorsitzender der Umwelt- und
Verbraucherschutzorganisation Diagnose-Funk aus Baden-Württemberg

Donnerstag, 31. Januar 2019, 19.30 Uhr

Aula der Heinrich-Wolgast-Schule, Greifswalder Str. 14, 20099 Hamburg
/ Zugang über Lange Reihe gegenüber der BUND-Landesgeschäftsstelle

Veranstalter: BUND-Arbeitskreis Elektrosmog

 * 
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EUROPA/190: Trinkwasserrichtlinie - Privilegierung des Trinkwassers auf der Kippe? (BBU WASSER-RUNDBRIEF)


BBU-WASSER-RUNDBRIEF - Nr. 1139 vom 13. Dez. 2018, 38. Jahrgang

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)

Trinkwasserrichtlinie: Privilegierung des Trinkwassers auf der
Kippe? 



Einer der bemerkenswerten Punkte des Entwurfs zur Neufassung der
EG-Trinkwasserrichtlinie war im Febr. 2019 die Privilegierung des
Trinkwassers gegenüber dem Flaschenwasser: In ihrem Novellenentwurf
hatte die EU-Kommission empfohlen, den Flaschenwasserwahn aktiv
entgegenzutreten. In Restaurants soll Trinkwasser kostenlos angeboten
und die Trinkwasserversorger sollen Brunnen und andere öffentlich
zugängliche Trinkwasserzapfstellen einrichten. In einer Einschränkung
des Flaschenwasserkonsums sah die EU-Kommission auch einen Baustein
ihrer Strategie gegen Kunststoffmüll und Mikroplastik. Denn immer mehr
Flaschenwasser wird in PET-Flaschen verkauft, bei denen das Recycling
nur ungenügend funktioniert. Die in den Medien als "Charmoffensive für
das Trinkwasser" titulierte Privilegierung des Trinkwassers gegenüber
dem Flaschenwasser ist jetzt aber gefährdet. Denn inzwischen hat sich
der Ministerrat über den Novellentwurf gebeugt. Und in manchen
EU-Mitgliedsstaaten macht die Flaschenwasserindustrie mächtig Druck,
damit ihre Interessen in der neuzufassenden Trinkwasserrichtlinie
nicht zu kurz kommen. Die Beratungen im Ministerrat stehen unter hohem
Zeitdruck. Wenn es mit der Novelle der Trinkwasserrichtlinie noch
etwas werden soll, muss die neugefasste Richtlinie noch vor der
Neuwahl des EU-Parlaments im Mai 2019 verabschiedet werden. Und damit
das klappt, müssen sich EU-Kommission, EU-Parlament und Ministerrat in
den Trilog-Verhandlungen auf eine Kompromissfassung einigen. In dieser
Ausgabe des WASSERRUNDBRIEFS wird zusammengefasst, welche
Stellungnahmen der Umweltausschuss des EU-Parlaments und das
EU-Parlament selbst zu den Inhalten des Novellenentwurfs abgegeben
haben. Bei den Beschlussfassungen von Ausschuss und Parlament im Okt.
2018 war die Privilegierung des Trinkwassers noch kein Streitpunkt.
Dafür wurde über andere Aspekte gestritten. (Der Novellenentwurf der
Kommission ist in den RUNDBR. ausführlich vorgestellt worden.)

Warum ist die Privilegierung des Trinkwassers so wichtig?

Trinkwasserversorger dürfen sich aus Wettbewerbsgründen nur sehr
vorsichtig gegen den Flaschenwasserwahn aussprechen. Wenn Wasserwerke
in der Vergangenheit allzu keck auf die hohen Kosten des
Flaschenwassers und dessen denkbar schlechte Ökobilanz hingewiesen
haben, wurden sie mit Abmahnungen und Unterlassungsklagen überzogen -
beginnend bei 250.000 Euro aufwärts. Wenn die Privilegierung des
Trinkwassers gegenüber dem Plastikflaschenwasser in der neuen
Trinkwasserrichtlinie der EU Bestand haben sollte, würden die Karten
wettbewerbsrechtlich neu gemischt. Mit dem Segen der
Trinkwasserrichtlinie im Hintergrund müssten die Wasserversorger
weniger schaumgebremst gegenüber dem Flaschenwasserwahn auftreten.
Insofern ist es verständlich dass die Flaschenwasserindustrie derzeit
in Brüssel alle Hebel in Bewegung setzt, um die vorgesehene
Privilegierung des Trinkwassers wieder aus dem Richtlinienentwurf
streichen zu lassen. Und umgekehrt engagieren wir uns, dass der
Flaschenwasserindustrie in Brüssel kein Stich gelingt.

EU-Parlament positioniert sich zur Trinkwasserrichtlinie

Am 23. Okt. 2018 hat das EU-Parlament (EP) seine Stellungnahme zur
geplanten Neufassung der 20 Jahre alten EG-Trinkwasserrichtlinie
(98/83/EG) aus dem Jahr 1998 beschlossen. In vielen Punkten ist das EP
von der Entwurfsfassung abgewichen, die die EU-Kommission im Febr.
2018 vorgelegt hatte. Die Verbände der deutschen Wasserwirtschaft
(DVGW, BDEW, VKU und Allianz der öffentlichen Wasserwirtschaft) haben
sich halbwegs befriedigt zur Beschlusslage des EU-Parlaments geäußert.
Die Verbände hatten in zahlreichen Punkten massive Kritik am
Novellenentwurf der Kommission formuliert. In den nächsten Notizen
werden die wichtigsten Änderungen in der Parlamentsfassung
vorgestellt. In seiner Positionierung ist das EU-Parlament im
Wesentlichen der Beschlusslage des EU-Umweltausschusses gefolgt.
Gleichwohl hat das Plenum in seiner Abstimmung über 224
Änderungsanträge auch eigene Akzente gesetzt. Im weiteren Prozedere
muss sich jetzt noch der Ministerrat zur Neufassung der
Trinkwasserrichtlinie positionieren. Dazu muss ein Kompromiss zwischen
den unterschiedlichen Ansichten der EU-Mitgliedsländer gefunden
werden. Wenn der Ministerrat sein Votum abgegeben hat, wird der
"Trilog" starten - also die Schlussverhandlungen zwischen den
ExpertInnen aus dem federführenden EP-Umweltausschuss, dem Ministerrat
und der EU-Kommission. Um die Novelle der Richtlinie noch vor der
Neuwahl des EU-Parlaments im Mai 2019 verabschieden zu können, werden
die Trilogverhandlungen unter hohem Zeitdruck stehen. Angestrebt wird,
dass der Ministerrat seine Positionierung bis zum Dezember 2018
beschließen soll. Ob das fristgerecht klappen wird, ist aber nicht
sicher, weil die Neufassung der Trinkwasserrichtlinie in der
österreichischen EU-Präsidentschaft eher nur eine geringe Priorität
hat. Weiter untenstehend wird darüber informiert, dass einige Akteure
nicht in jedem Fall traurig wären, wenn der ganze Novellierungsprozess
noch zum Scheitern gebracht werden könnte. Schon die Abstimmung im
EU-Parlament am 23.10.18 war nicht gerade überwältigend gewesen: Zwar
hatten 300 Abgeordnete für den Parlaments-Entwurf und nur 98 gegen den
Entwurf gestimmt - aber 274 Abgeordnete hatten sich der Stimme
enthalten. Eine Synopse zwischen der Kommissions- und der
Parlamentsfassung findet sich auf [1]

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+REPORT+A8-2018-0288+0+DOC+XML+V0//DE

Trinkwasserrichtlinie: Zielvorgaben zur Leckagebekämpfung

Eine eigene Duftmarke hat das EU-Parlament - über die Empfehlungen des
Umweltausschusses hinausgehend - bei der Leckagebekämpfung gesetzt.
Nach Art. 4 Abs. 2 a) sollen die EU-Mitgliedstaaten bis zum 31.
Dezember 2022 nationale Zielvorgaben für die Reduzierung von
Wasserleckagen erstellen. Die Zielvorgaben sollen dann bis zum 31.
Dezember 2030 erreicht sein. - In dem Zusammenhang könnte es von
Interesse sein, dass bei der Internationalen Normungsorganisation
(ISO) derzeit eine Norm zum Management bei der Reduzierung von
Wasserverlusten in Trinkwasserversorgungssystemen in Arbeit ist. In
der Working Group 6 des Technischen Komitees 224 der ISO verhandeln
Experten über die Details der geplanten ISO 24528 "Water loss". Bei
deutschen Experten ist es auf Erstaunen gestoßen, dass in
südeuropäischen Ländern und bei nicht wenigen Consultern das
Druckmanagement als probates Mittel zur Einschränkung von
Wasserverlusten aus löchrigen Wasserversorgungsystemen anerkannt wird:
Während der Nacht wird der Druck im Leitungssystem abgesenkt. Mit
abnehmendem Druck quillt automatisch weniger Trinkwasser aus dem
schadhaften Leitungssystem aus. Mit dieser schlitzohrigen
Herangehensweise kann man sich dann bestätigen lassen, dass man
erfolgreich die Wasserverluste um X Prozent reduziert hat. Deutsche
Rohrnetz-Experten setzten sich in der Working Group 6 dafür ein, dass
es demgegenüber auf die tatsächliche Rehabilitierung des
Leitungssystems ankommen muss. Es bleibt zu hoffen, dass die
Beschlusslage des EU-Parlaments in Art. 4, Abs. 2 a) in der geplanten
Neufassung der Trinkwasserrichtlinie die deutsche Positionierung in
der ISO unterstützen wird.

Der Water Safety Plan muss alle sechs Jahre neu auf den Tisch

Die ganzheitliche Risikobewertung vom Einzugsgebiet der Brunnen bzw.
der Quelle über die Förderung, die Aufbereitung, Speicherung und
Verteilung bis zur Wasseruhr muss nach dem Willen des EU-Parlaments
alle sechs Jahre überprüft und ggf. an neue oder geänderte
Gefährdungslagen angepasst werden. Die Verpflichtung zur
Aktualisierung des entsprechenden Water Safety Plans alle sechs Jahre
nimmt keine Rücksicht mehr auf die Größenklasse des Wasserversorgers
(siehe Art. 7 bis 10). Bei der Risikobewertung für
Oberflächengewässer, aus denen Trinkwasser entnommen wird, soll auch
Mikroplastik Berücksichtigung finden - sobald eine entsprechende
Analysenvorschrift ausgearbeitet und genormt sein wird.

Was der Wasserversorger gegenüber den Kunden offenbaren muss

Bei den umstrittenen Informationsverpflichtungen in Art. 13 und Anhang
IV hat das EU-Parlament einige wenige Verpflichtungen gestrichen - vor
allem Verpflichtungen, die eh keinen Sinn machen. Im handwerklich
schlecht gemachten Kommissionsentwurf war beispielsweise das Gebot
enthalten, dass die Wasserversorger die Kosten der Abwassersammlung
und -reinigung zu deklarieren hätten. Zumindest in Deutschland sind
die meisten Wasserversorger aber gar nicht für den Abwassersektor
zuständig - und haben dementsprechend auf die diesbezüglichen Daten
keinen Zugriff. Die meisten der Informationsgebote, an denen die
deutschen Wasserwirtschafsverbände Anstoß genommen hatten, bleiben
aber auch im Richtlinienentwurf des EU-Parlaments enthalten. Dazu
gehören u.a. Angaben über die Kostenstruktur, die Verwaltungs- und
Eigentumsstruktur sowie über die Investitionen und das Handling von
Verbraucherbeschwerden. Auch die "delegierten Rechtsakte" wurden vom
EU-Parlament nicht gestrichen. Hinter den "delegierten Rechtsakten"
wittern die deutschen Wasserwirtschaftsverbände die Gefahr, dass die
EU-Kommission mit Hilfe eines demokratisch nicht legitimieren
Ausschusses von Wissenschaftlern im Alleingang künftig nicht nur
redaktionelle, sondern auch inhaltliche Änderungen an der Richtlinie
vornehmen könnte. Das EU-Parlament hat bei "delegierten Rechtsakten"
keinerlei Einflussmöglichkeiten mehr.

Trinkwasserrichtlinie: BMWi sichert dem BDEW Unterstützung zu

Die Neufassung der Trinkwasserrichtlinie war bereits auf der
Wasserwirtschaftlichen Haupttagung 2018 des Bundesverbandes der
deutschen Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW) im Sept. in Berlin
(siehe WASSER-RUNDBR. 1137/1-4) diskutiert worden. Dr. Ulrich Nußbaum
vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) hatte auf dem
BDEW-Kongress in seinem Grußwort erklärt, dass man seitens der
deutschen Regierung keine Standard-Aufweichung wolle. Auch eine
Aufblähung der Wasserqualitätsrichtlinie zu einer allumfassenden
Wasserversorgungsrichtlinie sei in Berlin nicht gewünscht. Ferner lege
man Wert darauf, dass bei der Novelle der Richtlinie das
Subsidiaritätsprinzip gewahrt bleibe. Falls es auf nationaler Ebene
schon bessere Standards geben würde, dürfe Brüssel keinen Zwang zur
Übernahme schlechterer Standards ausüben. Auch Dr.-Ing. Jörg Simon,
BDEW-Vizepräsident und Vorsitzender des Vorstandes der Berliner
Wasserbetriebe, hatte in seinem Grußwort an die in Berlin versammelten
Wasserwerker dafür plädiert, die Trinkwasserrichtlinie als reine
Qualitätsrichtlinie zu erhalten. Simon hatte sich ferner gegen eine
drohende Überbürokratisierung, verschärfte Probenahmezyklen und
überbordende Informationsverpflichtungen gewandt. Kritische Daten der
Wasserversorger müssten geschützt bleiben. Deshalb dürfe es nicht zur
der im Novellenentwurf geforderten "kompletten Offenlegung" der
Geschäftsdaten kommen. Einige kritische Punkte habe man durch die
Lobbyarbeit der Wasserversorger in Brüssel bereits bereinigen können.
Seitens der deutschen Wasserversorger müsse man noch daran arbeiten,
dass das Herausfallen der Indikatorwerte wieder rückgängig gemacht
werde. Nußbaum sicherte dem BDEW auch im Hinblick auf den Erhalt der
wichtigen Indikatorparameter die Unterstützung des BMWi zu.
(Indikatorwerte sind gesundheitlich von untergeordneter Bedeutung. Sie
sind aber wichtig für die Steuerung der Aufbereitungsstufen eines
Wasserwerkes.)

Trinkwasserrichtlinie: EP-Umweltausschuss positioniert sich

Zur Berichterstattung über den Stand der Diskussion im EU-Parlament
zur geplanten Neufassung der Trinkwasserrichtlinie hatte der BDEW
Ulrike Müller zu seiner wasserwirtschaftlichen Haupttagung eingeladen.
Die Abgeordnete sitzt für die Freien Wähler im EU-Parlament und dort
im Umweltausschuss, wo sie intensiv an der Stellungnahme zur Novelle
mitgearbeitet hat. In ihrem Referat "Legislativvorschlag der EU -
Ziele und Inhalte" berichtete die Abgeordnete, dass man sich im
Interesse der kleinen und mittleren Wasserversorger unter den
Berichterstattern im Umweltausschuss einig gewesen sei, dass die
Anforderungen nicht über Gebühr verschärft werden sollten. Der
Charakter einer technischen Richtlinie solle erhalten werden, soziale
Gesichtspunkte seien in der Richtlinie angesichts der heterogenen
Wasserversorgungslandschaft in der EU fehl am Platz. Die von der
EU-Kommission vorgeschlagene Aktualisierung der Parameterliste (also
der mit "Grenzwerten" versehenden Stoffliste) sei nach Auffassung des
Umweltausschusses weitgehend okay. Allerdings sollten Endogene
Disruptoren (ED) - also hormonähnlich wirkende Chemikalien - sowie
Mikroplastik zunächst nur in eine "Watchlist" aufgenommen werden. Bei
den Endogen Disruptoren, deren Regulierung in Brüssel heftig
umstritten sei, sehe man in Hinblick auf die noch zu
berücksichtigenden Parameter "die größte Baustelle". Und bei
Mikroplastik würden ohnehin noch verlässliche Analyseverfahren fehlen.
Die Einführung einer Risikobewertung in Form des Water Savety Plans
werde im Umweltausschuss befürwortet. Im Detail müsse hier aber noch
nachgebessert werden. Der vorgesehenen Verbesserung der
Verbraucherinformationen sei prinzipiell ebenfalls zuzustimmen. Die
Informationsverpflichtungen dürften sich aber nur auf die
Wasserqualität beziehen. Die im Kommissionentwurf enthaltenen
Informationsverpflichtungen im Hinblick auf die Preisgestaltung und
sonstige betriebswirtschaftliche Angaben seien demgegenüber
abzulehnen.

Der Umweltausschuss habe ferner die von der Kommission gestrichene
Art. 9-Regelung "wiederbelebt", nach der man sich als Versorger
dreimal drei Jahre lang eine Grenzwertüberschreitung genehmigen lasse
könne (s. RUNDBR 1126/4). Die Tolerierung von
Grenzwertüberschreitungen dürfe nach Ansicht des Umweltausschusses
aber nur erfolgen, wenn damit keine gesundheitlichen
Beeinträchtigungen verbunden seien. Ferner erklärte die Abgeordnete,
dass der Art. 10 a) dem Umweltausschuss "noch richtig Bauchschmerzen"
machen würde. Im Art. 10 sind die Vorgaben für Bauprodukte enthalten,
die mit Trinkwasser in Kontakt kommen. Die "Bauchschmerzen" würden
daher rühren, weil mit dem Kommissionsentwurf die hygienische
Sicherheit von Installationsmaterial in der EU nicht gewährleistet
werden könne (siehe RUNDBR. 1127/4 sowie nächste Notiz).

Materialien in Kontakt mit Trinkwasser: "Versaut"

In der Diskussion zu dem oben genannten Vortrag von Ursula Müller
(MdEP) führte Dr. Birgit Mendel vom Bundesgesundheitsministerium (BMG)
zunächst aus, dass nach 20 Jahren die Richtlinie tatsächlich
renovierungsbedürftig gewesen sei - aber man müsse an den richtigen
Schrauben drehen. Das sei nicht in jedem Fall gewährleistet. So sei
das Minimierungsgebot bei Art. 10 unter den Tisch gefallen. Wenn im
Hinblick auf die Gewährleistung von hygienischer Sicherheit bei Bau-
und Installationsmaterialien keine Nachbesserungen erfolgen würden,
müsse man überlegen, ob ein Scheitern der Novelle letztlich nicht
besser sei. "Wenn man das gute Trinkwasser versauen will, kann man das
am besten in der Installation", so die Ministeriumsmitarbeiterin in
ihrem engagierten Meinungsbeitrag auf der BDEW-Tagung.

Die unterlassene Konsultation mit heißer Nadel heilen?

Mendel kritisierte ferner, dass im Vorfeld des Kommissionsentwurfs
eine umfassende Konsultation mit allen interessierten Kreisen
unterblieben sei. Auch die EU-Mitgliedsstaaten seien von der
Kommission nicht vorab konsultiert worden. Das müsse jetzt zeitraubend
auf Ratsebene nachgeholt werden. Die Befürchtung der
Ministeriumsmitarbeiterin: Wenn jetzt unter dem dadurch erzeugten
Zeitdruck nachverhandelt werden muss, "könne es daneben gehen". Mendel
erklärte in ihrem Diskussionsbeitrag des Weiteren, dass die
Mitgliedsstaaten - also auch Deutschland - die Vorgaben in der
Richtlinie national verschärfen könnten. Das sei aber bereits in der
Bundesregierung wegen unterschiedlicher Sichtweisen voraussehbar mit
Reibungsverlusten verbunden. "Deshalb muss man jetzt schon dafür
sorgen, dass eine stimmige Richtlinie verabschiedet wird." Mendel
äußerte den Verdacht, dass die Kommission schon gewusst habe, warum
sie sich eine Konsultation erspart habe. Man habe in Brüssel die
Richtlinie "als Vehikel für alles Mögliche missbrauchen wollen".

In der Diskussion auf der BDEW-Tagung kritisierte auch Christoph
Wagener, zuständig für die Trinkwasserversorgung in Düsseldorf, dass
die unterlassene Konsultation jetzt offenbar "mit heißer Nadel
geheilt" werden soll. Wagner stellte zudem in Zweifel, ob es überhaupt
einen relevanten Novellierungsbedarf geben würde. Die Richtlinie werde
jetzt mit vielen Aspekten belastet, "die da gar nicht rein gehören".
So sei die Risikobewertung nach Meinung des Düsseldorfer Wasserwerkers
in der EG-Wasserrahmenrichtlinie besser aufgehoben. Und wenn Brüssel
"primäres Mikroplastik einfach verbieten würde, dann bräuchte man auch
keine Watchlist."

Trinkwasserrichtlinie: Wie viel Probenahmen sind angemessen?

In der weiteren Diskussion um alte und neue Parameter führte Mendel
aus, dass die Beschränkung auf nur einen Legionellenstamm "fachlich
unglücklich" sei. (Die Legionellen setzen sich aus zahlreichen Stämmen
zusammen - aber nur wenige Stämme sind eine echte Gesundheitsgefahr.)
Wagner aus Düsseldorf setzte sich noch einmal mit der umstrittenen
Probenahmefrequenz im Kommissionsentwurf auseinander:

"Wenn die Probenahme so geregelt würde, wie das am Anfang gedacht war,
hätte ich auch für Sonn- und Feiertagen zusätzliches Personal für die
Probenahme einstellen müssen - ohne dass dies zu einem Mehr an
Sicherheit führen würde." Mendel stimmte in diese Kritik ein -
allerdings mit einer anderen Bewertung: Die Tabelle mit der
Probenahmefrequenz im Kommissionsentwurf wäre tatsächlich "völlig
überzogen" gewesen. Bei den jetzt vom Umweltausschuss empfohlenen
Modifikationen würden "aber die Kleinen zu gut wegkommen". Im Hinblick
auf die Aufregung über eine zu hohe Probenahmefrequenz machte die
Ministeriumsmitarbeiterin besänftigend darauf aufmerksam, dass die
Probenahmehäufigkeit durch die jetzt schon mögliche "Risikobasierte
Anpassung der Probenahmeplanung" (RAP - siehe RUNDBR. 1126/4,
1124/3-4) vom Versorger in Abstimmung mit dem Gesundheitsamt wieder
reduziert werden könne. Das fand wiederum bei Wagner keine Zustimmung:
Die RAP greife erst, wenn eine auswertbare Zeitreihe über drei Jahre
vorliegen würde. "Da werden Laborkapazitäten aufgebaut, die man dann
nach drei Jahren gar nicht mehr braucht!"



[1] http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+REPORT+A8-2018-0288+0+DOC+XML+V0//DE
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FORSCHUNG/532: Gefahr für Lebensgemeinschaften in Grundwasser und Bachläufen (BBU WASSER-RUNDBRIEF)


BBU-WASSER-RUNDBRIEF - Nr. 1140 vom 15. Dez. 2018, 38. Jahrgang

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)



Kipppunkte im Grundwasser: Wenn's zu warm wird

Immer häufiger werden Gebäude mit Grundwasser im Sommer gekühlt. Dabei
wird die Abwärme der Gebäude ins Grundwasser abgeführt. Wenn mehrere
Gebäude "in Reihe" in einem Grundwasserstrom liegen, kann es zu einer
merklichen Erhöhung der Wassertemperatur in dieser Grundwasserzunge
kommen. Das kann dann unerwartete Wirkungen haben: Denn Grundwasser
ist nicht nur von Mikroorganismen bewohnt, sondern in vielen Fällen
auch von Wirbellosen - beispielsweise kleinen Krebsen. Die Uni Landau
hat u.a. in der Oberrheinebene die Lebensgemeinschaften im Grundwasser
ausführlich untersucht. Die dort lebenden Grundwasserbewohner sind
nach der letzten Eiszeit ins Grundwasser eingewandert - und sind
seither kühle Grundwassertemperaturen gewohnt. Die Kleinkrabbeltiere
die im kühlen Grundwasser beheimatet sind, mögen keine
Wassertemperaturen über 14 Grad. 14 Grad sind in Deutschland die
Obergrenze. Oberhalb von 14 Grad "kippen" die Lebensgemeinschaften.
Abseits der klimatisch begünstigten Oberrheinebene liegt der Kipppunkt
noch ein oder zwei Grade niedriger. Was die Wirbellosen auch nicht
mögen, sind starke Temperaturschwankungen in ihrem
Grundwasserlebensraum. Wenn sowohl mit Grundwasser gekühlt wird, als
auch mit Wärmepumpen dem Grundwasser zum Heizen Wärme entzogen wird,
kann die Amplitude der Temperaturschwankungen im Grundwasser
beträchtlich zunehmen - und das in einem Lebensraum, der sich gerade
durch äußerst konstante Temperaturverhältnisse auszeichnet. Wie sich
stark schwankende Grundwassertemperaturen auf die dort hausenden
Kleinkrabbeltiere auswirken, ist noch nicht einmal im Ansatz
erforscht.

Temperaturmanagement für's Grundwasser

Mit den grundwasserbewohnenden Lebensgemeinschaften hat sich der
Bundesarbeitskreis Wasser im BUND auf seiner Sitzung am 15. Dez. 2018
in Fulda befasst. Die WasserexepertInnen des BUND wollen
erreichen, dass für sensible Grundwasserleiter ein
Temperaturmanagement eingeführt wird. Bei der Genehmigung von
Gebäudekühlungen mit Grundwasser soll künftig nicht nur gecheckt
werden, ob hierfür genügend Grundwasser zur Verfügung steht. Es soll
auch geprüft werden, ob die Temperaturlimits für die
wärmeempfindlichen Lebensgemeinschaften nicht überschritten werden.
Denn die Kleinkrabbeltiere und die mikrobiellen Lebensgemeinschaften
sind wichtig für die Selbstreinigungskraft im Grundwasser. Organische
Stoffe, die ins Grundwasser von oben eingetragen werden, werden von
Wirbellosen und Bakterien weggefuttert (verstoffwechselt). Rechtliche
Regelungen zum Schutz der Grundwasserbiozönosen gibt es bis jetzt
nicht. Die Wasserfachleute des BUND wollen sich dafür stark machen,
dass zunächst geprüft wird, ob im Wasserhaushaltsgesetz oder in der
Grundwasserschutzrichtlinie Schutzvorschriften für die
Grundwasserbiozönosen eingeführt werden können. Ein entsprechendes
Temperaturmanagement zum Schutz der Wirbellosen ist vor allem in den
sauerstoffführenden Grundwasserleitern notwendig. In den reduzierten
Grundwasserleitern der norddeutschen Tiefebene gibt es nicht genügend
Sauerstoff für die Wirbellosen. Dort bestehen die Lebensgemeinschaften
überwiegend nur aus Bakterien, die auch mit anaeroben Bedingungen zu
Streich kommen. Allerdings ist nicht völlig ausgeschlossen, dass auch
bakterielle Lebensgemeinschaften auf Temperaturerhöhungen reagieren.
So wird spekuliert, dass neben einer steigenden Vermehrungsrate auch
zunehmende Schleimausscheidungen eine Folge von deutlichen
Temperaturerhöhungen im Grundwasser sein könnten. Dann bestünde die
Gefahr, dass Grundwasserleiter zuschleimen, so dass die
Fließgeschwindigkeiten im Grundwasser abnehmen könnten.

Weitere Auskunft zu den Forschungen der Uni Landau über die
Temperaturempfindlichkeit der grundwasserbewohnenden
Lebensgemeinschaften:

Institut für Grundwasserökologie IGÖ GmbH
An der Universität Landau
www.groundwaterecology.de

Wenn die Wasserassel aus dem Wasserhahn schaut

Mit den zuvor genannten Fragestellungen wird sich auch eine
wissenschaftliche Tagung vom 19. bis 21. März 2019 an der Uni Landau
befassen. Unter dem Titel "Neue biologische Verfahren im Trink- und
Grundwassermanagement - Rechtliche Anforderungen und praktische
Anwendung" wird u.a. erläutert, wie man die Lebensgemeinschaften in
den Wassereinzugsgebieten von Wasserwerken auch als
Frühwarnindikatoren für drohende Rohwasserverschlechterungen
heranziehen kann. Um den Anforderungen im Risikomanagement und in der
Qualitätssicherung im Trink- und Grundwasserschutz - entsprechend dem
DVGW-Arbeitsblatt W 271 - entsprechen zu können, wird es künftig auch
auf die Kenntnisse der Grundwasserbiozönosen ankommen. Beim Abhaken
des Water Safety Plans mit seinen Prüfpunkten vom Einzugsgebiet bis
zur "Wasseruhr" spielt zunehmend auch die Kontrolle der
Wirbellosenfauna im Grundwasser eine Rolle - wobei einige dieser
Grundwasserbewohner (insbesondere die Wasserasseln) durchaus den Weg
bis zum Wasserhahn finden (s. RUNDBR. 926/3-4, 920/3-4, 820/3, 416/2).

Weitere Auskunft zu dieser Tagung unter

www.trinkwasserkonferenz.de

Citizen Science: Bürger erforschen Grundwasserlebensgemeinschaften


Im Vorfeld der Landesgartenschau 2022 im südbadischen Neuenburg am
Rhein ist ein Citizen Science-Projekt angelaufen. Citizen Science
bedeutet, dass sich auch interessierte "Normalos" bei der Erforschung
von Grundwasserlebensräumen beteiligen können. In einem
Projektprospekt heißt es u.a.: "Grundwasser ist nicht nur unsere
wichtigste Ressource für sauberes Trinkwasser, sondern auch ein
Lebensraum, der von außergewöhnlichen Tieren besiedelt ist, die an der
Reinigung des Grundwassers beteiligt sind. Die wenigsten Menschen
kennen seine bizarren, oft exotisch aussehenden Bewohner. Dieses
Forschungsfeld weist immer noch große Wissenslücken auf. So ist u.a.
zur Verbreitung und den Standortansprüchen einzelner Arten sowie zur
Biodiversität vieler Regionen wenig bekannt. Nur wenige Experten gehen
diesen Wissenslücken auf den Grund. Erste Daten zeigen, dass Südbaden
ein besonders interessantes Gebiet für die Untersuchung von
Grundwassertieren ist. Südbaden zeichnet sich, auch im europäischen
Vergleich, durch eine besonders hohe Biodiversität im Grundwasser
aus."

Im Rahmen des Citizen Science-Projektes "Grundwasser - der verborgene
Lebensraum" sind Schulklassen und Studis sowie EhrenamtlerInnen aus
den Umweltverbänden eingeladen, sich an der Erforschung der
südbadischen Grundwasserlebensräume zu beteiligen. Da der regionale
Wasserversorger - die badenova AG - das Projekt sponsert, können alle
notwendigen Gerätschaften den Interessenten kostenlos zur Verfügung
gestellt werden. Wer sich beteiligen will, wird zunächst in einem
Workshop für die Erforschung der Grundwasserlebensräume fit gemacht.
Die erhobenen Daten der LaienWissenschaftlerInnen sollen in
wissenschaftliche Folgeprojekte einfließen und auf der
Landesgartenschau in Neuenburg am Rhein 2022 im Rahmen
einer Ausstellung präsentiert werden.

Weitere Auskunft zu diesem Projekt bei:

Institut für Grundwasserökologie IGÖ GmbH

D-76829 Landau

Homepage: www.groundwaterecology.de

Kolmatierung: Den guten ökologischen Zustand kannste vergessen!


Wenn sich trotz aller Renaturierungsbemühungen der guten ökologische
Zustand im Bach oder Fluss nicht einstellt, dann kann das mindestens
zwei Ursachen haben: Eine zu hohe Belastung mit Mikroverunreinigungen
aus oberhalb liegenden Kläranlagen und/oder die Kolmatierung der
Bachsohle. Letztere kann wiederum mindestens zwei Ursachen haben: Die
Erosion von Ackerflächen, so dass Feinmaterial die Bachsohle verklebt
und/oder schlecht funktionierende Nachklärbecken in den oberhalb
liegenden Kläranlagen: Dann wird "Suspensa" aus der Nachklärung in die
Bäche ausgeschwemmt. Supensa - also kleinste Belebtschlammflöckchen -
verkleben ebenfalls die Bachsohle. Die Bachsohle kann dadurch
betonhart werden. Kieslaicher wie Bachforellen haben dann keine Chance
mehr für eine erfolgreiche Fortpflanzung. Auch wenn es nicht so weit
kommt, kann die Kolmatierung durch organische Stoffe zu einer
beträchtlichen Sauerstoffzehrung im Sandlückensystem der Bachsohle
("hyporheisches Interstitial") führen (siehe auch Kasten, siehe auch
RUNDBR. 1008/2 sowie insbes. 585/3, 543/3 und 503).

Die kolmationsbedingte Vernichtung der Lebensräume im Sandlückensystem
ist deshalb schwerwiegend, weil 90 Prozent und mehr der
Kleinkrabbeltiere des Bachs ("Makrobenthosfauna") nicht im Bach oder
auf der Bachsohle, sondern im hyporheischen Interstitial beheimatet
sind. Das Sand- und Kieslückensystem kann viele Meter beiderseits des
Bachs und in die Tiefe reichen. Das Sand- oder Kieslückensystem
verbindet damit die oben genannten Grundwasserlebensräume mit den
Lebensräumen im Bach. Wenn auf Grund der Kolmatierung die Bachsohle
und die Sand/Kies-Lückensysteme verklebt und verstopft sind, kann sich
folglich kein »guter ökologischer Zustand« - wie er in der
EG-Wasserrahmenrichtlinie vorgeschrieben ist - einstellen.

Die auf S. 1 genannte Sitzung der Wasserfachleute des BUND in Fulda
hat sich auch der Kolmatierung gewidmet. Die WasserexpertInnen des
BUND sind auf der Suche nach Möglichkeiten, wie die Kolmatierung
stärker als bislang beim Gewässermonitoring erfasst werden kann. Die
Erfassung von Struktur und Substrat an der Gewässersohle ist zwar in
der Oberflächengewässerverordnung zwar vorgesehen. Aber an der
Bachsohle endet in der Regel das Gewässermonitoring. Rein in das
Sand/Kies-Lückensystem geht die Strukturgütekartierung nicht. Die
Kolmatierung wird damit nicht qualifiziert erfasst. Die
BUND-WasserexpertInnen wollen das ändern. Dazu sollen zunächst einmal
Gespräche mit der Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) geführt
werden. Im Meinungsaustausch mit den Wasserfachleuten der
Länderumweltministerien soll geklärt werden, ob man Änderungen im
Wasserhaushaltsgesetz und/oder in der Oberflächengewässerverordnung
anstreben sollte. Ferner will man beim BUND noch stärker als bislang
der Erosion in der Landwirtschaft problematisieren. Im Durchschnitt
werden vier Tonnen Ackerkrume pro Jahr und Hektar wegerodiert - im
Extremfall können es aber auch mal 400 Tonnen sein. Soweit die
Bundesländer überhaupt eine Erosionsschutzverordnung haben, fehlt
diesen Verordnungen die Durchschlagskraft (s. Fußzeilen auf Seite 4!).

Weitere Auskunft zu den Aktivitäten des Bundesarbeitskreises Wasser
des BUND bei: 

BUND-Bundesgeschäftsstelle Berlin

Auch die Wasserkraftnutzung kann zur Kolmatierung beitragen

In einem Bach mit natürlichem Geschiebetrieb werden bei Hochwässern
viel Kies und Steine ("Geschiebe") den Bach hinunter transportiert.
Die auf der Bachsohle rollenden Kiesel und Steine raspeln dann immer
wieder die Bachsohle auf. Der Geschiebetrieb öffnet also die verklebte
und verstopfte Bachsohle, so dass wieder frisches, sauerstoffreiches
Wasser in das Sand/Kies-Lückensystem einfließen kann. Der Stau von
Wasserkraftanlagen wirkt allerdings in vielen Fällen als Sedimentsenke
oder -falle. Oberhalb der Stauanlage bleiben Kies und Steine liegen.
Unterhalb des Staus fehlt dann das Geschiebe zum Aufraspeln der
kolmatierten Bachsohle. Und im Rückstaubereich der Wehranlage des
Wasserkraftwerkes bleiben nicht nur Kiesel und Steine liegen, sondern
auch sehr viel Feinmaterial. So kommt es in der Regel auch zu einer
Kolmatierung des Rückstaubereichs.
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MELDUNG/164: Dem Klimawandel zum Trotz - Ostsee könnte zurück in einen guten Zustand gelangen (idw)


Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde - 14.01.2019

Dem Klimawandel zum Trotz: Ostsee könnte zurück in einen guten
Zustand gelangen



In dem größten Modellvergleich, der jemals für die Ostseeregion
durchgeführt wurde, kam jetzt ein internationales Autorenteam um den
Warnemünder Ozeanographen Markus Meier zu dem Ergebnis, dass ein guter
Zustand der Ostsee-Umwelt erreicht werden kann, wenn die im
Ostseeaktionsplan vorgesehenen Maßnahmen zur Reduktion der
Nährstoff-Einleitung konsequent umgesetzt werden. Sie widersprachen
damit der Ansicht, dass der Klimawandel generell ein Erreichen dieses
Zieles unmöglich macht. Gleichzeitig bestätigten sie jedoch, dass bei
unverändert hoher Nährstoffbelastung der Klimawandel für eine
Verschärfung der Überdüngung sorgt.

Überdüngung zählt zu den größten Umweltproblemen der Ostsee. Sie
befördert das Entstehen toxischer Algenblüten und führt zu
Sauerstoffmangel-Regionen, in denen kein höheres Leben mehr existieren
kann. Der Ostseeaktionsplan zielt daher explizit darauf ab, weniger
Nährstoffe in die Ostsee einzutragen. Alle Anrainerstaaten haben sich
auf dieses Ziel verständigt, aber die Umsetzung verläuft schleppend.
In den letzten Jahren mehrten sich die Stimmen, die eine höhere
Reduktionsrate forderten, da durch den erwarteten Klimawandel auch
eine Verschärfung der Überdüngungsproblematik erwartet wird.

Vor diesem Hintergrund führte ein internationales Team von
Modellierern aus Deutschland, Schweden, Finnland, Russland und
Portugal eine Analyse von 58 so genannten Multi Model Ensemble
Simulationen für die Ostseeregion im 21. Jahrhundert durch. Unter
Berücksichtigung von Klimaszenarien, die der Weltklimarat (IPCC) für
den fraglichen Zeitraum entwickelt hat, untersuchten alle Modelle die
Auswirkungen einer konsequenten Umsetzung des Ostseeaktionsplans.
Parallel wurde die Entwicklung bei unveränderten Eintragsmengen
berechnet. Als Kontrolle dienten die Jahre 1980 bis 2005, für die
Beobachtungswerte vorliegen. Je näher die Modellergebnisse für diesen
Zeitraum an diese real gemessenen Werte herankamen, desto höher wurde
die Verlässlichkeit der Modelle eingestuft. Zur Erfassung des
Zustandes wurden die Variablen Sauerstoff, Salzgehalt und Temperatur
sowie die Nährstoffe Stickstoff und Phosphor herangezogen.

Noch nie zuvor hatten so viele komplexe physikalisch-biogeochemische
Modelle die Entwicklung der Ostsee durchgehend aus der Vergangenheit
im Jahr 1960 über die Gegenwart bis in eine Zukunft im Jahr 2100
gerechnet. "Wir finden unter den Modellergebnissen solche, die die
Referenzwerte der Jahre 1980 bis 2005 gut widerspiegeln", fasst Markus
Meier, Leiter der Sektion Physikalische Ozeanographie und Messtechnik
am IOW, die Ergebnisse zusammen. "Diese Ergebnisse werten wir auch
hinsichtlich der Projektionen in die Zukunft als verlässlich."
Überraschend ergab sich jedoch, dass auch die Modelle, die einzeln von
den Referenzwerten stark überweichen, in ihrer Gesamtheit einen
Mittelwert aufweisen, der den Ergebnissen der verlässlichen Modelle
entspricht. Offensichtlich kompensieren sich die unterschiedlichen
Schwächen der Modelle am Ende. "Wir haben immer noch mit großen
Unsicherheiten zu kämpfen. Aber insgesamt zeigen die Modellergebnisse,
dass bei rigoroser Anwendung der im Ostseeaktionsplan ausgewiesenen
Maßnahmen zur Reduktion von Nährstoffeinträgen auch unter veränderten
Klimabedingungen ein guter Zustand für die Ostsee erreicht werden
kann."

Allerdings wird es einige Dekaden länger dauern, als ursprünglich
angestrebt, bis der Erfolg eintritt. Markus Meier lässt keinen Zweifel
daran, dass dem Klimawandel nicht mit Halbherzigkeit begegnet werden
kann. "Wenn wir die Reduktionsziele nicht konsequent verfolgen, werden
die Reaktionen auf den Klimawandel die Überdüngung und alle damit in
Verbindung stehenden Umweltprobleme verschärfen."

Der Modellvergleich ist unter dem Dach des Baltic Earth Programms
(www.baltic-earth.eu/)
und mit finanzieller Unterstützung des BONUS-Projektes
Baltic App (Well-being from the Baltic Sea - applications combing
natural sciences and economics) sowie des Schwedischen Forschungsrates
für Umwelt-, Landwirtschaftsforschung und Raumplanung durchgeführt
worden.

Originalpublikation:

Meier, H. E. M., Edman, M. K., Eilola, K. J., Placke, M., Neumann, T.,
Andersson, H. C., Brunnabend, S. E., Dieterich, C., Frauen, C.,
Friedland, R., Gröger, M., Gustafsson, B. G., Gustafsson, E., Isaev,
A., Kniebusch, M., Kuznetsov, I., Müller-Karulis, B., Omstedt, A.,
Ryabchenko, V., Saraiva, S. and Savchuk, O. P.(2018) Assessment of
Eutrophication Abatement Scenarios for the Baltic Sea by Multi-Model
Ensemble Simulations. Front. Mar. Sci. 5:440. doi:
10.3389/fmars.2018.00440

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news708802
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http://idw-online.de/de/institution480
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